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Editorial 


Linke Ortsbestimmungen der Gegenwart 


Das sozialistische Lager und die 
Sowjetunion existieren nicht mehr. 
Die Koordinaten der politischen 
Landschaft und die Angelpunkte 
linker Theorie und Strategie haben 
sich daher verschoben. Es fragt sich 
natürlich: wohin? Diese Frage stellt 
sich weniger orthodoxen Parteiintel- 
lektuellen - die ohnehin nicht auf 
Fragen, sondern auf vorgefertigte 
Antworten spezialisiert waren. Sie 
stellt sich vielmehr jener »Neuen 
Linken«, die seit den 60er Jahren in 
Opposition gegen den Sozialismus 
sowjetischen Typs entstanden war, 
und nun bemerkt, daß sie mit dem 
gemeinsamen Gegenstand dieser 
Opposition ihren gemeinsamen 
Nenner verloren hat. Sie stellt sich 
schließlich all denen, die von den 
triumphalistischen Wortführern des 
Wirtschaftsliberalismus erstaunt 
vernehmen, daß nicht nur der 
Staatssozialismus, sondern auch die 
sozialstaatliche »Institutionalisie- 
rung des Klassenkonflikts« ausge- 
spielt habe. 

Von einer Krise des Marxismus ım 
Jahre 1993 zu sprechen wie noch 
Ende des vergangenen Jahrhunderts 
während des »Revisionismusstreits« 
oder Anfang der 30er bei der Her- 


aufkunft des Faschismus und Natio- 
nalsozialismus und dann wieder 
Mitte der 70er Jahre nach dem abge- 
brochenen Aufbruch von '68 wäre 
eine Untertreibung. Die sozialisti- 
schen Projekte, die in der Tradition 
der II., II. und IV. Internationale er- 
arbeitet worden sind, sind keine Al- 
ternativen zur kapitalistischen Form 
der Vergesellschaftung. Kann also 
auch die Theorie ad acta historiae 
gelegt werden? Nach dem Scheitern 
des einzigen historisch real-soziali- 
stischen Projekts werden diese Pro- 
jekte in eine Grabkammer gebettet. 
Darüber wird eine post-sozialisti- 
sche Pyramide post-moderner Theo- 
rıe und liberaler Politikfragmente 
errichtet. Über »die Linke«, über 
Sozialismus heute nachzudenken, ist 
nur möglich, wenn man sich von al- 
ten Dogmen verabschiedet. Dabei 
muß man sich allerdings nicht klein- 
laut in eine windstille Ecke verkrü- 
meln, um der Zugluft der Geschich- 
te zu entgehen. Denn »die Linke« 
gab es auch vor 1917. 

Warum soll es sie nach der mehr als 
70 Jahre währenden Geschichte der 
»verratenen Revolution« nicht im- 
mer noch und immer wieder geben? 
Niemand anderes als Max Weber 
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rechnete den »modernen Sozialis- 
mus« dem »modernen Gegensatz 
zwischen großindustriellem Unter- 
nehmer und freiem Lohnarbeiter« 
als komplementäre Erscheinung zu. 
Die säkularisierte, moderne kapitali- 
stische Gesellschaft ist weder per- 
fekt noch sakrosankt. Also ist sie für 
verschiedene Projekte und Entwik- 
klungspfade offen, auch für linke 
Ideen, Programme und Bewegun- 
gen. »Kapitalismus«, das heißt nicht 
nur demokratische Bürgergesell- 
schaft, Umgangsformen in persönli- 
cher Freiheit, Markt und ökonomi- 
sche Effizienz - Normen und prakti- 
zierte Lebensformen, auf die sıch zu 
verständigen niemandem schwer 
fallen dürfte. Kapitalismus steht 
auch für Ausbeutung, für ungleiche 
Lebenschancen, für Krisen, für Ab- 
hängigkeit und Fremdbestimmung 
und für globalisierte Naturzerstö- 
rung. Herausforderungen für Kritik 
verbleiben also auch am sogenann- 
ten »Ende der Geschichte«, das sich 
nur wenige Jahre nach dem Ende 
der West-Öst-Konfrontation als eine 
unüberschaubare Gemengelage von 
Konflikten, Kriegen und Interven- 
tionen dem Zeitgenossen darbietet. 
Doch wie soll diesen Herausforde- 
rungen begegnet werden, nachdem 
viele Gewißheiten entschwunden 
sind? Die sich überschlagenden Er- 
eignisse in Osteuropa, in der Sow- 
jetunion und anderswo sind Trüm- 
merhaufen auf einem historischen 
Pfad, der sich in unwegsamen Ge- 
lände verliert. 


Fellow Traveller und Dissidenten 


Die Linke in der westlichen Welt, 
gleichgültig wie sie sich theoretisch, 
ideologisch und politisch definierte, 
war im Öst-West-Gegensatz lokali- 
siert. Der Linken im Osten wurde 
ein Maulkorb umgehängt und sie 
mußte sich zweideutig verhalten. In 
Opposition zum Regime schien sie 
ohne ihr weiteres Zutun auf die Sei- 
te des Blockgegners zu geraten; im 
Streben nach Emanzipation begab 
sie sich jedoch in ein Niemandsland 
jenseits der Blöcke, wo Kontaktauf- 
nahme und Verständigung mit der 
ebenfalls »heimatlosen« westlichen 
Linken nur selten gelang. Für die 
Ausgrenzung der Linken aus dem je 
eigenen System sorgten im Westen 
der vergleichsweise harmlose Fel- 
low-Traveller-Vorwurf oder die 
Empfehlung, doch »nach drüben« 
zugehen. Im Osten wurde diese Em- 
pfehlung mit Ausbürgerung, Arrest 
und Isolation der »Dissidenten« bru- 
tal in die Tat umgesetzt. Die Logik 
des Kalten Kriegs folgte dem binä- 
ren Code des Dafür- oder Dagegen- 
Seins: tertium non datur. Darin wa- 
ren sich McCarthy und das Mos- 
kauer ZK einig. Die Versuche, un- 
abhängige Positionen zu beziehen, 
waren riskant und obendrein auch 
folgenlos. Denn die Linken, immer 
in Opposition zum jeweiligen Re- 
gime, waren auch vom Blockgegner 
nicht einfach zu goutieren, entzogen 
sie sich doch dem binären Schema. 
Die östlichen Linken paßten nicht in 
die westliche Politik der Blockstabi- 
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lisierung; die Linken im Westen wa- 
ren den östlichen Machthabern im- 
mer suspekt, weil sie das Monopol 
des von Breschnew als »real-exi- 
stierend« definierten Sozialismus in 
Frage stellten. Jene, die in der bipo- 
laren Welt zwischen 1947 und 1985 
einen Weg zwischen den oder jen- 
seits der Blöcke suchten, hatten kein 
leichtes Spiel, auch wenn sie die 
Sympathien der (unabhängigen) 
Linken auf sich vereinen Konnten, 
wie Titos Jugoslawien in den frühen 
50er oder Castros Kuba in den 60er 
Jahren, Dubceks Tschechoslowakei 
im Jahre 1968 oder zehn Jahre spä- 
ter das sandinistische Nicaragua. 
Doch gerade weil der als Realität 
beschworene Sozialismus aus der 
Manege gejagt worden ist, sind der 
Linken nun neue Aufgaben und 
Chancen im Welttheater des »Post- 
Kommunismus« zugewachsen. Be- 
freit vom ständigen Abgrenzungs- 
zwang - daß eine westliche Linke 
»unabhängig«, »neu«, »undogma- 
tisch«, »anti-autoritär« und »nicht- 
orthodox« sein müsse, um nicht mit 
dem Marxismus-Leninismus und 
der Politik des Sowjetblocks identi- 
fiziert zu werden - kann sie ihre Kri- 
tik auf den als alternativlos präsen- 
tierten Kapitalismus konzentrieren. 
Kritik setzt allerdings Theorie vor- 
aus und eine Vision, aus der sie ihre 
Kraft zieht. 

Die Marx'sche Kritik der politischen 
Ökonomie nährte sich aus der Uto- 
pie einer nachkapitalistischen Ge- 
sellschaft, wobei Marx im szientifi- 
schen 19. Jahrhundert der Wissen- 


schaft (dem »wissenschaftlichen So- 
zialismus«) die Aufgabe der Kritik 
der kapitalistischen Produktionswei- 
se anvertraute. Heute kann sich eine 
solche Kritik nicht mehr naiv auf 
»positive Wissenschaft« berufen. 
Angesichts der überwältigenden 
»Positivität« des globalisierten Ka- 
pitalismus und der ihm zur Verfü- 
gung stehenden Wissenschaft, 
kommt es mehr denn je darauf an, 
den »Möglichkeitssinn« zu schär- 
fen. Jede Wirklichkeit enthält, wie 
Robert Musil in diesem Sinn be- 
merkte, auch eine mögliche Wirk- 
lichkeit: »...darin, daß eine Mög- 
lichkeit nicht Wirklichkeit ist, 
drückt sich nichts anderes aus, als 
daß die Umstände, mit denen sie ge- 
genwärtig verflochten ist, sie daran 
hindern, denn andernfalls wäre sıe 
ja nur eine Unmöglichkeit; löst man 
sie nun aus ihrer Bindung und ge- 
währt ihr Entwicklung, so entsteht 
die Utopie...«. Wer über die Wirk- 
lichkeit redet, sollte also den ver- 
steckten Möglichkeiten von Befrei- 
ung nachspüren: aus den vielfältigen 
Umgarnungen der Konsumwelt, aus 
den das menschliche Maß überstei- 
genden Zeitansprüchen, den Lei- 
stungs- und Konkurrenzzwängen, 
der zunehmenden Verelendung ei- 
nes großen Teils der Bevölkerung in 
der Dritten Welt und nicht zuletzt 
aus einem die Tragfähigkeit der glo- 
balen Ökosysteme weit überfordern- 
den Naturverbrauch. 
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Gespenster 


75 Jahre nach der russischen Revo- 
lution folgte die sowjetische Implo- 
sion - was kommt danach? Wie wird 
die Übergangsperiode, in die alle 
osteuropäischen Länder eingetreten 
sind, ausgehen? Kann der 1917 zer- 
schnittene rote Faden der Geschich- 
te von 1789 einfach wieder aufge- 
griffen werden, so wie es die These 
von der »nachholenden Revolution« 
nahelegt? Findet Ariadne so leicht 
aus dem Labyrinth der Geschichte, 
oder ıst der Faden, an dem sich Brü- 
der (und Schwestern) zur Sonne, zur 
Freiheit emporhangeln können, heil- 
los verknotet? Ist es möglich, daß 
sich Artikulationsmuster zwischen 
dem Alten, dem Vorrevolutionären, 
dem was in der Zwischenzeit ge- 
schehen und entstanden ist, und dem 
kapitalistischen Weltgeschehen un- 
serer Tage herausbilden? Welche 
Gesellschaften entstehen im Zuge 
der Transformationsprozesse, wel- 
che Zerfallsprodukte bleiben als Re- 
siduen auch in der neuen Zeit und 
wie lange? 

Der alte proletarische Internationa- 
lismus - selbst noch abgewandelte 
Form des Universalismus der fran- 
zösischen Revolution und ideologi- 
scher Hintergrund der Ausdehnung 
des Sozialismus sowjetischen Typs 
über die russischen Grenzen (auch 
die französische Revolution war 
freilich expansiv) - scheint an- 
geblich »wiedergeborenen« Formen 
von Nationalismus Platz zu machen; 
Reliquien aus der vorrevolutionären 


Epoche werden poliert. Ausgemu- 
sterte Zuschreibungen von kollekti- 
ven Identitäten sind brandaktuell. 
Das mit dem Kapital und Lenins 
Schriften gerüstete »Gespenst des 
Kommunismus« ging bis zum Ende 
des »kurzen 20. Jahrhunderts« in 
Europa um. Ihm folgt das waffen- 
starrende und mordbrennende Ge- 
spenst des rassistischen Nationalis- 
mus. In den Triumph von Markt- 
wirtschaft und Demokratie mischen 
sich schon vor Ende der Feier die 
Tschetniks und Ustaschas, johlende 
Neonazis und Skinheads. 

Die Entstehung vieler neuer Natio- 
nen in Osteuropa ist daher alles an- 
dere als ein produktiver Prozeß, es 
ist die Herausbildung eines »entzivi- 
lisierten Kapitalismus« (vgl. PRO- 
KLA 85), das Insignium der Verge- 
sellschaftungsdefizite des Marktes 
(wie übrigens nicht nur in Östeuro- 
pa, sondern in vielen anderen Welt- 
gegenden auch; der reiche, »zivili- 
sierte« Westen nicht ausgenom- 
men). Jugoslawien ist dafür ein un- 
endlich trauriges Beispiel, das im 
Kaukasus, vielleicht im Baltikum 
oder in Rußland Schule machen 
könnte - freilich mit dem unange- 
nehmen Unterschied, daß die dorti- 
gen Kombattanten nicht nur über 
Kalaschnikows, sondern auch über 
Atomwaffen verfügen. Daß auch im 
Westen Europas Nationen, Regio- 
nen oder Ethnien nach Unabhängig- 
keit streben, ist natürlich kein Trost. 
Soll für Basken, Korsen, Walliser 
etc. nicht gelten, was für die Balten, 
Moldavier oder Georgier für selbst- 


358 


PROKLA-Redaktion 


verständlich gehalten wird? Wer po- 
litische Einheiten auf nationale oder 
ethnische Unterscheidungen grün- 
den will, wird die Landkarte Euro- 
pas und der Welt permanent neu 
zeichnen müssen. Staaten lösen sich 
auf, bilden sich neu, vereinigen und 
spalten sich - ohne Konflikt und 
Krieg freilich wird dies alles nicht 
abgehen. Linke Kokettiererei mit 
der »nationalen Frage« hebt die 
Sargdeckel, aus denen die glatzköp- 
figen Vampire zum Mitternachts- 
tanz entsteigen. 


Fundamentalismus 


Gerade die Krise der kapitalisti- 
schen Weltwirtschaft seit Mitte der 
70er Jahre hat deutlich gemacht, wie 
sehr in einer Phase des Niedergangs 
und der Destruktion technische, ar- 
beitsorganisatorische und ideologi- 
sche Innovationen entwickelt und 
implementiert werden können. Kein 
Wunder, daß die Schumpetersche 
These von der »schöpferischen Zer- 
störung« in der gegenwärtigen Krise 
wieder Hochkonjunktur erlebt, bis- 
weilen als zynische Feststellung, 
manchmal als Trostrede. In der 
Krise der 90er Jahre jedenfalls sind 
Strukturveränderungen am Werk, 
die wohl diejenigen der letzten Gro- 
ßen Krise noch in den Schatten stel- 
len. Das Niveau der Arbeitslosigkeit 
dürfte auch bei einem erneuten Auf- 
schwung in den Industrieländern des 
Westens deutlich höher als in den 
80er Jahren liegen, die Landkarte 
der Industriestandorte wird weltweit 


neu gezeichnet. Für die Transforma- 
tionsgesellschaften Osteuropas wäre 
es sicherlich leichter, sich in einer 
Boomperiode an den Weltmarkt an- 
zukoppeln. »Blühende Landschaf- 
ten« wären eher im Aufschwung als 
in der Krise zu kultivieren. Die ver- 
sprochenen und erwarteten Gratifi- 
kationen der »samtenen Revolution« 
kommen so allenfalls mit Zeitverzö- 
gerung, wenn überhaupt, zustande. 
Im Westen dagegen steigt mit der 
Ungewißheit über die Zukunft auch 
die Unsicherheit und in ihr der Ruf 
nach Sicherheit, nach Absicherung, 
beispielsweise der Grenzen gegen 
die von außen kommenden Zumu- 
tungen. Das ist eine große Zeit für 
Populismen und Fundamentalismen, 
also für Abgrenzungen einerseits 
und die Herstellung neuer prekärer 
Identitäten, die auf Vergangenes re- 
kurrieren, andererseits. Am »Ende 
der Geschichte« ist dieses Vergan- 
gene von der »tabula rasa« gefegt 
worden, nun wird es mangels pro- 
duktiver Perspektiven erneut aufge- 
tischt. 

Gegen die neuen und irritierenden 
Fundamentalismen wird auch die 
Linke in eine neu errichtete Front 
einzugemeinden versucht. Die dra- 
matis personae der traumatischen 
Systemauseinandersetzung in die- 
sem Jahrhundert, ehemalige Kom- 
munisten und Antikommunisten, 
werden in der FAZ-Serie »What's 
Left?« aufgerufen, die Erbschaft der 
Aufklärung gegen den bedrohlich 
heraufziehenden Irrationalismus der 
Anti-Aufklärung und gegen den 
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Fundamentalismus der Religion, der 
Ethnien, der politischen Irrationa- 
lismen gemeinsam zu verteidigen. 
Die alte Front am Eisernen Vorhang 
ist zusammengebrochen und schon 
soll ein neuer Kreuzzug organisiert 
werden. Offenbar wird ein beträcht- 
licher Teil der Menschheit des Kol- 
lapses des realen Sozialismus, des 
»Siegs im Kalten Krieg« und der Er- 
richtung der neuen Weltordnung mit 
politisch-parlamentarischer Demo- 
kratie und freiem Markt nicht so 
recht froh. Das ist verständlich, 
denn die Gratifikationen des westli- 
chen Zivilisationsmodells sind ex- 
trem ungleich auf dem Globus ver- 
teilt. Den einen das Auto, ein voller 
Kühlschrank und der grüne Punkt, 
den anderen die Giftfässer und der 
Wohlstandsmüll, um, wie es aus der 
Weltbank heißt, dem Zustand von 
»underdevelopment« und »under- 
pollution« ein Ende zu bereiten. 

An dieser Stelle offenbart sich eine 
fundamentale Inkonsequenz libera- 
len Denkens. Die Emphase, mit der 
beispielsweise Ralf Dahrendorf die 
Weltbürgerschaft gegen falsche Er- 
satzutopien begründet und das »Pro- 
jekt der Moderne« verteidigt, das 
verbissene Pochen auf der Nicht-Re- 
vozierbarkeit von individueller Frei- 
heit, Differenz, Distanz, von ziviler 
Gesellschaft und freiem Markt, 
müssen darauf befragt werden, ob 
diese Prinzipien überhaupt auf ei- 
nem kapitalistisch dominierten Glo- 
bus mit mehr als sechs Milliarden 
Menschen am Ende des zweiten 
Jahrtausend verallgemeinerbar sind. 


Kant konnte noch von Weltbürger- 
schaft als einem emanzipatorischen 
Prinzip ausgehen. Denn im Königs- 
berg seiner Zeit waren Treibhausef- 
fekt und Ozonloch, Verwüstung und 
Verseuchung ganzer Landstriche, 
Ausrottung der Arten, atomarer 
GAU und Übervölkerung des Glo- 
bus kein Thema. Äußere Restriktio- 
nen eines Prinzips, das aus sich ver- 
nünftig zu begründen war (und es 
immer noch ist), gab es nicht, jeden- 
falls nicht als »man-made« Grenzen. 
Aber kann heute das abstrakte Prin- 
zip eines Weltbürgers in Freiheit 
bemüht werden, ohne Gedanken 
über die Restriktionen seiner kon- 
kret-historischen Realisierbarkeit 
oder über die »Antiquiertheit des 
Menschen« in einer entmoralisierten 
Systemwelt technisch-wissenschaft- 
licher und ökonomischer »Sach- 
zwänge« anzustrengen? Man kann 
es, aber um den Preis der Zerstörung 
des Prinzips der Weltbürgerschaft 
zu Gunsten eines anderen: desjeni- 
gen der globalen Apartheid, die in 
jeder einzelnen Gesellschaft ihre 
Metastasen der erzwungenen Di- 
stanzierung ausbildet. Völker, die 
sıch nicht selbst ernähren können, 
so ganz unverschämt F.A. von 
Hayek, sollen eben zugrundegehen. 
Völker, die nıcht zum Wohlstand 
westlicher Industrienationen auf- 
schließen, so ein Trend in der post- 
modernen politischen Theorie von 
rechts bis post-links, sind selber 
schuld an ihrer Entwicklungsmisere. 
Die liberale Emphase der Weltbür- 
gerschaft und der Aufruf an die 
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Rechte und die Linke, sich am 
Kreuzzug gegen die fundamentali- 
stische Bedrohung des aufgeklärten 
Projekts von Markt, Demokratie und 
Individualität zu beteiligen, sind die 
Kehrseiten der gleichen Medaille. 
Eben darum ist der Appell zum anti- 
fundamentalistischen Feldzug so 
obszön - und gleichzeitig nutzlos. 
Denn es sind diejenigen, die zum 
Appell blasen, die mit ihrem Le- 
bensstil, ihrer Produktionsweise ge- 
rade die Grenzen des Wohlstands- 
modells erzeugen, das zwar aller 
Welt das Bild der Entwicklung bie- 
tet, aber gleichzeitig dafür sorgt, daß 
das Bild niemals weltweit Realität 
werden kann. 


Europa und der Rest der Welt 


Kapitalismus ist eine Produktions- 
weise, eine Gesellschaftsform und 
auch ein Lebensstil. Die Internatio- 
nalisierung des Kapitalismus bedeu- 
tet also auch die Internationalisie- 
rung einer Lebensweise, die als 
American way of life ein Etikett er- 
halten hat. Infolge der Internationa- 
lisierung des Kapitals jedoch ist es 
nicht mehr möglich, einen American 
way of life auf nationalstaatlicher 
Ebene zu realisieren. Die Internatio- 
nalisierung von Geld und Kredit hat 
die nationale Souveränität der Wirt- 
schaftspolitik eingeengt, wenn nicht 
gesprengt. Gleichzeitig erfordert die 
internationale Konkurrenz Anpas- 
sungen der Produktionstechnolo- 
gien, Arbeitsbedingungen und Ar- 
beitszeiten. Angesichts dieses Sach- 


verhalts scheitern linke Projekte, 
bricht sich gewerkschaftliche Politik 
an den »Sachzwängen« der interna- 
tionalen Konkurrenzfähigkeit. Na- 
tionale Politik ist in der Internatio- 
nalisierungsfalle gefangen und kann 
nur noch auf internationale Prozesse 
reagieren. Die neokonservative De- 
regulierungswelle der späten 70er 
und 80er Jahre ist folglich nicht nur 
einem ideologischen Konstrukt ge- 
schuldet, sondern der über Märkte 
vermittelten Internationalisierung. 
Auch der monetäre Keynesianismus 
spricht diesen Sachverhalt an: Staat- 
liche Steuerungsmöglichkeiten sind 
angesichts der realen Marktlogik 
zum Mißerfolg verdammt. Die (na- 
tionalen) Staaten beherrschen in der 
internationalen Währungskonkur- 
renz noch nicht einmal die (ökono- 
mische) Grenze. Ein Staat ohne äu- 
Bere und innere Grenzen, dies hat 
schon Poulantzas herausgearbeitet, 
ist letztlich nicht souverän. Die Ver- 
suche, auf regionaler Ebene politi- 
sche Kompetenz zurückzugewinnen 
(z.B. mit dem innerhalb der Grünen 
favorisierten Projekt des »Europa 
der Regionen«), tragen diesem 
Sachverhalt Rechnung, werfen aber 
zugleich neue Probleme auf: die 
Konkurrenz von Regionen und die 
Unmöglichkeit, auf regionaler Ebe- 
ne nicht nur Wachstums- sondern 
auch Schrumpfungspakte zu schlie- 
Ben. Um letztere nämlich abzusi- 
chern (beim Niedergang der Stahlin- 
dustrie, des Schiffbaus etc.), müssen 
überregionale, nationale, in Europa 
sogar supranationale europäische 
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Umverteilungsprozesse kalkuliert 
und gesteuert werden, die die politi- 
sche Präsenz auf überregionaler 
Ebene erforderlich machen. Nach 
Maastricht und den Beschlüssen 
über eine Währungsunion ist dies 
aber noch schwieriger als zuvor. 
Denn sollten die monetär-ökonomi- 
schen Kriterien von Maastricht tat- 
sächlich in Europa etabliert werden 
(was einigermaßen unwahrschein- 
lich ist), wäre der Spielraum für eine 
sozialreformerische Linke oder für 
die Gewerkschaften höchst einge- 
engt. Auch mit linker »Europhorie« 
(vgl. PROKLA 75) und Europa als 
»Ersatzutopie« für den verlorenen 
Sozialismus ließe sich dieses Defizit 
nicht beheben. 

So kommt es zu dem paradoxen 
Sachverhalt, daß Produktion und 
Konsumtion die nationalen Grenzen 
ökonomisch sprengen und suprana- 
tionale Institutionen hervorgebracht 
haben, die die politische Internatio- 
nalisierung zumindest in Westeu- 
ropa auf die Tagesordnung gesetzt 
haben, und daß gleichzeitig durch 
nationalistische und ethnische Anru- 
fungen individualisierende Distan- 
zen erzeugt werden. Wenn »Wohl- 
stand für alle (Europäer)« nicht als 
individuell befriedigende Abgren- 
zung realisiert werden kann, dann 
tendiert die »europäische Bürgerge- 
sellschaft« zum Wohlstandschauvi- 
nismus, dessen Mauern das politi- 
sche Einigungsprojekt diskreditie- 
ren. Auch die moderne Rechte ist 
heute europäisch. Aber sie will ein 
geschlossenes Europa und rigide de- 


finieren können, wer dazu gehört 
und wer nicht. Sie will Europa für 
sich und die anderen, die Nicht-Da- 
zugehörigen in den Rest der Welt 
expedieren. Das »Europa der Regio- 
nen« ist daher weniger ein freundli- 
ches Projekt der kleinen Kreisläufe 
und des »small is beautiful« als eine 
wohlstandschauvinistische Abgren- 
zung, ein regionalistischer Protekti- 
onismus innerhalb des europäischen 
Protektionismus. Die Legha Norte 
in Italien ist da bereits weit vorge- 
prescht. Europa hört da auf, wo Af- 
rika anfängt, und das ist irgendwie 
in der Nähe von Rom. 

Auch ökologische Überlegungen 
führen zu der Erkenntnis, daß die 
Globalisierung des in den entwik- 
kelten OECD-Ländern realisierten 
Wohlstands- und Industriemodells 
gar nicht möglich ist, daß also die 
marktgesellschaftliche Individuali- 
sierung ein Hollywood-Traum ist, 
»a dream that money can't buy«. 
Vordergründig betrachtet hat dies 
mit der Begrenztheit von Ressour- 
cen zu tun und mit den Grenzen der 
Tragfähigkeit der biotischen und 
abiotischen Sphären der Erde für die 
festen, flüssigen und gasförmigen 
Emissionen auch der »saubersten« 
Industrien. Jedoch dürfen diese 
Grenzen nicht als physische mißver- 
standen werden. Es handelt sich da- 
bei um soziale Grenzen der Indu- 
strialisierung. Denn Industrialisie- 
rung ist eine Art »positionelles Gut« 
(Fred Hirsch). Dies bedeutet, daß 
die Gratifikationen der Industriali- 
sierung nur genutzt werden können, 
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sofern nicht alle Menschen dieser 
Erde daran partizipieren. Es ist 
schlechterdings ausgeschlossen, daß 
die mehr als sechs Milliarden Men- 
schen am Ende dieses Jahrhunderts 
Fortschritt als eine der westeuropäi- 
schen oder nordamerikanischen ver- 
gleichbare Automobil- oder Kühl- 
schrankdichte realisieren. Wenn alle 
das positionelle Gut industrielle 
Wohlstandsgesellschaft haben und 
nutzen wollen, hat niemand etwas 
davon. Die Produktion von Werten 
folgt einer Logik der Grenzenlosig- 
keit, jener der von Aristoteles be- 
schriebenen »chrematistischen« Spi- 
rale«. Die Produktion und Konsum- 
tion von Gebrauchswerten jedoch 
findet ein Maß an den menschlichen 
Bedürfnissen und an den natürlichen 
Grenzen der Lebenssphären des 
Globus, die als Umweltschäden im 
politischen Prozeß thematisiert wer- 
den und Resonanz in ökologischen 
Bewegungen finden. 


Selbstbegrenzung 


Fortschritt ist heute nur noch in der 
Sackgasse möglich, deren totes En- 
de jedoch bereits in Sichtweite ist. 
Ein linkes Projekt kann heute folg- 
lich nur noch postindustriell - und 
postfordistisch sein. Eine Fortset- 
zung der tradierten kapitalistisch- 
marktwirtschaftlichen Industriege- 
sellschaft ist nur scheinbar noch 
Fortschritt; das »Ende der Geschich- 
te«x könnte Ouvertüre zu den »letz- 
ten Tagen der Menschheit« sein. 
Denn erstens ist es völlig ausge- 


schlossen, daß alle Menschen dieses 
Modell zu praktizieren vermögen. 
»Internationale Solidarität«, also ei- 
ner der zentralen Werte der Linken, 
würde ein niemals einzulösendes 
Schlagwort in einer Welt bleiben, in 
der Wohlstandsinseln sich nur hal- 
ten können, wenn sie sich gegen die 
Zumutung der Ausdehnung des 
Wohlstandsmodells auf alle Konti- 
nente zur Wehr setzen. Zum anderen 
ist schon heute absehbar, daß der 
Fortschritt am toten Ende der Sack- 
gasse in eine heillose Flucht zurück 
umschlägt. Und dann ist gegen die 
regressiven Kräfte kein Halten 
mehr. 

Ist Fortschritt also nur noch jenseits 
der Industriegesellschaft möglich? 
Auch ein linkes Projekt kann natür- 
lich nicht auf moderne Technolo- 
gien oder Industrien verzichten. Die 
industrielle Basis des Gesellschafts- 
modells der Zunkunft ist unverzicht- 
bar, jedoch muß diese der gesamten 
Menschheit zur Verfügung stehen, 
darf also kein positionelles Gut 
mehr sein. Die Richtung, die eine 
europäische Linke einschlagen muß, 
ist daher vorgezeichnet: Während 
die traditionelle Linke ihre Strate- 
gien zu beträchtlichem Teil auf Um- 
verteilung gründete, kann eine mo- 
derne Linke ihr politisches Projekt 
nur noch als Strategie der Selbstbe- 
grenzung, der Vermeidung, der Re- 
duktion formulieren. Umverteilung 
setzt ja die Produktion des zu Ver- 
teilenden voraus, und daher hatte 
die Linke die geringsten Probleme, 
solange die Produktion expandierte, 
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das Wachstum florierte und Vollbe- 
schäftigung gesichert war. Die An- 
sätze, mit keynesianischer Stimulie- 
rung der Nachfrage das »golden 
age« der europäischen Wirtschafts- 
wunder zurückzuholen, sind nicht 
nur problematisch, weil sie nicht 
funktionieren; sie wären noch pro- 
blematischer, wenn sie funktio- 
nieren sollten. 

Selbstbegrenzung, Vermeidung und 
Reduktion bedeuten zunächst eine 
radikale Verkürzung der Arbeitszeit, 
um die Beschäftigung zu steigern. 
Wie sehr solche Überlegungen dem 
herrschenden Trend zuwiderlaufen, 
zeigt die derzeitige Debatte um de- 
ren Verlängerung. Krisenzeiten sind 
immer Hochzeiten für populistische 
Großreden und Attacken, wenn po- 
litische Akteure am Ende ihrer kon- 
ventionellen Weisheit angelangt 
sind, keine neuen Ideen wagen und 
Macht dort situieren, wo sie gerade 
sitzen. Das ist in Kiel nicht anders 
als in München oder Bonn (und Mi- 
lano und Marseille). Wenn freilich 
alle versuchen sollten, Arbeitsko- 
sten durch Arbeitszeitverlängerung 
zu sparen und so die Konkurrenzpo- 
sition zu verbessern, dann arbeiten 
schließlich alle mehr, aber keiner 
gewinnt im härteren internationalen 
Wettbewerb. Nur die Lebensqualität 
hat sich verschlechtert und die Ar- 
beitslosigkeit ist nicht geringer, son- 
dern größer geworden. Die »Mitte 
der Gesellschaft«, aus der Nationa- 
lismus und Wohlstandschauvinis- 
mus entspringen, wird breiter. Die 
Strategie der Arbeitszeitverlänge- 


rung ist ökonomisch unsinnig und 
politisch kontraproduktiv. Denn 
man kann nicht den Stand der 
Emanzipation, wenn es denn in Kri- 
senzeiten sich aufdrängt, nach hin- 
ten abwickeln, ohne politische Arti- 
kulationsmuster zu erzeugen, die 
auch nach hinten losgehen. Arbeits- 
zeitverkürzung als »Suche nach der 
gewonnen Zeit« bedeutet aber auch 
eine Abkehr von der tradierten Zen- 
tralität der Arbeit, also nicht nur 
neue ökonomische Strategien son- 
dern ein neues kulturelles Projekt. 
Darüber hinaus müssen radikale en- 
ergie- und rohstoffsparende Metho- 
den entwickelt werden. Auch hier- 
bei handelt es sich nicht allein um 
intelligente technische Methoden, 
sondern um die Entwicklung neuer, 
mobiler und flexibler Konzepte und 
Lebensformen, um eine andere Ge- 
staltung urbaner Verhältnisse, also 
auch um die Veränderung der Ar- 
beitsteilung zwischen Stadt und 
Land, die Veränderung der Arbeits- 
teilung zwischen den Geschlechtern 
und derjenigen von körperlicher und 
geistiger Arbeit. Die Minimierung 
des ökologischen »Throughput«, des 
Stoff- und Energieverbrauchs, ist 
also mehr als Effizienzsteigerung, es 
zielt auf gesellschaftliche Verände- 
ungen, die aus der Sackgasse der 
»modernen Industriegesellschaften« 
herausführen. Die ökologische Lin- 
ke kann ein solches Projekt nur eu- 
ropaweit, international konzipieren. 
Auf die Herausforderungen nach 
dem Zusammenbruch des realen So- 
zialismus und der bipolaren Ord- 
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nung ist mit einer »neuen Weltord- 
nung« geantwortet worden. Sie wäre 
sozusagen die Umsetzung des histo- 
rischen Konzepts vom »Ende der 
Geschichte« in die (global)räumli- 
che Dimension. Die politische und 
ökonomische Gestaltung der westli- 
chen Industrieländer lieferten die 
Prinzipien dieser Ordnung. Nur sind 
deren Elemente nicht verallgemei- 
nerbar. Die Kehrseite der schönen 
neuen Weltordnung ist das Chaos, 
die Unordnung. Die Aussichten sind 
also höchst unerfreulich: Krisen, 
Konflikte und Kriege in Permanenz. 
Sie lassen sich nicht auf Dauer von 
der »ordentlichen« Welthälfte fern- 
halten, zumal ja die »Ordnungs- 
mächte« in den Regionen, wo das 
Chaos herrscht, ebenso permanent 
intervenieren, am Golf, am Horn 
von Afrika, in Jugoslawien, dem- 
nächst im Kaukasus und dann... Ein 
linkes Projekt muß ebenfalls univer- 
sell sein, also vermeiden, den re- 
gressiven Tendenzen der ethnisch 
begründeten Abgrenzung mit der 
»nationalen Frage« nachzulaufen. 
Es muß zugleich multipolar konzi- 
piert sein und den glaubwürdigen 
Versuch machen, die Polarisierung 
der gegenwärtigen Welt innerhalb 
der einzelnen Nationen, zwischen 
den Nationen und zwischen Norden 
und Süden auf dem Globus zu über- 
winden. 


Leopoldo Märmora ist tot 


Am 3. August dieses Jahres starb Leopoldo Märmora. Weder seine unbän- 
dige Lebenslust, die ansteckende Dynamik, die seinen Lebensalltag präg- 
ten, sein unbeschreiblicher Optimismus und Tatendrang, den seine Freunde 
und Kollegen an ihm kannten und schätzen, noch der Mut und der Überle- 
benwille, die er in den letzten Monaten immer wieder mobilisierte, reichten 
aus, um die Krebskrankheit zu besiegen. Leopoldo Märmora wurde 1945 in 
Buenos Aires geboren und kam Ende der 60er Jahre in die Bundesrepublik, 
um hier Soziologie zu studieren - ein Fach, das unter den sich abwechseln- 
den argentinischen Militärregimes als staatsfeindlich galt. Seit Anfang der 
70er Jahre lebte und arbeitete Leopoldo Märmora in Berlin. Er promovierte 
und habilitierte sich am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität und war 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter, später als Privatdozent am Berliner La- 
teinamerika-Institut beschäftigt. Seit zwei Jahren arbeitete er an der For- 
schungsstätte der evangelischen Studiengemeinschaft in Heidelberg. Den 
PROKLA - Lesern ist Leopoldo Märmora als Autor unserer Zeitschrift be- 
kannt (vgl. z.B. PROKLA 82, Entwicklungsländer zwischen aktiver Welt- 
marktintegration und globaler Umweltkrise;, PROKLA 86, Sustainable De- 
velopment und globale Gerechtigkeit im Nord-Süd-Konflikt), vielen Mit- 
arbeitern der aktuellen wie der früheren PROKLA-Redaktionen als wissen- 
schaftlicher Mitstreiter, leidenschaftlicher Diskutant und Freund. 

Leopoldo Märmoras Publikationen kreisten um Themen, für die er als 
deutscher Argentinier und argentinischer Deutscher prädestiniert war. Als 
jemand, der die Verhältnisse in Industrie- und Entwicklungsländern aus ei- 
gener Anschauung kannte, sich in Europa wie in Lateinamerika »zu Hau- 
se« fühlte, dessen Lebensweg und Erfahrungshorizont also mit den Ent- 
wicklungen der beiden Polen unserer Weltgesellschaft eng verbunden war, 
arbeitete er über »Nord-Süd-Beziehungen«, »Entwicklungsperspektiven 
Lateinamerikas«, »Verhältnis von Nation und Internationalismus«, »Demo- 
kratie, Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit in der sich herausbildenden 
Weltgesellschaft und -wirtschaft«, »Globale Umweltkrise und Entwick- 
lungsperspektiven der Länder des Südens«. Leopoldos wissenschaftlicher 
Erkenntnisdrang war Teil seiner persönlichen Lebensgeschichte. Während 
der Militärdiktatur in Argentinien, zwischen 1976 und 1983, konnte er, 
aufgrund vieler Veröffentlichungen und politischer Aktionen gegen die 
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massiven Menschenrechtsverletzungen in seinem Land, nicht nach Buenos 
Aires reisen, wo seine Familie lebt. Dieser Umstand schmerzte ihn, der er 
aus eigener Wahl in Deutschland lebte und hier tief verwurzelt war, der 
sich jedoch Zeit seines Lebens als Argentinier und Lateinamerikaner defi- 
nierte, sehr. 

Dieser Biographie ist geschuldet, daß Leopoldo zu einem politischen Men- 
schen, scharfsinnigen, belesenen, Kritischen Analytiker und emphatischen 
Wissenschaftler wurde, bei dem Zuhörer und Leser spürten, daß ihn seine 
Themen bewegten und daß er andere bewegen wollte - und konnte. Leopol- 
do gehörte in der Bundesrepublik zu den interessantesten kritischen Ent- 
wicklungstheoretikern. Seine Arbeiten waren erfrischend, anregend und 
weiterführend, weil ihn Klischees, Denktabus und Stereotype langweilten. 
Als jemand, der seit über zwei Jahrzehnten in der Solidaritäts- und Men- 
schenrechtsbewegung und der Berliner Alternativen Liste engagiert war, 
gehörte er zu denen, die sehr früh traditionelle und simplizistische antiim- 
perialistische und dependenztheoretische Positionen in Frage stellten, als 
diese noch »in Mode« waren. Daß er die beiden Welten in der einen Welt- 
gesellschaft so viel intensiver kannte als die meisten seiner Kollegen, 
machte ihn hellhörig für viele Vor- und Fehlurteile, die im Süden über den 
Norden und im Norden über den Süden entstehen und gepflegt werden. Die 
zentrale Fragestellung, die in seinen Arbeiten immer wieder auftauchte, 
war die nach Chancen und Wegen zu mehr sozialer Gerechtigkeit und De- 
mokratie unter den Bedingungen zunehmender Globalisierung. Ein beson- 
ders schmerzlicher Umstand ist es, daß dieser Nachruf gerade in einer 
PROKLA-Nummer erscheint, die sich mit den Perspektiven der Linken in 
Europa beschäftigt - Leopoldo hatte für dieses Schwerpunktheft einen Bei- 
trag geplant, für den ihm seine Krankheit letztlich keine Kraft mehr ließ. 
Leopoldo war radikal im besten Sinne, in seinen Plädoyers für Demokratie, 
individuelle Freiheit und soziale Gerechtigkeit im globalen Maßstab; er 
war pragmatisch und suchte auch unter noch so ungünstig erscheinenden 
Bedingungen nach politischen Spielräumen; und er war ein leidenschaftli- 
cher Optimist, der vor Ideen sprühte und andere mitzureißen verstand - in 
der wissenschaftlichen wie in der politischen Arbeit. Es waren wohl diese 
Eigenschaften und sein persönlicher Erfahrungshorizont, die ihn als Kolle- 
gen, Lehrenden und politischen Mitstreiter so liebenswert und anziehend 
machten. 

Leopoldo war jedoch nicht nur ein brillianter Wissenschaftler. Viele wer- 
den ihn vor allem als einen wertvollen Menschen und großartigen Freund 
in Erinnerung behalten. Wer von seinen Berliner Freunden erinnert sich 
nicht an die Gartenfeste der Familie Märmora in Hermsdorf, die Leopoldo 
so sehr genoß, weil er es liebte, unter Freunden zu sein. Und wer spürte 
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nicht den Verlust eines Menschen, der durch seine Lebensfreude und Krea- 
tivität, seine intellektuelle Neugier, seine Lust, stundenlange Diskussionen 
zu führen, wo er sich doch für alles zugleich interessierte, anderen viel zu 
geben vermochte. Seine warmherzige Ausstrahlung, die man so deutlich 
spürte, wenn man ihn zum Beispiel erlebte, wie er seinen Kindern vorlas, 
aus Jules Vernes 'Reise zum Mittelpunkt der Erde’ oder aus dicken Wälzern 
über die Geschichte der Römer, des Mittelalters oder Lateinamerikas, hät- 
ten seine Freunde noch gern länger genossen. 

Ich hatte das Glück, in den vergangenen fünf Jahren schr intensiv mit Leo- 
poldo zusammenzuarbeiten, und uns verband über den Spaß an der ge- 
meinsamen Arbeit hinaus eine tiefe Freundschaft. Man hat wohl in unse- 
rem Arbeitsfeld nicht oft das Glück, auf Menschen zu treffen, mit denen 
eine vertrauensvolle, sich gegenseitig befruchtende gemeinsame Arbeit 
über längere Zeit möglich ist. Auf »einer Wellenlänge zu liegen«, das sagt 
sich leicht, und es ist doch so selten anzutreffen. Leopoldo hatte noch viel 
vor, und er sprühte vor Schaffenskraft und Kreativität, als er Ende letzten 
Jahres von der schrecklichen Krankheit erfuhr. Noch vor wenigen Wochen 
schmiedete er Pläne für ein neues Buch, bis wenige Tage vor seinem Tod 
arbeiteten wir an einigen Texten, die er nun nicht mehr wird beenden kön- 
nen. 

Im Sommer 1990, einige Monate nach dem Fall der Mauer und dem Be- 
ginn der Umbrüche in ganz Osteuropa, verlebten wir einige herrliche Tage 
in einem Ferienhaus in Umbrien. Die Weltgeschichte schien sich in diesen 
Wochen zu beschleunigen, die Auswirkungen des Zusammenbruchs der 
autoritären realsozialistischen Länder auf den Lauf der Geschichte waren 
völlig offen. Stundenlang ereiferten wir uns während ausgiebiger Früh- 
stücksgelage über die sich neu ergebenden Chancen und Risiken für die 
demokratische Linke, die Konsequenzen des Umbruchs für die Länder des 
Südens und vieles mehr. Leopoldo war fasziniert von der Überwindung 
längst erstarrter gesellschaftlicher Strukturen, dem Wegfall obsoleter 
Denktabus und scheinbarer Gewißheiten, auch und gerade in der Linken, 
und der Möglichkeit und Notwendigkeit eines neuen, radikaldemokrati- 
schen Diskurses über die abgesteckten politischen und ideologischen 
Claims der Vergangenheit hinaus. Die Fragen, die ihn immer interessierten, 
stehen weiter auf der Tagesordnung, viele seiner Publikationen sind daher 
von großer Aktualität. Die leidenschaftliche Lebensfreude und die Kreati- 
ven Ideen von Leopoldo Märmora werden vielen fehlen. 


Dirk Messner 


Bogdan Denitch 


Lernen aus Jugosiawiens Tod: 
Nationalismus und Demokratie' 


Zorn, Mitleid und Sorge, mehr oder minder gleich dosiert, überwältigen 
mich, wenn ich die düsteren Aussichten für Demokratie oder irgendeine 
erträgliche und gerechte Ordnung in den Staaten sehe, die aus dem Schiff- 
bruch des ehemaligen Jugoslawiens und in den meisten anderen postkom- 
munistischen Ländern entstehen. 

Der primitive Nationalismus und die politische Stümperei der mediokren 
Provinzgrößen, die in den beiden größten Republiken, Serbien und Kroa- 
tien, die politische Führung in die Hände bekamen, haben die Demokrati- 
sierung in Jugoslawien blockiert und zu ständigen Konfrontationen zwi- 
schen den herrschenden »Natiokratien«, zu dem blutigen Krieg auf kroati- 
schem Boden im Sommer 1991 und zu dem weit blutigeren Gemetzel in 
Bosnien und der Herzegowina geführt. Serben und Kroaten sind jetzt Ri- 
valen wie auch Komplizen bei einer stillschweigend vereinbarten Teilung 
jenes glücklosen Staates auf Kosten der muslimischen Slawen, der größten 
Bosniergruppe. Die Nationalisten und Separatisten, die die ersten freien 
Wahlen in Slowenien gewannen, sind auch nicht ohne Schuld. Sie brachen 
eilends eine bewaffnete Konfrontation mit der Bundesarmee vom Zaun, als 
sie Grenz- und Zollposten an der Landesgrenze eines noch existenten Jugo- 
slawiens zu Italien und Österreich besetzten. Der Zweck, ein unabhängiger 
Separatstaat, heiligte für sie jedes Mittel. Das gab zum anderen keineswegs 
das Recht zum nachfolgenden Einmarsch der Armee in Slowenien; zudem 
waren Verfassung und Gesetze Jugoslawiens schon mindestens drei Jahre 
lang ständig von der nationalistischen serbischen Führung unter Slobodan 
Milosevic, Serbiens Ministerpräsident seit 1986, gebrochen worden. Milo- 
sevic war ein langgedienter kommunistischer Boß, der es verstand, den al- 
ten Partei- und Staatsapparat mit populistisch-nationalistischer Demagogie 
zu kombinieren. Besonders schwer wog, daß ihn die jugoslawische Armee 
unterstützte, das Frankensteinsche Monster in der ganzen Geschichte. 
Zuverlässigen Quellen zufolge war die Armee mindestens ein Jahr vor dem 
endgültigen Zerbrechen des Staates im Juni 1991, dem Zeitpunkt der Inter- 
vention in Slowenien, tatsächlich zu einer unabhängigen Kraft geworden. 


1 Zuerst erschienen in Social Text, No.43 (1993). Übersetzt von Joachim Wilke. 
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Das Scheitern der Invasion und die massive Zustimmung der politischen 
Meinung Europas und der Welt zur einseitigen Unabhängigkeitserklärung 
Sloweniens ermutigten die kroatischen Separatisten, ihr Folge zu leisten, 
und machten so den Krieg in Kroatien unvermeidlich. Und als Kroatien, 
allerdings verstümmelt, seine Unabhängigkeit gewonnen hatte, war es nur 
eine Frage der Zeit, daß Bosnien-Herzegowina ebenso verfuhr. In einer ju- 
goslawischen Rumpfföderation zu verbleiben, hätte für die muslimische 
und kroatische Mehrheit Bosniens nichts anderes als serbische Dominanz 
bedeutet. Ebenso klar war, daß sich die bosnischen Serben, fast ein Drittel 
der Bevölkerung, nicht willig mit einem Minderheitsstatus in einem Gebiet 
abfinden würden, in dem sie vor den Massakern des Zweiten Weltkrieges 
die größte ethnische Gruppe gebildet hatten. Die Armee mit ihrer starken 
serbischen Präsenz mußte zwangsläufig den bosnischen Serben solange 
Rückhalt gewähren, wie sie nur konnte. Das absehbare Ergebnis für Bos- 
nien: ein monströser Bürgerkrieg im Verein mit einem Aggressionskrieg 
seitens Serbiens und der Armee. 

Warum ließ sich die Armee, die über ausgedehnte Aufklärungsapparate 
verfügt, auf dieses Abenteuer ein? Die Antwort ist einfach und widerlich. 
Die aus kommunistischen Konservativen bestehende Führung war zwar 
darauf bedacht, Jugoslawien zu erhalten, aber mehr noch darauf, die kom- 
munistische Macht zu behalten. Mit anderen Worten, sie war gegen ein de- 
zentralisiertes, ökonomisch reformiertes und pluralistisches Jugoslawien - 
das einzige, das hätte überleben können. Die Armee stand in der Tat min- 
destens zweimal vor einem Putsch gegen das Bundesregime unter Marko- 
vic, einem Reformer, bevor dieses Regime im Sommer 1991 tatsächlich 
zusammenbrach. Fest überzeugt, in der Roten Armee, die sich einer an- 
scheinend gleichen Situation in der Sowjetunion gegenübersah, einen Ver- 
bündeten für dieses Vorhaben finden zu können, war die Führung daher 
vom Scheitern des August-Putsches bitter enttäuscht. Nach der Moskauer 
Niederlage standen die Armee und die Milosevic-Regierung in Serbien to- 
tal isoliert da. Daher die Neigung zum Abenteurertum. 

In unterschiedlichem Grad sind all diese Cliquen dafür verantwortlich, na- 
tionalistische Separatismen und Haß in einem Krieg entfesselt und mobi- 
lisiert zu haben, der die politische Demokratisierung und die ökonomische 
Entwicklung um Jahrzehnte zurückgeworfen hat. Aber die serbische Füh- 
rung, die in ihrer Bevölkerung und im intellektuellen Establishment starken 
Rückhalt besitzt, trägt den Löwenanteil an Verantwortung. 

Zwar gab es auch anständige und kompetente Menschen; zumindest kön- 
nen die Präsidenten Makedoniens, Bosniens und der Herzegowina sowie 
Sloweniens mit Recht so genannt werden, obwohl sie die Katastrophe nicht 
zu verhindern vermochten. Aber wenn man sich die Führer ansieht, die in 
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Osteuropa und der ehemaligen Sowjetunion vor nationalistischen und po- 
pulistischen Herausforderungen stehen, so finden sich darunter nur selten 
anständige und kompetente, geschweige denn erfahrene politische Führer. 
Für ein Einparteien-Regime war das jugoslawische politische Establish- 
ment in der Tat überdurchschnittlich kompetent - ein wirklich sehr er- 
schreckender Gedanke. 

Mit der Zerstörung Jugoslawiens haben die politischen Eliten der einzelnen 
Staaten den tatsächlichen Unabhängigkeitsgrad ihrer Völker drastisch ver- 
ringert und sie bestenfalls langfristigen, mehr oder minder wohlwollenden 
gemeinsamen Schirmherrschaften der UNO und der Europäischen Ge- 
meinschaft unterworfen. Abgesehen vielleicht von Slowenien, hat ihre se- 
paratistische Jagd nach engen nationalistischen Zielen jede Aussicht auf 
Beitritt zur EG auf unbestimmte Zeit vertagt. Polen, die Tschechoslowakei 
und Ungarn haben jetzt Vereinbarungen mit der EG abgeschlossen, die 
letztlich zur Aufnahme führen sollen. Um Jugoslawiens Mitgliedschaft 
stand es vor 1990-91 besser. 

War das Ergebnis nationalistischer Selbstbehauptung den Preis wert? Wa- 
ren die nationalen Klagen der verschiedenen Nationen Jugoslawiens - stets 
abgesehen von den Kosovo-Albanern - so akut, daß sie, aus Verzweiflung, 
extreme Maßnahmen verlangten? Wären nicht die meisten realen und ein- 
gebildeten ökonomischen und politischen Beschwerden viel leichter zu be- 
heben gewesen, wenn Jugoslawien es geschafft hätte, in die EG zu kom- 
men? Bis in die späten 80er Jahre schien es unterrichteten ausländischen 
Beobachtern keine wirklich unausräumbaren nationalen Beschwerden zu 
geben (die Albaner wiederum ausgenommen). Die Situation ließ sich mit 
der in Spanien nach Franco vergleichen, wo die überfällige Demokratisie- 
rung auch stärkere Tendenzen zu nationaler Behauptung und Autonomie 
erzeugte, wie im Fall Kataloniens. Aber hier wurde die Demokratisierung 
verzögert, um zunächst alle nationalen Fragen und Klagen zu regeln. Es 
gäbe kein demokratisches Spanien, wenn die Lösung der baskischen Natio- 
nalfrage Vorbedingung gewesen wäre. Manche nationale Fragen brauchen 
mehr Zeit als andere, aber sie können gewöhnlich von einer Regierung, die 
energisch und mit Unterstützung Europas auf Demokratisierung ausgeht, 
mindestens entschärft und leichter handhabbar gemacht werden. 

In der Tat, vor den späten 80er Jahren schienen die behaupteten und sicht- 
baren nationalen Probleme der Kroaten, Serben, Slowenen, Muslime und 
Makedonier relativ geringfügig und marginal zu sein. Soziale, ökonomi- 
sche, demokratische und Menschenrechts-Fragen waren ohnehin etwas an- 
deres. In dieser Hinsicht gab es echten Grund zur Klage. 

Die Zerstückelung eines (verglichen mit dem übrigen Osteuropa) relativ er- 
folgreichen Staates und seiner Wirtschaft in den 80er Jahren verschlimmer- 


372 Bogdan Denitch 


te eine schon übermäßige Abhängigkeit von bürgerfernen und demokrati- 
scher Kontrolle entzogenen internationalen und transnationalen Institutio- 
nen. In einem aufschlußreichen Artikel »Dschihad gegen McWorld«? hat 
Benjamin Barber argumentiert, sowohl der unpersönliche, unkontrollierba- 
re Weltmarkt mit seiner nivellierenden Konsumenten-Kultur als auch der 
exklusivistische, antirationale und antimoderne Nationalismus seien jeder 
auf seine Art der Demokratie feind. Keiner von beiden unterliegt demokra- 
tischer Kontrolle durch die Bevölkerung, keiner fördert einen natürlichen 
politischen Austausch. Beide sind wesentlich antipolitisch und daher anti- 
demokratisch. 

Eine schrumpfende politische Partizipation im Verein mit zunehmender 
Intoleranz in den postkommunistischen Staaten belegen in der Tat eine 
vereitelte Demokratisierung.? Politische Hilflosigkeit heckt Zynismus, und 
zu den Opfern des Zynismus gehört die Demokratie selbst. Die Verant- 
wortung tragen sowohl die alten als auch die neuen politischen Klassen. 
Aggressiv hochstrebende Stümper, oft unkritisch unterstützt von einem 
Westen, der das Ende der kommunistischen Macht als Erlösung ansah, 
konnten bei postkommunistischen Urnengängen Volksvertreter-Mandate 
von ihren nationalistischen Wählern sowie von einem erheblichen Teil der 
Intelligenz erlangen. Diese Wählerschaften wollten ihren unterdrückten 
atavistischen und exklusivistischen Stammestrieben huldigen. Eine alte 
montenegrinische Redensart, im Nachkriegs-Jugoslawien als »Witz« kol- 
portiert, sobald das Nachlassen der kommunistischen Repression solche 
»unkorrekten« Äußerungen zuließ, brachte die Sache auf den denkbar 
rohesten Nenner: »Wozu ist die Freiheit gut, wenn man keinem Moslem 
mehr den Hals abschneiden kann?«* Viele von denen, die sich ein bißchen 
»harmloses« nationales Auftrumpfen gegenüber albanischen oder serbi- 


2  _B.Barber, »Jihad Against McWorld«, in Arlantic Monthly, März 1992. 

3  Hexenjagden auf frühere Kommunisten wurden in mehreren Staaten Osteuropas zur ge- 
setzlichen Einrichtung erhoben. In Jugoslawien erzeugten Politiker und Massenmedien 
ein Klima der Lynchjustiz durch Meuten, um jede vernünftige Darstellung des Befrei- 
ungskrieges der Partisanen aus der Welt zu schaffen. Hinter diesen Kampagnen stecken 
zuweilen frühere Kommunisten, die unter dürftiger Verkleidung weiterhin an der Macht 
sind. 

4 Das pathologische Mißtrauen und der Haß gegenüber muslimischen Slawen, die bis auf 
ihre religiöse und kulturelle Identität nicht von ihren Nachbarn zu unterscheiden sind, 
verdienen ein Studium für sich. Das Phänomen erinnert an den Antisemitismus in Län- 
dern, wo sich die Juden assimiliert hatten (Deutschland, Österreich). Doch es wurzeit 
auch in den fünf Jahrhunderten türkischer Herrschaft und dem dagegen geführten Wieder- 
eroberungskrieg, der fast ein Genozid war und durch Heldenlegenden und Poeme verklärt 
wurde. Diese Stimmungen waren unter Serben und Monienegrinern leicht zu schüren, um 
sie zu mobilisieren. Wiederholte antimuslimische Äußerungen in der kroatischen Presse 
und von Präsident Tudjman zeigen, daß sie dort auch präsent sind. Dabei gehören die be- 
treffenden Opfer zu den am stärksten säkularisierten Muslimen in aller Welt. 
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schen Minderheiten herausnahmen, machten etwas mit, was vielfach wirk- 
lich für politisches Theater gehalten wurde: ein Ausspielen politischer Lei- 
denschaften, das nicht ernst gemeint war. Es sollte keine reale Wirkung auf 
Wirtschaft, Tourismus oder internationale Beziehungen haben: bloß ein 
bißchen nationaler Behauptungsdrang, der wohl nichts schaden konnte, 
nachdem die nun diskreditierten kommunistischen Herrscher jahrzehnte- 
lang feierlich-geschraubt darauf herumgeritten waren, daß Chauvinismus 
verboten und Nationalismus suspekt sei. Verständlich, sagten viele im We- 
sten. Aber derartiges Theater kann tödlich sein, wie die spielerischen und 
zugleich mörderischen Fußball-Krawalle sowie die jüngsten Gewaltakte 
gegen Einwanderer in Westeuropa vorgeführt haben. Die unbedarfte Iden- 
titätspolitik in Westeuropa hatte viel gemein mit den Krawallen rivalisie- 
render Fußballfans: die Politik des Spektakels, wobei das Spiel selbst, ganz 
wie die Politik in zunehmend mehr Gesellschaften, von Professionellen 
weitergemacht wurde. Das Publikum war zum Klatschen da. Bei der Leere 
ihres Lebens wollten die arbeitslosen und unterbeschäftigten Fußballfans 
mehr als bloß klatschen. Sie wollten Action, und so randalierten sie. Ver- 
gleichbare Gruppen in Kroatien und Serbien - manchmal genau die glei- 
chen Gruppen, die Enthusiasten der Fußballklubs - wurden zum Kern der 
nationalistischen paramilitärischen Banden. Sie nahmen die Wahlen nicht 
ernst, sondern betrachteten sie nur als Mittel, um Dampf abzulassen, um 
den wirklichen Machthabern die Meinung zu geigen. Sie nahmen an, daß 
die Herrschenden ohnehin an der Macht bleiben würden. 

Danach erwarteten die Wähler, jemand werde die Zügel straff ziehen, wie 
Tito, oder eine Einrichtung werde den unentbehrlichen Oberlehrer hervor- 
kehren. Dieses Bild war ein Erbstück aus den Jahren autoritärer Kommuni- 
stischer Herrschaft: die Völker Osteuropas hatten keine Erfahrungen mit 
verantwortlicher Politik, keine Gelegenheit zu lernen, daß es Folgen hat, 
was sie entscheiden und wen sie wählen. Politik war autoritäre Manipula- 
tion gewesen, leerer Schein, und die Folge war tiefer Zynismus (für die 
Marginalisierten und Armen im Westen muß Politik ebenso aussehen). Die 
Demokratie wurde in den postkommunistischen Staaten jedenfalls zu einer 
Form expressiver Politik. Sie hatte nichts zu tun mit politischer Verant- 
wortlichkeit und Legitimität. 

In Jugoslawien gibt es auch das Gefühl furchtbarer Vergeudung: von Res- 
sourcen, von Möglichkeiten, vor allem aber der riesigen Opfer, der großen 
Mühen und Plagen, des Idealismus so vieler Menschen. Ein Großteil jenes 
Idealismus hatten Karrieristen und Bürokraten oder brutale Polizisten und 
Gefängniswärter ausgehöhlt. Bataillione ehemaliger kommunistischer Dis- 
sidenten wie Milovan Djilas erzählten immer wieder diese Geschichte. 
Dennoch sollte man nicht vergessen, daß gerade Idealismus und prome- 
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theischer Wahn ursprünglich viele zu dem Versuch inspiriert haben, eine 
moderne, egalitäre Kultur in den rückständigen und kriegsgeschüttelten 
Gesellschaften Osteuropas aufzubauen, so auch in Jugoslawien. »Real exi- 
stierende« politische Alternativen zu den kommunistisch geführten Parti- 
sanen waren durch Passivität gegenüber den Nazi-Besatzern oder durch 
Kollaboration mit ihnen diskreditiert. Womöglich hätten nach dem Krieg 
von Offizieren dominierte serbische Offiziers-Juntas siegen können, wo- 
durch die bewaffnete nationalistische Tschetnik-Bewegung General Draza 
Mihailovics die Oberhand bekommen hätte. Diese Alternative hätte nur 
nach einem langen Bürgerkrieg triumphieren können, wie nach dem zwi- 
schen Royalisten und Kommunisten von 1945 bis 1948 in Griechenland, 
und ein rückständiges und reaktionäres autoritäres Regime herbeigeführt. 
In der Tat wäre ein rechtsgerichtetes Regime in Jugoslawien wegen des 
Völkerhasses, der aus den kommunalen Massakern im Zweiten Weltkrieg 
herrührte, schlimmer gewesen. Die Serben hätten das führende Element ge- 
bildet, und sie hätten nicht dem Teufelskreis nationalistischer Revanche 
und Gegenrevanche entrinnen können. Die Kommunisten hingegen reprä- 
sentierten keine nationale Einzelgruppe, und sie unterdrückten von Anfang 
an alle Nationalismen. 

Der abstrakte Idealismus der jugoslawischen Kommunisten führte zu sehr 
grausamen Akten, die durch ihren Idealismus keineswegs zu rechtfertigen 
waren. Aber viele ergebene kommunistische Aktivisten und Partisanen ha- 
ben schwer gelitten und tapfer gekämpft, ohne persönlichen Gewinn oder 
Aufstieg im Sinn gehabt zu haben. Die große Mehrheit glaubte voll Lei- 
denschaft an den Aufbau eines Staates, in dem die verschiedenen nationa- 
len Gruppen vollkommen gleichgestellt wären. Diese erste Generation 
machthabender Kommunisten wurde letztlich von denen verraten, für die 
die Revolutionen ein Weg zum persönlichen Aufstieg und zur Macht wa- 
ren. Verraten wurden sie auch von dem großen Widerspruch in ihrer eige- 
nen Ideologie: der Unvereinbarkeit der stalinistischen Version des 
Leninismus mit echter Volksmacht und Demokratie. Denn der Titoismus 
war von dem Moment an, wo er zu einer unabhängigen Variante des 
Kommunismus wurde, eine Geschichte wiederholter, letztlich erfolgloser 
Versuche, diesen Widerspruch zwischen einem zunehmend abgeschwäch- 
ten, autoritären Leninismus und demokratischer Machtausstattung per 
Selbstverwaltung zu lösen. 

Bis in die 80er Jahre hatten Theoretiker der jugoslawischen Partei fast vier 
Jahrzehnte lang mit verschiedenen Mischformen aus Dezentralisierung und 
Kontrolle der Partei (Bund der Kommunisten, BdKJ) experimentiert. Sie 
hatten halb-syndikalistische Arbeiter-Rätemodelle, eine drastische admini- 
strative Dezentralisierung bis zur Ebene der Kreisverwaltungen und eine 
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noch stärkere Autonomie für die Republiken und Provinzen eingeführt. Sie 
hatten auch verstärkt mit marktwirtschaftlichen Elementen in der Ökono- 
mie und mit sehr weitgehender Dezentralisierung der Großunternehmen bis 
hin zu den »Basisorganisationen der assoziierten Arbeit« experimentiert. 
Der BdK]J hatte sogar, zögernd und inkonsequent, mit der Rücknahme sei- 
ner Direktkontrolle über Kultur und Kunst experimentiert. Diese Experi- 
mente brachten oft wirkliche Verbesserungen in den Machtbeziehungen 
auf der betrieblichen Mikroebene. Z.B. schränkte das jahrzehntelange Ex- 
periment mit der Arbeiterselbstverwaltung die Befugnisse der Manager er- 
heblich ein und beteiligte sehr viele Arbeiter langzeitig an der Leitung ihrer 
eigenen Betriebe. Aber all diese Experimente, die guten und die schlech- 
ten, hatten eine fatale Schwäche: sie waren ausnahmslos von oben herunter 
von einer Partei initiiert, die darauf bestand, ihr eigenes Machtmonopol zu 
erhalten. Sie verschafften, anders als im Kampf errungene Siege, kein 
echtes Gefühl der Machtausstattung. 

Als Tito 1980 starb, hatten die Kommunisten faktisch auf die Kontrolle der 
großen Wissenschaftsakademien in Belgrad und Zagreb verzichtet, die zu 
Hochburgen traditionalistischer serbischer und kroatischer Nationalismen 
geworden waren. Die Universitäten und die Intellektuellen waren außer 
Kontrolle geraten, und der BdKJ hatte die großen Medien kaum noch in 
der Hand. Und dennoch behielt er das politische System starr im Griff wie 
ein Toter. Noch 1983 wollten liberale Reformer im BdKJ in Kroatien und 
Slowenien allenfalls ein »Parteilosen«-System zugestehen, worin die 
BdKJ-Mitgliedschaft nicht mehr erforderlich wäre, um für die Legislatur 
kandidieren zu dürfen. Parteilose Interessengruppen oder Bürger-Gruppen 
sollten sogar Kandidaten vorschlagen können. Was sie nicht akzeptieren 
wollten, war die Bildung rivalisierender politischer Parteien mit alternati- 
ven Programmen. Wie unsinnig war es, einen Schritt zur Demokratisierung 
ohne verantwortliche andere Parteien und Programme vorzuschlagen! Aber 
dieses Sich-Klammern an die Macht war zuhöchst verantwortlich für den 
nachfolgenden katastrophalen Zusammenbruch. 

Da jede normale Entwicklung einer verantwortlichen Opposition systema- 
tisch verhindert wurde, entstand eine intellektuelle und moralische Wüste, 
die für die über Nacht, scheinbar aus dem Nichts zur Prominenz gelangen- 
den Scharlatane, Abenteurer und Demagogen zum fröhlichen Jagdgrund 
wurde, denn es blieb keine Zeit, um den politischen Machtwechsel in Mei- 
nungsstreit und gegenseitiger Kritik zu überprüfen. In der Tat bauten die 
nicht- und antikommunistischen »neuen« Politiker ihre Programme nicht 
aus leerer Luft zusammen. Sie griffen auf das zurück, was im Bewußtsein 
der Wählerschaft präsent war - und das war einer irgendwie demokrati- 
schen Politik im großen ganzen nicht zuträglich. 


376 Bogdan Denitch 


Die Kommunismus-Feindlichkeit der späten 80er Jahre,? selbst unter den 
Nutznießern seiner Herrschaft, beruhte im übrigen auf einem »Echo-Ef- 
fekt«, d.h. viele Leute reagierten auf den allgemeinen Zusammenbruch des 
Kommunismus im gesamten Block. Es kümmerte nicht, daß sich Verhalten 
und Ergebnisse des jugoslawischen kommunistischen Systems erheblich 
von denen des Kommunismus anderenorts unterschieden. Es wurde mit 
demselben Pinsel angeschwärzt, und die ambivalente Neigung einiger 
kommunistischer Ideologen wie auch Titos selbst, sich weiterhin mit dem 
Kommunismus als Weltsystem zu identifizieren, trug in der Vorstellung 
der Bevölkerung dazu bei, das jugoslawische System mit den übrigen auf 
eine Stufe zu stellen. Der Kommunismus galt nicht mehr als Woge der Zu- 
kunft, sondern jetzt als verschlissene, ineffiziente, unmodern gewordene 
Ideologie. Die Länder, die als ordentlich, progressiv und wohlhabend be- 
wundert wurden, Westeuropa und ein zumeist aus Filmen und durch Kon- 
sumgüter bekanntes Amerika, waren entschieden nicht kommunistisch. Für 
die Jugend krankte der Kommunismus auch an der ärgsten aller Sünden - 
er war ganz einfach langweilig. Aus vielen Gründen (wobei Liebe zur De- 
mokratie mit am geringsten zählte) war der Kommunismus für die Konsu- 
menten-Ideologie nie attraktiv. Ihm wurde vielmehr alles angelastet, was 
die Gesellschaft plagte: wirtschaftliche Rückständigkeit, niedrige persönli- 
che Einkommen, schwer erhältliche Konsumgüter, Verfall der traditionel- 
len Werte, Respektlosigkeit der Jugend, unterdrückte nationale Beschwer- 
den und Ressentiments, schlechte Arbeitsmoral und alles übrige, was daran 
hinderte, daß das Leben in den jugoslawischen Republiken dem in einem 
stark idealisierten Westeuropa glich. Andererseits galten all die Fort- 
schritte, die jeder mehr als Vierzigjährige sehen konnte, als Produkt nicht 
der Modernisierungspolitik der jugoslawischen Kommunisten, sondern der 
harten, nicht gewürdigten Arbeit der Bürger der eigenen ausgebeuteten Re- 
publik und Nation. 

In der Annahme, daß der Feind ihres Feindes ein Freund sein müsse, wand- 
ten sıch die Leute der nationalistischen Rechten als Alternative zu, ohne 
viel vom Programm der Rechten zu wissen oder sich darum zu scheren. 
Die Zentristen und Liberalen konnten keine leidenschaftliche Zustimmung 
wecken, und die demokratische Linke war schwach, zersplittert und durch 
die Ähnlichkeiten ihrer Rhetorik mit jener der kommunistischen Reformer 


5 Nicht zu vergessen ist, daß sich die Kommunisten trotz der gegen sie gerichteten Feindse- 
ligkeiten bei den ersten freien Wahlen im Jahre 1990 in allen Republiken beachtlich hiel- 
ten, tatsächlich in drei Republiken siegten (Serbien, Montenegro und Makedonien) und in 
zwei anderen zur größten Oppositionspartei wurden. Allerdings hat sich die serbische 
Partei zu einer Organisation entwickelt, die das positive Erbe der jugoslawischen Kom- 
munisten verworfen, die repressiven Aspekte und die politische Polizei aber beibehalten 
hat. 


Lernen aus Jugoslawiens Tod 377 


kompromittiert. Streitereien zwischen Reformern und Hardlinern in der 
Partei hatten diese ein Jahrzehnt lang gelähmt. Was die nationalistische 
Rechte angeht, so überraschte es kaum, daß die am leichtesten greifbaren 
und leidenschaftlichsten Politiken von den Emigranten offeriert wurden. 
Sie hatten aus der Zwischenkriegszeit einen widerlichen xenophoben Na- 
tionalismus bewahrt. Die meisten serbischen und kroatischen politischen 
Emigranten waren sowohl rechtsstehend als auch klerikal; in ihren neuen 
Ländern hatten sie auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges Akzeptanz als 
loyale antikommunistische Bürger gefunden. Ihre Politik war gewöhnlich 
eine konfuse Mischung aus Klerikalismus, romantischer Geschichte, pseu- 
dowissenschaftlich-nationalistischer Ethnographie und Theorien über ge- 
heime Verschwörungen von Freimaurern, Jesuiten und Spionageagenturen. 
Dies alles war aufbewahrt worden wie die Fliegen im Bernstein und wurde 
nun den neuen antikommunistischen, nationalistischen Politikern zur Ver- 
fügung gestellt, begleitet von großzügiger Finanzhilfe, so besonders im 
Fall Kroatiens. 

Politische Paranoia war ohnehin im früheren Jugoslawien lange populär, 
weithin geschürt durch die unablässigen Bemühungen der politischen Poli- 
zei und ihrer Lieblingsjournalisten, ein »Sicherheitsbewußtseins« zu schaf- 
fen, d.h. eine allgemeine Paranoia gegenüber allen Ausländern als potenti- 
ellen Spionen, und jenen gegenüber, die die politische Ordnung gefährden 
könnten. Was Komplotte von nicht definierten, sehr mächtigen und bösar- 
tigen fremden Kräften anging, so gab es in allen Republiken weiten ideolo- 
gischen Raum für eine kulturelle Symbiose zwischen der politischen Vor- 
stellungswelt der rechten Emigranten sowie den polizeilich inspirierten 
Journalisten und Publizisten. Sie paßten sehr genau zusammen und trugen 
dazu bei, eine bereits verunsicherte, mit dem Zusammenbruch bekannter, 
bequemer Glaubenssätze und sozialer und politischer Systeme konfron- 
tierte Öffentliche Meinung zu verderben und zu infizieren. Fast alles wird 
mit Verschwörungen, deren Opfer die eigene Nation sei, erklärt: die Ver- 
schwörer verbündeten sich mit den traditionellen nationalen Rivalen, und 
nötig sei daher Einheit im Kampf gegen innere und äußere Feinde. 

So ist es für die serbischen Nationalisten selbstevident, daß die Albaner im 
Bunde mit der Weltverschwörung des islamischen Fundamentalismus ste- 
hen und daß es sie außerdem, wie immer, nach reinen serbischen Frauen 
gelüstet, während die Kroaten offenbar ein Auswuchs des ständigen Kom- 
plotts des Vatikans gegen das orthodoxe Christentum oder womöglich ein 
Part im deutschen Komplott zur Beherrschung Osteuropas spielen. Für die 
kroatischen Nationalisten repräsentieren die Serben die nichteuropäischen 
Barbarenhorden verräterischer »Byzantiner«, die darauf aus sind, die west- 
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liche Zivilisation und die christliche (d.h. katholische) Kultur zu zerstören.® 
Sie sind auch von Natur aus Bolschewiken und als solche biologisch min- 
derwertig oder mindestens unrein. (Ein populäres, von Fußball-Gangs kol- 
portiertes Schimpfwort für Serben ist Cigani, Zigeuner.) Das alles läßt sich 
wunderbar leicht nutzen, um die Auflagen der chauvinistischen Massen- 
presse und den Einfluß von Fernsehen oder Rundfunk zu steigern. Es ist 
Identitätspolitik, auf die roheste Form reduziert, auf das »Wir« gegen »Die 
da«. Dabei ist solche Politik in den Vereinigten Staaten und in Westeuropa 
nichts Ungewohntes; es ist alles eine Frage des Maßstabs. Was derartige 
Politiken unterschlagen, ist jede Vorstellung davon, daß Differenzen auf 
legitimen Meinungsverschiedenheiten und Beschwerden beruhen und Ge- 
genstand demokratischer politischer Verfahren sein können. 

Viele Belgrader Intellektuelle sind weiterhin für ein kleineres Jugoslawien, 
das von einem größeren und geeinigteren Serbien dominiert wird, oder ein- 
fach für ein Großserbien. Diese Ziele kann keine demokratische Regierung 
erreichen, insbesondere angesichts der fast einmütigen Gegnerschaft der 
Weltgemeinschaft. Die Wahl heißt daher: Serbische nationalistische Ziele, 
wie von dem Regime definiert, oder Demokratie. Aber der serbische Po- 
pulismus stellt auch einen verzerrten kommunitären, von unten kommen- 
den Ausdruck der zunehmenden Entzauberung dar. Das neue politische Sy- 
stem hat erheblich an Souveränität eingebüßt und ist zum Teil zu einem 
ökonomischen Protektorat des IWF und der Weltbank geworden, welche 
die Parameter des Wiederauflebens und des Wiederaufbaus nach dem 
Krieg wie gewohnt diktieren werden. Die UNO-Kräfte werden versuchen, 
einen Frieden durchzusetzen, den die Regierungen des unabhängig gewor- 
denen Kroatiens und Serbiens nicht bewirken können. Bosnien selbst wird 
ein Staat in Gefahr bleiben. 


Eine demokratische Option ist jetzt in Bosnien wegen der serbischen ethni- 
schen »Säuberung« und der kroatischen Mittäterschaft bei der faktischen 
Aufteilung jenes Staates nahezu unvorstellbar. Für maximalistische Ziele 
wurde ein erbitterter, schmutziger Krieg mit horrenden Verlusten an Men- 
schenleben und Gütern geführt. Gewonnen hat niemand. Der Krieg war 
sowohl für Serbien als auch für die jugoslawische Armee ein moralisches 


6 Ich kann beim besten Willen nicht begreifen, weshalb der Ausdruck »Byzantiner« belei- 
digend sein soll. Während des größten Teils seiner Geschichte war Byzanz weit zivili- 
sierter, humaner und kosmopolitischer als der »Westen« seiner Zeit. Bevor sie von den 
Ungarn erobert wurden, hatten die katholischen Kroaten tatsächlich enge Bindungen an 
Byzanz. Zum Pejorativ wurde der Ausdruck wohl, ais die fränkischen Kreuzfahrer eine 
Rechtfertigung dafür brauchten, daß sie Konstantinopel während des vierten Kreuzzuges 
geplündert hatten. Auf jeden Fall ist sein Wiederauftauchen in den serbisch-kroatischen 
Polemiken verschroben, aber das gilt ohnehin weitgehend für das gegenwärtige Arsenal 
an Schimpfworten. 
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und politisches Desaster, und in jedem demokratischen System hätten jene, 
die die Verursachung des Krieges und die derart inkompetente Kriegfüh- 
rung zu verantworten haben, sich nicht an der Macht halten können. Die 
Kroaten hingegen haben auch kaum gewonnen. Der kroatische Triumpha- 
lismus gleich nach den ersten freien Wahlen von 1990 trug dazu bei, daß 
der Krieg von der serbischen Minderheit in Kroatien weit massiver unter- 
stützt wurde, als es sonst geschehen wäre. Bescheidene Zugeständnisse der 
kroatischen Nationalistenregierung im Frühjahr 1990 hätten die Unterstüt- 
zung des Krieges in der serbischen Minderheit marginalisiert. Zur Gänze 
auf kroatischem Boden ausgefochten, bescherte der Krieg massive Zerstö- 
rungen und etwa 600 000 Flüchtlinge, und Kroatien verlor auf unbe- 
stimmte Zeit die tatsächliche Kontrolle über ungefähr ein Viertel seines 
Gebiets. Der Kriegszustand stärkte die bestehenden Neigungen zu autoritä- 
rer Präsidentenherrschaft und Medienzensur in Kroatien. Um 1992 wurden 
»Nacht-und-Nebel«-Mordkommandos in Kroatien und Serbien aktiv. 

Als der Krieg im Frühjahr 1992 von Kroatien nach Bosnien zog, erreichten 
Gewaltakte und offene Kriegführung zwischen den Gemeinschaften nahezu 
Genozid-Ausmaße. Die meisten Opfer waren Muslime, aber alle Seiten 
betrieben Mord an Zivilpersonen und richteten Konzentrationslager ein, 
um ethnisch »reine« Kantone in der vormals musterhaft multikulturellen 
Gesellschaft Bosniens zu schaffen. Wiederum waren die serbischen Natio- 
nalisten die Hauptschuldigen. Eindeutige Beihilfe leisteten die Kroaten, die 
nicht nur (wie die Serben) zweimal soviel Gebiet an sich rissen, wie ihrem 
Anteil an der Bevölkerung entsprochen hätte, sondern auch offen mit den 
Serben darin übereingekommen sind, daß jedes »unitäre«, d.h. nicht in 
Kantone geteilte Bosnien unannehmbar wäre. Serbische und kroatische 
Nationalistenführer in Bosnien lehnen die Idee eines auf die Bürgerrechte - 
statt auf die Rechte von ethnischen oder nationalen Gruppen - gegründeten 
Staates ab. Aufteilung ist somit die einzige Antwort, und eine ethnisch be- 
gründete Aufteilung kann nicht ohne Zwangsumsiedlungen vollzogen wer- 
den. Bauern verlassen ihre angestammte. Heimat nicht bereitwillig. Die 
Kantonisierung Bosniens und die Schaffung »reiner« Nationalstaaten füh- 
ren direkt zu Massakern, Greueln, Plünderungen, Massenvergewaltigungen 
und KZs als Instrumenten einer neuen demographischen Politik. Waren die 
serbischen Nationalisten die schlimmsten Übeltäter, so gab es auch Mas- 
senumsiedlungen von Serben aus Kroatien und Bosnien, die Hunderttau- 
sende Menschen zu Flüchtlingen machten. 

Wurde irgendwie den echten Beschwerden und Unsicherheiten der betrof- 
fenen Völker entsprochen? Sind die Kroaten unabhängiger und wohlha- 
bender als zuvor in der jugoslawischen Föderation? Ein Viertel ihres Staa- 
tes steht unter unbefristeter internationaler Treuhandschaft und Kontrolle, 
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gestützt von einem stets wachsamer und mißtrauischer werdenden deut- 
schen Sponsor, der ihr Verhalten in Fragen der Menschen- und Minder- 
heitenrechte überwacht. Die internationale Hilfe kann die massiven Zerstö- 
rungen durch die Armee und den Verlust der gesamtjugoslawischen 
Märkte bei weitem nicht wettmachen. Die slowenische Unabhängigkeit 
wurde um einen geringeren Preis errungen, weil die Region sehr davon 
profitierte, der wirtschaftlich höchstentwickelste Teil zu sein. Die Serben 
sind in Kosovo trotz, oder großenteils eher wegen ihrer Repression der Al- 
baner weniger sicher. Sie haben gewiß guten Grund, sich in Kroatien und 
Bosnien-Herzegowina weniger sicher als je seit 1945 zu fühlen. Die selbst- 
gewisse Art, in der serbische Politiker auftreten und sich auf die nationale 
Brust klopfen, hat sämtliche Nachbarn verschreckt und gegen sie aufge- 
bracht, so auch etliche ihrer montenegrinischen Vettern. Makedonien ver- 
heißt die Unabhängigkeit eine Menge ökonomischer Härten und politischer 
Leiden und absolut keine Verbesserung, weder der sehr realen kulturellen 
und politischen Selbstverwaltung, die es seit Jahrzehnten besaß, noch der 
ohnehin angespannten Wirtschaftslage. Die Leiden der Albaner sind das 
zweifache Ergebnis der erbarmungslosen serbischen Repression und einer 
auf Konfrontation ausgehenden Führung, die es nicht verstand, die von den 
ersten freien Wahlen gebotenen politischen Freiräume zu nutzen. Schlech- 
ter als die Situation der Albaner in Kosovo ist nur noch die Situation der 
Albaner in Albanien. Auf jeden Fall ıst die Legitimität der neuen, aus dem 
Schiffbruch hervorgegangenen Regierungen durch die Tatsache, daß die 
Beendigung des Krieges massives Intervenieren der internationalen Ge- 
meinschaft erforderte, einschneidend begrenzt. Die Rechtssysteme und die 
Achtung der Menschenrechte in diesen kleinen, schwachen und abhängigen 
Staaten werden nun, statt von ihren eigenen Parlamentsausschüssen, von 
zurecht mißtrauischen internationalen Agenturen überwacht werden. Ihre 
Ökonomien werden von internationalen Finanzinstitutionen beaufsichtigt 
werden, statt von eigenen Wirtschaftsorganen und Ministerien; Gesetzlich- 
keit und Ordnung werden in weiten Gebieten unter Direktkontrolle der 
UNO-Kräfte stehen, und die politischen Systeme werden zunehmend di- 
rektem Druck der Europäischen Gemeinschaft ausgesetzt sein. Man könnte 
- so wie ich - denken, daß dieser äußere Druck insbesondere in Menschen- 
rechtsfragen nur zum Guten ist. Klar ist jedoch, daß die Macht der Bürger, 
ihre eigenen Gesellschaften und Gemeinschaften zu lenken, erheblich re- 
duziert wurde. Dies alles war das Ergebnis von Kämpfen um eine ver- 
meintlich stärkere nationale Unabhängigkeit als sie im alten, locker föde- 
rierten jugoslawischen Staat gegeben war. Die neuen Staaten nehmen mehr 
Einmischungen in ihre eigenen Angelegenheiten und mehr Einschüchte- 
rungen durch Nachbarstaaten hin, als sie je im Traum für möglich gehalten 
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hätten. Der ethnische Nationalismus, ein wesentlich kommunitärer Impuls, 
führt zur Bildung von noch hilfloseren politischen Entitäten. Wie kann der 
Bürger auf ein politisches System einwirken, das von fernen, fremden und 
nicht zugänglichen Kräften und ihren Entscheidungen abhängt? 

Wer auch immer für den Tod Jugoslawiens verantwortlich ist - diese Tat ist 
nun eine historische Realität. Den alten Bundesstaat gibt es nicht mehr, un- 
geachtet der rechtlichen und diplomatischen Fiktionen, die sich erfinden 
lassen. Sein Ableben hinterläßt viele Waisen, nicht zuletzt die Millionen 
Abkömmlinge gemischter Ehen und diejenigen, die sich einfach als »Jugo- 
slawen« empfanden; aber das Experiment ist vorerst vorbei. Festzuhalten 
wäre, daß die kommunistischen Herrscher die Bevölkerung nie ermutigt 
haben, bei Volkszählungen für eine »jugoslawische« Identität einzutreten. 
Für jene Identität zu optieren, galt ganz im Gegenteil als Verstoß gegen die 
offizielle Politik, die Jugoslawien als eine Art Schweiz ansah, ohne 
»schweizerische« Nationalität, wohl aber mit Loyalitäten gegenüber Natio- 
nen und Kantonen (Republiken), die sich zu einer gemischten jugoslawi- 
schen Identität addierten. Jene Identität war daher primär politisch. »Jugo- 
slawe« zu sein, hieß Mitglied einer nationalen Gruppe zu sein, die Bestand- 
teil einer Föderation theoretisch gleichgestellter Nationen war. Dieser Staat 
spielte eine erhebliche Rolle in der Nichtpaktgebundenen-Bewegung und 
bewahrte Unabhängigkeit von beiden großen Supermächten. Eine weitere 
Dimension jener Identität hing mit den schon erwähnten Experimenten in 
Dezentralisierung und Selbstverwaltung zusammen, die sämtlich tot und 
passe sind. 


Es stellt sich die Frage, welche anständige und machbare, wenn auch längst 
nicht vollkommene, Zukunft sich nach diesem Desaster abzeichnen könnte. 
Wesentlich ist dabei, daß die Grenzen zwischen den neuen Nationalstaaten 
absolut unverletzlich und zugleich nicht allzu schrecklich gewichtig für das 
Leben der meisten Leute und das Funktionieren der meisten Institutionen 
und Transportnetze sein müssen. Bestehende Grenzen sollten aus zwei sehr 
wichtigen Gründen beibehalten werden. Der erste ist, daß jeder Versuch, 
Grenzen neu zu ziehen, zu militärischem Konflikt führen würde. Der 
zweite, noch wichtigere ist, daß solche Ansätze längs »ethnischer« Linien 
nicht nur zum Scheitern verurteilt sind, sondern auch zwei tötliche Mythen 
verstärken: daß es möglich sei, Grenzen so zu ziehen, daß ethnisch »reine« 
nationale Entitäten entstehen, und daß das wünschenswert sei. Beide My- 
then entspringen dem Wunsch, ethnische Nationalstaaten zu schaffen, nicht 
aber einen Staat aller seiner Bürger. Da bloße Grenzveränderungen (ange- 
sichts der demographischen Realitäten des früheren Jugoslawiens) nie zu 
nationaler Homogenität führen können, muß eine Politik, die versucht, eth- 
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nisch kompakte Staaten zu schaffen, notwendigerweise mit massiven 
wechselseitigen Zwangsumsiedlungen einhergehen. Das ist in der Tat die 
Folgerung, die viele serbische und kroatische Nationalisten ziehen. Statt 
dessen sollte man systematisch ethnische und nationale Symbole von 
denen eines Staates entkoppeln, der der Staat aller Bürger und Steuerzahler 
zu sein hätte. Deshalb ist es reaktionär und tyrannisch, wenn »demokrati- 
sche« serbische Politiker auf die Rückkehr zur Monarchie und auf staatli- 
che Sonderbeziehungen zur serbisch- orthodoxen Kirche pochen. Dies 
symbolisiert nur eine serbische Einheit, aber die Bevölkerung des Staates 
Serbien ist zu einem Drittel weder serbisch-orthodox noch den Symbolen 
des serbischen Königtums verbunden. Genau darum müssen die kroati- 
schen Demokraten akzeptieren, daß man ein demokratisches Kroatien aller 
seiner Bürger nur haben kann, wenn es nicht nur der Staat der Kroaten ist. 
Kein Manipulieren der Grenzen wird die demographischen Realitäten ver- 
ändern. Massive Vertreibung von Minderheitspopulationen könnte dies 
zwar erreichen, würde aber Kroatien zu einem internationalen Paria ma- 
chen. So sollte die Grenze intakt gelassen werden, und die aus den Kriegs- 
zonen geflüchtete Bevölkerung sollte allmählich zurückkehren dür-fen. 

Ein zweiter Schritt könnte sein, eine Freihandelszone zu bilden, möglichst 
untermauert durch eine Zollunion. Tatsache ist, daß Industrie und Dienst- 
leistungen im früheren Jugoslawien weitaus stärker verflochten waren, als 
man dachte. Eine gemeinsame Währung ist nicht zu erhoffen, aber an ir- 
gendeinem Punkt wird sie oder wenigstens eine ohne weiteres austausch- 
bare Währung nötig sein. Auch werden unabhängige Schlichtungs- und 
Rechtskommissionen, vielleicht unter den Auspizien der EG, nötig sein, 
um einseitige Konfiskationen wegen zugefügter Kriegsschäden zu vermei- 
den. Solche unabhängigen Gremien sollten für Menschenrechtsfragen und 
als Ort gebildet werden, an dem die zahlreichen Rechtsfälle zwischen Bür- 
gern nunmehr separater Staaten geregelt werden könnten. Alle sollten 
einen Nichtangriffsvertrag abschließen, dies auch als Versuch, zwei her- 
ausragende Fragen, die »entgiftet« werden müssen, zu bewältigen. Die eine 
ist die Notwendigkeit, den Anspruch ehemaliger Soldaten auf Rückkehr in 
ihre Häuser und Wohnungen oder ansonsten auf Entschädigung zu ge- 
währleisten. Das käme einer Regelung der Hauptbeschwerde der alten ju- 
goslawischen Armee weit entgegen. Die andere Frage ist, wie die Hard- 
ware der alten Armee angemessen unter den Staaten aufgeteilt und dabei 
gleichzeitig für Pensionen gesorgt werden soll. Die Idee wäre, die Armee 
nicht mehr als selbständiges »Schurken«-element auf der politischen 
Bühne zu belassen und vielleicht sogar den Gedanken an das gesamte Ge- 
biet als militärfreie Zone zu reaktivieren, was die Zivilgesellschaft wie 
auch die Demokratie erheblich sicherer machen würde. Man Könnte sie 
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durch so etwas wie freiwillige »Jugendbrigaden« für den Wiederaufbau in 
kriegsgeschädigten Gebieten ersetzen. Es ist ein Fehler, das idealistische 
Potential zu unterschätzen, und ich vermute, daß ein solches Projekt mas- 
senhaft von Freiwilligen unterstützt würde, wenn verhindert werden kann, 
daß die Nationalisten und politischen Soldschreiber dazwischengehen. 

Ein moderner Menschenrechtskodex, versehen mit tauglichen Sanktionen, 
sollte ausgehandelt und gemeinsam beschlossen werden. Das würde oder 
sollte den neuen Staaten weitgehend zusichern, daß Angehörige »ihrer« 
Nation selbst als Minderheit in dem Staat, in dem sie leben, Schutz genie- 
ßen. Solch ein Kodex sollte auch kulturelle Autonomie und das Recht vor- 
sehen, im Kontakt mit nationalen Kultureinrichtungen in anderen Staaten 
zu bleiben. Legitime Sorgen um die Lage der Kroaten in der Wojwodina 
und in Montenegro, der Serben in Bosnien und Kroatien und der Muslime 
in Serbien und Montenegro würden sich legen. Der Schutz individueller 
wie kollektiver Rechte würde gewährleisten, daß all dies nicht nur Gele- 
genheit zum Austragen von Stammeszwist bietet. Im Augenblick mache 
ich mir um die individuellen Menschenrechte mehr Sorgen als um die stär- 
ker sichtbaren ethnischen »Gruppen«-rechte. Erstere lassen sich um vieles 
leichter verletzen und als innere Angelegenheiten abtun. Ethnische Organi- 
sationen und Gewerkschaften könnten zur Verteidigung der Menschen- 
rechte mobilisiert werden; für sie wäre es selbstverständlich, über die 
neuen Staatsgrenzen hinweg zu kooperieren, weil sie das in der übrigen 
Welt bereits tun. 

Mit der Zeit würden manche konsularische und diplomatische Dienste ge- 
meinsam ausgeübt werden. Angesichts der großen Anzahl von gemischten 
Familien und Freundschaftsnetzwerken ist es vernünftig zu erwarten, daß 
Visa und Pässe zwischen diesen neuen Staaten abgeschafft werden sollten, 
so daß Freizügigkeit (wenn nicht Wohnsitzwahl) für Bürger aller Staaten in 
alle Staaten erlaubt wird. Manche, wenn nicht alle dieser Staaten könnten 
in naher Zukunft ihren Bürgern wechselseitig das Recht gewähren, zu ar- 
beiten, zu wohnen und Pensionen wie auch Krankenversicherungsleistun- 
gen zu beziehen. Es wäre auch sinnvoll, die gegenseitige Anerkennung von 
Zeugnissen, Zulassungen und Versicherungsabschlüssen auszuarbeiten. 
Kurz, die Beziehungen zwischen Staaten und Bürgern müßten nicht viel 
anders sein als in den Benelux- oder skandinavischen Länder, die, das sei 
betont, bei all ihren kooperativen Vereinbarungen doch zweifellos souver- 
äne und vollkommen unabhängige Länder sind. Dies, so scheint mir sehr, 
wären vernünftige Ziele für den vormals jugoslawischen Raum. 

Inhalt bekäme eine lockere Assoziation durch ausgedehnte und systemati- 
sche Kontakte zwischen Bürgern, Berufsverbänden, Gewerkschaften und 
politischen Parteien. Und hier kommt das skandinavische Modell ins Spiel. 
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Es gibt allen Grund zu erwarten, daß eine enge Kooperation zwischen den 
sozialdemokratischen Parteien und Gewerkschaften aus allen Einzelstaaten 
institutionalisiert werden könnte, ebenso ein noch loserer Verbund der libe- 
raldemokratischen Parteien, der konservativen Parteien usw. Enge wech- 
selseitige Unterstützung ist unter Gewerkschaften normal und hat bereits 
zwischen einigen Staaten begonnen. Selbst auf dem Höhepunkt des 
Krieges in Kroatien und Bosnien sind Demokraten und Gewerkschafter zu- 
sammengekommen und haben versucht, neue Bande zu knüpfen. 
Schließlich, aber nicht zuletzt müssen systematische Bemühungen unter- 
nommen werden, um die Informationsblockade zu brechen, die den Bür- 
gern der separaten neuen Staaten, besonders aber Kroatiens und Serbiens, 
aufgezwungen wurde. Presse, Rundfunk und Fernsehen müssen offen ge- 
staltet und von direkter und indirekter Zensur und Domination seitens der 
Regierungsparteien befreit werden. Sobald sich das gegenwärtige xeno- 
phob-nationalistische Fieber gelegt hat, wird zunehmend klarwerden, wie 
viel verlorengegangen ist, wie ähnlich die Probleme sind, vor denen die 
Menschen in den neuen separaten Staaten stehen, und wie wichtig eine ge- 
wisse Kooperation sein wird, wenn die Arbeit am Wiederaufbau einer le- 
bensfähigen Wirtschaft und Gesellschaft beginnen soll. 

Gibt es Kräfte, die für solch ein Programm kämpfen könnten? Ist es viel- 
leicht nur Wunschdenken wurzelloser Intellektueller, die sich nach einem 
stärker kosmopolitischen Jugoslawien zurücksehnen? Nein. Zunächst hat 
die ethnische Mobilmachung nur sehr flache Wurzeln.’ Jugoslawien hat 


7 Der moderne Nationalismus folgt nicht nur in Jugoslawien und im übrigen Osteuropa den 
Regeln einer seltsamen und verschlungenen Logik, die zuweilen ausdrücklich antirational 
und antimodern ist. In den 20er Jahren kannten sich viele nationalistische Hardliner in Eu- 
ropa in dieser Dimension des Nationalismus recht gut aus. Sie glänzten darin und fanden 
besonderen Gefallen an autoritären und charismatischen Nationalistenbewegungen, die 
auf Jungsche Symbole und das Führerprinzip schworen. Der frühe italienische Faschis- 
mus war der klassische Prototyp dieser nationalen Wiedergeburts-Bewegungen. Der Na- 
tonalismus ist eine Sache der Leidenschaften und Emotionen und daher nicht rational. Er 
wird empfunden und geglaubt, nicht kühl analysiert. Überdies ist er zutiefst undemokra- 
tisch, weil unzugänglich für Kompromisse und das Aushandein, die im Mittelpunkt mo- 
derner demokratischer Politik stehen. Wenn er sich regt, wird er auch zum Hindernis für 
den Aufbau der »kühlen und rationalen« föderativen oder konföderativen Staaten, von 
denen die Funktionsfähigkeit demokratischer Vereinbarungen in Vielvölkerstaaten we- 
sentlich abhängt. Das ist ganz entschieden nicht nur ein Probiem für die Staaten des frühe- 
ren Jugoslawiens oder der früheren Sowjetunion. Ebensowenig ist es ein nur mit Ökono- 
mischer Rückständigkeit und politischer »Prämodernität« zusammenhängendes Problem, 
obwohl es zutrifft, daß Nigeria, Äthiopien und Indien das Vielvölker-Problem bald 
weitaus traumatischer zu spüren bekommen können als Kanada, Spanien und - ja wohl 
auch - die Vereinigten Staaten. Wie man in einem Klima erwachender Nationalismen in 
Vielvölkerstaaten demokratisch leben kann, wird zum politischen Hauptproblem des 21. 
Jahrhunderts werden. Das zweite Problem wird wahrscheinlich sein, wie man eine sinn- 
volle, pluralistische Demokratie und eine wirksame Beteiligung der Bürger in Staaten auf- 
rechterhalten kann, die auf immer mehr Lebensbereiche ihrer Bürger immer weniger Ein- 
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eine sieben Jahrzehnte umfassende Geschichte, darunter fast fünf unter 
kommunistischer Herrschaft. Eine weitreichende kulturelle und ökonomi- 
sche Integration wurde erreicht. In Bosnien und an den Grenzen der Kra- 
jina gab es wiederholt Fälle von Verbrüderung zwischen kroatischen und 
serbischen Soldaten (einige habe ich miterlebt). Die ethnischen Stereotype 
sind großenteils oberflächlich und nicht sehr überzeugend angesichts der 
tiefen Ähnlichkeiten zwischen den Kämpfenden, Völkern, die dieselbe 
Sprache sprechen und ein Jahrtausend lang denselben Raum geteilt haben. 
Der neue Antikommunismus geht auch nicht unter die Haut. Außer in rech- 
ten Kreisen herrscht in der Tat ein Verlangen nach der »guten alten Tito- 
Zeit« mit sicheren Arbeitsplätzen, steigenden Einkommen, Ordnung und 
Sicherheit und einer gewissen Offenheit. Und letztendlich sind die Realein- 
kommen in Kroatien, Serbien und Bosnien um 600-800 D-Mark auf gut 
unter einhundert gesunken. Das ist eine ökonomische Katastrophe. Die 
Pensionen wurden halbiert. Bereits unzulängliche Sozialleistungen werden 
ständig gekürzt. Es gibt zwei Millionen Flüchtlinge. Jede{r) vierte in Kroa- 
tien, jede(r) fünfte in Serbien und jede(r) dritte in Bosnien ist heute Flücht- 
ling. Weitere ethnische Kriegszüge stehen jetzt in Kosovo und in den mus- 
limischen Gebieten Serbiens auf der Tagesordnung. Das bedeutet, daß auch 
scharf gegensätzliche Rechts- und Links-Politiken auf der Tagesordnung 
stehen. Es ist ganz und gar nicht klar, wer siegen wird. Das »vernünftige« 
Szenario, das ich umrissen habe, beruht auf der Vorstellung, daß die breite, 
sich auf Klassen stützende Linke mehr Ressourcen und mehr Resonanz im 
Gedächtnis und in der residuellen Politik der Völker Kroatiens, Bosniens 
und Serbiens hat. Sie hat auch kleine Parteien in all diesen Staaten, Par- 
teien, die lockere Netzwerke und gemeinsame Projekte behalten haben. Sie 
stellen die Regierung in Makedonien und Slowenien, die Opposition in 
Kroatien, Bosnien und im neuen »Jugoslawien«. Sie erhalten weitgehende 
Unterstützung von früher dissidenten Intellektuellen und demokratisch- 
kommunistischen Reformern. Vor allem haben sie Rückhalt bei der Ju- 
gend, die gegen den Krieg ist, und bei den zunehmend militanten und er- 
bitterten gewerkschaftlich organisierten Arbeitern. Das Schicksal dieser 
Bewegung hängt von der Unterstützung durch die europäische Linke, mehr 
noch von ihrer eigenen Courage gegenüber Repression und Todesschwa- 
dronen ab. Sie repräsentiert eine Hoffnung und Ziele, für die es sich zu 
kämpfen lohnt, und das ist so viel, wie nur irgendjemand in Osteuropa je 
wirklich gehabt hat. 


fluß haben; wie Demokratie, Gleichstellung und Gemeinschaftlichkeit mit den suprana- 
tionalen Institutionen zu kombinieren wären, die sich mit den Ökologischen und global- 
ökonomischen Ungleichheiten befassen, das heißt mit Krieg und Frieden in der einen 
Welt, die wir alle teilen. 


Alain Lipietz 


Politische Ökologie und Arbeiterbewegung 
Ähnlichkeiten und Unterschiede 


Mein Ziel ist hier nicht, das Verhältnis von Ökologie und Sozialismus als 
politisch-soziale Bewegungen darzustellen. Ich meine Entwicklung zu die- 
sem Thema schon an anderer Stelle beschrieben: vom »Lebensrahmen« als 
Nebenfront der Arbeiterbewegung über den »Regenbogen« des Nebenein- 
anders gleichberechtiger sozialer Bewegungen zum Vorrang des »grünen 
Paradigmas« insofern, als es die Emanzipationsstrebungen der Arbeiterbe- 
wegung einschließt.! 

Da diese Entwicklung von Rot zu Grün ziemlich häufig vorkommt, möchte 
ich hier eher zeigen, was es an Gemeinsamem zwischen dem gibt, was für 
viele von uns »das Rot« war und jetzt »das Grün« ist, aber zugleich die 
Unterschiede hervorheben. Unter »dem Roten« und »dem Grünen« ver- 
stehe ich sowohl eine wirkliche soziale Bewegung als auch die Ideologie, 
die Weltanschauung, die ihr als mehr oder minder lockeres Bindemittel 
dient. Und das ist schon eine tiefe Ähnlichkeit: In beiden Fällen strebt man 
die Einheit einer sozialen Bewegung (Arbeiterbewegung, ökologische Be- 
wegung) und einer Theorie (Marxismus, wissenschaftliche Ökologie) an. 
In beiden Fälle übrigens ist diese Einheit allenfalls eine partielle. Die Ar- 
beiterbewegung besteht nicht nur aus Tendenzen, die sich auf eine beson- 
dere Gesellschaftstheorie, ob marxistisch oder nicht, berufen: die Genos- 
senschafts- und ein Großteil der Gewerkschaftsbewegung verzichten auf 
jeden theoretischen Bezug.? Und ebenso steht es um die Naturschützer oder 
die Naturfreunde (wenn sıe sich auch auf die Naturwissenschaften stützen) 
oder allgemein die Umwelt-Bewegungen. Worum es hier geht, sind die 
politisch-ökologischen Bewegungen, die in Europa wie in beiden Amerikas 


18. v.a. »Conditions for the creation of an alternative movement in France«, Rethinking 
Marxism 1 (1988) 3, und Vert-esperance. L’avenir de l’Economie politique, Paris 1993. 

2 Ich war schockiert, als ich bei Alphand£ry, Bitoun und Dupont in L’equivoque Ecologiste 
(Paris: La D&couverte 1992) las, daß eine z.B. von Jo&l de Rosnay verkörperte Strömung 
auch zur »Ökologie« gehöre. Nachdenken zeigt, daß die Autoren recht haben. In dersel- 
ben Weise schloß das Manifest von Marx und Engels mit einer Betrachtung der »nicht- 
sozialistischen Sozialismen«. 
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ihre Anhänger weitgehend unter den vom »wissenschaftlichen Sozialis- 
mus« Enttäuschten gefunden haben. 


1. Von einer Ähnlichkeit bis zur Kontinuität 


Die Ähnlichkeiten zwischen dem Roten und dem Grünen sind um so au- 
genfälliger, als es oft einen wahrhaften »Import« der Methoden und der In- 
spiration des Roten in die politische Ökologie gegeben hat. Die Kontinuität 
war derart, daß man bei den Grünen im Norden Deutschlands oft rücklings 
bei Konvergenzen mit der ehemaligen kommunistischen Partei der Deut- 
schen Demokratischen Republik, der Partei des demokratischen Sozialis- 
mus, anlangt. Aber diese Kontinuität ist nicht bloß das Ergebnis einer 
»Infiltration«. Wenn sich viele »Rote« beim Grünen wiedergefunden ha- 
ben, dann vor allem deswegen, weil sie vom Roten abgegangen waren, 
selbst mit dem ideell existierenden »Sozialismus« gebrochen hatten (dazu 
mehr unten im zweiten Teil), und weiter deswegen, weil sie in den ersten 
politisch-ökologischen Bewegungen etwas wiedererkannten, was mit ihrem 
bisherigen Erleben eine Familienähnlichkeit hatte. Schematisch gesagt: 
Was sie wiederfanden, waren der Materialismus, die Dialektik, der Histori- 
zismus und eine »fortschrittliche« Orientierung. 


Der Materialismus 


Die politische Ökologie stützt sich, wie die sozialistische Arbeiterbewe- 
gung, auf eine Kritik, mithin auf eine Analyse, eine theoretisierte Erkennt- 
nis, der »bestehenden Ordnung«.? Davon ausgehend können alle Utopien 
erblühen oder alle Realismen zur Plattheit werden. Aber die Roten und die 
Grünen haben von Anfang an gemeinsam, daß sie wissen wollen, »was sich 
abspielt«. Sie sind tendenziell Enzyklopädisten, wie es übrigens die Libe- 
ralen auch einmal waren, im 18. Jahrhundert. 

Noch näher besehen, konzentrieren sich Rote und Grüne auf einen ganz be- 
stimmten Sektor des Realen: das Verhältnis von Menschheit und Natur, 
und noch genauer gesagt: auf die Beziehungen der Menschen zueinander 
im Hinblick auf die Natur, das, was die Marxisten »Produktivkräfte« nann- 
ten. Allerdings treten die Roten und die Grünen dann bei der Gesamtbe- 
wertung dieses Verhältnisses in radikalen Gegensatz: positiv bei ersteren, 
negativ bei letzteren. Schwärmen für die Aneignung der Natur durch den 
Menschen bei den einen, Geißeln dieser Plünderung bei den anderen, und 


3 Die politische Ökologie ist eine politische Bewegung, die es gewagt hat, den Namen der 
Wissenschaft anzunehmen, von der sie sich inspirieren ließ. Der »wissenschaftliche So- 
zialismus« hat beinahe denselben Kunstgriff geschafft. 
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im Gegenzug Schwärmen für das Selbstregelungsvermögen der Natur, so- 
bald die menschliche Raubtätigkeit wegfällt. Eingeborenen-Völker schen 
sich, zurecht oder zuunrecht, mit einer angeborenen Fähigkeit zur naturge- 
mäßen Symbiose ausgestattet: quasi eine »verträgliche Urentwicklung«, so 
wie die »wissenschaftlichen Sozialisten« für den Urkommunismus 
schwärmten ... 

Wir werden noch auf diesen immerhin fundamentalen Unterschied zurück- 
kommen, wollen aber vorerst nur die Ähnlichkeit der mentalen Pathologien 
festhalten, die von diesem gemeinsamen Materialismus ausgehen: 

- Die Tendenz zum Szientismus, zum Vergessen der Legitimität von 
zwischenmenschlichen Interessenkonflikte, zum Vergessen des Politi- 
schen. 

- Das Schwärmen für ein »richtiges« Verhältnis zwischen Mensch und 
Natur: Kult des »Fortschritts von Wissenschaft und Industrie« bei »ortho- 
doxen« Marxisten, Kult der natürlichen Gleichgewichte bei Ökologisten. 

- Der Wille, bei einer Kybernetik zu landen, die ihres sozialen, demokra- 
tischen, konflikthaften Aspekts entkleidet ist: »Übergang von der Herr- 
schaft über Menschen zur Verwaltung von Sachen« bei den Marxisten, 
»Leben ın Harmonie mit der Natur« bei den Anhängern der deep ecology. 
Übrigens ist es amüsant zu beobachten, wie der »Gaia-Kult«, der mystische 
Auswuchs der gleichnamigen heuristischen Hypothese des ökologischen 
Mathematikers Lovelock (die freilich selbst schon reichlich zweideutig ist), 
sowohl bei denjenigen Ökologen, die zur Stützung ihres Engagements den 
größten Bedarf nach Glauben haben (»New-Age«-Tendenz), als auch bei 
den Feinden der politischen Ökologie exakt dieselbe Funktion ausübt wie 
der Stalinsche Fortschrittskult. Während der Gaia-Kult in Frankreich noch 
fast unbekannt ist, wird an der Ökologie bereits denunziert, daß sie jeden 
individualistischen Willen den Erfordernissen des Molochs Gaia unter- 
werfe, so wie man früher den Sozialismus auf den Stalinismus reduzierte! 
Die Polemik wird besonders grotesk, wenn sie von den Verfechtern des 
alten »Fortschrittsdenkens« ausgeht, von den »Kräften der Wissenschaft 
und Industrie«, wie im Heidelberger Appell ... 


Die Dialektik 


Der Materialismus der Grünen ist wie jener der Roten in der Tat weit mehr 
eine Kritik der bestehenden Unordnung als ein Loblied auf eine verborgene 
Ordnung oder die Verkündung einer neuen Ordnung. Ganz so, wie sich die 
Marxisten auf eine Kritik der real existierenden politischen Ökonomie 
stützten, um deren Umstülpung zu garantieren, denunzieren die Ökologi- 
sten die real existierende politische Ökologie, um deren Unhaltbarkeit 
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kenntlich zu machen. Tatsächlich ist die Art, wie sie ihre Geschichte er- 
zählen, bei beiden die gleiche: es handelt sich um eine Kritik von Struktu- 
ren des Realen durch reale soziale Bewegungen, die real von eben den 
Strukturen, die sie bekämpfen, hervorgerufen worden sind. 

Noch tiefer gegriffen, begegnen sich Grüne und Rote in ihrem Beharren 
auf zwei Themen: 

- Die Thematik der Totalität. Wie dıe Theorie der Arbeiterbewegung 
nicht einfach eine »Sozialökonomie«, sondern eine Gesamtsicht der (politi- 
schen, ideologischen...) gesellschaftlichen Verhältnisse war, so ist auch der 
Gegenstand der politischen Ökologie nicht »die Umwelt«, sondern viel- 
mehr die Totalität: sowohl die Menschheit als auch ihre Umwelt und die 
menschliche Tätigkeit, die sich auf die Umwelt stützt und sie transfor- 
miert... 

- Die Thematik der Wechselbeziehungen: Diese Totalität wird als Sy- 
stem gedacht, mit relativ selbständigen Instanzen und Elementen, worin 
aber alles auf alles einwirkt. 

Daher findet sich in beiden Ansätzen der ganze Begriffsapparat der Dia- 
lektik oder der Kybernetik wieder, so namentlich die positiven Rückkopp- 
lungen (der Schneeball-Effekt) und die negativen Rückkopplungen (der 
Dämpfungs- oder Regelungseffekt). Natürlich finden sich auch die politi- 
schen Gegenstücke: das Katastrophen- und das »graduelle Verbesserun- 
gen«-Denken. 

Pocht man nämlich auf den »Schneeball«-charakter der Evolution, so wer- 
den die vorgegebenen Grenzen (der Menschheit, der Natur usw.) einen 
brutalen katastrophenartigen Stopp erzwingen. Dabei wäre es lächerlich, ja 
unnütz, ja gar suspekt, es mit einer Lawine aufnehmen zu wollen: lieber 
abwarten und dann auf der Tabula rasa der Vergangenheit eine bessere 
Welt aufbauen! Hat man dagegen eine Vorliebe für die Selbstregelungsme- 
chanismen, für die Fähigkeit des Realen, seine eigenen Gegenmittel zu er- 
zeugen, dann sieht man sich eher als Faktor, der das »regellose Spiel der 
Marktkräfte« oder die hemmungslosen Gelüste des Kapitalismus oder des 
Produktivismus usw. einschränkt. Letzten Endes wird man sogar die Not- 
wendigkeit beachten, seine Forderungen selbst zu beschränken, um nicht 
etwa in Reaktion auf die Ungleichgewichte noch ärgere Ungleichgewichte 
zu erzeugen. Man meidet dann die Krise, die »äußerste Zuspitzung«, die 
ein Lenin liebte, man praktiziert die Politik des Möglichen ... während Die 
Geschichte, oder Gaia, ohnehin ihren eigenen Gang gehe. 
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Der Historismus 


Denn die Grünen teilen mit den Roten die Überzeugung, daß sie zu der 
Stunde kommen, in der die Eule der Minerva ausfliegt, in dem Moment, 
wo uns eine besondere Form der Ordnung der Dinge so nahe an die Kata- 
strophe heranführt, daß sich die Große Veränderung aufdrängt: die Revo- 
lution, der Paradigmenwechsel, die Wendezeit. 

Die Großform, die es zu niederzuwerfen gilt, hieß für die Arbeiterbewe- 
gung »Kapitalismus«, für die politische Ökologie heißt sie »Produktivis- 
mus«. Dieser Unterschied ist bei weitem nicht neutral, aber wer sieht nicht, 
daß der »Produktivismus« für die Grünen genau die Rolle des »Kapitalis- 
mus« bei den Roten spielt: das, was abgeschafft werden muß, um das Le- 
ben zu verändern? Tatsächlich war es bequem, den »Produktivismus« zu 
geißeln, als es noch darum ging, den Kapitalismus und das Modell der »so- 
zialistischen« Länder in einem Atemzug zu geißeln. Auf diese Weise de- 
nunzierte die Althusser-Schule (insbesondere C. Bettelheim) in diesen »So- 
zialismen« einen Staatskapitalismus, um nicht auf den Unterschieden zwi- 
schen den beiden Modellen bestehen zu müssen. Jetzt, da der »Sozialis- 
mus« nur noch schlechte Erinnerung ist, werden die Grünen mehr und 
mehr zu der Annahme neigen, daß »Produktivismus« und »Kapitalismus« 
dasselbe sei. 

Produktivismus oder Kapitalismus - dies ist es jedenfalls, was die Span- 
nung in den Verhältnissen unter den Menschen sowie zwischen ihnen und 
der Natur auf den Gipfel treibt. Eine »Schwelle« ist überschritten. Deswe- 
gen wird heute die politisch-Öökologische Bewegung geboren, so wie einst 
die Arbeiterbewegung geboren wurde. Ihnen ist die historische (oder mille- 
naristische?) Verantwortung auferlegt, die Schlacht von Harmageddon zu 
schlagen: gestern »Sozialismus oder Barbarei«, heute »Ökologie oder 
Tod«. 

Diesem gleichen Vorgehen entspricht also abermals eine gemeinsame Pa- 
thologie: das Katastrophendenken, die Arroganz des Propheten, das Ver- 
gessen der Lehren der Vergangenheit, der Überraschungen, die eine Ge- 
schichte auf Lager hält, die (so Lenin) »unendlich viel listiger ist als wır«. 


Die politische Fortschrittlichkeit 


Wir haben schon beiläufig bemerkt und werden darauf zurückkommen, daß 
die Ökologie in dem Hauptpunkt des »Fortschritts der Produktivkräfte« im 
Gegensatz zur Arbeiterbewegung steht. Aber wenn sie auch nicht mehr an 
eine materiell transhistorische Bewegung glauben, die den Fortschritt ga- 
rantiere, stellen sich die Grünen doch spontan in die Nachkommenschaft 
all der Emanzipationsbewegungen der Menschheit, vor wie nach der Ar- 
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beiterbewegung: die Demokratie, der Sozialismus (libertärer Prägung), die 
Dritte-Welt-Bewegungen, der Feminismus, des Regionalismus usw. Sie 
finden sich also in all ihren historischen Kämpfen auf seiten der Roten 
wieder und geißeln an den Parteien, die sich zum Sozialismus bekennen, 
daß sie die eigenen sozialen Ziele preisgeben (wie die Arbeitszeitverkür- 
zung, das Wahlrecht für ausländische Mitbürger usw.). 

Diese Kontinuität folgt keineswegs aus einer opportunistischen Auswei- 
tung des Feldes der politischen Anliegen über einen »Ur-Kern« hinaus, den 
der Umweltschutz bilde. Es ist durchaus möglich, sich vom Umweltschutz 
zur politischen Ökologie und daher zum Kampf für die Arbeitszeitverkür- 
zung und die neue Staatsbürgerlichkeit zu entwickeln, aber die Pflichte- 
tappe bleibt das Ja zum oben skizzierten, dem Grün eignenden »dialekti- 
schen und historischen Materialismus«. 

Schematisch gesagt: Die Grünen sind politisch fortschrittlich, weil sie ge- 
gen den Produktivismus sind. Daher sind sie mit Notwendigkeit für die Be- 
herrschten und gegen die Herrschenden, sie sind für die Arbeitenden 
(Lohnabhängige oder Bauern), die sich gegen die Herabwürdigung ihrer 
Tätigkeit zu einem Eintrittsgeld in die Konsumgesellschaft empören, sie 
stehen gleichermaßen auf seiten der Dritten Welt gegen den imperialisti- 
schen Raubbau an der Erde, an den Menschen und an ihren Kulturen. Den 
sozialen und internationalen Beziehungen des Produktivismus setzen sie 
das Projekt eines »neuen Entwicklungsmodells«, der »verträgliche Ent- 
wicklung« oder »Ökoentwicklung« so entgegen, wie die Roten den Sozia- 
lismus gegen den Kapitalismus stellten. 

Mit dieser politischen Fortschrittlichkeit können die Grünen natürlich auf 
dieselben Fehler verfallen wie die Roten. So die Neigung, »die Guten und 
die Bösen«, »uns« und »sie« gegenüberzustellen. Diese Neigung wird sich 
mit dem Szientismus ebenso leicht verbinden wie im »wissenschaftlichen 
Sozialismus«: »wir, die wir wissen« und »sie, die so tun, als ob sie nicht 
wüßten, was sie tun«. Oder die Neigung zum Utopismus, zur Ideologie des 
»Neuen Jerusalem«: »Hier - im Produktivismus - können wir nichts ma- 
chen, denn alles ist vereinnahmt. Aber wenn wir dieses Jammertal über- 
wunden haben, wenn wir eine neue Welt aufbauen können, dann werdet ihr 
sehen!« 

Insgesamt hat das Grün sehr starke Ähnlichkeiten mit dem Rot. Es sind 
zwei »Hoffnungsmodelle«* ähnlichen Musters: materialistisch (man geht 
von einer kritischen Erkenntnis des Wirklichen aus), dialektisch (man 


4 Das heißt zwei Realisierungen des »Prinzips Hoffnung« gemäß Ernst Bloch, das selbst 
der innerste Kern des Marxismus ist (s. mein »Les crises du marxisme: de la th&orie so- 
ciale au principe d'esp£rance« in: J. Bidet / J. Texier (eds.), Fin du communisme? Actua- 
litE du marxisme? Paris: P.U.F. 1991). 
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rechnet darauf, daß diese Wirklichkeit ihre eigene materielle Kritik erzeu- 
gen wird), historisch (»die Zeit ist reif!«) und fortschrittlich. Damit teilt das 
Grün auch die meisten Risiken des Roten, und es zeigt auch schon dessen 
Makel: man hat schon oft den »Fundamentalismus« der deutschen oder 
französischen Grünen denunziert (das genaue Analogon des »Linksradi- 
kalismus«), man dürfte demnächst ihren »Realismus« bedauern (das Ana- 
logon des alten »Opportunismus«). 


It, Neubegründungen 


Das Grün hat jedenfalls einen großen Vorzug vor dem Rot: es kommt da- 
nach. Nach einem Jahrhundert von Versuchen und Irrtümern. Das grüne 
Paradigma entwickelt sich auf seiner eigenen Grundlage, aber diese 
schließt auch die theoretische und praktische Kritik des roten Paradigmas 
ein. Es ist ein Prinzip Hoffnung, das sich nach einem ähnlichen Muster 
entwickelt, aber es ist nicht dasselbe Muster. Es ist eine Neubegründung 
des Prinzips Hoffnung. 

Der fundamentale Unterschied zwischen den beiden Mustern wurde schon 
genannt: die Idee eines »Fortschritts der Produktivkräfte«, der die anderen 
Fortschritte nach sich ziehe, fehlt im grünen Paradigma völlig. Zum 
Schlimmen hin mißtraut die politische Ökologie jedem Wachstum der Pro- 
duktivkräfte (d.h. der Herrschaft der Menschheit über die Natur), zum Bes- 
seren hin gibt sie zu, daß ein anderes Verhältnis zwischen den Menschen 
ein besseres Verhältnis der Menschen zur Natur erlauben würde. Wie die 
Althusserschen oder maoistischen Versionen des Marxismus verweigert 
die politische Ökologie den Produktivkräften das Primat, ordnet sie den ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen und der sie inspirierenden Weltanschauung 
unter, und mißt die Mensch-Natur-Verhältnisse an der Elle nicht der Be- 
herrschung, sondern des Respekts (und des menschlichen Seins und der 
künftigen Generationen und sogar der anderen Spezies). 

Die erste Konsequenz ist unmittelbar: Die politische Ökologie fällt ein eher 
negatives Urteil über einen Großteil der »Erfolge« des Sozialismus, offen- 
sichtlich in seiner Stalinschen Variante (der »Realsozialismus« war ein 
höchst barbarischer Produktivismus), aber auch in seiner sozialdemokrati- 
schen Variante (das unbegrenzte Wachstum des Massenkonsums). 

Dieser Gegensatz betreffs der Resultate und selbst der Ziele zwischen 
Ökologen und Kommunisten ist wohlbekannt; mehr dazu ist überflüssig. 
Die zweite Konsequenz geht tiefer: Das grüne Paradigma ist zwar politisch 
fortschrittlich, aber es ist kein »Progressismus«, insofern sein Bild der Ge- 
schichte diese nicht als Geschichte eines Fortschritts sieht. Tatsächlich 
handelt es sich überhaupt nicht um das Bild einer gerichteten Geschichte. 
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Im Grenzfall könnte, wäre die Geschichte gerichtet, sie es nur vom zweiten 
Hauptsatz der Thermodynamik her sein: Die Geschichte einer unerbittli- 
chen Zunahme der Entropie, die Geschichte eines Verfalls. Nur das selbst- 
kritische menschliche Bewußtsein kann diesen Verfall aufhalten oder um- 
kehren. Die politische Ökologie kann den Fortschritt nur als Richtung defi- 
nieren, die durch eine gewisse Anzahl von ethischen oder ästhetischen 
Werten bestimmt wird (Solidarität, Autonomie, Verantwortung, Demokra- 
tie, Harmonie usw.). Ohne jede materielle Garantie dafür, daß die Welt 
sich (durch »Sozialisierung der Produktivkräfte«) tatsächlich in diese Rich- 
tung bewegen wird. Der dialektische und historische Materialismus der 
Grünen ist nicht-teleologisch und sogar eher pessimistisch. 

Diese Preisgabe des Primats der Produktivkräfte hat eine weitere Konse- 
quenz: die Preisgabe des Primats der Produzenten. Wenn die Grünen, poli- 
tisch fortschrittlich, oft auf seiten der Ausgebeuteten und Unterdrückten 
stehen, dann deswegen, weil ihre Werte, die Ökologie ihrer erträumten 
Welt, sich gegen Ausbeutung und Unterdrückung wenden. Aber keines- 
wegs deswegen, weil sie meinten, die unter dem Produktivismus ausge- 
beuteten Produzenten seien Träger des Bewußtseins einer Welt ohne Pro- 
duktivismus (man glaubt sogar murmeln zu hören: »Im Gegenteil!«). Die 
Unordnung der Welt erzeugt kritisch-widerständige soziale Bewegungen, 
aber keine hat Vorrang vor den anderen, außer auf ihrem eigenen Gebiet. 
Die autonome Äußerung der Interessen und Bestrebungen voneinander un- 
abhängiger sozialer Bewegungen ist die Vorbedingung ihrer eventuellen 
Konvergenz in einem grünen Paradigma, aber diese Konvergenz kann nur 
eine politische und soziale Konstruktion sein. 

Wer »politische Konstruktion« (der Einheit sozialer Kräfte) sagt, der läuft 
natürlich Gefahr, »Konstruktion (dieser Einheit) durch die Politik« zu den- 
ken. Das heißt, durch den Staat und einstweilen durch die Partei. Schließ- 
lich haben diejenigen, die in der Arbeiterbewegung einige Zweifel am Be- 
wußtsein der Arbeiterklasse von der eigenen historischen Mission hegten 
(der Lenin des Was tun?, der Lukäcs von Geschichte und Klassenbewußt- 
sein), das Problem eben auf diese Weise gelöst. Und das ist die Gefahr, die 
auf die ökologischen Parteien lauert: Da keine soziale Bewegung »das« 
ökologische Bewußtsein in sich trägt, hätte die Partei zu entscheiden, was 
zu gegebener Zeit ökologisch ist und was nur »NIMBYsmus« (das grüne 
Äquivalent des »Trade-Unionismus«) ist. Also: Soll man im Namen des 
Kampfes gegen den Treibhauseffekt eine TGV-Strecke im Rhöne-Tal 
bauen? Soll man im Namen des Rechts auf die Differenz das islamische 
Kopftuch in den Schulen dulden? usw., usf. 

Auch da liegt die große Chance des Grüns darin, daß es nach dem Rot 
kommt, auf der Grundlage einer libertären Kritik der »Führung durch die 
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Partei« und der Demiurgen-Rolle des Staates. Das Prinzip der Autonomie 
der sozialen Bewegungen ist kein Korrektiv, kein Gegengewicht, sondern 
ein Grundwert des grünen Paradigmas. Die Demokratie von Angesicht zu 
Angesicht, Partizipation, das Streben nach Konsens unter Einschluß unter- 
schiedlicher Standpunkte, das Recht auf Dissens wurzeln in einer Kultur 
der Ablehnung von oben kommender Regelungen. Das ist natürlich keine 
Garantie: Dieselben Ursachen (das Auseinanderlaufen populärer Bestre- 
bungen, die Komplexität des Realen) werden tendenziell dieselben Wir- 
kungen erzeugen (die Exteriorisierung der politischen Vermittlungen). 
Aber vielleicht wird die Erfahrung helfen, nicht wieder dieselben Wege zu 
beschreiten. 

Das um so eher, als das Bewußtsein der Komplexität des Realen, der Viel- 
falt der Widersprüche, das Fehlen einer Bestimmung »in letzter Instanz« 
durch ein besonderes soziales Verhältnis,> das Fehlen einer »zentralen« so- 
zialen Bewegung, all das läuft bei den Grünen auf das Verschwinden eines 
(bei den Roten) den historischen Prozeß bestimmenden Moments hinaus: 
das »Ergreifen der Macht«. Fragt man sie: »Sind Sie Reformisten oder Re- 
volutionäre?«, wissen die Grünen, auch die »Fundamentalisten«, nicht 
recht zu antworten. Ganz einfach deswegen, weil sie nicht sehen, was 
»der« Ansatzpunkt einer »ökologistischen politischen Revolution« wäre. 
Sie sind dafür, vieles zu verändern, aber auf »die« Macht, die Staatsmacht, 
zählen sie nicht viel. Das würde weder die Arbeitsbeziehungen noch die 
Mentalitäten der Verbraucher noch die Geschlechter-beziehungen ändern. 
Eher Erben Michel Foucaults und Felix Guattaris als des Marxismus, selbst 
desjenigen Henri Lefebvres und des frühen Althusser (der von Für Marx), 
träumen sie zweifellos von einer Vielzahl von Mikro-Unterbrechungen, 
von einer niemals zu vollendenden molekularen Revolution. Sie wissen 
(Brice Lalonde hat einige Zeit auf diese Wiederentdeckung verwendet), 
daß man an der Macht einiges tun kann - Kämpfe begleiten, Kräfteverhält- 
nisse sanktionieren -, aber daß sich die Hauptsache anderswo abspielt: in 
Myriaden von Vehaltensänderungen. 

Die politische Ökologie geht somit das Risiko einer Vielzahl von Irrtümern 
ein. Relativ geschützt ist sie vor dem Risiko, sich ganz und gar in einen 
monströsen Irrtum zu verschleißen. Darin ist sie, mehr als die Arbeiterbe- 
wegung, zutiefst materialistisch: eine Bewegung des Realen, im Realen, für 
das Reale. 


5 Der »Produktivismus« ist bei den Grünen kein gesellschaftliches Verhältnis, sondern eher 
ein Geisteszustand, eine »Logik«, eine Weltanschauung, die zwar Wurzeln in den gesell- 
schaftlichen Produktionsverhältnissen besitzt, aber von der sich ebenso sagen läßt, daß sie 
dazu beiträgt, die Produktionsverhältnisse und die Orientierung der Produktivkräfte zu 
modellieren. 
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Was passiert in Italien? 
Zwei Interviews von Peter Kammerer 


1. Interview mit Rossana Rossanda! 


Kammerer: Gibt der Wahlerfolg der PDS bei den Bürgermeisterwahlen 
nicht Öcchetto und seinem Projekt der Gründung einer neuen Partei zu- 
mindest nachträglich recht? 

Rossanda: Das scheint mir nicht so. Der Erfolg, der wohl auch für Occhet- 
to überraschend kam, beruht auf zwei Faktoren. In Mittelitalien hat die alte 
kommunistische Basıs die PDS gewählt, so wie man früher die PCI ge- 
wählt hat. Die bescheideneren Erfolge im Süden und im Norden sind weit- 
gehend dem Wahlmodus zuzuschreiben. Mehrheitswahlgesetze verein- 
fachen die Entscheidung und begünstigen den jeweils Stärkeren. Niemand 
will Stimmen auf kleine Listen wie Rete oder Rifondazione vergeuden.? So 
kommt es, daß Occhetto Stimmen gewinnt, wenn er ins Zentrum vorstößt 
(Catania und Turin), aber auch wenn er sich links vom Zentrum hält (Mai- 
land). Die kleinen Parteien hoffen, nach den Wahlen durch Basisarbeit wie- 
derzugewinnen, was sie bei der Wahl verloren haben. Aber sie haben we- 
nig Chancen, das nächste Mal zum Zug zu kommen. Und der Wähler hat 
immer weniger Möglichkeiten wirklich zu wählen. 

K: Verstärkt das nicht die politische Abstinenz oder die Versuchung, nur 
noch als außerparlamentarische Opposition zu arbeiten? 

R: Einen Vorschlag dieser Art machte die Zeitschrift Luogo Comune, die 
so etwas wie eine soziale Selbstorganisation propagiert. Ich bin damit nicht 
einverstanden. Ich bin überzeugt, daß man in einem Machtvakuum nicht 
leben kann und daß die institutionellen Regeln und Formen von großer Be- 


1 geführt am 3.7.1993 in Montegiove. Rossana Rossanda ist eine führende Theoretikerin 
der /l Manifesto-Gruppe, mit der sie nach langjähriger Mitgliedschaft in der PCI im Jahre 
1968 ausgeschlossen wurde. Seitdem ist sie parteilos, doch seit Gründung von /l Manife- 
sto eine bedeutende Kommentatorin der Zeitung, deren Einfluß weit über Italien hinaus- 
reicht. Ihre Arbeiten haben die Kritik revolutionärer Prozesse sowie des »real existieren- 
den Sozialismus« zum Thema. In deutscher Sprache erschien Über die Dialektik von Kon- 
tinuität und Bruch - Italien, Frankreich, Sowjetunion, Polen, China, Chile, Ffm. 1975. In 
den letzten Jahren hat sie sich vor allem mit feministischen Themen beschäftigt. 

2  Rete (»Netzwerk«) ist eine Wahlpartei, die Bürerinitiativen insbesondere im Süden Itali- 
ens versammelt und gegen die Unfähigkeit (und den Unwillen) des herrschenden Blocks 
von Democracia Cristiana (DC) und Partitio Socialista (PS), den Einfluß der Mafia zu- 
rückzudrängen, gegründet wurde. Die Partito della Rifondazione Comunista entstand 
1990 gegen die Umwandlung der Partito Comunista (PCD in die Partito Democratica 
della Sinistra (PDS) und vereint verschiedene linke Strömungen aus der ehemaligen PCI. 
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deutung sind. Ich erinnere mich zu genau an den Faschismus und an dessen 
Verweigerung von Grundrechten wie Versammlungfreiheit und das Recht, 
Parteien zu gründen. Ich habe nie geglaubt, dal man die Macht auf dem 
Weg über die Institutionen ergreifen könne, aber ich habe auch nie ge- 
glaubt, daß man ohne Spielregeln auskommen kann. Ich sehe also zwei 
notwendige Ebenen der Politik, eine innerhalb und eine außerhalb der In- 
stitutionen. Ich verteidige die institutionellen und rechtsstaatlichen Garan- 
tien. Nur wer den Faschismus nicht gekannt hat, meint, ohne sie Politik 
machen zu können. 

K: Das Mehrheitswahlrecht begünstigt also Occhetto und gibt ihm eine Art 
Positionsrente? 

R: Occhetto wird aber auch gezwungen sein, zu einer Abmachung mit Ri- 
fondazione zu kommen. In Mailand ist Rifondazione stärker als die PDS. 
Eine ganze Reihe von kleinen Gemeinden in der Lombardei haben Bür- 
germeister der Rifondazione gewählt. Rifondazione ist also mit im Rennen 
und das Wahlgesetz zwingt zu Allianzen. Während die Gesellschaft immer 
komplexer wird, wird das Wahlsystem vereinfacht. Das ist ein Wider- 
spruch, denn ich meine, daß eine gesetzgebende Versammlung die Kom- 
plexität der Gesellschaft widerspiegeln sollte. Das Problem der Regierbar- 
keit, das mir nicht so sehr am Herzen liegt, für das ich aber Verständnis 
habe, hätte auch anders gelöst werden können, z.B. durch die Einführung 
eines konstruktiven Mißtrauensvotums oder durch andere Bestimmungen 
dieser Art. Aber man wollte in erster Linie die Vielfalt der parlamentari- 
schen Vertretung beschneiden. Die ganzen Reformen zielen auf eine kom- 
pakte Gesellschaft ab, auf ein System, das sich um die Mitte oder um die 
rechte Mitte, deren Ausdruck Segni ist, gruppiert, und in dem der Wähler 
keine großen Möglichkeiten der Wahl hat. Wie in Amerika: man darf wäh- 
len, hat aber keine Wahl. 

K: In der Tat fehlt bereits jetzt bei dieser »Revolution« die Stimme der 
Wähler. Die Bevölkerung ist passiv. Ein Teil des Staatsapparats, die Justiz, 
entmachtet einen anderen Teil, die politische Klasse. Es hätte womöglich 
auch umgekehrt kommen können. 

R: Nein, das wäre nicht gegangen. In den 70er Jahren entstand in Italien 
eine seltsames Machtkartell, das über den Staat auf die Arbeit, auf Be- 
schäftigung, auf Investitionen und auf die sozialen Maßnahmen Einfluß 
nahm. Gegen diese italienische Version des Wohlfahrtstaats und seine Aus- 
wüchse, z.B. das illegale Bauen, hat die PCI, wenn überhaupt, nur schwach 
opponiert, denn dieses System kam auch realen Bedürfnissen einer rück- 
ständigen, kapitalistischen Gesellschaft entgegen. In der zweiten Hälfte der 
70er Jahre wurde die PCI an diesem Machtmanagement der italienischen 
Parteien beteiligt, natürlich in ziemlich untergeordneter Stellung. Für die 
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italienische Wirtschaft wurde dieses System zunehmend eine Belastung, 
denn es ging ja nicht nur um Schmiergelder, sondern auch um Entschei- 
dungen, die die Produktions- und Beschäftigungsstruktur betrafen. Unter 
der Last dieser Hypothek wurde es immer schwieriger, mit der europäi- 
schen Entwicklung Schritt zu halten. Bei dem Ausmaß der Staatsverschul- 
dung war es höchste Zeit, daß das Kapital sich von dieser Bürde befreite. 
Das führt natürlich auch zu internen Auseinandersetzungen, denn Teile des 
Kapitals hatten von diesem System profitiert. Doch in einer Hinsicht war 
man sich einig, im Abbau des Sozialstaates. Die Gewerkschaften wurden in 
die Knie gezwungen, und das Anfang Juli zwischen Unternehmen, Regie- 
rung und Gewerkschaften geschlossene Abkommen über die industriellen 
Beziehungen ist eine Art Verzweiflungsakt der Gewerkschaften. Der 
Kampf gegen den Mißbrauch sozialer Leistungen ist zum Kampf gegen die 
sozialen Leistungen selbst geworden. Das ist im Gesundheitswesen genau- 
so wie im Schulwesen, wo die 68er Bewegung versagt hat. 

Ich sehe diese gegenwärtige »Revolution« daher als einen epochalen Um- 
schwung. Das italienische Modell, der italienische Kompromiß hält nicht 
mehr und muß sich mit Währung, Finanzwirtschaft und allem an das euro- 
päische Niveau anpassen. Die Justiz ist da nur ein Instrument. Die Richter 
dürfen endlich machen, was sie schon lange tun wollten und hätten tun 
sollen. 

K&: Die Linke spielt bei dieser Umwälzung überhaupt keine Rolle. 

R: Die Linke ist längst tot. Ohne diesen Tod hätte so ein Umwälzungspro- 
zeß gar nicht stattfinden können. Meiner Ansicht nach starb die Linke in 
den 70er Jahren. Die PCI war nicht in der Lage, die 68er Bewegung zu ver- 
kraften. Diese Unfähigkeit führte zuerst zu einer Kluft zwischen der kom- 
munistischen Partei und den damals viel radikaleren Gewerkschaften und 
ihren sozialen Kämpfen. 1973 war der Staatsstreich in Chile und die Partei 
fürchtete, zu weit nach links gegangen zu sein. Sie erschrak vor dem Ge- 
spenst des Faschismus. Irrtum, das Europa jener Jahre erlebte im Gegenteil 
gerade das Ende der faschistischen Systeme in Griechenland, Portugal und 
Spanien. Doch Berlinguer sah die Tendenz umgekehrt und folgte der Prio- 
rität der nationalen Produktion und des Staatsinteresses. Er glaubte, er kön- 
ne verhandeln, und ließ die sozialen Bewegungen ins Abseits laufen. Ein 
Teil dieser Bewegungen begann zu schießen, und was dann passierte, wis- 
sen wir alle. Die Linke hat sich von da an nicht mehr erholt. 

1979 verläßt Berlinguer die »Regierung der nationalen Einheit«, weil er 
einsieht, daß er nichts, aber auch gar nichts bekommen hat. 

K: Wie später bekannt wurde, gab es ja nicht einmal wirkliche Verhandlun- 
gen, sondern nur ein stillschweigendes Abkommen zwischen der DC und 
der PCI. 
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R: Es ist Berlinguer nicht einmal gelungen, zu verhandeln. Der Einzige, der 
verhandelt hätte, war Moro, und Moro wird von den Roten Brigaden umge- 
bracht, während die Christdemokraten zuschauen. Ein Jahr später, 1979, 
entzieht Berlinguer der Regierung seine Unterstützung und nun schlägt die 
Stunde Craxis. Der Historische Kompromiß hat nur Niederlagen einge- 
bracht. Es war kein tragfähiger Kompromiß wie z.B. der Verfassungskom- 
promiß von 1948. Berlinguer gibt seine Linie des politischen Kompromis- 
ses auf und greift in die FIAT-Kämpfe ein. Er unterstützt die Werksbeset- 
zung (1980). Lama torpediert ihn und unterzeichnet in Rom nach dem 
Marsch der 40.000 das Tarifabkommen. Bereits zu Beginn der 80er Jahre 
ist die PCI in einer tiefen Krise, und das Kapital hat freie Hand. Diese Nie- 
derlage wird noch einmal überspielt durch den Erfolg bei den Europawah- 
len 1984, fast 35 % der Stimmen, die unter dem Eindruck des Todes von 
Berlinguer für die PCI abgegeben werden. 1985 unterliegt die Linke beim 
Referendum gegen die Abschaffung der gleitenden Lohnskala. Ich war ge- 
gen die Abhaltung eines Referendums, denn ich fürchtete die Folgen für 
die Einheit der Gewerkschaften, aber ich hätte nie geglaubt, daß die Mehr- 
heit der Italiener sich dafür aussprechen würde, den abhängig Beschäftig- 
ten einen inflationsbedingten Lohnausgleich von 20.000 Lire zu verwei- 
gern. Das war der Anfang vom Ende. Das Kapital hat nun völlig freie Hand 
bei der Einführung neuer Technologien, die zu einer Krise der Arbeit von 
völlig neuen Dimensionen führt. Der Weltmarkt zwingt zu neuen Entschei- 
dungen. Olivetti schließt das Werk in Crema und arbeitet in Singapore. 
Was in Asien passiert, hat unmittelbare Auswirkungen. Dort hat ein auto- 
ritäres soziales System, das jetzt erst vielleicht an seine Grenzen stößt, zu 
enormen Produktivitätssteigerungen geführt. Die letzte Abwertung der Lira 
vom September 1992 hat den Export künstlich hoch geputscht, aber was 
bei der nächsten Währungskrise passiert, weiß ich nicht. Ich sehe große 
Handelskriege vor uns. Und die Linke sieht nichts, hört nichts, versteht 
nichts. Eben begrüßte sie den Fall der Mauer - und schon umgibt sich die 
Festung Europa mit neuen Mauern. 

K: Der Zusammenbruch der DC und der PSI sind auch ein Ergebnis des 
Jahres 1989. Es gibt keinen äußeren Feind mehr, und nun kann sich das 
Kleinbürgertum endlich ohne Furcht vor dem Kommunismus radikalisie- 
ren und den inneren Feind zur Rechenschaft ziehen. Auf dieser Welle reitet 
die Lega, scheint mir. 

R: Das Kleinbürgertum weiß spätestens seit den 70er Jahren, daß in Italien 
keine kommunistische Gefahr existiert. Die Mittelschichten wählten Ber- 
linguer, weil er für Ernsthaftigkeit, Ordnung, »jeder auf seinem Platz«, »im 
Osten gibt es keine Streiks« usw. stand. Der instinktive Antikommunismus 
endet in meiner Erinnerung bereits in den 60er Jahren, und ich glaube 
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nicht, daß die Leute aus Angst vor dem Kommunismus die DC wählten. 
Wir müssen acht geben, daß wir uns da keine Alibis schaffen. 

Mißerfolg und Krise der PCI haben tiefe Gründe. Dazu gehört, daß die 
Partei nach 1945 nie in der Lage war, eine genaue Analyse der »sozialisti- 
schen Gesellschaften« vorzunehmen. Nie hat sie sich gefragt, welche Rolle 
jenseits des ideologischen, sozialistischen Nebels eine fortschrittliche Be- 
wegung in rückständigen Ländern spielen könnte und was sie in den Län- 
dern der Sowjetunion auch tatsächlich geleistet hat. Diese Länder waren 
ein Modell, das Vollbeschäftigung und soziale Sicherheit für Alle anstreb- 
te, bis der Kapitalismus unter dem Druck seiner Technologien die Entwick- 
lung derart beschleunigte, daß alles zusammenbrach. Politische Gründe für 
einen Zusammenbruch hätte es schon früher gegeben, spätestens seit 1956. 
Aber sie allein genügten nicht. Und heute steht Rußland da ohne eine Vor- 
stellung von möglichen Rationalisierungswegen. Heute findet der große 
Ausverkauf statt, und die größten Spekulanten und Schwindler der Welt 
haben Oberwasser bekommen. 

Die PCI hätte eine wichtige Rolle in der Krise des »realen Sozialismus« 
spielen können. Diese Möglichkeit wurde verpasst, und nach 1989 hatten 
auch die italienischen Kommunisten nichts anderes vorzuschlagen als die 
Marktwirtschaft. Das ist eine Art von Selbstmord. 

K: Occhetto will heute das Zentrum besetzen. Hat das Aussichten, und wel- 
che Rolle spielt dabei Alleanza Democratica” 

R: DC und PSI, die größten Parteien des italienischen Kompromisses, sind 
zusammengebrochen. Der Kompromiß, den sie verkörperten, war nicht von 
Anfang an eine schmutzige Angelegenheit. Er wurde es erst. Ursprünglich 
war er eine Spielart keynesianischer Staatseingriffe. Nun bricht das zusam- 
men, und alle wollen das Zentrum besetzen. Alleanza Democratica ist ein 
solches Projekt, zu dem sich Segni, die Republikaner, ein Teil der PDS und 
der Sozialisten zusammengefunden haben. Die »Miglioristi« (Minderheits- 
fraktion) innerhalb der PDS, die zuvor alles auf die Karte des Bündnisses 
mit den Craxi-Sozialisten gesetzt hatten, spielen keine Rolle mehr. Denn 
sıe hatten nicht verstanden, daß das Craxi-Regime auf tönernen Füßen steht 
und sich nur durch Aggressivität am Leben hält. Das war ein Kartenhaus, 
dessen Zusammensturz dann weitere Opfer forderte, bis das ganze Spiel 
unkontrollierbar wurde. Die Justiz folgt der öffentlichen Meinung und ar- 


3  Alleanza Democratica ist ein Bündnis der Mitte unter Führung des aus der DC ausgetre- 
tenen Mario Segni. Darin haben sich Strömungen aus der Sozialistischen (z.B. Giorgio 
Ruffolo), der Republikanischen (z.B. Giorgia La Malfa) und der Christdemokratischen 
Partei zusammengefunden. Nach der Umwandiung der DC in die Partito Populare vor 
wenigen Monaten und der zur erwarteten Auflösung der PSI sowie der Bildung einer 
Unione di Centro ist nicht davon auszugehen, daß Alleanza Democratica bereits der Sta- 
bilitätsanker der Mitte in dem in Italien neu entstehenden Parteiensystem sein könnte. 
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beitet ziemlich summarisch. Bei dieser Masse von Anklagen kann es gar 
keine ordentlich geführten Prozesse geben. Und viele Anschuldigungen 
stehen auf schwachen Füßen, praktisch ohne Beweise, auch die gegen An- 
dreotti. Das schlimmste scheint mir, daß Andreotti immer wieder durch die 
PCI gerettet wurde, 1983, 1984, und daß die Politiker nie die Kraft auf- 
brachten, selbst klare Verhältnisse herzustellen. 

K: Es war anscheinend auch unmöglich, eine politische Klasse abzuwäh- 
len, deren Korruption allgemein bekannt war. Löst das bei Dir nicht Zwei- 
fel aus an den demokratischen Spielregeln? 

R: Eine Ablösung wurde ja gar nicht ernsthaft versucht, es gab ja keine ent- 
schiedene Opposition mehr, .. 

K: .. und jetzt muß die Justiz dieses Versäumnis nachholen. 

R: Was mich beunruhigt, ist der Konformismus, die Bereitschaft, alle Ent- 
scheidungen zu delegieren und jedem Leithammel zu folgen. Ich frage 
mich, warum die Kommunisten in den 70er Jahren den Historischen Kom- 
promiß Berlinguers völlig unkritisch akzeptierten. Kaum jemand hat eine 
Opposition versucht. Es gab so schlaue Bemerkungen wie: »das ist nur eine 
Taktik, und dann hebeln wir die Christdemokraten aus«. Und das kam von 
Leuten, die seit Jahren oder Jahrzehnten Politik machten. Wir wurden 1969 
als Extremisten aus der Partei ausgeschlossen. Dem ersten Artikel in 
Manifesto gaben wir den Titel: »Ein Kompromiß ohne Zukunft«. Und als 
Occhetto den Namen der Partei änderte, haben wieder alle zugestimmt. 
Hätten sich diejenigen, die sich heute in Rifondazione wiederfinden, da- 
mals offen dagegen ausgesprochen, wäre alles anders gelaufen. Aber alle 
folgen einem Leader und halten den Mund, bis ein neuer Leader auftritt. 
Die Freiheit, verantwortlich das eigene Schicksal in die Hand zu nehmen, 
wollen nur wenige. Nur die 68er Bewegung hat so etwas wirklich gewollt. 
K: Noch etwas zur ZLega. Warum überläßt die Linke der Lega das Thema 
einer föderalistischen Staatsreform in Italien? 

R: Wir haben in Italien das Beispiel der autonomen Regionen Sizilien, Sar- 
dinien, das Aostatal, usw. Vor allem im Süden hat das überhaupt nicht 
funktioniert. Die Lega will los von Rom und strebt den Status einer euro- 
päischen Region an. Das eigentliche Problem besteht vielleicht darin, daß 
die Linke nicht genug über den europäischen Einigungsprozeß nachgedacht 
und daß sie längst aufgegeben hat, die Ziele und Mittel der europäischen 
Einigung zu diskutieren und zu beeinflussen. Auch ich habe da keine kla- 
ren Ideen. Wir waren immer Internationalisten und nun laufen wir Gefahr, 
in die Rolle der letzten Verteidiger des Nationalstaats gedrängt zu werden. 
K: Wird das Europa der zwei Geschwindigkeiten Italien auseinanderbre- 
chen lassen? 
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R: Die Lega geht davon aus und sucht den Anschluß an Süddeutschland, 
Österreich, Slowenien usw. Die Deutschen spielten mit dem Feuer, als sie 
die rasche Anerkennung Kroatiens betrieben. Die europäische Politik ist 
orientierungslos. Es gibt keine linke Kraft, die konstruktive Vorstellungen 
hätte. Auch die SPD ist von der deutschen Vereinigung überrollt worden 
und läßt sich bis heute von den internationalen Strömungen treiben. Die 
Labour-Party hatte nie einen großen, theoretischen Hintergrund; von den 
skandinavischen Sozialdemokraten hört man nichts mehr. In Italien ist die 
Linke nur noch Stückwerk. Wenn sich ein Körper auflöst, drängt jeder Teil 
in eine andere Richtung. Das neue Wahlgesetz zwingt zwar zur Blockbil- 
dung, doch erschöpft sich das in taktischen und technischen Zügen und 
Maßnahmen. Was fehlt, ist ein wirklicher Dialog. 


Interview mit Aldo Natoli® 


Kammerer: Kann man das, was in Italien passiert, als eine Revolution be- 
zeichnen? 

Natoli: Absolut nicht, das ist keine Revolution, sondern ein komplexer 
Prozeß, dessen ökonomisch-soziale Seite ziemlich eindeutige Konturen 
aufweist. Sozial gesehen läuft etwas ab, was ich nicht anders denn als eine 
Konterrevolution bezeichnen kann, die zu Beginn der 80er Jahre eingeleitet 
wurde und sich mit dem Zusammenbruch im Osten Europas bzw. mit des- 
sen Auswirkungen auf Europa und Italien verstärkt hat. Die ganzen sozia- 
len Errungenschaften, die seit 1947 verankert und durch den Kampf großer 
Massenbewegungen ständig erweitert wurden, sollen rückgängig gemacht 
werden. 

Politisch ist die Lage hingegen vielschichtiger. Politische Kräfte und Struk- 
turen, die das Land 40 Jahre lang beherrscht hatten, sind zerfallen. Das sind 
vor allem die Christdemokraten und ihr hauptsächlicher Verbündeter, um 
nicht zu sagen Komplize, die Sozialisten. Es geht nun darum, das entstan- 
dene Vakuum zu besetzen. Der Schachzug Occhettos, sich nach dem Fall 
der Mauer der kommunistischen Tradition und Symbole zu entledigen, hat 
zur Bildung einer neuen Partei geführt, deren Name, Organisation und poli- 
tische Strategie nichts mehr mit der alten kommunistischen Partei gemein 


4 geführt in Rom am 19.7.1993. Aldo Natoli, geboren 1913, war Arzt und seit 1936 im anti- 
faschistischen Widerstand. Nach mehrjähriger Gefängnishaft in Civitaveccia wurde er 
kommunistischer Parteisekretär von Rom, Mitglied des ZK der PCI. Viele Jahre war er 
Abgeordneter im Parlament. 1968 wurde er mit Rossana Rossanda, Luigi Pintor, Lucio 
Magri, Luciana Castellina und anderen als Angehöriger der Manifesto-Gruppe aus der 
PCI ausgeschlossen. Er lebt als Schriftsteller und Gelehrter in Rom. Jüngste Veröffentli- 
chung in deutscher Sprache: Tanja Schucht und Antonio Gramsci. Eine moderne Anti- 
gone, Ffm. 1993: Cooperative-Verlag. 
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haben. Die Art, wie die alte kommunistische Partei liquidiert wurde, hat in 
Italien Tradition, die Tradition des Transformismus.? Meiner Ansicht nach 
ist die Partei der demokratischen Linken (PDS) eine Partei, die sich von ih- 
ren Wurzeln lösen wollte, was ihr meiner Ansicht nach auch gelungen ist. 
Aber sie hat an die Stelle der PCI-Verwurzelung, ihrer Geschichte und po- 
litischen Strategie, die auf einer genauen Kenntnis der realen sozialen Ver- 
hältnisse gegründet waren, nichts Neues setzen können, das ihr etwas von 
jener konkreten und begründeten Autorität verliehen hätte, die der alten 
kommunistische Partei eigen war. Der Zusammenbruch der traditionellen 
Parteien hat der PDS Luft verschafft und auch dazu beigetragen, die Ablö- 
sung von den alten Strukturen zu erleichtern, so daß sich eine neue Stim- 
mung in der Partei ausbreiten konnte. Wie die jüngsten Kommunalwahlen 
zeigten, ist es Occhetto gelungen, den größeren Teil der alten Wählerschaft 
zu erhalten und möglicherweise sogar in neue Wählerschichten vorzusto- 
ßen. Mit einem neuen Selbstbewußtsein und fast schon mit Überheblichkeit 
fühlt sich die PDS zur Regierung des Landes berufen, und dieser Drang in 
die Regierung verstärkt in der jetzigen Situation, meiner Ansicht nach, die 
negativen Aspekte des Occhetto-Projektes, die ich unter dem Stichwort 
»Transformismus« zusammenfasse. 

K: Und wie siehst Du die Rolle von Rifondazione, die sich als Hüter und 
eigentlicher Erbe der besten kommunistischen Tradition versteht? 

N: In diesem Anspruch liegt ein richtiger Kern. Er ist aber auch falsch. 
Richtig ist, daß es Rifondazione gelungen ist, einen Teil des »kommunisti- 
schen Volkes« zu vertreten, das jahrzehntelang von der Vision großer, so- 
zialer Veränderungen gelebt hat. Es ist bekannt, welche Rolle diese Hoff- 
nung für die Mobilisierung der Massen und ihre Teilnahme an wichtigen 
sozialen Kämpfen und Prozessen gespielt hat. Das gehört auch zu jener pä- 
dagogischen Funktion, die die alte Kommunistische Partei für breite 
Schichten der Bevölkerung ausgeübt hat. Mindestens zwei Generationen 
von Italienern wurden im Geiste der internationalen Solidarität, der Gleich- 
heit, der sozialen Gerechtigkeit und des Respektes vor der menschlichen 
Person erzogen. Das läßt sich gerade im Hinblick auf das, was heute in der 
Bevölkerung passiert, gar nicht hoch genug einschätzen. Ein großer Teil 
der idealistischen Hoffnungen und Vorstellungen, die in der alten Partei 
gehegt worden waren, wären ohne Rifondazione zum Schweigen verurteilt 
und unter der Lawine, dessen, was sich seit den 80er Jahren breit macht, 
begraben worden. 


5 Unter Transformismus versteht Gramsci die Art, wie die Rechte gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts die linken Führungskräfte aufgesogen hat; heute versteht man darunter allge- 
mein den raschen Wechsel politischer Positionen, um »oben« zu bleiben (?.K.). 
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Der negative Aspekt von Rifondazione liegt meiner Ansicht nach darin, 
daß diese Partei den nicht gerade besten Teil der alten Führungskader über- 
nommen hat, der in seiner Orthodoxie entscheidende Seiten des Togliatti- 
schen Erbes verkennt - Leute, die sich stets durch Kritiklosigkeit gegen- 
über der Sowjetunion ausgezeichnet haben, oder Leute, die durch die ver- 
schiedensten Gruppen und Grüppchen gegeistert waren und auf diese Wei- 
se einen gewissen Transformismus pflegten. Nicht zufällig ist Garavini, die 
einzige Figur mit einer großen politischen Erfahrung, die sich in der besten 
Tradition der PCI und in den Massenkämpfen der Gewerkschaften gebildet 
hatte, isoliert und zum Rücktritt gezwungen worden. Mir scheint, daß Ri- 
Jondazione, trotz eines gewissen Erfolgs bei den Wahlen, keine große Zu- 
kunft hat. Ich glaube nicht, daß die jüngere Generation sich angezogen 
fühlt. 

K: Die Frage ist, ob diese Restparteien oder ob neue Formationen über- 
haupt noch die Möglichkeit haben, eine linke Politik unter den heutigen 
Bedingungen zu entwerfen und vorwärts zu treiben. 

N: Das ist die entscheidende Frage, auf die ich aber keine klare Antwort 
habe. Klar ist mir nur folgendes: Ab 1976 gibt es einen langsamen, aber 
stetigen Niedergang der Linken in Italien. Der Abbau politischer und ge- 
werkschaftlicher Organisationen hat verschiedene Gründe. Der Niedergang 
der kommunistischen Partei begann 1976. Das war ein Jahr der Wende. 
Die Unterstützung, die die PCI der Regierung Andreotti gab, unter der bi- 
zarren Formel der »non sfiducia« (Nicht-Mißtrauen), hat eine Entwicklung 
eingeleitet, die die Partei zunehmend von großen Teilen der Bevölkerung 
entfernte. Es war ein sehr langsamer Prozeß, der schrittweise, bruchlos und 
stetig vor sich ging und in einer zweiten Phase durch den Niedergang der 
Gewerkschaften akzentuiert wurde. Diese zweite Phase begann 1980 mit 
der Niederlage der FIAT-Streiks. 

K: Ich erinnere mich, daß Du schon 1977 einen langen Niedergang der PCI 
prophezeit hast und eine damals absurd erscheinende Prognose wagtest: 
»wenn die PCI unter 20 % sinkt, kann sie vielleicht in die Regierung ein- 
treten«. Man hielt das für eine polemische Übertreibung. An welchen An- 
zeichen hast Du schon 1977 diese Entwicklung ablesen können? 

N: Zunächst möchte ich an das Jahr 1969 erinnere. Auch 1969 war für die 
kommunistische Partei ein Jahr der Wende gewesen, und der Ausschluß 
der Manifesto-Gruppe, zu deren Gründern ich gehörte, bedeutete, daß in- 
nerhalb der Partei eine Politik der Linken nicht mehr möglich war. Wir 
hatten erstens Fragen der internationalen Politik gestellt, nach der Bezie- 
hung der Partei zur Sowjetunion, nach dem Charakter des dortigen Systems 
und seiner Machtausübung. Wenn diese Fragen damals wirklich analysiert 
worden wären, wenn die Partei sie sich zu eigen gemacht oder zumindest 
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eine Diskussion darüber gestattet hätte, wäre es möglich gewesen, schon 
früher, bewußter und mit sehr viel gewichtigeren Gründen jene Trennung 
zu vollziehen, die später dann in Eile und ohne Analyse, lediglich unter 
dem Druck der Umstände vollzogen wurde. Zweitens bedeutete der Aus- 
schluß der Manifesto-Gruppe, daß auch innenpolitisch einer linken Diskus- 
sion innerhalb der Partei der Boden entzogen worden war. Noch im glei- 
chen Jahr griffen die Rechte und Teile des Staatsapparats zu terroristischen 
Maßnahmen (ich erinnere nur an die Bomben von Mailand), und bald dar- 
auf entwickelte sich der linke Terrorismus. In diesem Klima einer Politik 
der Bomben und eines drohenden, faschistischen Staatsstreichs wurde die 
PCI zunehmend nach rechts gedrängt. 1973, unter dem Eindruck der Er- 
eignisse in Chile, ergriff Berlinguer die Gelegenheit, um seinen »histori- 
schen Kompromiß« vorzuschlagen. Berlinguer übernahm praktisch die 
Analyse, die Togliatti 30 Jahre zuvor von der Democrazia Cristiana ge- 
macht hatte, ohne zu merken, daß sich diese Partei inzwischen völlig ver- 
ändert hatte. Sie war nicht mehr eine Volkspartei, in der verschiedene so- 
ziale Gruppen sich verbündeten oder in objektivem Widerspruch zuein- 
ander befanden, sondern eine Staatspartei, die mit dem Staatsapparat ver- 
schmolzen war. Der entscheidende Aspekt dieser Partei bestand in der 
Kontrolle des Staates, seiner Ausgaben und Investitionen, sowie in der An- 
bindung verschiedener sozialer Interessengruppen und Klientelen an diesen 
Apparat. Sowohl die politische Analyse der Lage, als auch die Analyse der 
christde-mokratischen Partei, die Berlinguer gemacht hatte, waren völlig 
falsch. Paradoxerweise führte sie jedoch zunächst zu einem Wahlerfolg, 
denn 1975 und 1976 gelang der Partei ein wichtiger Einbruch in das Wäh- 
lerreservoir des Mittelstandes. Die konziliante Haltung der Partei gegen- 
über den Christdemokraten, eine entschiedene Opposition gegen den Ter- 
rorismus und eine kraftlose Opposition gegen den vom Staatsapparat unter- 
stützten Terror wurden honoriert. Es war ein Irrtum, diesem Terror und der 
faschistischen Bedrohung nicht direkt, sondern in einer subalternen Posi- 
tion, subaltern gegenüber der DC und der Regierung Andreotti, begegnen 
zu wollen. Es ist wichtig anzumerken, daß die Position der »non sfiducia« 
damals von der Parteiführung einstimmig, also ohne eine innere Opposition 
abgesegnet worden war. Man konnte schon damals absehen, daß die Partei 
einen strategischen Fehler beging, für den sie unweigerlich einmal bezah- 
len muß. 

K: Aber gab es da überhaupt eine Alternative? 

N: Zweifelsohne war die Lage, in der sich die Partei Mitte der 70er Jahre 
befand, sehr schwierig. Es gab keine fertige Alternative und keine Gruppe 
mehr, die sie vorbringen konnte. Aber es wäre möglich gewesen, anstatt 
eines Kompromisses eine radikale Opposition gegen die DC anzustreben. 
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Natürlich war es schwer, die richtige Position zu finden, von der aus man 
den Terrorismus und gleichzeitig die Christdemokraten hätte bekämpfen 
können. So kam es zur Unterstützung der DC und dazu, daß real und auch 
im allgemeinen Bewußtsein die PCI als Opposition immer mehr verblasste, 
K: ... so daß der Zusammenbruch der DC und des PSI heute als alleiniger 
Verdienst der Justiz und der Lega erscheint. Inwieweit eröffnet nun der 
Entschluß Occhettos, die PCI in eine neue Partei zu verwandeln, ein Ent- 
schluß, der ja doch überraschend kam und vielen als überflüssig erschien, 
Spielraum für eine neue Politik? 

N: Auch ich sehe da eine Chance, aber zuerst müssen wir unser Bild noch 
vervollständigen. Die großen linken Kräfte sind im Zerfall. Zuerst die PCI, 
jetzt und viel dramatischer die PSI, aber vor allem die Gewerkschaften, die 
gegenwärtig tief in der Krise stecken. Ein Ausweg ist im Augenblick nicht 
abzusehen. Das Abbröckeln der gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht 
hat viele Gründe, deren Analyse hier zu weit führen würde. Aber man kann 
nicht darüber reden, ohne zumindest daran zu erinnern, was an technologi- 
schen Neuerungen in einem langen Prozeß seit Beginn der 70er Jahre und 
seit der ersten Ölkrise in allen Produktionsbereichen stattgefunden hat. 
Diese Transformation erfolgte unregelmäßig, in verschiedenen Geschwin- 
digkeiten, und führte insgesamt zu einer tiefgreifenden Veränderung des 
Verhältnisses der toten zur lebendigen Arbeit. Eine ganz neue Lage wurde 
geschaffen, nicht nur durch die sich beschleunigende Zunahme der Ar- 
beitslosigkeit, sondern durch die Stellung der lebendigen Arbeit überhaupt. 
Was früher als Reservearmee immer noch Teil des Arbeitsmarktes war, 
fällt heute in einen Bereich völliger Unbeschäftigung, von der aus es kei- 
nen Zugang zum Arbeitsmarkt mehr gibt. In diesem Strukturwandel liegt 
sicher einer der Gründe für den Verfall der Macht der Gewerkschaften, der 
in den 70er Jahren begann. Das ist keine politisch begründete Krise, son- 
dern eine Krise, die von der Veränderung in den Produktionsstrukturen 
ausgeht und dann natürlich auch politische Auswirkungen hat. 

Nur wenn wir die Lage insgesamt sehen und all diese Entwicklungen be- 
rücksichtigen, können wir nach dem Spielraum für linke Politik fragen. Es 
ist nicht einmal sicher, daß es die Linke als solche überhaupt noch gibt. 
Vielleicht sollte man eher von Stücken und Resten der Linken reden, die 
versuchen, handlungsfähig zu bleiben oder es zu werden. Es gibt nichts ge- 
fährlicheres als zu meinen, man könne an eine Politik der Linken anknüp- 
fen, wie sie noch in den 70er Jahren und zu Beginn der 80er Jahre möglich 
war. Diese Illusion führt nur zu einer Isolierung und zu einem letztlich im- 
potenten Radikalismus. 

K: Mir scheint, das gilt vor allem für Rifondazione. Du selbst sagst ja, die 
PDS habe die Brücken zum Alten abgebrochen. 
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N: Und doch gibt es gerade in diesem Punkt noch ein Problem, das durch 
den Austritt Ingraos aus der PDS offengelegt wurde. Ist es noch möglich, 
innerhalb der PDS eine linke Strömung aufzubauen, die ohne überstürzte 
Radikalität in der Lage wäre, von innen her einen ständigen Druck aus- 
zuüben und dem Transformismus entgegen zu wirken? Ingrao hat die PDS 
noch vor den Kommunalwahlen verlassen, was deren Ergebnis anschei- 
nend überhaupt nicht beeinflußt hat. Aber die Versuchung, sich über einen 
Transformismus in die Regierungsverantwortung hineinzustehlen, ist durch 
den Ausgang der Wahlen größer geworden, und jetzt fehlt ein Mann wie 
Ingrao, um diese Tendenzen zu bremsen. Ich weiß nicht, welche Zu- 
kunftsperspektiven Ingrao hat, und ob es ihm gelingt, einen linken Pol zu 
schaffen. Ich sehe in diesem Augenblick in bestimmten Initiativen eher die 
Gefahr einer Spaltung. Das gilt u. a. für die Gewerkschaften. Meiner An- 
sicht nach muß man heute in den Strukturen arbeiten, die es noch gibt, und 
alles versuchen zu verhindern, daß sie ganz abdriften. 

K: Aber was bedeutet das konkret? 

N: Am wichtigsten scheint mir, einen realistischen Blick für die Möglich- 
keiten zu gewinnen. Und ebenso realistisch muß man sehen, welches die 
realen Probleme sind, die angegangen werden müssen. Das verstehe ich 
unter Programmdiskussion. Große Flüge sind nicht möglich. Natürlich 
braucht dieser Realismus des Konkreten auch den Blick in die Ferne. Die 
großen Fragen müssen ausgesprochen werden, und ich meine, Ingrao hat 
das in einer guten Rede Anfang Juli auf der von ihm ins Leben gerufenen 
Convenzione per lalternativa getan. Das Problem ist nun, die Perspektiven 
in eine konkrete Praxis zu verwandeln, zu entscheiden, für was es sich 
wirklich zu kämpfen lohnt, ohne in maximalistische Ansprüche zu verfal- 
len. Darum geht es heute. Eine Partei, die für eine größere Linke arbeiten 
möchte, kann heute nicht von einer Kontinuität mit der Vergangenheit aus- 
gehen. 

&: Kannst Du ein Beispiel nennen? 

N: Ich stimme Ingrao zu, wenn er sagt, daß das Hauptproblem heute darin 
besteht, der Offensive, die gegen die Arbeit im Gange ist und die ich als 
Konterrevolution bezeichne, zu widerstehen. 

K: Es geht dabei um mehr und um anderes, als um Lohnforderungen. 

N: Es geht vor allem um die Bewahrung gewerkschaftlicher Verhand- 
lungsmacht. Auf allen Ebenen. Am gefährdetsten ist derzeit die betriebli- 
che Ebene. Und dann handelt es sich natürlich auch um Löhne und Ein- 
gruppierungen, um Arbeitszeit. Aber am wichtigsten scheint mir, über- 
haupt verhandlungsfähig zu bleiben. Ein weiteres dringendes Thema ist das 
Steuerproblem, das alle Leute angeht. Man hat diese Frage völlig der Lega 
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und ihrer Demagogie überlassen. Keiner behandelt diese Fragen auf für die 
Massen einsichtige und vernünftige Weise. 

K: Die ganzen Vorstellungen des Wohlfahrsstaates müssen neu überdacht 
werden. 

N: Ja, die Frage ist nur wie. Ich weiß es nicht. Ich weiß nur, daß diese 
Frage auch mit der Verteidigung der Demokratie zusammen hängt. Wir 
sind ungeheuer weit zurückgeworfen, und ich glaube, daß es unmöglich ist, 
eine Kontinuität mit der Vergangenheit herzustellen. Man kann nicht da 
anknüpfen, wo wir einmal waren. Man muß wieder ganz von vorn anfan- 
gen. Für Demokratie, gegen die Vernichtung sozialer Errungenschaften. 

K: Die ganze Umwälzung derzeit geschieht ohne direkte Beteiligung der 
Bevölkerung. Es gab bisher nur Kommunalwahlen, und das neue Wahlge- 
setz wird die Möglichkeit der Wähler mitzuentscheiden, noch mehr be- 
schneiden. Auch für die Demokratie geht eine Ära zu Ende. 

N: So ist es, und man muß neue Formen der Beteiligung und der Auseinan- 
dersetzung entwickeln. Das ist besonders schwierig, weil die Konterrevo- 
lution, von der wir sprachen, sich auch politisch durchsetzen will. Die 
ganze sogenannte institutionelle Reform geht in diese Richtung. Die De- 
mokratie fällt unter das Niveau, das sie bereits, wenn auch nur als 
»blockiertes System«, also ohne Machtwechsel zwischen Regierung und 
Opposition, erreicht hatte. 

K: Da wiegt sich die PDS, die diese Reformen bejaht, in großen Illusionen. 
Auch die Vorstellung, in dem Bündnis der Alleanza Democratica eine füh- 
rende Rolle spielen zu können, scheint mir eine Illusion zu sein. 

N: Inzwischen sieht es nach einem Bruch der PDS mit der Alleanza Demo- 
cratica aus. Nach dem Wahlerfolg besteht die PDS auf seiner Eigenstän- 
digkeit, und das verstehe ich. 

K: Aber wäre ein Bruch nicht ein riesiger Fehler? 

N: Nein, im Gegenteil. Alleanza Democratica ist ein Amalgam aus ver- 
schiedenen Kräften, unter denen konservative Elemente vorherrschend 
sind. Ein Beitritt der PDS hätte die Partei unter den Einfluß dieser Kräfte 
gebracht, während heute die Möglichkeit besteht, daß die PDS zwischen 
der Lega und der Alleanza eines Segni und La Malfa einen eigenen Stand- 
ort findet, der die Partei dem konservativen Sog entzieht. Ich glaube, der 
Wahlerfolg der PDS war ein wichtiges Ereignis und hat die Voraussetzung 
dafür geschaffen, daß die PDS nicht in der Mitte, sondern ein klein bißchen 
links von der Mitte eine selbstständige Rolle spielen kann. Ich erwarte mir 
keine großen Dinge, man muß wieder ganz von vorne anfangen und gemä- 
Bigtere Positionen einnehmen, doch ohne in den konservativen Sog zu ge- 
raten. Ich sehe es positiv, daß die PDS der Alleanza Democratica nicht bei- 
getreten ist. Für mich ist das das Ergebnis des Wahlerfolgs. 
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K: Und die Gefahr der Isolierung? 

N: Schwer zu sagen. Das hängt von vielen Faktoren ab. Zunächst: was wird 
aus den Christdemokraten? Haben sie noch die Kraft zu einer neuen, natio- 
nalen und volkstümlichen Partei? Daran läßt sich zweifeln. Im Norden hat 
die Lega bereits einen großen Teil der christdemokratischen Positionen be- 
setzen können. Das ist kein irreversibler Prozeß, denn die Führer der Lega 
machen genug Fehler und Dummheiten, um den Christdemokraten eine 
Chance zu lassen. Ob sie die wahrnehmen ist jedoch zweifelhaft, denn es 
tritt immer deutlicher zu Tage, daß die Krise die vielfältigen Beziehungen 
auflöst, die die Christdemokraten mit dem Staat und seinen Apparaten ver- 
binden. Aus diesen Beziehungen hat die DC seit Mitte der 50er Jahre ihre 
entscheidende Kraft gezogen. 

K: Die besondere Art des italienischen Welfare ist von diesen Beziehungen 
nicht zu trennen, im Guten wie im Bösen. 

N: Die Verquickung mit dem Staat, die immer deutlicher auch in ihren 
kriminellen Aspekten sichtbar wird, ist der entscheidende Punkt. Auch hier 
findet ein unvermeidlicher Bruch mit der Vergangenheit statt. Gerade das 
macht die Existenz der PDS heute interessant. Wenn es der PDS gelingt, 
im Süden noch fester Fuß zu fassen, wird die Partei möglicherweise die 
größte politische Kraft auf nationaler Ebene. Das ist das Ziel, das sich die 
Partei heute ernsthaft stellen sollte, ohne sich in demagogischen oder trans- 
formistischen Manövern zu verlieren. Meiner Ansicht nach hat die PDS 
heute eine einzigartige Gelegenheit, doch fürchte ich, daß diese Chance 
verspielt wird. Zwei Versuchungen können alles zunichte machen: der 
Transformismus und der Blick zurück. Man muß wieder von vorn begin- 
nen und das bedeutet, man muß die elementaren Bedürfnisse der Bevölke- 
rung wieder kennen und konkret formulieren lernen. Ganz elementar, was 
große Fähigkeiten voraussetzt. 

K: Darin liegt die Stärke der Lega. 

N: Aber sie macht das nur oberflächlich und demagogisch und wendet sich, 
zu unserem Glück, nur an einen Teil des Landes und verfeindet sich mit 
dem anderen. Ohne diesen gravierenden Fehler hätte die Lega heute in Ita- 
lien die absolute Mehrheit. 

K: Wie immer übt die internationale Politik auf Italien einen großen Ein- 
fluß aus. 

N: Die ganze soziale Gegenrevolution, von der wir gesprochen haben, 
empfängt von der internationalen Ebene die entscheidenden Impulse. Die 
Weltbank, der Internationale Währungsfonds und Maastricht sind die rea- 
len Kräfte, die, natürlich zusammen mit einigen nationalen Interessen- 
gruppen, dazu beigetragen haben, daß Italien sich in dieser Lage befindet. 
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Die deutsche Neue Linke im Spiegel der USA! 


Das 25jährige Jubiläum von '68 hat, wieder einmal, Debatten darüber aus- 
gelöst, was die »geliebte Revolution« (Daniel Cohn-Bendit) für die deut- 
sche Gesellschaft bewirkt habe. Antiautoritäre Impulse der Revolte seien 
angenommen worden, die Gesellschaft habe sich - endlich - liberalisiert, 
behaupten die einen. Die Institution der Familie sei zerstört worden, in den 
Schulen würde nun Erziehungsdiktatur betrieben, und letztlich sei diese 
Neue Linke für das Aufkommen des Rechtsextremismus verantwortlich, 
behaupten die anderen.? Diese polarisierte Einschätzung der 68er Erbschaft 
reflektiert selbst noch einmal die deutschen Besonderheiten eines damals 
weltweiten Protests, die jedoch nur im Vergleich mit anderen »68er Bewe- 
gungen« deutlich in den Blick kommen. 

Dieser Beitrag versucht, über einen Rekurs auf die US-amerikanischen 
»Sixties« und deren Folgewirkungen einen Außenblick auf die deutsche 
Situation zu gewinnen. In beiden Gesellschaften prägt das Erbe von '68 die 
aktuelle politische Kultur und die Art der gegenwärtig geführten Ausein- 
andersetzungen. Daß dies in recht unterschiedlicher Weise geschieht, wirft 
Fragen auf, die in der »borniert« deutschen Diskussion nicht so leicht ent- 
stehen. 

Im Anschluß an eine kurze Skizze der amerikanischen 'Sixties Mo- 
vements', die den Blick weitet für andere mögliche Entwicklungspfade des 
68er Aufbruchs, wird der Vergleich vor allem auf die Wirkungen der un- 
terschiedlichen politischen Chancenstrukturen bezogen: die relativ offenen 
Strukturen und die zunächst liberalen Machtträger bewirkten eine recht an- 
dere (auf amerikanische Werte bezogene) Orientierung und eine viel all- 
mählichere Radikalisierung ais die relativ geschlossene Chancenstruktur 


1 Dieser Beitrag wurde in der vorliegenden Form durch eine Reihe von Gesprächen mit 
Roland Roth möglich, dem ich an dieser Stelle herzlich danke. 

2 So zum Beispiel jüngst wieder Joachim Fest und Richard Hentschke auf der Bilanzveran- 
staltung »1968 - Absichten, Erfahrungen, Auswirkungen« des Fachbereich Politische 
Wissenschaften der Freien Universität Berlin, 4./5.Juni 1993. 
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der Nachkriegs-BRD. Während der Hochphase sowie in den Folgejahren 
wird das Ereignis und seine gesellschaftliche Wirkung auch höchst unter- 
schiedlich interpretiert: die bescheidenere Deutung, die in den USA zT. 
wegen der Tradition legitimer Koexistenz von sozialen Bewegungen neben 
politischen Parteien möglich ist, läßt die hierzulande üblichen Deutungen 
als überzogen und auch hiesiger Realität nicht adäquat erscheinen. Und 
schließlich erlaubt der Vergleich, die Rolle der Ex-Aktivisten selbst beim 
Zustandekommen der spezifisch deutschen Mythologisierung der 68er Be- 
wegung zu beleuchten. 


Die Sixties in den USA 


Während die außerparlamentarische Linke in der Bundesrepublik ihre 
höchste Mobilisierung in den kurzen Jahren 1967-68 erfuhr, begann die 
Bürgerrechts-und Studentenbewegung in den USA bereits 1956 bzw. 1958 
und dauerte ununterbrochen bis 1972 an. In diesen 14 bzw. 16 Jahre waren 
obendrein nicht nur die Studenten und Bürgerrechtler aktiv, sondern 
gleichzeitig - und zum Teil in Verbindung mit diesen beiden Bewegungen - 
seit 1965 auch die Farm Workers und die Friedensbewegung, ab 1966 die 
Puerto Ricaner, die "Welfare Rights'- und die "Black Power'-Bewegung, 
1967 kam die Ökologiebewegung hinzu und trat die Frauenbewegung in 
ihre militante Phase. Zwischen 1965 (dem Jahr des ersten großen Ghetto- 
Aufstands in Watts) und 1968 (dem Jahr der Tet-Offensive) erlebte auch 
die Gegenkultur ihre Blüte in und um die amerikanische Bewegungsszene. 
Eine kurze Liste von Ereignissen aus der frühen Phase der sog. »Sechziger 
Bewegung« illustriert, daß es in der amerikanischen Bewegung nicht nur 
um die Belange der Studenten und den Vietnamkrieg ging?: 

1957-58: Progressive Studentenparteien werden auf den Universitäts-Cam- 
pusen gegründet (SLATE in Berkeley, andere in Chicago, Oberlin, Michi- 
gan, Columbia). 

1958-59: Großdemonstrationen in Washington für Segregation der Schu- 
len: 1958 marschieren 10.000 und 1959 30.000 Menschen. 

1959: Die pazifistische studentische Friedensbewegung wird gegründet, die 
Zeitschrift Studies on the Left erscheint erstmals. 

1960: Sit-ıns, Großdemos sowie lokal initiierte Demonstrationen zur Un- 
terstützung der Sit-ins im Süden finden auf Universitäts-Campusen im 
Norden und Westen statt; In San Fransciso findet eine Großdemonstration 
aus Protest gegen die Todesstrafe für Caryl Chessman statt; das Student 
Nonviolent Coordinating Committee wird gegründet; 68 Studenten werden 


3 zusammengestellt aus den Chronologien bei Massimo Teodori 1969 und Sale 1973. 
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in Protestdemonstrationen gegen das House Un-American Activities 
Committee in San Francisco verhaftet; Tausende von Studenten besuchen 
Castros Kuba. 

1961: die 'Freedom Rides’ beginnen, an den Universitäten finden Demon- 
strationen gegen die Invasion Kubas, Protestaktionen gegen das 'bomb 
shelter'-Programm und Mahnwachen gegen die Atomwaffen-Tests statt. Im 
‚gleichen Jahr wird erstmals ein 'civil rights worker' ermordet; die Mit- 
gliedschaft bei 'Students for a Democratic Society’ steigt sprunghaft an. Im 
Herbst und Winter 1964 galvanisiert das Free Speech Movement in 
Berkeley Tausende von Studenten und brachte den Normalbetrieb der Uni- 
versity of California zum Stillstand. Auch nach der Eskalation des Viet- 
namkriegs (ab Februar 1965) bezogen sich die von der Bewegung aufge- 
griffenen 'Issues’ keineswegs ausschließlich auf den Krieg. 

Kennzeichnend für diese vielfältigen Bewegungen war, daß sie nicht so 
sehr gegen die USA, ihren Staat und ihre Institutionen mobilisierten, son- 
dern vielmehr für die Anwendung der genuin amerikanischen Prinzipien 
auf alle, d.h. auch auf bislang ausgeschlossene soziale Gruppen. Sie konn- 
ten am demokratischen Versprechen und den libertär-kommunitären Tra- 
ditionen des Amerikanismus anknüpfen, wie dies im Port Huron Statement 
des amerikanischen SDS von 1962 auch explizit getan wurde? und deren 
Verwirklichung für Minoritäten und Studenten einklagen. Die zentrale 
Forderung im Port Huron Statement war nicht die nach Sozialismus, son- 
dern »participatory democracy« in allen gesellschaftlichen Bereichen. 
Auch äußerlich waren die Aktivisten dieser frühen Jahre keine Außensei- 
ter: sie trugen, ähnlich wie zunächst auch hier, noch kurze Haare, ordentli- 
che Jacketts und Krawatten. Als Mario Savio auf dem Berkeley Campus im 
Zusammenhang einer Demonstration des Free Speech Movement verhaftet 
werden sollte, das Polizeiauto aber von Studentenmassen umringt wurde, 
kletterte er auf das Dach des Polizeiautos um eine Rede zu halten - nicht 
ohne sich vorher die Schuhe auszuziehen! Das Gegenüber dieser Bewe- 
gung waren die Demokraten im Staatsapparat, Liberale also, von denen Re- 


4 1960 unternahmen einige Alt-Linke (darunter Michael Harringten) den Versuch, ihre 
»League for Industrial Democracy« zu revitalisieren, indem sie ihr eine studentische Or- 
ganisation beiordneten. Diese wurde 1961 von einigen radikaleren Studenten übernom- 
men, die versuchten, eine eigene Identität gegenüber der sozialistischen Elternorganisa- 
tion für sich zu definieren. 1962 trafen sich 59 Mitglieder von einem Dutzend Campuse 
mit Harrington in einem gewerkschaftlichen Konferenzzentrum in Port Huron in der Nähe 
von Detroit, wo sie nach langen Diskussionen ein 64-seitiges Statement (in großen Teilen 
von Tom Hayden geschrieben) verabschiedeten. Dies wurde so etwas wie ein Manifest 
der amerikanischen Neuen Linken. Vgl. »Port Huron: Agenda for a Generation,« Abdruck 
und Kommentare nach 25 Jahren von ehemaligen Teilnehmern (Richard Flacks, Tim 
Hawley, Michael Harrington, Barbara Haber) in Socialist Review vol. 17 no. 3 & 4 (May- 
August 1987), S.105-166. 
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formen durchaus erwartet wurden. Präsident Kennedy hatte soeben erst 
»the best and the brightest« ins Weiße Haus geholt (McNamara, McGeorge 
Bundy), dessen Türen offen waren für Eingaben der rebellischen Jugend. 
So fand SDS-Präsident Todd Gitlin Einlaß ins Weiße Haus, traf sich dort 
mit McGeorge Bundy im National Security Council, um die Vorstellungen 
und die Kritik der Students for a Democratic Society zu vermitteln. In 
vielerlei Hinsicht gab es in den USA also Formen von Dialog und nicht, 
wie in der BRD, die abgeschottete Regierung einer Großen Koalition. 

Die einzigen Gruppen, die in dieser frühen Phase bereits Erfahrungen von 
Enttäuschung und Verrat machten, waren die Bürgerrechtsorganisationen 
im Süden, vor allem SNCC (Student Nonviolent Coordinating Committee), 
da die inzwischen gesetzlich garantierten politischen Rechte schwarzer 
Bürger in Staaten wie Mississippi am aggressiven Rassismus weißer Bür- 
ger scheiterten. Diese Erfahrungen führten zur Organisation der Freedom 
Summers, in denen Tausende weißer Freiwilliger von den Universitäten 
des Nordens in den Süden aufbrachen, um schwarze Wähler zu registrie- 
ren, d.h. ihr Wahlrecht auch faktisch durchzusetzen.? Sie führten auch 
dazu, daß hier die Wendung zu Militanz (und 'black power') eher vollzogen 
wurde als bei den Weißen. 

Doch auch die Enttäuschung der idealistischen Studenten, die an die Re- 
formfähigkeit der Liberalen geglaubt hatten, blieb nicht aus® Die Abkehr 
von den gewaltlosen Strategien und ursprünglichen Visionen setzte bei den 
Students for a Democratic Society nach der ersten großen Antikriegsde- 
monstration von 1965, bei der Bürgerrechtsbewegung nach dem Missis- 
sippi-Sommer von 1964 und dem Selma March von 1965 ein. Dennoch 
wird meist erst 1968 als Wendepunkt in der Form der Konfrontationen an- 
gesehen: in diesem Jahr gab Präsident Johnson auf, zur Wiederwahl zu 
kandidieren; Martin Luther King sowie Robert Kennedy wurden ermordet; 
mit der Tet-Offensive eskalierte der Krieg in Vietnam; an der Columbia 
University brach die Revolte aus: der Campus wurde besetzt - und die Re- 
volte wurde niedergeschlagen. Im August kam es zu massiver Gewalt in 
den Straßen Chicagos anläßlich der 'Convention’ der Demokratischen Par- 
teil. 

Die Stimmung war umgeschlagen, die Konfrontationen zwischen der Be- 
wegung und ihren Adressaten wurden zunehmend militanter; die wieder- 
holten Erfahrungen der Reformunfähigkeit führten dazu, daß Universitäten 
und staatliche Institutionen zunehmend als 'Machtsstrukturen' begriffen 
und als 'the system’ abgelehnt wurden. Auf der anderen Seite begann dann 


5 Auch sie erfuhren brutale Attacken und Verfolgungen; Tausende wurden verhaftet, viele 
wurden angegriffen, einige ermordet. Vgl. Doug McAdam 1988. 
6 Siehe z.B. Wolin und Schaar 1967. 
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mit der Machtübernahme Nixons ein wahrhaftiger Kreuzzug gegen die 
Neue Linke, der bürgerkriegsähnliche Auseinandersetzungen mit National- 
gardisten und State Troopers (v.a. in Berkeley und Chicago) auslöste. Im 
April 1969 wurde der Bau von People's Park auf Anordnung des damaligen 
Gouverneurs Ronald Reagan in einer einwöchigen Schlacht von County 
Police und National Guard verhindert. Im September 1969 wurde gegen 
die 'Chicago Eight' wegen Verschwörung zum Aufruhr verhandelt: die 
Knebelung und Fesselung des Angeklagten Bobby Seale in öffentlicher 
Gerichtsverhandlung mußte Assoziationen zur Sklaverei wecken. Dennoch 
war die Periode von 1968 bis 1970 (als vier weiße Studenten, die gegen die 
Invasion Kambodschas demonstrierten, an der Kent University von Natio- 
nal Guard erschossen wurden und ein breiter studentischer Streik folgte), 
gemessen an Ausmaß und Intensität der Beteiligung an Aktionen und De- 
monstrationen, die erfolgreichste - was in der amerikanischen Geschichts- 
schreibung aber nicht unbedingt positiv vermerkt wird. In den zahlreichen 
Interpretationen der amerikanischen 60er Bewegung”? wird die frühe Phase 
der Neuen Linken und Bürgerrechtsbewegung zumeist positiv der militan- 
ten und 'verrückten' Phase der Spät-60er gegenübergestellt, während der 
sich die Neue Linke selbst zerstört habe: durch mangelnde Selbstdisziplin, 
ausufernde Militanz, und mit Orgien gegenkultureller Selbstbefriedigung. 

Die frühen Jahre der Bewegung, als die Aktivisten - oft unter hohem per- 
sönlichen Einsatz und großem Risiko - noch meinten, sie könnten die ame- 
rikanischen Verhältnisse mit den amerikanischen Idealen in Einklang brin- 
gen, als es noch so aussah, als könnte der amerikanische Liberalismus auf 
die Forderungen nach rassıscher Gleichheit und Beendigung des Krieges 
eingehen, lösen in der heutigen Beschäftigung mit den Sixties allenthalben 
Bewunderung und Respekt aus. (Damals wurden die Aktivisten allerdings 
heftigst von Konservativen, aber auch Liberalen und traditionellen Linken 
vor allem wegen ihres Anti-Antikommunismus attackiert). Die heute weit 
verbreitete Verurteilung der späteren Jahre, basierend auf der Kritik an 
ausufernder Militanz und am Zusammenbruch des SDS als Organisation, 
unterschlägt jedoch, daß die Hinwendung zu militanteren Aktionsformen 
eine deutliche Reaktion auf das Zögern der Bundesregierung war, das 
Wahlrecht der Schwarzen faktisch zu schützen, auf die Eskalation rassısti- 
scher Übergriffe und die Ausweitung des Vietnamkriegs, sowie auf die Es- 
kalation staatlicher Gewalt, die mehr und mehr auch die weißen Studenten 
des Nordens (seit dem Free Speech Movement) zu spüren bekamen. Sie 
unterschlägt vor allem die bankrotte Rolle, die die Liberalen gespielt ha- 


7 Wie z.B. Todd Gitlin 1937, James Miller 1987; Maurice Isserman 1987; Jo Freeman 
1983. 
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ben. Die zunächst idealistischen Aktivisten mußten erfahren, daß die 
Machthierarchien nicht daran interessiert waren, die amerikanische Gesell- 
schaft gerechter und demokratischer zu gestalten. Erst diese Desillusionie- 
rung radikalisierte viele von ihnen. So schreibt Mary King, eine Beteiligte, 
in ihrem Buch über die Bürgerrechtsbewegung (1967): »America has bro- 
ken the hearts of the young idealists of SNCC.«3 Der damalige SDS-Vor- 
sitzende Carl Oglesby meinte 1965, falls seine Kritik an der Regierungs- 
politik gegenüber Vietnam anti-amerikanisch erscheine: »Don't blame me 
for that! Blame those who mouthed liberal values and broke my American 
heart.«? 

Es ist sicherlich richtig, daß der Versuch des amerikanischen SDS, eine 
breite Massenbewegung in eine strategisch effektive nationale Organisa- 
tion zu überführen, gescheitert ist. Aber eine auf die Organisation be- 
schränkte Analyse übersieht die Wirkungen der Bewegung auf die alterna- 
tive Politik der 70er und 80er Jahre: 'participatory democracy' wurde in den 
nachfolgenden sozialen Bewegungen groß geschrieben; 'direct action’ und 
'putting your body on the line’ - Politikformen wie sie von SNCC, der 
Neuen Linken, und den Kriegsdienstverweigerern initiiert worden waren - 
wurden von der neuen Frauenbewegung, der Umwelt- und Antinuklearbe- 
wegung aufgegriffen und weiterentwickelt, häufig sogar in personaler 
Kontinuität. Was Gitlin u.a. in ihren Einschätzungen der 'Sixties' abwer- 
tend als »expressive Politik« bezeichnen (»the personal is political«, also 
das moralische, existentialistische, und nicht unbedingt sozialistische trei- 
bende Element in der Bewegung), das angeblich zur selbstzerstörerischen 
Konfrontation und schließlich zum Niedergang der Bewegung geführt 
habe, lebt weiter in den neuen Frauen-, Friedens- und Ökologie-Bewegun- 
gen, die sich bewußt an den anti-hierarchischen Organisationsformen der 
60er Bewegungen orientieren, an ihrer Kritik an Führerfiguren und Macht- 
konzentration, und die versuchen, 'participatory democracy' bereits heute ın 
ihren Organisations- und Aktionsformen zu leben. 


Vergleich mit der Bundesrepublik 


Obwohl die deutsche Debatte meist sehr auf das Jahr 1968 fixiert ist, hat 
die Bewegung doch auch hier eine, wenn auch kürzere, Vorgeschichte. 
Ostermärsche gegen die Atombewaffnung (seit 1959), der Ausschluß des 
SDS aus der SPD (1961), die Schwabinger Krawalle (1962), und seit An- 
fang der 60er Jahre die 'Subversive Aktion’ markieren die Vielfalt einer 


8 zitiert in Breines 1988, S. 538. 
9 zitiert in Breines 1982, S. 22. 
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sich bildenden Protestszene, die sich erst 1966 zur außerparlamentarischen 
Opposition bündelte.!0 Denn mit der Großen Koalition war jede parlamen- 
tarische Opposition entfallen, Opposition gab es in der nun einsetzenden 
Mobilisierungsphase nur noch außerhalb der zentralen politischen Institu- 
tionen. Diese - keineswegs nur sozialistisch orientierte - Opposition rich- 
tete sich gegen die formierte Geselischaft Erhards und das höchst restrik- 
tive Demokratieverständnis, das trotz demokratischem Verfassungsan- 
spruch in der BRD vorhertschte. 

Neben dieser klaren Trennungslinie, die alle Opposition in der BRD in das 
außerparlamentarische Feld verwies, unterschieden sich die deutschen De- 
mokratisierungsforderungen der damaligen Zeit von den amerikanischen 
noch durch ihre zusätzliche explizit antifaschistische Dimension. In 
Deutschland war diese Generation die erste, die mit der Auseinanderset- 
zung mit dem Nazi-Erbe tatsächlich ernst gemacht hat, und die gegen die 
sichtbar werdenden faschistischen Traditionslinien ankämpfte. Hohe NPD- 
Wahlerfolge einerseits und repressive staatliche Maßnahmen wie die Not- 
standsgesetze andererseits ließen sie, sehr zu recht wie sich heute zeigt, 
Angst vor einer Regression in Nazi-Zeiten haben. 

Diese deutsche Ausgangssituation sorgte für einen doppelten Bruch, der 
die hiesige 68er Generation prägte. Während viele der US-Aktivisten Kin- 
der Alt-Linker bzw. kommunistischer Eltern waren, die auch ihre Erfah- 
rungen von Opposition gegen den amerikanischen Mainstream weitergege- 
ben hatten,!! begriff sich die deutsche Neue Linke eher im Generationen- 
krieg mit ihren Eltern. Obendrein fand sie kaum eine Arbeiterbewegungs- 
tradition vor, so daß sie in jeder Hinsicht neu ansetzen mußte: ihre Theorie, 
ihre Aktionsformen, alles erfand sie neu bzw. importierte wichtige Elemen- 
te aus der amerikanischen Bewegung. !? 

Diese Aktivisten fanden, im Gegensatz zu ihren amerikanischen Kollegin- 
nen, keinerlei offene Türen, und es entwickelte sich folglich kein (wıe ım- 
mer manipulierter) Dialog. Erstaunlicherweise sahen die etablierten Ak- 
teure, von Springer bis zu den attackierten Ordinarien, ım Diskussionsbe- 
dürfnis der Studenten bereits einen revolutionären Akt, sahen in ihrer Kri- 


10 Bis 1966 bilden die Ostermärsche den wesentlichen Fokus der Opposition. Entstanden aus 
der Ein-Punkt-Bewegung gegen Atomwaffen wurden sie zu einer Sammlungsbewegung, 
die sich (vor allem seit 1965) auch gegen den Vieinam-Krieg und die autoritären Tenden- 
zen im eigenen Land wandte. 

11 Vgl. auch die Entstehung des amerikanischen SDS aus der traditionellen und gewerk- 
schaftlichen Linken, s. Fußnote 4. 

12 So wurde zum Beispiel »der teach-in« (sic) und die »direkte Aktion« aus Berkeley auf 
den Kampf gegen die Notstandsgesetze übertragen. Vgl. G.Amendt, »Die Studentenre- 
volte in Berkeley«, Neue Kritik 28, 1965, oder M.Vester, »Die Strategie der direkten Ak- 
tion«, Neue Kritik 30, 1965. 
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tik bereits den drohenden Sieg des Sozialismus, und im Einnehmen be- 
stimmter universitärer Positionen durch Linke den Systemwandel voll- 
bracht.!3 Da in der deutschen Universitätslandschaft Liberale fast vollstän- 
dig fehlten, prägten diese paranoiden Reaktionen die Form der Auseinan- 
dersetzung, was bei den deutschen 68ern zu einer markanten Realitätsver- 
fehlung führte (Oskar Negt sprach von "Überpolitisierung'): daß die Um- 
welt ihren Protest derart »ernst« genommen hat, ja gleich zur Revolution 
umgedeutet hat, trug schließlich auch bei diesen Akteuren zu Fehleinschät- 
zungen und Überreaktionen (und zur eigenen Traditionalisierung) bei. 

Auch was die Auseinandersetzung jenseits der Universität anging, entwik- 
kelten sich kaum dialogartige Interaktionen. Die deutsche Studentenbewe- 
gung protestierte gegen die wieder heraufziehenden antidemokratischen 
Tendenzen (Notstandsgesetze und Demonstrationsverbote) und gegen die 
Refeudalisierung der Parteien und Medien. Dabei stieß sie auf abge- 
schirmte Parteieliten, auf eine Republik, die sich gegenüber Forderungen 
nach mehr Demokratie abschottete, und auf eine Politikergeneration, die es 
sich zur Aufgabe gemacht zu haben schien, die »chaotischen Halbstarken« 
auf alle Fälle außen vor zu halten.!* Dies Anrennen gegen die geschlossene 
und ausschließende Große Koalition blieb nicht ohne Auswirkungen auf 
das Selbstverständnis der Bewegten. So war es nur konsequent, daß die 
deutsche Neue Linke sich zunächst nicht für eine Partizipation an der 
Macht erwärmte, während in USA ein Vietnamkriegsgegner und Aktivist 
sich längst auf hohe politische Ämter vorbereiten konnte (und inzwischen 
Präsident ist).15 Zwar gab es auch in der BRD den Marsch durch die Insti- 
tutionen: in die Gewerkschaften, in die SPD, und die Jusos entwickelten, 
inspiriert von '68, ihre Doppelstrategie. Aber der Radikalenerlaß 1971 hat 
den Einzug der Linken in die Institutionen bald unterbunden, und konsti- 
tuierte selbst wieder eine spezifisch deutsche Kränkung der 68er Genera- 
tion, die wieder »draußen bleiben« sollte: diesmal wurde sie sogar von ei- 


13 Schelsky sieht in einem FAZ-Artikel am 10.Dezember 1971 die APO-Generation bereits 
an der Macht. Vor allem in den Institutionen der Sozialisation hätten die »linken Radika- 
len« bereits weitgehend gesiegt und damit die strategisch zentrale 'Sinnvermittlung' be- 
reits in der Hand. Vgl. auch Schelsky 1973. 

14 So Antje Vollmer auf der Bilanz-Veranstaltung »1968 - Absichten, Erfahrungen, Auswir- 
kungen« des Fachbereich Politische Wissenschaften, Freie Universität Berlin, 4./5.Juni 
1993. 

15 Daß die amerikanischen Bewegungen sich offeneren bzw. absorptionsfähigeren Institu- 
tionen gegenüber sahen, und daß die Linke schneller in Positionen politischer Verant- 
wortung gelangen konnte, bedeutet keineswegs, daß damit die inhaltlichen Forderungen 
bereits umgesetzt wären. Die diffuse administrative Struktur des amerikanischen politi- 
schen Systems erlaubt auch hinreichend Spielraum, um substantielle Zugeständnisse zu 
vermeiden. Der Einbeziehung neuer Ansprüche entsprechen also keineswegs unbedingt 
Ergebnisse im politischen Prozeß. Vgl. bereits Alford/Friediand 1975. 
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ner Brandt/Scheel-Regierung ausgegrenzt, qua administrative Verordnung, 
ohne jede Auseinandersetzung. 

1968 markierte auch in den USA den Zerfall bzw. das Einsetzen der Ent- 
mischungsphase der Studenten- und Antikriegsbewegung; während hier je- 
doch eine konservative Nixon-Regierung das Feinbild abgab, entmündigte 
eine preußisch-deutsche halb-linke Modernisierungspolitik die Zerfallspro- 
dukte der deutschen 68er Bewegung. Bis auf sehr wenige zögerliche An- 
sätze auf kommunalpolitischer Ebene kam es in den 70er Jahren kaum zu 
einer Einbindung von Initiativen »von unten«. 

So macht der Kontrast mit den USA deutlich, weshalb die deutschen 
Kämpfe um Redemokratisierung in Distanzierung von Sozialdemokratie 
und staatlichen Institutionen stattfanden: vor dem Hintergrund einer etati- 
stischen Modernisierungspolitik waren die Auseinandersetzungen von ge- 
genseitigen Feinderklärungen geprägt, Politik bedeutete Grabenkämpfe. 
Für die deutschen sozialen Bewegungen wurde schließlich die Kritik am 
(autoritären) Staat, eine ausgeprägte Antistaatlichkeit, und ein autonom ge- 
stimmter Eigensinn der Bewegungsszene zum Markenzeichen. 16 

Diese unterschiedlichen »politischen Chancenstrukturen« halten sich auch 
in den folgenden Phasen durch: die aus dem Zerfall des amerikanischen 
SDS hervorgehenden Weathermen (ein Pendant der deutschen Roten Ar- 
mee Fraktion) werden bei weitem nicht so drakonisch verfolgt wie 
Deutschlands 'Terroristen'; sie sind vor vielen Jahren aus der Haft entlassen 
worden, weil der amerikanische Staat es sich gestatten konnte einzusehen, 
daß »halbe Kinder« gegen ıhn angerannt waren. Nicht so der deutsche 
Staat, in dessen Politik auch in den 70er Jahren die Herstellung von 
»Stabilität und Ordnung« absoluten Vorrang hatte. 


Die Konstruktion von '68 als Modernisierung 


In der heutigen Beschäftigung mit '68 wird in Deutschland auf allen Seiten 
auf die Einmaligkeit und Außergewöhnlichkeit der Bewegung verwiesen, 
die einen historischen Bruch markierte und zur Modernisierung und Nor- 
malisierung der deutschen Gesellschaft und Politik beigetragen habe. Die 
amerikanischen Bewegungen der 60er Jahre verdichteten sich zwar auch zu 
einer massiven und mitreißenden Mobilisierung und führten einen Bruch 
mit der liberalen Weltsicht und dem legalen Rassismus der 50er Jahre her- 
bei, aber sie reihen sich dennoch bescheidener ein in eine lange Tradition 
von 'grassroots movements', die immer wieder, im Lauf der amerikani- 


16 Jede international vergleichende Studie sozialer Bewegungen, egal ob die deutschen Be- 
wegungen mit amerikanischen, holländischen, französischen oder italienischen verglichen 
werden, hebt diese spezifische Anti-Staatlichkeit hervor. Vgl. z.B. Koopmans 1991. 
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schen Geschichte, die Verwirklichung der Prinzipien der amerikanischen 
Demokratie eingeklagt haben. Längst hat man sich in USA daran gewöhnt, 
daß soziale Bewegungen die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln 
sind.!7 Schon Thomas Jefferson, der Begründer des 'American Dream', war 
der Meinung, daß »eine kleine Revolution ab und zu« einer Demokratie 
nur förderlich sein kann. Eine Folge dieser 'Normalität' ist aber auch, daß 
nicht - wie hierzulande - weitreichende Konsequenzen der Bewegung re- 
klamiert werden. Niemand in USA würde beispielsweise von einer 
»Fundamentalliberalisierung« der amerikanischen Gesellschaft dank '68 
sprechen. Das wäre absurd, denn es ist verbreitetes Allgemeingut, daß - um 
nur ein Beispiel zu nehmen -, obwohl in USA rassistische Diskriminierung 
weniger toleriert wird als in anderen weiß-dominierten Gesellschaften, 
Rassismus trotz der Erfolge der Bürgerrechtsbewegung nach wie vor ein 
gewaltiges Problem darstellt. So nannte Andrew Hacker sein jüngst er- 
schienenes Buch über die Lage der Schwarzen in USA, in Anlehnung an 
die Ergebnisse des Kerner Report zum Aufstand in Watts 1965, Two Nati- 
ons: Black and White, Separate, Hostile, and Unequal. 

Auch in der deutschen Gesellschaft sollten die Kontinuitäten eigentlich 
nicht zu übersehen sein: zwar hat sich in mancherlei Hinsicht dank der 68er 
Revolte der Habitus im politischen Leben verändert, aber ziviler - wie so 
oft behauptet - ist die deutsche Gesellschaft mitnichten geworden. Von 
»Mehr Demokratie wagen« ist nichts übrig geblieben, Deutschland ist 
keine »offene« sondern eine geschlossene Gesellschaft, autoritäre Sozi- 
alcharaktere sind nicht zurück-!3 sondern hervorgetreten. Dennoch präsen- 
tiert man sich, gerade ım Kontrast mit USA, hierzulande gern als liberal 
und modern gewordene Gesellschaft. So wird z.B. der Verweis auf die 
Lage der Schwarzen in USA in der aktuellen deutschen Debatte häufig zur 
Selbststilisierung verwendet: wegen zunehmender Marginalisierungs- und 
gesellschaftlicher Spaltungstendenzen und sich ausbreitender Gewalt ge- 
reicht die Beschwörung von »Los Angeleser Verhältnissen« zum abschrek- 
kenden Zukunftsszenario, das es zu verhindern gelte. Transportiert wird 
dabei ein Bild der USA, wo gewalttätige und unmenschliche Ausgren- 
zungsformen, v.a. gegenüber Minderheiten, gang und gebe sind. So stim- 
mig diese Kritik ist, kehrt sie doch gleichzeitig die massiven Diskriminie- 
rungsformen, die hierzulande noch immer legal sind, unter den Teppich. 
Daß in Deutschland Ausländer, auch solche, die seit Generationen hier le- 
ben, arbeiten, und die Gesellschaft mitgestalten, immer noch keine Bürger- 
rechte genießen, nicht einmal wählen können, ist zum Beispiel aus ameri- 


17 Vgl. M. Lipsky 1968; Huntington 1981, S.111; und Lipset 1977, S.120ff. 
18 So z.B. Leggewie 1988, S.14. 
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Kanischer Sicht unverständlich und unakzeptabel. Heute haben wir in 
Deutschland einen Staat, der seine Minderheiten nicht vor Verfolgung und 
Angriffen zu schützen willens ist - so wie in den 50er Jahren der amerika- 
nische Staat seine schwarzen Bürger im Süden noch nicht schützen wollte. 
Die Gewalt, die auch dort »aus der Mitte der Gesellschaft« ausgeübt 
wurde, löste die Freedom Summers aus und brachte schließlich die Bun- 
destruppen in den Süden, um den Schutz der politischen Rechte der 
Schwarzen zu garantieren. Seither wird offene rassistische Diskriminierung 
gesellschaftlich kaum toleriert;!? Einwanderungsgesetze regeln, daß Immi- 
granten in den Genuß von Staatsbürgerrechten gelangen können, rassistisch 
Diskriminierte können sich auf Gesetze und für ihre Durchsetzung verant- 
wortliche staatliche Institutionen beziehen. 

In der Bundesrepublik dagegen von ‘Modernisierung’ zu sprechen, solange 
im Staatsbürgerrecht allein das ethnische Kriterium für Deutschsein gilt, 
solange Bürgerrechte also noch an Blutsbande geknüpft sind, erscheint ei- 
nigermaßen absurd. Von Liberalisierung zu sprechen, während sich sämtli- 
che Großparteien nach rechts entwickeln, während der Staatsapparat auf 
dem rechten Auge deutlich blind ist und auf dem linken um so exzessiver 
den Repressionsapparat einsetzt, und wo nur in einer relativ kleinen Min- 
derheitenkultur von neuen sozialen Bewegungen ein Hauch von Zivilge- 
sellschaft spürbar wird, geht sicherlich an der Realität vorbei. 


Vergleich der 68er Generationen 


Möglicherweise ist das Verhalten der Alt-68er Generation mit dafür ver- 
antwortlich, wie '68 heute rezipiert und instrumentalisiert wird. Während 
sich hierzulande die Mehrheit der Alt-68er gem als Modernisierer selbst- 
mythologisieren und ihre Einmaligkeit zelebrieren, gab es in den USA 
zwar einen ähnlichen Zerfall der Bewegung wie hierzulande in einerseits 
K-Gruppen und andererseits Akademisierung, jedoch haben die 
'akademisierten' Ex-Aktivisten sich und ihre Aktivitäten immerhin in der 
Form ernst genommen, daß sie sich wissenschaftlich damit auseinander- 
setzten. Die damals vorherrschende Bewegungsforschung bot ihnen keine 
befriedigenden Erklärungsansätze für die erlebten Mobilisierungsprozesse. 
Weder ıhr Entstehen, noch ihr Zerfall, noch ihre Rolle konnten sinnvoll mit 
den Annahmen von Anomie, Devianz, oder Irrationalität, die im 'Collective 
Behavior'-Ansatz von Smelser oder Turner/Killian zentral sind, erklärt 
werden. Mit der Aufarbeitung der eigenen Geschichte und der Erforschung 


19 Dies bedeutet nicht, daß struktureller Rassismus nicht wirksam wäre; auch finden immer 
wieder rassistisch motivierte Übergriffe statt; jedoch weder die Gesetzeslage noch der öf- 
fentliche Diskurs bieten dafür Legitimationsgrundlagen. 


422 Margit Mayer 


der in ihr neu gestellten Fragen wurde schließlich ein neuer Theorieansatz 
entwickelt, der Schule machte und schließlich die traditionellen klassischen 
Ansätze verdrängte.2° Auch in Frankreich und Italien begründeten einige 
der Alt-68er neue Ansätze der Bewegungsforschung, die die neuen Dimen- 
sıonen dieser Bewegung adäquater reflektieren konnten. In diesem Zu- 
sammenhang geht es jedoch nicht um die Qualität neuer wissenschaftlicher 
Ansätze. Der Punkt ist nur der, daß ın anderen Ländern aus dem Kreis der 
ehemaligen Akteure eine Reihe von selbstkritischen und distanzierten Bei- 
trägen der Auseinandersetzung mit dieser Bewegung kam, deren Mangel in 
Deutschland auffällt. Weder produzierte '68 hierzulande eine Wiederbele- 
bung der Bewegungsforschung,?! noch wurde die Geschichte des Zerfalls 
der Bewegung je geschrieben: in der Literatur finden sich nur die heroi- 
schen Aspekte von '68, die diversen schmerzlichen und peinlichen Ent- 
wicklungen sind allesamt verdrängt, die erfolglosen Parteigründungen und 
Entwicklung der K-Gruppen dethematisiert: blinde Flecken. Diese selek- 
tive Geschichtsschreibung läßt die tatsächlichen Demokratisierungsimpulse 
der deutschen 68er-Bewegung kaum recht aufscheinen, weil sie die eige- 
nen Anteile an ihrer mangelnden Realisierung ignoriert. 

Freilich wurden nur Teile der ehemaligen US-Aktivisten Soziologie-Pro- 
fessoren; die meisten setzten ihre politische Praxis in vielfältigen Bewe- 
gungen, oft mit bescheidenerem Anspruch, fort. Wenn auch nicht mehr 
»die ganze Welt zuschaute«,2? so wurde hier doch die Anstrengung weiter 
geführt, die es erheischt, eine offene politische Kultur lebendig zu halten, 
gegen die enorme Macht der Verhältnisse ‘dagegen zu halten‘. Während 
sich die deutschen ehemaligen SDSler eher instrumentell oder gar nicht zu 
den in den frühen 70er Jahren entstehenden Bürgerinitiativen und ersten 
Ansätzen neuer sozialer Bewegungen verhielten, zeigen eine Reihe von 
Follow-up Studien in USA, was aus den ehemaligen 'Bank-Burners' von 
Santa Barbara, was aus den Freedom Summer-Aktivisten von 1964 heute 
geworden ist.2Diese Studien fördern zutage, daß die ehemaligen Aktivi- 
sten der Neuen Linken auch in den 70er und 80er Jahren weiter in 
grassroots-Organisationen arbeiteten, in ökologischen oder friedenspoliti- 
schen Gruppen aktiv sind, und daß viele von ihnen - wegen ihrer politi- 


20 Der sog. Resource Mobilization-Ansatz, vgl. Jenkins 1983; Perrow 1979, Mayer 1991. 

21 Erst die später einsetzenden neuen sozialen Bewegungen produzierten Akteure, die ihre 
Praxis auch wissenschaftlich ernst nahmen und in den 80er Jahren auch mit einem eige- 
nen Theorieansatz in die internationale Debatte eingreifen konnten (vgl. Rucht 1991). 

22 So der Titel eines Buches von Tod Gitlin, der Soziologie-Professor an der University of 
California in Berkeley geworden ist. Sein später erschienenes Werk The Sixites ist weni- 
ger ein Beitrag zur Bewegungsforschung als eine Art Autobiographie. 

23 Zu ersteren siehe Whalen/Flacks 1989; zu letzteren McAdam 1988. 
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schen Prioritäten - auf Karriere und Reichtum verzichten.?* Nicht nur in- 
haltliche, sondern auch persönliche Kontinuitäten werden in verschiedenen 
der neuen sozialen Bewegungen ausgemacht: in lokalen Gruppen der 
Frauen-, Ökologie-, oder Friedensbewegungen, in Stadtteilinitiativen oder 
»Direct Action Movements« tauchen immer wieder »Veteranen« der Six- 
ties auf, die die Verbindung lebendig erhalten. 

Demgegenüber gibt es eine ernstzunehmende biographische Forschung in 
der BRD nicht. Obwohl sicherlich Kontinuitäten in die diversen Aktivitä- 
ten der 70er Jahre hinein festzustellen wären, werden sie im gängigen Dis- 
kurs meist geleugnet: die Verbindung in die K-Gruppen, weil diese nicht 
erfolgreich waren, die in die Bürgerinitiativen, weil diese revolutionären 
Ansprüchen eigentlich nicht entsprachen, etc. Gegangene Irrwege werden 
verwischt, das heroische Bild der Einmaligkeit kann so plausibel aufrecht 
erhalten werden. 

In ihrer 'Einmaligkeit' blieb die 68er Generation von den folgenden Bewe- 
gungszyklen und ihren Akteuren säuberlich abgetrennt, die Tradierung von 
Bewegungserfahrungen und Visionen war zunächst blockiert. Erst Ende 
der 70er Jahre treffen sich die 'Ehemaligen' wieder bei den Grünen und Al- 
ternativen Parteigründern, aber sie sind geschlagen. Von der herausfordern- 
den Kritik, der provokativen Aktion und der konkreten Utopie ist kaum 
noch etwas zu spüren. Alle Seiten arbeiten seither an der Mythologisierung 
der deutschen 68er: bei den Konservativen werden sıe zu den Verantwort- 
lichen für den Rechtsextremismus erklärt (weil sie den Funktionsverlust 
der Familie verursacht haben), und bei den 'Progressiven' als Herolde der 
Modernisierung zelebriert. 


Natürlich wird auch in den USA das Erbe von '68 für verschiedenste politi- 
sche Zwecke instrumentalisiert, natürlich werden auch dort verhärtete Po- 
sitionen ım öffentlichen Diskurs eingesetzt - gegen die aber auch immer 
wieder angegangen wird. Dennoch fällt es in den dortigen Auseinander- 
setzungen viel leichter, am Demokratieversprechen und an der konkreten 
Utopie, die in der Bewegung aufgescheint ist, anzuknüpfen, ohne gleich in 
den Verdacht verbrecherischer Gewalt zu geraten und zwischen Hitler und 
Stalin eingeklemmt zu werden, aber auch ohne in Selbstmythologisierung 
zu verfallen. Die hiesigen Verarbeitungsformen haben es erschwert, die 


24 Im Gegensatz zu den wenigen - aber in den Medien umso auffälliger präsentierten - Sei- 
tenwechsliern wie z.B. Jerry Rubin, der zum Geld überlief, oder Collier und Horowitz, die 
zu den Neo-Konservativen wechselten und im Nachhinein nur destruktive Wirkungen der 
60er Bewegung auszumachen imstande sind (siehe Collier und Horowitz 1989). 

25 Untersuchungen wie die von Whalen und Flacks wurden gerade deshalb unternommen, 
um in solche instrumentalisierenden Diskurse mit fundierten Positionen eingreifen zu 
können. Vgl. in diesem Zusammenhang auch Sayres u.a. 1984. 


424 Margit Mayer 


Bedeutung des 68er Aufbruchs realistisch zu würdigen. Wie in den USA 
waren auch hier die Forderungen nach partizipatorischer Demokratie zen- 
tral. Zu einem gewissen Grad ist diese Saat auch aufgegangen und wurde 
gesellschaftlich verallgemeinert. Aber eine Fundamentalliberalisierung der 
deutschen Gesellschaft ist, wie wir heute wissen, erst noch zu erstreiten. 
Die Begrenztheit der geselischaftlichen Wirkungskraft der deutschen 68er 
liegt, so will es scheinen, wohl auch am Realitätsverlust, der den Protestie- 
renden durch die Ausgrenzung aus der Politik aufgeherrscht wurde, und an 
der Selbsttraditionalisierung, in die die Bewegung spätestens mit der 
Selbstliquidierung des SDS 1970 verfallen ist. Die Veränderungsziele und 
Visionen der Bewegung von 68, die unbequemen Fragen und die her- 
ausfordernde Kritik sind immer noch hochaktuell, wenn diese bundesrepu- 
blikanische Gesellschaft je demokratisch modernisiert werden soll. 


Literatur: 


Alford, Robert A., Roger Friedland (1975): »Political Participation and Public Poliey,« Annual 
Review of Sociology !. 

Breines, Wini (1982): Community and Organization in the New Left: The Great Refusal, 
South Hadley. 

Breines, Winifred (1988): »Whose New Left?«, Journal of American History, September 
1988. 

Collier, Peter, David Horowitz (1989): Destructive Generation: Second Thoughts about the 
Sixties. New York: Summit Books. 

Freeman, Jo (Hg.)(1983): Social Movements of the Sixties and Seventies. New York: Long- 
man. 

Gitlin, Tod (1980): The Whole World is Watching: Mass Media in the Making and Unmaking 
of the Left. Berkeley: University of California Press. 

Gitlin, Tod (1987): The Sixties. Years of Hope, Days of Rage. New York: Bantam. 

Hacker, Andrew (1992): Two Nations: Black and White, Separate, Hostile and Unequal. New 
York: Scribners. 

Huntington, Samuel P. (1981): American Politics: The Promise of Disharmony. Cambridge: 
Harvard UP. 

Isserman, Maurice (1987): /fI Had a Hammer: The Death ofthe Old Left and the Birth of the 
New Left. New York: Basic. 

Jenkins, Craig (1983): »Resource Mobilization Theory and the Study of Social Movements,« 
Annual Review of Sociology 9. 

Jenkins, Craig (1987): »Interpreting the Stormy 1960s: Three Theories in Search of a Political 
Age,« Research in Political Sociology, vol.3. 

King, Mary (1987): Freedom Song: A Personal Story of the 1960s Civil Rights Movement. 
New York: Morrow. 

Koopmans, Ruud (1991): »Demokratie von unten. Neue soziale Bewegungen und politisches 
System in der Bundesrepublik Deutschland im internationalen Vergleich,« in 
R.Rotb/D.Rucht (Hg.), Neue soziale Bewegungen in der Bundesrepublik Deutschland (2. 
Auflage), Bonn: Bundeszentrale f. politische Bildung. 


Die deutsche Neue Linke im Spiegel der USA 425 


Leggewie, Claus (1988): »1968: Ein Laboratorium der nachindustrielien Gesellschaft? Zur 
Tradition der antiautoritären Revolte seit den sechziger Jahren,« Aus Politik und Zeitge- 
schichte, B 20/88 (13.Mai). 

Lipset, Seymour Martin (1977): »Why No Socialism in the United States?« in: Seweryn Bi- 
alar/Sophia Siluzar (Hg.), Sources of Contemporary Radicalism, vol.l, Boulder: Westview 
Press. 

Lipsky, Michael (1968): »Protest as a Political Resource,« American Political Science Review 
62/4. 

Mayer, Margit (1991): »Social Movement Research and Social Movement Practice: the 
U.S.Pattern,« in: Dieter Rucht (Hg.), Research on Social Movements. Frankfurt: Campus. 

McAdam, Doug (1988): Freedom Summer. New York: Oxford UP. 

Miller, James (1987): »Democracy is in the Streets«: From Port Huron to the Siege of Chi- 
cago. New York: Simon and Schuster. 

Perrow, Charles (1979): »The Sixties Observed,« in: M.N.Zald/J. McCarthy (Hg.), The Dyna- 
mics of Social Movements. Cambridge, Ma.: Winthrop. 

Rucht, Dieter (1991): »The Study of Social Movements in Western Germany: Between Acti- 
vism and Social Science,« in: Dieter Rucht (Hg.), Research on Social Movements. Frank- 
furt: Campus. 

Sale, Kirkpatrick (1973): SDS. New York: Random House. 

Sayres, Sohnya, Anders Stephanson, Stanley Aronowitz, Fredric Jameson (Hg.) (1984): Sixties 
Without Apology. Minneapolis: University of Minnesota. 

Scheisky, Helmut (1973): Systemüberwindung, Demokratisierung und Gewaltenteilung. Mün- 
chen. 

Smelser, Neil (1963): Theory of Collective Behavior. New York: Free Press. 

Teodori, Massimo (1969): New Left: A Documenatry History, New York: Bobbs-Merrill. 

Turner, Ralph, L.M.Killian (1957): Collective Behavior. Englewood Chffs, N.J.: Prentice 
Hall. 

Whalen, Jack, Richard Flacks (1989): Beyond the Barricades: The 605 Generation Grows Up. 
Philadelphia: Temple UP. 

Wolin, Sheldon S., John H. Schaar (1967): »Berkeley and the University Revolution,« New 
York Review of Books Feb 9, 1967. 


Samir Amin 


Die Außenansicht der europäischen Linken 


Die durch die weltweite Expansion des Kapitalismus erzeugte Polarisie- 
rung stellt das permanente Haupthindernis dar für die Entfaltung einer in- 
ternationalistische Praxis der Linken in Europa wie auch anderswo. Als 
Weltsystem ist der Kapitalismus nicht reduzierbar auf die Kapitalistische 
Produktionsweise. Diese setzt einen dreidimensional integrierten Markt 
(Waren-, Kapital- und Arbeitsmarkt) voraus, der die Basis ihres Funktio- 
nierens definiert. Nun ist diese Integration, die während der Formierungs- 
geschichte der bürgerlichen Nationalstaaten der Zentren tatsächlich herge- 
stellt wurde, nie auf den Weltkapitalismus ausgedehnt worden. Der Welt- 
markt ist in seiner Expansion ausschließlich zweidimensional, er integriert 
Schritt für Schritt den Produktaustausch und die Kapitalzirkulation, aber 
unter Ausschluß der Arbeit; deren Markt bleibt abgeschottet. Diese Tatsa- 
che allein macht schon eine Polarisierung unvermeidlich. 

Die sozialistische Kapitalismuskritik hat sich wesentlich als Kritik der 
Ausbeutungsweise der Arbeit durch das Kapital konstituiert. An dieser fun- 
damentalen Errungenschaft ist nicht zu rütteln. Indes blieb die sozialisti- 
sche Kritik - samt dem historischen Marxismus - relativ schwach entwik- 
kelt, was die andere Dimension des Kapitalismus angeht: seine Entfaltung 
als Weltsystem. 

Nach Marx bringt die Akkumulation des Kapitals zwei komplementäre Ef- 
fekte mit sich: zum einen die Stärkung der sozialen Macht der aktiven Ar- 
mee (der organisierten Industriearbeiterklasse), zum anderen die Pauperi- 
sierung der passiven Reservearmee (Arbeitslose, Randgruppen, Arbeitende 
in vorkapitalistisch geprägten Produktionsbereichen mit niedriger Produk- 
tivität usw.). Aber weil der historische Marxismus die Bedeutung der welt- 
weiten Polarisierung (d.h. der Lokalisierung der aktiven Armee und der 
passiven Armee an je politisch getrennten geographischen Orten, im Zen- 
trum und in der Peripherie) nıcht gesehen hatte, nahm er an, daß ein unun- 
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terbrochenes Hinüberwechseln ein und derselben proletarisierten Individu- 
en zwischen den beiden Armeen die Einheit der antikapitalistischen Front 
und daher den raschen Erfolg ihrer globalen Aktion sichern werde. Marx 
hatte die historische Rolle der Bourgeoisie überschätzt. Da er ihr mehr 
Courage zutraute, als sie dann zeigte, stellte sich Marx vor, daß diese Klas- 
se es wirklich wagen werde, die Grenzen abzuschaffen und damit auf der 
ganzen Erde einheitliche Bedingungen für einen Klassenkampf in diesem 
Maßstab herzustellen. Die Bourgeoisie hat ihre historische Rolle früher 
aufgegeben, weil sie eben nicht diese Courage besaß und sich damit be- 
gnügte, ihre Entwicklung in die weltweite Polarisierung einzupassen, die in 
der Logik ihres Systems nicht zu überwinden ist. Die Polarisierung erklärt, 
daß sich im Gegenteil, ohne jene Einheit, zwei gegensätzliche Strategien 
herausbildeten: die sozialdemokratische Strategie in den Arbeiterklassen 
der Zentren; die der leninistischen (später maoistischen) Revolution bei 
den Völkern der Peripherie (d.h. der passiven Armee im Weltmaßstab). 
Weil die Wirkungen der weltweiten Polarisierung unterschätzt wurden, 
blieb der vom historischen Sozialismus - nicht nur in Europa, sondern im 
Weltmaßstab - vorgeschlagene proletarische Internationalismus ohne ernst- 
haften Einfluß auf die Wirklichkeit. Das brachte die Arbeiterklassen und 
die Volksmassen dazu, in ihrer Aktion auf die Strategien der lokalen Bour- 
geoisien einzuschwenken. Für die Länder Europas handelt es sich um ein 
Einschwenken auf imperialistische Positionen. 

Obendrein hat sich die sozialistische Bewegung, indem sie die Polarisie- 
rung unterschätzte, in eine doppelt falsche Auffassung des Übergangs zum 
Sozialismus verrannt: (a) in eine gradualistische Konzeption in Europa, die 
letzten Endes, mit dem vorgenannten Effekt kombiniert, auf eine sozial 
fortschrittliche Verwaltung des Kapitalismus hinauslief; (b) in eine Kon- 
zeption des »Aufbaus des Sozialismus« in den Ländern der Peripherie, die 
in eine Sackgasse geriet und deren Scheitern (worauf wir zurückkommen 
werden) tragische Rückwirkungen auf die Linke in Europa und in der Welt 
hatte. 


M. 


Der Aufschwung des Kapitalismus in der Nachkriegszeit (1945-1990) er- 
öffnete den Mehrheitsströmungen der europäischen Linken ein Expansi- 
onsfeld, das sie in ihrer sozialdemokratischen Strategie bestärkte. Der Zy- 
klus der Nachkriegszeit Konstituierte eine lange Phase kapitalistischen Auf- 
schwungs mit drei zum Teil widerstreitenden, aber gleichfalls komplemen- 
tären Stützpfeilern: a. der sozialdemokratischen Regulierung der fordisti- 
schen Akkumulation durch Betreiben nationaler keynesianischer Politiken, 
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die zwar offen waren, aber dennoch die - durch die Militärausgaben des 
Kalten Krieges gefestigte - Kohärenz zwischen der Expansion des Kapitals 
und dem historischen Kompromiß von Kapital und Arbeit im Rahmen des 
Nationalstaates sicherten; b. dem Aufschwung von Modernisierung und In- 
dustrialisierung in den wieder unabhängig gewordenen Peripherien auf- 
grund des, wie ich es nannte, »Bandung-Projekts« (1955-1975), eines na- 
tional-bürgerlichen Projekts für ein Aufholen in kontrollierter Interdepen- 
denz; c. die Fortsetzung des Projekts des Sowjetismus: des Aufholens nach 
einem Akkumulationsmodell, das jenem des historischen Kapitalismus na- 
hekam, jedoch vollkommen von den Zwängen des Weltsystems entkoppelt 
war und auf der Ebene des National- oder Multinationalstaates über das 
Staatseigentum und die Zentralisierung der - bei der entstehenden neuen 
Bourgeoisie, der Nomenklatura der kommunistischen Parteien, konzen- 
trierten - ökonomischen und politischen Macht gesteuert wurde. 

Die militärische Blockbildung vervollständigte die Architektur des Mo- 
dells. Sie bildete das »Dach« des auf seinen drei Pfeilern ruhenden Gebäu- 
des und schützte es vor Wetterunbilden. Dieses dreipolige System bot die 
Grundlage eines allgemein starken ökonomischen Wachstums in jeder der 
drei regionalen Komponenten der Nachkriegswelt. Daher hat die Blockbil- 
dung die zentripetalen Kräfte gestärkt, indem sie die Kohärenz der Ver- 
halten der sozialen Akteure auch in deren Konflikten garantierte und die 
Grenzen dieser Konflikte bestimmte. 

Die Entfaltung der Projekte und ihre Erfolge ließen nun ideologische Illu- 
sionen aufkommen, die sich stark auf die jeweilige Öffentliche Meinung 
auswirkten. Im Westen glaubte man, das kontinuierliche Wachstum sei 
nunmehr eine endgültige Errungenschaft. In der Dritten Welt glaubte man, 
der nationale Aufbau würde letztlich die Probleme der Unterentwicklung 
iösen. Im Osten glaubte man an den »Sozialismus«. 

Die USA hatten im Zweiten Weltkrieg die unverhoffte Chance genutzt, aus 
der großen Krise der 30er Jahre herauszukommen, ihr Produktionssystem 
durch Verallgemeinerung des in den 20er Jahren gestarteten fordistischen 
Modells beschleunigt zu modernisieren und auf allen Gebieten eine Füh- 
rungsposition zu erringen, die mit dem Ausnutzen ihres Kernwaffenmono- 
pols zur Bombardierung von Hiroshima und Nagasaki im August 1945 ihr 
finsteres Symbol erhielt. Derweil bekam der Rückstand Europas und Ja- 
pans (Kennzeichen: geringe Eindringtiefe des fordistischen Modells), der 
sich schon nach dem Ersten Weltkrieg gezeigt und durch die zehrenden 
Kämpfe zwischen Siegern und Besiegten von 1919 sowie die große Krise 
verschärft hatte, wegen der massiven Kriegszerstörungen ein dramatisches 
Aussehen. Das soziale Gefüge Europas und Japans blieb jedoch so fest, daß 
sich das Geschehen von 1919 - die revolutionäre Radikalisierung - nicht 
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wiederholte. Vielmehr begann in Europa ab 1947/48 (Marshall-Plan) und 
in Japan ab 1951 (Vertrag von San Francisco) eine beschleunigte Ent- 
wicklung nach amerikanisch-fordistischem Modell. 1919 hatte der histori- 
sche Kompromiß von Kapital und Arbeit, künftige Grundlage der neuen 
Regulierung, obwohl durch den massiven Anschluß der Arbeiterklassen an 
ihre imperialistischen Bourgeoisien seit Ende des 19. Jahrhunderts ideolo- 
gisch vorbereitet, noch seine Pannen. 1945 waren alle Voraussetzungen für 
seine rasche Verwirklichung gegeben. Diese schnelle »Modernisierung auf 
Amerikanisch« erfolgte im Rahmen vorbehaltlos anerkannter Hegemonie 
der USA (NATO-Gründung 1949). 

Die neue Regulierung bezweckte im wesentlichen ganz einfach, den Zu- 
wachs der Reallöhne an den der Produktivität zu binden. Diese Regulie- 
rung glättete die zuvor (im »Siebenjahr«-Mittel) sehr ausgeprägten Zyklen, 
weil sie Ansätze einer Investitionsplanung einführte, beseitigte aber nicht 
die Tendenz des Systems zur Überproduktion. Wir kommen hier wieder 
auf die entscheidende Bedeutung der amerikanischen Militärausgaben für 
die Nachkriegs-Prosperität. Fast ununterbrochen hat der Kapitalismus von 
1940 bis heute, also ein Halbjahrhundert lang, seiner tiefen Stagnationsten- 
denz nicht anders abhelfen können als durch das Ausufern der Militäraus- 
gaben (die direkt oder indirekt für ein Drittel des amerikanischen Brut- 
toinlandsprodukts aufkommen, einen Anteil, den die UdSSR erst spät, in 
der Ära Breshnew »einholen« konnte und der ihr dann den Atem raubte). 
Die Nachkriegs-»Regulierung« beruht mehr auf diesem Ausufern der Mi- 
litärausgaben als auf dem Gesellschaftsvertrag von Arbeit und Kapital. 
Deshalb bezweifle ich stark, daß sich das System auf eine dramatische 
Kürzung dieser Ausgaben einstellen könnte; sie würde die USA in eine gi- 
gantische Krise stürzen. 

Außerdem hatten die zunehmend massenhaften Arbeitsprozesse und die 
Heraufkunft der Massenproduktion entscheidende soziale und ideologische 
Auswirkungen. Der soziale Kompromiß schloß eine Wandlung in den 
Grundhaltungen der Arbeiterklasse ein. Sie verzichtete auf ihr sozialisti- 
sches Projekt und folgte statt dessen der neuen Ideologie des Massenkon- 
sums. Die Arbeiterklasse war nicht mehr, wie Marx von ihr erwartet hatte, 
der Befreier der Gesellschaft von der ökonomistischen Entfremdung. Die 
bürgerliche Ideologie wurde erstmals wirklich zur total gesellschaftsbe- 
herrschenden Ideologie. Sie fußte auf einer Trennung zwischen dem Feld 
des Politischen, das von der bürgerlichen Demokratie zu verwalten sei, und 
dem des Ökonomischen, das einem (undemokratischen) Management auf 
Basis des Privateigentums, der Konkurrenz und der »Marktgesetze« zu 
überlassen sei. Die neue Regulierung vollendete die Erosion der Demokra- 
tie: der doppelte Konsens, auf dem sie beruhte (zur politischen Demokratie, 
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zu den Marktgesetzen), reduzierte die Tragweite des alten Rechts-Links- 
Kontrastes, der sich auf den Gegensatz von konservativem und Bewe- 
gungs-Denken, von besitzenden Klassen und Volksmassen gründete. Sie 
eröffnete zugleich ein Expansionsfeld für die Mittelklassen und ihre Füh- 
rungsrolle bei der ideologischen Bearbeitung der Gesellschaft nach dem 
Modell des »durchschnittlichen Musterbürgers«, der die Konsumweisen, 
die sozialen Strebungen usw. inspiriere. 

Diese Regulierung blieb strikt national. Aufgebaut im Rahmen selbstzen- 
trierter Produktionssysteme, die trotz der zum Weltmarkt gehörenden In- 
terdependenz noch weitgehend autonom voneinander waren, funktionierte 
sie folglich nur insoweit, wie der Nationalstaat tatsächlich über die Mittel 
verfügte, nicht nur die nationale Wirtschaft, sondern auch ihre Außenwirt- 
schaftsbeziehungen zu lenken. 


IM. 


Während des gesamten Nachkriegs-Aufschwungs blieben daher die Mehr- 
heitskräfte der europäischen Linken den imperialistischen und antisowjeti- 
schen Strategien des dominanten Kapitals verhaftet. Seit 1945 haben die 
USA eine weltumspannende Konzeption ihrer ökonomischen, politischen 
und militärischen Globalhegemonie entwickelt. Als einzige Macht haben 
sie ihr militärisches Führungssystem weltumspannend organisiert. Die 
UdSSR hatte nie solch eine Ambition, sondern nur defensive Gegenpläne, 
wobei Fühler über das eigene Glacis hinaus vorgeschoben wurden. Wäh- 
rend der gesamten Periode der Kalten Kriege (1948-1985) bezweckte die 
politische (und militärische) Strategie der USA daher, die eventuelle Bil- 
dung eines Blocks Europa-UdSSR zu verhindern. Der erfolgreiche Wieder- 
aufbau Europas, das erneut real auf dem Weltmarkt konkurrierte, hatte in 
den 60er und 70er Jahren eine gewisse Annäherung zwischen West- und 
Osteuropa, samt der UdSSR, ausgelöst; eine Annäherung, die zwar zeigte, 
daß man den offiziell in den westlichen Medien als Gefahr vorgeführten 
»kommunistischen Expansionismus« nicht wirklich fürchtete, wohl aber 
halbherzig und stets vorsichtig blieb. Einzig de Gaulle schien davon über- 
zeugt, daß man weiter gehen könne. Gorbatschow griff dann zu seiner Zeit 
dies Projekt eines »gemeinsamen europäischen Hauses« wieder auf. Selbst- 
verständlich hätte die eventuelle Bildung dieses Blocks das Auftauchen ei- 
nes derartigen, mit reichen Naturressourcen versehenen industriellen, fi- 
nanziellen und militärischen Ensembles bedeutet, daß ein Fortwirken der 
Hegemonie der USA unvorstellbar geworden wäre. Dieser Alptraum plagte 
ganz Washington. 
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Den Entschluß zum Golfkrieg faßte Washington ganz bewußt als Mittel, 
diesen »europäischen Block« zu verhindern: durch die Schwächung Euro- 
pas (mittels der nunmehr einseitigen Kontrolle der USA über das Erdöl), 
durch Bloßstellen der Brüchigkeit der politischen Europa-Konstruktion 
(anhand vorgeführter Meinungsverschiedenheiten), durch Neutralisierung 
Moskaus und durch Aufstellen des neuen Schreckgespenstes der »Gefahr 
aus dem Süden« statt der verschlissenen »kommunistischen Gefahr«. 

Im Maßstab des Weltsystems schloß die Regulierung im Zentrum die Re- 
produktion des ungleichen Verhältnisses von Zentren und Peripherien ein. 
Bei Kriegsende standen die Gesellschaften der Peripherie des Weltkapita- 
lismus-Systems noch weitgehend unter dem Kolonialregime. Die Polarisie- 
rung von Zentren und Peripherien hatte seit 1800 die Form des zum Kolo- 
nialismus gehörenden Kontrastes von industrialisierten und entindustriali- 
sierten Regionen erhalten. Die Revolte der Völker Asiens und Afrikas, in 
einem Halbjahrhundert politischer und ideologischer Neuformierung um 
den neuen Nationalismus vorbereitet, brach 1945 beginnend aus und er- 
zwang in den fünfzehn Folgejahren die Rückgewinnung der politischen 
Unabhängigkeit erst der asiatischen, dann der afrikanischen Nationen. Al- 
les war zur Stelle für die Ideologie von Bandung (1955) als Ausdruck des 
neuen »Entwicklungsdenkens«: Unabhängigkeit, Modernisierung, Indu- 
strialisierung. Im Ansatz entstand nun ein strategisches Bündnis zwischen 
dieser Bewegung und der Sowjetunion, die auf diesem Weg aus ihrer Iso- 
lierung herausfand und damit zugleich dem Weltsystem den Anschein ei- 
ner vom Konflikt zweier Supermächte regierten Bipolarität gab. Tatsäch- 
lich war es nur ein Anschein. Das Wettrüsten, das ihr Washington auf- 
zwang, erschöpfte die Sowjetunion zunehmend. Die strategische Zielstel- 
lung des sowjetischen Intervenierens in der Weltarena, das atlantische 
Bündnis zu sprengen, bezweckte weder die »Eroberung Europas« noch den 
Export des eigenen »Sozialismus«, sondern einfach ein Ende des weltwei- 
ten amerikanischen Hegemonismus und seine Ablösung durch die friedli- 
che Koexistenz in einer polyzentrischen Welt. Diese Strategie ist schließ- 
lich gescheitert. 

Nun stand der kapitalistische Westen - einschließlich der Mehrheitskräfte 
der Linken - während dieser ganzen Zeit und auch noch danach geschlos- 
sen hinter den USA. Das amerikanische Polit-Establishment hatte vollkom- 
men begriffen, daß Europa und Japan im »Nord-Süd«-Konflikt entschieden 
die Hauptverbündeten waren. An der amerikanischen strategischen Option, 
die entgegen modischer Publizistik den Akzent auf die lebenswichtige Be- 
deutung von Erhaltung und Stärkung eines »der Unternehmensfreiheit för- 
derlichen politischen Klimas« in der gesamten Dritten Welt setzte, zeigt 
sich das scharfe Bewußtsein dessen, daß die Dritte Welt keineswegs margi- 
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nal ist. Dadurch gelang es den USA, ihren relativen ökonomischen Nieder- 
gang zeitweilig zu neutralisieren, und das könnte länger andauern, als man 
in Europa oft glauben möchte. 

Eine auch nur flüchtige Untersuchung der Politik des EG-Europas und sei- 
ner (linken wie rechten) Regierungen gegenüber Afrika und der arabischen 
Welt ist in dieser Hinsicht mehr als aufschlußreich. Sie ergibt, daß sich Eu- 
ropa samt seiner Linken nicht von seinen imperialistischen Konzeptionen 
gelöst hat. 

Im subsaharischen Afrika hat die EWG-Assoziierung dazu beigetragen, die 
Region in einer »Spezialisierung« auf Landwirtschaft und Bergbau zu be- 
lassen, die zwar durchaus dem Prinzip der Polarisierung von Zentren und 
Peripherien von ehedem (industrielle Revolution bis Zweiter Weltkrieg) 
entsprach, aber nicht mehr in der Richtung der neuen, auf Industrialiserung 
der Peripherien gegründeten Polarisierung liegt. Die Abkommen von Lome& 
sind daher erheblich mitverantwortlich für die Rückentwicklung (Abgleiten 
in die »Vierte Welt«) eines Großteils des Kontinents. 

Ebenso ernst scheint mir, daß die links wie rechts dominanten politischen 
und ideologischen Kräfte der europäischen Partner eine arabische Einheit 
nicht als wünschenswert auffassen können. Europa hat sich nicht von sei- 
ner traditionell imperialistischen Haltung gelöst, »den Anderen« und spezi- 
ell den anders Kultivierten als Feind anzusehen, der durch Spaltung 
schwach bleiben müsse. Die Weltordnung des real existierenden Kapitalis- 
mus beruht auf diesem Grundprinzip. Im Nahen Osten hat diese wilde 
Weltordnung seit einem halben Jahrhundert ein und nur ein strategisches 
Ziel: die Verewigung dessen, was verschämt Zugang zum Erdöl genannt 
wird, im Klartext also der Herrschaft der Westmächte über diesen Schatz, 
der nur den Erfordernissen der ökonomischen Expansion des Westens ge- 
mäß ausgebeutet werden soll (was den - wenngleich gedämpften - Konflikt 
unter den Partnern der OECD um die Ausübung dieser Kontrolle über das 
Erdöl nicht ausschließt). Zu diesem Zweck werden zwei komplementäre 
Mittel angewandt: (a) die weitere Spaltung der arabischen Welt und Über- 
lebensgarantien für die archaischen Regime am Golf (Saudi-Arabien, Ku- 
weit, Emirate), um jede Möglichkeit, den Erdölschatz für die arabischen 
Völker zu nutzen, zunichte zu machen; (b) die Sicherung der absoluten mi- 
litärischen Überlegenheit Israels und Beihilfe zu seiner nuklearen Bewaff- 
nung, damit es jederzeit intervenieren Kann. Der Golfkrieg hat gezeigt, daß 
Furopa kein eigenes, von dem der USA unterschiedenes Konzept für seine 
Beziehungen zur arabischen Welt besaß. Die ständige Erpressung durch Is- 
rael, das den gesamten Westen zwingt, sich mit ihm gegen die »Barbaren« 
des Ostens zu solidarisieren, wirkt in diesem Rahmen und Kann nur inso- 
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weit wirken, als Europa keine eigene Sicht auf sein Verhältnis zum Süden 
und hier auf den arabischen Süden besitzt. 

Aus der Innensicht der fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaften 
kann die fordistische Regulierung mit dem sympathischen Ausdruck »so- 
zialdemokratisch« benannt werden; aus weltweiter Sicht (einer Welt, die zu 
drei Vierteln aus den Völkern der Peripherien besteht) verdient sie viel- 
leicht eher die nicht so angenehme Benennung »sozialimperialistisch«. 
Gewiß war die antisowjetische Option der mehrheitlichen Linken Europas 
mit dem zutiefst antidemokratischen Charakter des Sowjetismus zu ent- 
schuldigen. Aber die Kritik an ihm blieb eine Kritik von rechts. Sie wollte 
die Evolution des Systems zur offenen kapitalistischen Restauration be- 
schleunigen, denn man meinte, dies gehöre zur Demokratisierung, wobei 
man mit den inneren Kritikern von Chruschtschow bis Gorbatschow über- 
einstimmte. Die Mehrheitskräfte der europäischen Linken hegten deswegen 
immer eine ausgeprägte Sympathie für die Reformer aus der sowjetischen 
Rechten. Meine Lesart des Zusammenbruchs des Sowjetismus beginnt bei 
der Analyse dieses utopischen Projekts eines »Kapitalismus ohne Kapitali- 
sten«. Nach dieser Logik habe ich den Zusammenbruch nicht als »antiso- 
zialistische Konterrevolution« oder »demokratische Revolution« analysiert, 
sondern als Beschleunigung der Tiefentendenzen des Systems selbst - des 
Strebens der seit Jahrzehnten herausgebildeten Bourgeoisie, zur »normalen 
Bourgeoisie« gleich den anderen zu werden. 

Gleichzeitig übernahmen die Minderheitskräfte der europäischen Linken, 
die KPs, in ihrer bedingungslosen Ausrichtung auf das Projekt des Sowje- 
tismus erst die Stalinschen Formeln und dann deren Kritik von rechts. Nur 
eine kleine Minderheit der Linken (daraufhin zu Unrecht als »Ultralinke« 
benannt) bezog in Europa wie anderswo die Positionen einer linken Kritik 
des Sowjetismus. 

So erscheint die Linke in Europa, was die beiden großen Fragen des Sozia- 
lismus und des Imperialismus angeht, in drei Strömungen gespalten: (a) 
eine von rechts her antisowjetische und proimperialistische Mehrheitsströ- 
mung; (b) eine prosowjetische und antiimperialistische Minderheitsströ- 
mung; (c) eine antiimperialistische und den Sowjetismus von links her kri- 
tisierende Randströmung. 


W., 


Die Vertiefung der kapitalistischen Mundialisierung! hat einen neuen Wi- 
derspruch erzeugt, der in der Kluft zwischen dem nunmehr weltweiten Wir- 
kungsbereich der Gesetze der Kapitalakkumulation und den national ge- 
bliebenen Bereichen der politischen und sozialen Systemsteuerung zutage 
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tritt. Dieser Widerspruch wird zu einem ernsten Hindernis für die Europa- 
Konstruktion, dem die europäischen Linken unvorbereitet gegenüberste- 
hen. 

Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg präsentierte sich der real als 
Weltsystem existierende Kapitalismus noch in den überkommenen Grund- 
strukturen seiner historischen Ausgestaltung als System von bürgerlichen 
Nationalstaaten, die sich ihrerseits historisch herausgebildet hatten, den 
politischen und sozialen Rahmen für die Steuerung aggressiv miteinander 
konkurrierender nationaler kapitalistischer Ökonomien (weitgehend vom 
nationalen Kapital Kontrollierter und geleiteter nationaler Produktionssy- 
steme) boten und gemeinsam die Zentren des Weltsystems bildeten. Auf 
diesen nationalen Grundlagen waren die Konfigurationen der sozialen 
Bündnisse und Kontraste jeweils situationsspezifisch. Die nationalen 
Märkte blieben davon nicht unberührt, da sie zwar nach einer eigenen, rein 
ökonomischen Rationalität operierten, aber die sozialen Verhältnisse aus- 
drückten, auf denen die Hegemonie der Bourgeoisie beruhte. Mit der ver- 
tieften Mundialisierung nach dem Zweiten Weltkrieg zerfallen diese 
Strukturen; durch Verlagerung von Segmenten des Produktionsprozesses 
wird über die nationalen Produktionssysteme hinausgegangen. Man kommt 
allmählich von einer internationalen Ökonomie, in der sich nationale Pro- 
duktionssysteme aneinander zu gliedern hatten, zu einer wirklichen Welt- 
ökonomie als Ausdruck eines weltweiten Produktionssystems, und damit 
wird die Effizienz der nationalen Politiken in den Zentren selbst fragwür- 
dig. Die lokalen sozialen Konfigurationen müssen sich gleich in eine Logik 
weltweiter sozialer Bündnisse und Widersprüche einfügen. Das ist aber 
nicht möglich, weil die Mundialisierung des Kapitals in einer Welt erfolgt, 
die weiter von den Beziehungen des zwischenstaatlichen Systems gesteuert 
wird und weil es nicht einmal auf der Ebene des politischen Bewußtseins 
Ansätze für eine Weltregierung gibt. 

Unter diesen Voraussetzungen werden die künftigen Strukturen der Mun- 
dialisierung nicht zu vorgegebenen (ihrerseits von technologischen Zwän- 
gen und deren ökonomischem Ausdruck determinierten) Rahmenbedingun- 
gen des Wettbewerbs zwischen den USA, Japan und dem in Konstruktion 
begriffenen Europa. Vielmehr wird die Evolution dieses Wettbewerbs be- 
stimmend für die Strukturen der Mundialisierung oder ggf. ihrer partiellen 
Aufhebung durch die Bildung von regionalen Ensembles und/oder das Ent- 
koppeln der Regionen der Peripherie. 

In Europa fiel der Nachkriegs-Aufschwung mit der Schaffung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft zusammen, die der jeweiligen nationalen 
Expansion ihrer Partner ohne große Schwierigkeiten Horizonte wies: man 
hatte den Rückstand zu den USA aufzuholen. Die sozialen Kämpfe blieben 
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strikt ökonomisch (um die Verteilung der Früchte des Wachstums) und 
hielten sich im Rahmen der geltenden nationalen Sozialkompromisse. 
Diese Europa-Konstruktion krankt an der eng ökonomistischen Auffas- 
sung, daß sich das Politische und das Soziale spontan den Erfordernissen 
der Marktöffnung anpassen würden. Der neue Widerspruch, der den Be- 
reich des ökonomischen Managements (als europäisch im mundialisierten 
Rahmen) von dem der politischen und sozialen Steuerung scheidet, gefähr- 
det heute sogar den Fortgang des europäischen Projekts. Europa hat als 
Altlast seiner Vergangenheit das Nebeneinander von historisch so heraus- 
gebildeten nationalen Ökonomien. Die EWG ist kein supranationaler Staat, 
und die gemeinsamen Politiken sind selbst nach der totalen Marktöffnung 
von 1993 nicht das, was die Konstruktion braucht. Gemeinsame Politiken 
gibt es ohnehin nur auf dem Gebiet der (umstrittenen) Agrarsubventionen; 
die Ansätze zu einer gemeinsamen Währungspolitik (der »Schlange«) wer- 
den von den unterschiedlichen Konjunkturpolitiken durchlöchert, ganz zu 
schweigen davon, daß es kein Projekt für eine gemeinsame Sozialpolitik 
gibt. Große Verantwortung tragen die Mehrheitskräfte der europäischen 
Linken, die auf das bürgerliche Projekt des »Gemeinsamen Marktes« ein- 
geschwenkt sind und ihre Pflicht versäumt haben, eine integrierte euro- 
päische Linke zu formieren und ein Parallelprojekt von politisch-sozialer 
und ökonomischer Integration voranzutreiben. Bislang und in absehbarer 
Zukunft bleibt der Gemeinsame Markt das und nur das, was sein Name an- 
sagt: ein Markt. Nun verschärft die allein vom Markt bewirkte Integration 
eher die Widersprüche, als daß sie sie löst. Sie droht also, Europa als sol- 
ches hinfällig zu machen, weil die einen gestärkt und die anderen ge- 
schwächt werden, die Konstruktion selbst aber zu einer Mischung aus bei- 
behaltenen nationalen Strukturierungen der Starken (vor allem Deutsch- 
lands) und Strukturzerfall bei den Schwachen wird, ohne daß sich eine al- 
ternative integrierte und globale europäische Strukturierung herausbildet. 
Diese wenig optimistische Aussicht wird um so wahrscheinlicher, als in 
der EWG weiterhin unterschiedliche, ja widerstreitende nationale Spiele 
laufen. Großbritannien akzeptiert das Abbröckeln der nationalen Macht in 
der Mundialisierung, aber nicht zugunsten einer Europa-Konstruktion. Ei- 
nerseits öffnet es sich der Welt ohne Grenzen und setzt in dieser Hinsicht 
auf den überkommenen Vorteil seines mächtigen Finanzzentrums. Ände- 
rerseits hat es immer die Aussicht akzeptiert, eventuell von den USA ab- 
sorbiert zu werden: gleiche Sprache und gleiche Kultur erweisen sich hier 
erneut als bedeutsam. Deutschland hat jetzt eine ganz neue Stellung. Nach 
der Wiedervereinigung kann es sich stillschweigend auf Alleingänge ein- 
lassen, ohne die EWG formell in Frage zu stellen, und darauf bedacht sein, 
die europäische Integration nicht weiter zu treiben, als die bloße gemein- 
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same Marktstruktur verlangt. Als der starke Partner vermag es durchaus die 
Regeln dieses Marktes zu akzeptieren und dabei seine starke nationale 
Struktur zu konservieren, während die seiner Partner zerfallen würden. Es 
kann seine nationale Strukturierung sogar festigen - durch Expansion nach 
dem subaltern gewordenen europäischen Osten. Zwischen der britischen 
und der deutschen Option ıst kaum Platz für andere Politiken. Frankreich, 
Italien und andere mögen die politische Europa-Konstruktion aktivieren 
wollen, um ihre ökonomischen Schwächen durch politisches Auftrumpfen 
zu kompensieren. Großbritannien will das nicht, Deutschland ist nicht be- 
sonders daran interessiert. Kann jener Diskurs dann mehr sein als ein from- 
mer Wunsch? 

Europa bleibt also ein »kollektiver politischer Zwerg«, um hierauf zu über- 
tragen, was Deutschland vor der Wiedervereinigung nachgesagt wurde. 
Unter amerikanischer atomarer Schirmherrschaft stehend (die seit dem 
»Ende des Zyklus der Abschreckung« nichts mehr nutzt), wie gevierteilt 
von den außenpolitischen Differenzen seiner Teilstaaten, hat Europa bisher 
nicht gewagt, sich anders als rhetorisch von den USA zu distanzieren. 
Durch eigene Schwäche unbeteiligt an der eventuellen Lösung der großen 
Nord-Süd-Konflikte (z.B. um Palästina), schwenkt Europa schließlich im- 
mer de facto auf das ein, was Washington entscheidet (wie man in der 
Golfkrise sah). 

Daß die Strategien der herrschenden Klassen Europas und das Wegtreten 
seiner durch ökonomistische Konzessionen marginalisierten Linken zu tra- 
gischen Konsequenzen führen, zeigt sich bereits auf europäischem Gebiet - 
am jugoslawischen Drama. 

Dieses Drama hat gewiß innere Ursachen. Der Föderalismus steigerte die 
reale Gefahr einer ungleichen Entwicklung der regionalen Republiken. Die 
Lockerung der zentralen Kontrollen und die kaum beherrschte Öffnung 
nach außen verstärkten diese negativen Evolutionen. Unter diesen Bedin- 
gungen schlug die Weltkrise mit Wucht auf Jugoslawien durch, verschärfte 
die innere Konkurrenz und zersplitterte die herrschende Klasse in die slo- 
wenisch-kroatischen Fraktionen, die der Föderation vorwarfen, sie zum 
Subventionieren des Landessüdens gezwungen zu haben, und die serbische 
Fraktion, die ihrem Volk seine entscheidende Rolle bei der Bildung Jugo- 
slawiens und im antifaschistischen Kampf in Erinnerung rief. Genau da 
entdeckten die EG-Staaten, allen voran Deutschland, daß sich das ganze 
System vereinnahmen ließ, weil seine herrschenden Klassen am Ende wa- 
ren. Sie setzten also voll auf die Karte der »Nationalismen«, gossen Öl ins 
Feuer. »Man« versprach den Slowenen und den Kroaten die rasche Auf- 
nahme in die EWG. »Man« opponierte gegen ein Neuverhandeln der Föde- 
ration brutal mit dem »Völkerrecht« auf Selbstbestimmung und ließ es hier 
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ohne Abstriche von Persönlichkeiten einfordern, denen es nie eingefallen 
ist, dieselbe Frage in derselben Form z.B. für Irland oder das Baskenland 
aufzuwerfen. Mit der sofortigen »Anerkennung« der sezessionistischen Re- 
publiken schuf man die Bedingungen für den grausamen Bürgerkrieg, der 
durchaus absehbar, vielleicht sogar von gewissen europäischen Führern 
gewollt war. Von der europäischen Linken wäre zu erwarten gewesen, daß 
sie nicht in diese Falle geht, daß sie den Kampf auf ein anderes Terrain 
verlegt - für die Erneuerung der jugoslawischen Föderation. Zum Unglück 
ließ sich die europäische Linke in die kriminelle Strategie des dominanten 
Kapitals hineinziehen. 

Ich fürchte, daß es im Fall der Ex-UdSSR ebenso geschieht. Das Ziel der 
germano-europäischen herrschenden Klassen, die Lateinamerikanisierung 
der Ex-UdSSR, trifft sich hier mit dem der USA, Rußland maximal zu 
schwächen und so zur Situation von 1945 zurückzukehren, als Washington 
das Monopol an Massenvernichtungswaffen besaß und damit der Welt sei- 
ne Hegemonie aufzwang. Ist ihr wahres strategisches Ziel, nach dem Aus- 
einanderfallen der Ex-UdSSR, nicht die Zerstückelung Rußlands? 

Der Zerfall der nationalen Produktionssysteme hat den Illusionen nationa- 
ler sozialdemokratischer Projekte schon ein Ende gesetzt. Die ökonomi- 
sche Interpenetration nimmt den nationalen Politiken die Effizienz und 
setzt das Weltsystem - und das europäische Subsystem - den Zwängen des 
Geschäftsgangs eines Weltmarktes aus, der mangels wirklicher supranatio- 
naler politischer Instanzen nicht reguliert werden kann. 

Die Marktutopie steckt auch hinter dem Verfall des demokratischen politi- 
schen Lebens im Westen. Die einseitige Unterwerfung unter diesen Zwang 
erzeugt Verdrossenheit. Die Geschichte der USA, die wieder einmal der 
europäischen vorauseilt, hat gezeigt, wie sich dieses politische Vakuum 
durch eine Kombination von bleibenden Elementen (ist Rassismus, sind 
religiöse und soziale Wahnideen nicht von Nutzen für solche Stabilität?) 
und von konjunkturbedingten Interessenkomplexen (Vertretung von Be- 
rufs-, Lokal- u.a. Interessen durch »Lobbies«) auffüllen läßt. Gibt es nicht 
Anzeichen dafür, daß sich Ähnliches in Europa anbahnt? Äußert sich das 
nicht in der scheinbaren »Sprunghaftigkeit«, ja »Irrationalität«, die in den 
Aktionen und Reaktionen der politischen Akteure auf den Gegenwartssze- 
nen dermaßen vorherrscht, wie man es sich noch vor wenigen Jahren kaum 
vorstellen konnte? In diesem Rahmen sind die oft aus den Volksmassen 
kommenden »Rechtsstimmen« ernst zu nehmen. 

In dem Wettbewerb zwischen den drei zentralen Polen des Weltkapitalis- 
mus sind die Positionen also nicht symmetrisch. Die USA und Japan sind 
nicht bloß geographische Zonen der sich herausbildenden Weltökonomie. 
Sie sind und bleiben nationale Ökonomien, wo sich der Staat gerade dafür 
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verwendet, diese nationalen Strukturierungen beizubehalten, und die zu- 
gleich als starke Partner von der Herausbildung der Weltökonomie profitie- 
ren. Ein Nachhutgefecht, werden die Fanatiker des Liberalismus sagen. 
Das wird sich zeigen: ein Nachhutgefecht vielleicht in der Perspektive der 
nächsten 200 Jahre, aber bei der Gestaltung der nächsten 20 Jahre eher ein 
Vorhutgefecht! Wer könnte die entscheidende Bedeutung dieser nationalen 
Optionen leugnen: für die Finanzierung von Forschung und Entwicklung 
(zivil und militärisch) und angemessener Bildungssysteme; für den fakti- 
schen Protektionismus - zugunsten der Landwirtschaft (durch Subventio- 
nen, die hier freilich »angefochten« werden, aber man wird sehen - die 
GATT-Verhandlungen sind darin lehrreich), der Bodenschätze und Erdöl- 
vorräte (Politik der strategischen Reserven), selbst der verarbeitenden In- 
dustrie schlechthin; für die Steuerung des Finanzsystems usw.? Außerdem 
verfügen die USA in dieser Hinsicht über einen Trumpf, der kurz- oder 
mittelfristig mangels Alternative nicht auszustechen ist, den nämlich, daß 
der Dollar als Weltgeld fungiert. Der Golfkrieg hat obendrein gezeigt, wie 
sie ihr militärisches Monopol ausnutzen können. Die Lage Europas ist da- 
mit überhaupt nicht zu vergleichen. 


V. 


In ihren Beziehungen zum Süden und zum neuen Osten bleiben die Mehr- 
heitskräfte der europäischen Linken befangen in ihrem ökonomistischen 
Einschwenken auf die Utopie der Mundialisierung durch den Markt. Sie 
beziehen daher kurzsichtige taktische Positionen, die letztlich dazu führen, 
daß sie sich von den dominanten imperialistischen Strategien instrumenta- 
lisieren lassen. 

Die Polarisierung von Zentren und Peripherien besaß, seit die Zentren 
nacheinander während des 19. Jahrhunderts ihre industrielle Revolution 
durchlaufen hatten, die Form eines fast absoluten Kontrastes zwischen In- 
dustrialisierung der Zentren und Fehlen von Industrie in den Peripherien. 
Nun beginnt während des Nachkriegszyklus für die Peripherien, nachdem 
sie in Asien und Afrika die politische Unabhängigkeit wiedererlangt haben, 
die Ära der Industrialisierung, wenn auch dermaßen ungleich, daß der An- 
schein von Homogeneität, den das gemeinsame Manko an Industrie bisher 
erweckte, einer zunehmenden Differenzierung zwischen einer halbindu- 
strialisierten »Dritten Welt« und einer »Vierten Welt« ohne einsetzende 
industrielle Revolution weicht. 
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Die Verhärtung der Nord-Süd-Beziehungen im Zug der weltweiten kapita- 
listischen Akkumulationkrise vertreibt beschleunigt die Illusionen des 
Entwicklungsdenkens in der Dritten Welt. Die radikalen Regime sind der 
Reihe nach zusammengebrochen, so daß die in den 80er Jahren aufgezwun- 
gen reaktionären »Strukturanpassungs«-politiken freie Bahn bekamen. Je- 
ner Zusammenbruch resultierte wohlgemerkt nicht aus einem auswärtigen 
Mordanschlag auf einen gesunden Körper, sondern aus dem Zusammen- 
wirken der eigenen Schranken des Bandung-Projekts und der von ihm her- 
vorgerufenen Entwicklung der inneren Widersprüche einerseits, der mit 
dem Umkippen der Weltkonjunktur einhergehenden neuen auswärtigen 
Aggression andererseits. 

Ich habe das Bandung-Projekt (»Aufholen in Interdependenz«) als Utopie 
analysiert - als Reproduktion eines national-bürgerlichen Projekts in Aus- 
gangssituationen an der Peripherie des Weltsystems. Dessen ungeachtet 
führen die Ergebnisse jener Periode unmittelbar auf zwei Fragen: 

(a) Ist die Industrialisierung in der Dritten Welt Anfang einer geographi- 
schen Expansion des Kapitalismus, die die Polarisierung von Zentren und 
Peripherien allmählich verwischt? Oder muß sich die Polarisierung in neu- 
en Formen reproduzieren? 

(b) ist der Niedergang der nicht zur Industrialisierung gelangten Dritte- 
Welt-Regionen zu einer »Vierten Welt« unter diesen Bedingungen ein blo- 
Ber Rückstand in der homogenisierenden Expansion des Kapitalismus im 
Weltmaßstab, ein Rückstand, der weitgehend aus spezifischen inneren Fak- 
toren der betroffenen Gesellschaften herrührt? Oder ist er Ausdruck der 
Tiefengesetze, denen zufolge die Polarisierung die Peripherien differenziert 
und sie zu gewissen Teilen marginalisiert? 

Ist eine neue Etappe der mundialisierten kapitalistischen Expansion abzu- 
sehen, etwa aufgrund einer Neuformierung des Systems mit Rücksicht auf 
die hier genannten qualitativen Transformationen und auf einige andere, 
wie den Zusammenbruch der sowjetischen Systeme und ihre Wiederein- 
gliederung in den Weltmarkt oder das Einsetzen neuer technologischer Re- 
volutionen? 

Meines Erachtens wird die industrialisierung hier nicht eine soziale Evolu- 
tion wie im entwickelten Westen reproduzieren. Dort kam der Fordismus 
nach einer langen Vorbereitungsperiode auf, in der die Gesellschaft von 
der mechanisierten Großindustrie und einer anhaltenden Agrarrevolution 
transformiert worden war, was sich dank der Möglichkeit, den Druck der 
demographischen Explosion in Europa durch die Auswanderung nach bei- 
den Amerikas abzulassen, und der billigen Rohstoffzufuhr aus den erober- 
ten Kolonien in einem günstigen Umfeld abspielte. Der Fordismus irat also 
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hinzu und bestärkte den historischen Kompromiß von Kapital und Arbeit, 
dem das Schrumpfen der Reservearmee in den Zentren Vorschub leistete. 
Die in Industrialisierung begriffene Dritte Welt findet dagegen keine dieser 
günstigen Bedingungen vor, die verhindern könnten, daß die kapitalistische 
Expansion dort zügellose Formen annimmt. Ich argumentiere hier, daß die 
Evolution des Verhältnisses zwischen aktiver Armee und Reservearmee 
der vom Kapital ausgebeuteten Arbeit in den Peripherien nicht die Ge- 
schichte seiner Evolution in den Zentren reproduzieren wird. Als Kriterium 
der Abgrenzung von aktiver Armee und Reservearmee ist hier nach der 
Logik der kapitalistischen Mundialisierung die Beschäftigung in mehr oder 
minder weltweit konkurrenzfähigen Segmenten des Produktionssystems 
heranzuziehen. Folgt man diesem Kriterium, so kann man sagen: In den 
Zentren gehört die große Mehrzahl der Arbeitskräfte tatsächlich zur akti- 
ven Armee, weil die langsame, allmähliche historische Konstituierung der 
zentralen Kapitalismen unter nicht reproduzierbaren günstigen Bedingun- 
gen zu dieser Situation geführt hat. In den industrialisierten Peripherien 
Lateinamerikas, Ostasiens (kommunistisch und kapitalistisch) und der Län- 
der der ehemals sowjetischen Welt sind Segmente des Produktionssystems 
bereits im genannten Sinn Konkurrenzfähig oder können es werden. Die ak- 
tive Armee existiert hier und kann weiter zunehmen. Aber sie wird, so weit 
man den absehbaren Zeithorizont auch fassen mag, nie die Reserve der 
ländlichen und informellen Ökonomien absorbieren können: weil die Kon- 
kurrenzfähigkeit heute Produktionstechniken verlangt, die jene Absorption 
unmöglich machen; weil das Ventil der Massenauswanderung nicht da ist. 
Die Industrialisierung der Dritten Welt wird also der Polarisierung, die 
dem real existierenden Weltkapitalismus innewohnt, nicht ein Ende setzen, 
sondern ihre Mechanismen und Formen auf andere Ebenen verlagern. Der 
neue Industriekapitalismus der Peripherien wird peripher bleiben, auf eine 
Art gigantischen Fertigungsapparats beschränkt, während die Zentren 
durch ihre Monopole (Technologie-Monopol, Monopol der Kontrolle der 
weltweiten Finanzflüsse, der Verfügung über die Naturressourcen des Pla- 
neten, der Kommunikationsinstrumente, der militärischen Mittel) die Indu- 
strien der Peripherie kontrollieren und daraus einen Überschuß ziehen wer- 
den, der dann das Ausufern der zur Ausübung ihrer Monopole gehörenden 
»Dienstleistungen« speist. 

In den nichtindustrialisierten und nicht konkurrenzfähigen Peripherien 
Afrikas und der arabischen Welt ist die Situation noch extremer: Die aktive 
Armee existiert hier praktisch nicht, fast die gesamte Nation steht im 
Weltmaßstab als Reserve da. 

Ich füge hinzu, daß der Zusammenbruch der sowjetischen Systeme zu- 
nächst die Expansionssphäre des peripheren Kapitalismus erweitern dürfte. 
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Denn die Bedingungen, unter denen sich sozialdemokratische Antworten 
nach westlichen Vorbildern herauskristallisieren könnten, sind hier nicht 
gegeben. 

Das Umkippen der Konjunktur, das den Nachkriegs-Aufschwung beendet, 
ist das Gesamtprodukt des Auslaufens der drei Modelle, der Komponenten 
des Weltsystems dieses Zyklus. Dieses Umkippen stürzt alle Regionen des 
Erdballs in eine tiefe, anhaltende Strukturkrise. In Momenten einer Struk- 
turkrise des Systems drängen sich immer die Zentrifugalkräfte in den Vor- 
dergrund. In den stets relativ brüchigen Peripherien - im Süden und im 
neuen Osten - sprengen diese Zentrifugalkräfte die Einheit der herrschen- 
den Klassen, die, wie es scheint, binnen kurzem die Legitimitätsgrundlage 
ihrer Macht vollkommen verloren haben und nun am Ende sind. Dieser 
Zerfall steckt hinter den politischen Krisen, dem Auseinanderbrechen der 
Staaten, dem Hochkommen von völkisch-kommunitären Rückbesinnun- 
gen, von religiösen Fundamentalismen usw. 

Somit laufen die allmähliche Industrialisierung der Peripherien und die 
Wiedereingliederung der Länder des Ostens in das System nicht darauf 
hinaus, das Marxsche Modell wiederzubeleben und »die Einheit des Welt- 
proletariats« wiederherzustellen. Die neue Mundialisierung wird weiter, 
wie zuvor, auf der Basis eines auf zwei Dimensionen (Produktaustausch, 
Kapitalfluß) unter Ausschluß der dritten (Formierung eines weltweiten Ar- 
beitsmarktes) verkürzten Weltmarktes vonstatten gehen. Das genügt, um 
die Polarisierung fortdauern zu lassen; und diese Tatsache muß weiterhin 
bei den Völkern der Peripherien heftige Reaktionen auslösen. Nun haben 
die Völker (und die herrschenden Klassen) der neuen industrialisierten Pe- 
ripherie (und auch der Vierten Welt), der Länder des Ostens und des 
Südens, in dieser Sache noch nicht ihr letztes Wort gesagt. Ihre erneute 
Revolte wird die vorgesehene Mundialisierung in Frage stellen. Auch hier 
wird der Nationalstaat Revanche nehmen. 

Angesichts dieser neuen Lage, die ich nicht als neue Weltordnung qualifi- 
ziert habe, sondern als Chaos, ist zu bedauern, daß die dominanten Strö- 
mungen der Linken in Europa auf die Krisenmanagement-Strategien des 
dominanten Kapitals eingeschwenkt sind. 

Politische und soziale Systeme, ob im lokalen (nationalen) oder im Welt- 
maßstab, allein über den Markt steuern zu wollen, ist eine Utopie. So stre- 
ben denn die dominanten Kräfte zur Zeit einer anhaltenden Strukturkrise 
gar nicht an, »die Krise zu überwinden«, sondern nur, sie zu verwalten. Der 
Diskurs, der nach dem Prinzip »Wir sitzen alle in einem Boot« langfristige 
ösungen im Interesse aller vorschlägt, wie z.B. im Brandt-Bericht, ist 
naiv, weil er nicht der Logik entspricht, nach der das System des real exi- 
stierenden Kapitalismus funktioniert. In Wirklichkeit achten jene dominan- 
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ten Kräfte im allgemeinen vorrangig auf die Taktik des Krisenmanage- 
ments. Demzufolge schieben sie die Krisenlasten maximal den schwäch- 
sten Partnern zu, den Peripherien des Südens und des Ostens, um die Kri- 
senfolgen in den entwickelten Zentren zu mildern und sie nicht dramatisch 
werden zu lassen, wenn auch auf Kosten einer effizienten Krisenüberwin- 
dungs-Strategie. Die neue Sprachregelung der dominanten ideologischen 
Apparate bezeugt die Vorrangigkeit dieser kurzfristigen Anliegen. Man re- 
det jetzt von governance, also vom Vermögen, eine Situation zu dirigieren, 
die an sich schwer steuerbar, weil ihrer Natur nach explosiv ist. 

In dieser Logik wird der Zerfall der Staaten der Peripherie funktional. Ge- 
rade heruntergekommene, extrem verwundbare, für den Weltmarkt geöff- 
nete, aber nicht zur Kontrolle seines Funktionierens fähige Staaten erlau- 
ben jenes maximale Abschieben von Lasten der Globalkrise. Das ändert 
nichts daran, daß diese verheerende Politik aus lauter schwer überwindba- 
ren Widersprüchen gestrickt ist. Das ständige Durcheinander bedeutet, sich 
in Rückschritt und Gewalt einzurichten. Aber dann hilft die Theorie der 
(militärischen) Regelung »schwacher Konflikte« den dominanten Mächten, 
mit jenen Widersprüchen fertigzuwerden. Gleichzeitig wird die Idee vorge- 
bracht, die Interdependenz auf allen Ebenen sei derart stark (das Umwelt- 
thema paßt dann natürlich dazu), daß jetzt und künftig nur noch eine 
»Weltentwicklung« vorstellbar (und die nationale Entwicklung ein My- 
thus) sei; diese Entwicklung, auf politische Demokratie und auf den Markt 
gegründet, könne »anders« (und besser) sein als jene, die bisher aus der 
Geschichte der kapitalistischen Expansion bekannt ist. Mit anderen Wor- 
ten, die Sozialdemokratie könne so zur Problemlösung im Weltmaßstab 
werden, wie sie es im Maßstab der westlichen Nationen gewesen ist. Sind 
diese Thesen glaubwürdig, haben sie anderes zu bieten als eine neue Ilu- 
sion? 

Demokratisierung und Garantie der kollektiven Rechte der verschiedenen 
Gemeinschaften sind an und für sich positive Forderungen, und wenn sie 
stärker bewußt gemacht werden, ist das immer ein unbesireitbarer Fort- 
schritt. Übrig bleibt, daß dieser Fortschritt nicht von außen »hineingetra- 
gen« werden kann, sondern immer von den betreffenden Völkern errungen 
werden muß. Ich möchte sogar sagen, daß die Völker der Peripherie in die- 
sem Ringen mit den Zielen der Westmächte kollidieren, denen nur an der 
Erhaltung des für sie profitablen Status quo gelegen ist. 

Die angewandten Mittel fallen daher schlicht und einfach unter die Rubrik 
der Manipulationen: Manipulation auf der ethnischen Linie (oder über reli- 
giöse Fundamentalismen); Manipulation der Demokratie durch selektive 
Einmischungen je nach Lage der Dinge. Dieses System operiert offenbar 
prinzipiell mit zweierlei Maß: hier Einmischung zugunsten eines Voikes, 
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dort Stillschweigen, hier Durchsetzen von »freien« Wahlen, dort Beschüt- 
zen einer zügellosen Diktatur. Es meint jedoch, sich aus der Affäre ziehen 
zu können, indem es durch willfährige Medien die Einmischungen legiti- 
mieren und die peinlichen Fälle totschweigen läßt. Zu diesem Zweck wird 
auch die politische Naivität aufgeboten: Man schiebt »humanitäre Organi- 
sationen« vor, die sich ebenso von der Machtpolitik instrumentalisieren 
lassen, wie einst die »Missionare«, oft von den besten subjektiven Absich- 
ten bewegt, die Koloniale Eroberung begleiteten. Abermals führt die Wirk- 
lichkeit vor, daß die Einmischungen des entwickelten Westens in die An- 
gelegenheiten der Dritten Welt samt und sonders und wie auch immer mo- 
tiviert stets negativ sind. 


VL 


Was tun? Welchen Verantwortlichkeiten wird sich eine neuformierte euro- 
päische Linke zu stellen haben? Wie könnten die Strategien, die sie zu ent- 
wickeln vermag, zu denen der anderen Komponenten der Linken in ande- 
ren Weltteilen passen? Ausweglose Situationen gibt es nicht, immer sind 
unterschiedliche, ja gegensätzliche alternative Optionen möglich. Die kapi- 
talistische Mundialisierung, so wie man sie uns offeriert, ist unannehmbar. 
Umgekehrt ergibt die »Verweigerung« an sich keine Antwort. Eine Ver- 
weigerung, die im übrigen nur scheinbar ist, denn die Formen, in denen sie 
sich äußert, die völkische Abkapselung oder der religiöse Fundamentalis- 
mus, fallen nicht aus dem Rahmen der zügellosen Mundialisierung und 
werden sogar von dieser instrumentalisiert. 

Die Mundialisierung ist für mich nicht nur ein Faktum der modernen Ge- 
schichte, dem man nicht durch illusorische Abkapselung in Autarkien oder 
Kulturalismen aus der Welt schaffen kann, sondern auch eine positive Tat- 
sache, ein Fortschritt in der Geschichte. Aber die Geschichte hat kein Ende, 
und die Mundialisierung ist längst nicht vollendet. Hier scheiden sich die 
bürgerlichen Ideologien und jene des Sozialismus. Erstere wollen die Evo- 
lution, wenn schon nicht stillstellen, so doch nur in der Perspektive ihrer 
einseitig vom Kapital bewirkten Fortsetzung zulassen. Der Sozialismus er- 
laubt dagegen zu begreifen, weshalb diese Kapitalistische Mundialisierung 
verkürzt bleibt, weshalb sie die weltweite Polarisierung erzeugt und sie von 
Etappe zu Etappe verschärft reproduziert. Die wahre historische Schranke 
des Kapitalismus liegt genau hier: die polarisierte Welt, die er schafft, ist 
und wird immer unmenschlicher und explosiv. Von diesem gigantischen 
Sachverhalt zur Rede gestellt, ist der Sozialismus in der Pflicht, eine an- 
dere Sicht der Mundialisierung und die Mittel vorzuschlagen, um sie im 
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wahren Wortsinn zu vollenden, indem sıe humanisiert und wahrhaft uni- 
versalistisch gestaltet wird. Das ist, meine ich, die Herausforderung. 

Wie kommt man dahin? Mit einer Strategie, die darauf abzielt, gleich das 
Weltsystem zu transformieren? Mit Strategien, die darauf abzielen, die na- 
tionalen und regionalen Subsysteme zu transformieren? Wie ist gegebenen- 
falls dıe Aktion auf diesen beiden Terrains zu kombinieren? 

Eın anderes Weltsystemdenken verlangt zuerst die Neubegründung von so- 
zialistischen Perspektiven in all den verschiedenen Weltteilen. Der Sozia- 
lismus ist nicht tot, aber er wird nicht wieder aufleben, wenn man sich dar- 
auf versteift, die einschlägigen alten Formeln der nationalen Sozialdemo- 
kratien und des etatistischen Marxismus-Leninismus oder seiner tropischen 
Fassungen wieder anbringen zu wollen. Sie sind jetzt sämtlich überholt. 
Der neue Sozialismus wird weit internationalistischer sein müssen als seine 
Vorfahren und daher aktiv zur Neuformierung von regionalen Ensembles, 
die dem kurzsichtigen Internationalismus des Kapitals den Internationalis- 
mus der Völker entgegensetzen Können, beizutragen haben. Die hier vorge- 
sehenen notwendigen Regionalisierungen sind natürlich nicht das, was 
nach der neoimperialistischen Logik des Ankoppelns bestimmter Regionen 
des Südens an die zentralen Metropolen konzipiert wurde (wie die Integra- 
tion Mexikos in die Nordamerikanische Gemeinschaft, die Assoziierung 
afrikanischer Länder mit Europa, der Wiederaufbau eines von Japan domi- 
nierten ostasiatischen Raumes). Angesichts der weiter oben beschriebenen 
neuen Etappe der weltweiten Polarisierung ist die Perspektive des Aufbaus 
großer Staatenkonföderationen in Asien, Afrika und Lateinamerika die ein- 
zige Antwort, die der Herausforderung gemäß sein kann. Nur solche Kon- 
föderationen werden den dominanten Zentren die Monopole, die deren 
Macht bewirken, entreißen und ihre wissenschaftlichen und technologi- 
schen Eigenkapazitäten, ihre autonomen Finanzorganisationen, ihre unab- 
hängige Aufsichte über die Naturressourcen, ihre effizienten Kommunika- 
tionsmittel, ihre notwendigen militärischen Abschreckungsmittel entwik- 
keln können. Von den europäischen Linken wird erwartet, daß sie begrei- 
fen, wie sehr man von ihnen auf dem europäischen Terrain das Eintreten 
für eine paneuropäische Konföderation unter Einschluß Osteuropas und 
Rußlands erhofft, für das einzig mögliche Gegenstück zur Lateinamerika- 
nisierung des europäischen Ostens, d.h. zur Strategie des Kapitals. 

Dieser Internationalismus verlangt wiederum, die überschießenden Mo- 
mente der Mundialisierung des Marktes zurückzunehmen und ihr Entfal- 
tungstempo demjenigen der Öffnung für Migrationen und dem Aufbau von 
multinationalen demokratischen politischen Räumen, als Grundlagen für 
fortschrittliche gemeinsame Sozialpolıtiken, anzupassen. 
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Die Perspektive der weltweiten Konkurrenzfähigkeit darf freilich nie ver- 
gessen werden, denn gerade sie bestimmt - wenn auch noch unzulänglich - 
die langfristige Effizienz. Sie bleibt nichtsdestoweniger eine Perspektive 
auf lange Sicht. Sie als Sofortaufgabe aufzwingen heißt das Pferd am 
Schwanz aufzäumen und faktisch den möglichen Termin hinausschieben. 
Eine gewisse selbstzentrierte, geschützte Entwicklung ist noch für lange 
Zeit unumgänglich. Die Mundialisierung muß ihr nicht entgegenwirken, 
sondern durch eine flexible - ich möchte sogar sagen: planmäßige - Organi- 
sation der Austauschbeziehungen zwischen den ungleich entwickelten Re- 
gionen des Planeten zu ihrem Erfolg beitragen. Unter Entkopplung und po- 
lyzentrischem Weltsystem verstehe ich nichts anderes als dies, und in die- 
sem erneuerten Rahmen könnten wahrhafte Kooperationsbeziehungen von 
Nord und Süd, nunmehr auch von West und Ost, Stützen eines allgemeinen 
Fortschritts werden, der nur schrittweis sein kann und durch keinerlei 
Wundermittel ä la »Markt« zu ersetzen ist. 

Kann man noch weiter gehen? Sagen, daß der Aufbau eines Weltstaates zur 
objektiven historischen Notwendigkeit geworden ist? Zweifellos spricht 
doch die Wiederentdeckung der Zerstörung der Ressourcen des Planeten 
im Zuge der kapitalistischen Akkumulation für ihn? Aber wie jämmerlich 
wirkt das dominante politische und kulturelle System angesichts dieser 
Herausforderung! Gewiß müßte das Weltsystemdenken, um seinen Prämis- 
sen zu folgen, nicht nur für die dreidimensionale Integration der Märkte 
(Handel, Kapitale, Arbeit) eintreten, sondern auch ergänzend zu dieser 
Öffnung den Aufbau eines Weltstaates vorsehen, der in sozial fortschrittli- 
chem Geist die weltweite Demokratie verbürgt und die Ressourcen des 
Planeten verwaltet. Es versteht sich von selbst, daß die dominante liberale 
Ideologie das nicht tut und im Gegenteil darauf beharrt, die Staaten zu 
schwächen, ohne sie durch Alternativen zu ersetzen und ohne Anstalten zu 
machen, das ungeheuerliche militärische Ungleichgewicht zu korrigieren. 
Der Sozialismus muß zweifellos seine Strategien in die Perspektive jenes 
Aufbaus einer sozialistischen Welt und, wennschon nicht eines Welt-»staa- 
tes«, so doch wenigstens eines angemessenen weltweiten politischen Sy- 
stems einordnen. Aber er muß auch die Etappen definieren, die es ermögli- 
chen, in dieser Richtung voranzukommen. In diesem Rahmen erscheint mir 
die Etappe des national-populären Aufbaus, der Regionalisierung, der Ent- 
kopplung und des Aufbaus einer polyzentrischen Welt als unumgänglich. 
Welche sozialen Kräfte könnten solch ein Programm ausführen? Ich be- 
haupte, daß diese objektiven Kräfte da sind, entgegen dem Anschein und 
trotz der ideologischen Verwirrung der Linken in Europa und in aller Welt. 
Der entwickelte Westen ist meiner Ansicht nach davon nicht ausgeschlos- 
sen und nicht dazu verdammt, starr in seinen Strukturen und Haltungen zu 
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verbleiben. Der Kapitalismus selbst war hier gezwungen, sich an die Er- 
rungenschaften der Arbeiterklasse anzupassen, deren aktiver Vektor die 
Sozialdemokratie war. Übrig bleibt, daß der »historische Kompromiß«, auf 
den sich diese Errungenschaften eingepegelt haben, auf zwei Ebenen be- 
schränkt ist: (a) war und bleibt er ein Kompromiß zwischen Arbeit und Ka- 
pital, wobei letzteres weiterhin allein Herr über die endgültige ökonomi- 
sche Entscheidung ist; (b) funktioniert er auf der Basis einer privilegierten 
Integration in das imperialistische Zentrum. Soll der Westen aktiv an ei- 
nem interdependenten polyzentrischen Weltsystem teilhaben, so setzt das 
voraus, diese privilegierten imperialistischen Positionen abzuschaffen, 
sonst muß der Aufbau dieser Welt gegen ihn und nicht mit ihm erfolgen. 
Gleichzeitig bleibt die Frage offen, wie die arbeitenden Klassen der ent- 
wickelten Zentren dazu bewogen werden können, über den sozialdemokra- 
tischen Kompromiß hinauszugehen und statt seiner eine »Hegemonie der 
Welt der Lohnarbeit« zu stiften, die eben andere ökonomische Entschei- 
dungsgrundlagen mit sich bringt als die Regel des Kapitalprofits. 

Was die vormals sozialistisch genannten Länder des Ostens angeht, ist es 
schon offensichtlich, daß die kapitalistische Restauration, sollte sie fortge- 
setzt werden, nur in ihrer Peripherisierung enden kann. Ist dagegen ein 
Vorschreiten des demokratischen national-populären Kompromisses mög- 
lich, dessen Hauptzüge ich zu skizzieren versucht habe? und der gleichfalls 
eine geeignete Form der Hegemonie der Welt der Lohnarbeit bilden wür- 
de? Dem dominanten Diskurs zufolge wäre diese Möglichkeit von vornher- 
ein wegen des »historischen Scheiterns des Sozialismus« zu verwerfen. 
Dieser einseitige Legitimationsdiskurs des Kapitalismus hat natürlich die 
ideologische Funktion, zu vertuschen, daß die kapitalistische Option für die 
betreffenden Gesellschaften zur Peripherisierung führen muß, und eine 
Kritik der einschlägigen Experimente von links zu unterbinden. 

Im Gesamtmaßstab wird die amerikanische Hegemonie nur überwunden 
werden können, wenn der Aufbau eines Europa unter Einbeziehung der Ex- 
UdSSR gelingt. Aber dieser Aufbau ist ausgeschlossen, solange die Macht- 
haber im Westen und im Osten noch der einseitigen Logik des Kapitalis- 
mus verhaftet sind. Bei diesem Denken bliebe Westeuropa in den Grenzen 
der EWG-Logik, während es im Osten unvermeidlich würde, sich im 
Chaos einzurichten. Die Idee, daß die Westeuropäer dann im Osten ihr 
Lateinamerika haben und auf dieser Basis in der Konkurrenz mit den USA 
siegen könnten, scheint mir insgeheim in den Führungskreisen der EWG 
umzugehen; aber sie ist unrealistisch, und nicht minder auch die Idee, daß 
die Hegemonie dann zwischen den USA, der EWG und Japan »geteilt« und 
mit den G7 das Weltdirektorium geschaffen werden könne, in dem diese 
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Teilung der Verantwortlichkeiten gegenüber den Peripherien des Südens 
und des Ostens zum Ausdruck komme. 

Im Kampf für eine gerechte Welt trägt das amerikanische Volk besonders 
gewichtige Verantwortung. Die USA haben den Isolationismus endgültig 
fallengelassen. Leider sind die Interventionen der USA wie die aller kapı- 
talistischen Zentralmächte seit 1492 stets nur negativ gewesen, denn diese 
Interventionen bedienten stets nur die Erfordernisse der weltweiten Expan- 
sion des Kapitalismus, der seiner Natur nach polarisierend ist, und dem 
fielen die betroffenen Völker stets zum Opfer. Daß hierzu hochherzige In- 
tentionen des amerikanischen Volkes aufgeboten wurden, ändert nicht an 
der Sache. Und die Clinton-Administration wird in dieser Hinsicht nicht 
besser sein als die Truman-Administration, die für den Kalten Krieg ver- 
antwortlich war, oder die Kennedy-Administration. In den USA muß sich 
eine von den gleichermaßen imperialistischen Traditionen der Republika- 
ner und der Demokraten unabhängige Volkskraft konstituieren, die im- 
stande ist, eine wahrhafte Entmilitarisierung der zum Monster gewordenen 
amerikanischen Ökonomie zugunsten der Volksmassen dieses Landes 
durchzusetzen. Das verlangt seinerseits, daß man couragiert darauf aus- 
geht, die engen Horizonte des Profitkalküls zu überschreiten. Das ist die 
Voraussetzung, die den USA erlauben wird, auf internationaler Ebene zum 
gemeinsamen Kampf aller Völker für eine wahrhaft neue Weltordnung bei- 
zutragen. 

Die Regionen und Länder der Dritten Welt haben keinen großen Entschei- 
dungsspielraum. Entweder akzeptieren sie die Kompradorisierung,? so wie 
sie jetzt ist, oder sie entwickeln eine Entkopplungs-Strategie als notwen- 
dige Begleitung einer auf ein inneres, national-populäres soziales Bündnis 
gegründeten Entwicklung, deren Hauptzüge ich ebenfalls zu skizzieren 
versucht habe. Die Reflexion muß hier natürlich von der linken Kritik am 
historischen Versuch der nationalen Befreiungsbewegung und den populi- 
stischen Formen ihrer radikalen Ausprägung ausgehen. Im übrigen würden 
Fortschritte einer auf diesen Grundlagen erneuerten Entkopplung realen 
Druck auf den Westen ausüben und ihn zwingen, sich mindestens partiell 
auf »wechselseitige Anpassungen« einzulassen. 

Die Option der Entkopplung in einer interdependenten polyzentrischen 
Welt erlaubt es, die universalistische Zielstellung des Sozialismus neu zu 
definieren. Der Kapitalismus kann nur überwunden werden, wenn an seine 
Stelle ein System tritt, das die Entwicklung der Produktivkräfte in der 
Hand behält und zugleich die Altlasten der weltweiten Polarisierung besei- 
tigen kann. Das heißt, daß der Sozialismus nur weltweit sein kann und daß 
die Idee, ihn »stückweise« in Ländern aufzubauen, die sich eins nach dem 
anderen von der Macht des Kapitals zu befreien hätten, auf das Drama un- 
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serer Epoche geführt hat. Aber nach Lage der Dinge ist die Perspektive des 
Weltsozialismus noch äußerst fern; und gerade deswegen ist es lebens- 
wichtig, eine klarere und richtigere Vorstellung von dem sehr langen 
»Übergang« zu besitzen, der uns von ihr trennt, und die Lehren aus den 
Sackgassen des »real existierenden Sozialismus« wie aus den Schranken 
der nationalen Befreiungsbewegung zu ziehen. 

Der Sozialismus I - die alte aus der europäischen Arbeiterbewegung und 
dem Marxismus des 19. Jahrhundert hervorgegangene Sozialdemokratie - 
starb 1914. Lenin hat zurecht gesagt: Ihr Übertreten zum Imperialismus hat 
ihrer radikalen und universellen Berufung den Garaus gemacht. Der Sozia- 
lismus II - der aus der Erkenntnis des vorausgegangenen Bankrotts hervor- 
gegangene Kommunismus der Dritten Internationale - starb 1989 daran, 
daß er die Natur des langen Übergangs nicht begriffen und daher zugelas- 
sen hatte, daß sich wieder bürgerliche Interessen konstituierten, wie die 
maoistische Kritik es seinerzeit zu sagen versuchte. Aber dieser Tod ist 
nicht die Auferstehung der Leiche seines Vorgängers, die noch immer im 
Morast des Übertritts zur Weltanschauung des zwangsläufig polarisieren- 
den, daher im wahren Wortsinn imperialistischen Kapitalismus festsitzt. 
Sagen wir deshalb zum Schluß: Es lebe der Sozialismus III, der in welt- 
weiter, universeller Sicht und in Abkehr vom Blendwerk der Ideologie des 
Kapitalismus entstehen muß! 


Susanne Schunter-Kleemann 


Geschlechterdifferenz in der politischen Debatte 
zur europäischen Union? 


1. Einleitung 


Die Frauen waren die »Angstgegnerinnen« der dänischen Regierung. So 
berichtet es jedenfalls die Financial Times vom 29.Maı 1992. Umfragen 
vor dem Referendum am 2.Juni 1992 hatten zu Tage gebracht, daß deutlich 
mehr Frauen als Männer die Verträge von Maastricht ablehnten. Insofern 
sah die dänische Regierung die Haltung der weiblichen Bevölkerung als 
das »größte Hindernis« an, das es zu überwinden gelte. »One obstacle may 
however, be particularly difficult to surmount: far more women are against 
the treaty than in favour«. 

Die bundesdeutschen Medien hielten es nach dem Debakel des ersten 
Maastricht-Referendum (50,7 % stimmten Nein) für keine Meldung. Das 
Nein der Dänen war maßgeblich ein Nein der Däninnen. 56 Prozent der 
dänischen Männer hatten für, 57 Prozent der Frauen gegen die Annahme 
des Vertrages über die Politische Union gestimmt (Jensen 1992, 54; Frauen 
Europas Info-Juni 27/1992). Was zunächst als Zufallsergebnis hätte ge- 
deutet werden können, bestätigte sich beim französischen Referendum im 
September.! Im Dezember 1992 waren es die Schweizerinnen, die durch 
ihr Abstimmungsverhalten maßgeblich den Beitritt der Schweiz zum Euro- 
päischen Wirtschaftsraum (EWR) blockierten.”? Knapp 60 Prozent der 
Schweizerinnen lehnten den EWR-Beitritt ab.? Auch in Norwegen, Schwe- 


Diese Information verdanke ich Alain Lipietz. 

Das EWR-Abkommen ist am 2. Mai 1992 in Porto zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, den EG-Mit- 
gliedstaaten und den Staaten der Europäischen Freihandelszone (EFTA) geschlossen wor- 
den. Es stellt die Zusammenarbeit zwischen EG und EFTA auf eine neue umfassende 
Grundlage. U.a. wurde die Übernahme von 1.400 Rechtsakten der EG durch die EFTA- 
Staaten vereinbart. Der Schwerpunkt liegt in der Einbeziehung der EFTA in den EG-Bin- 
nenmarkt. Ende 1992 ist der EWR-Vertrag von den EFTA-Staaten Österreich, Schweden, 
Norwegen, Finnland und Lichtenstein ratifiziert worden. Die Schweiz hat den EWR-Ver- 
trag in einer Volksabstimmung am 13. 12. 1992 mit 50,3% der Stimmen abgelehnt. 

3 Eine von der Link-Forschungsgruppe publizierte Langzeituntersuchung (7 Wellen) im 
Vorfeld zur EWR-Abstimmung unterstreicht die stabile Anti-EWR-Haltung der Frauen. 
»Was die soziodemographische Struktur betrifft, sticht vor allem die grosse Meinungsdif- 
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den und Finnland wird die Frage eines EG-Beitritts zwischen den Ge- 
schlechtern kontrovers diskutiert. An keiner öffentlich-politischen Frage 
scheiden sich die Geschlechter so deutlich (Dahlerup 1993; Stark 1993). 
Aktuelle Umfragen aus Schweden (Mai 1993) belegen, daß nur etwa 25 
Prozent der Schwedinnen für einen EG-Beitritt stimmen würden, die Män- 
ner sind zwar erheblich skeptischer als in den meisten europäischen Län- 
dern, doch würden etwa 50 Prozent für Beitritt votieren (Stark 1993). 
Schließlich ist auch in österreichischen Umfragen die Geschlechterdiffe- 
renz unübersehbar. Das EURO-Barometer der Zeitung Der Standard vom 
1.Juni 1993 vermerkt ein leichtes Ansteigen des »EG-Optimismus «, den- 
noch wird eingeräumt, daß »gerade die älteren Österreicher (übrigens ähn- 
lich wie die Frauen) überwiegend Gegner eines Beitritts« sind. 

Der folgende Beitrag geht der Frage nach, was sich in dieser Geschlechter- 
differenz bei EG/EWR-Referenden und Umfragen usdrückt. Was bedeutet 
es, wenn Frauen mehrheitlich anders abstimmen als Männer? Haben die 
Frauen nicht verstanden, welche Vorteile EG-Binnenmarkt und Europäi- 
sche Union den europäischen Bürgern bringen? Kommt in den Nein-Voten 
nur politische Unwissenheit, Gleichgültigkeit, die größere Entfernung zum 
öffentlich-politischen Raum zum Ausdruck? Haben Frauen ein anderes 
Politikverständnis? Sind sie sensibler gegenüber den politischen Risiken 
des »Projekts Europa«? Sind die Abstimmungsergebnisse in Zusammen- 
hang mit politischen Bewegungen der Frauen in den einzelnen Ländern zu 
sehen? Welche Vorbehalte und Einwände gegen Europäische Union und 
EWR drücken sich in den höheren Nein-Voten der Frauen aus? 

Für die »herr«-schende ökonomische, aber auch politische Diskussion über 
den Binnenmarkt und den Maastrichter Vertrag war es bis vor kurzem eher 


ferenz zwischen den Geschlechtern ins Auge. Während sich bei den befragten Männern 
ungefähr jeder Zweite als EWR-Befürworter zu erkennen gab, sprach sich bei den Frauen 
nur ungefähr jede Dritte für den EWR-Beitritt aus.« Es spricht für sich, daß in dem ab- 
schließenden Vergleich der Langzeituntersuchung mit den Referendumsergebnis die Ge- 
schlechterdifferenz nicht mal zum Thema gemacht wird (Link-Focus 1992, S. 11 und 
$.22). Die »Analyse des votations federales du 6 decembre 1992« geht auf die Ge- 
schlechterdifferenz im Abstimmungsverhalten ebenfalls nicht ein (Kriesi /Longchamp u.a. 
1993). In der Pressedokumentation der Forschungsgruppe Cultur Prospectiv werden die 
Unterschiede elegant weginterpretiert: Dort heißt es:« Nach Bekanntgabe von Meinungs- 
umfragen vor der Abstimmung wurde auf Kampagnen, welche Frauen für das Ja beson- 
ders anzusprechen hatten, besonders Gewicht gelegt. Die Ergebnisse, die den Frauen ein 
stärkeres Nein zuschrieben, beruhten aber auf einem Scheinergebnis. Im stärkeren Nein 
der Frauen äussert sich die Bildungsungleichheit. Frauen haben vergleichsweise tiefere 
Bildung als die Männer, was ihre Tendenz zum stärkeren Nein erklärt. Dies bestätigen die 
Auswertungen dieser Untersuchung klar. Die Frauen der Stichprobe waren zwar mit 60 % 
stärker für das Nein als die Männer (52%). Der Unterschied hat aber in erster Linie mit 
der zwischen Mann und Frau nach wie vor ungleichen Bildung zu tun »(Cultur prospectiv 
1992, S. 16). 
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kennzeichnend, daß die »frauenpolitische Dimension« ausgeblendet oder 
vernachlässigt wurde. Das hat sich nun - angesichts der inzwischen be- 
kannt gewordenen geschlechtsspezifischen Abstimmungsergebnisse - 
schlagartig geändert. Zumindest was die Kommunikations- und Informati- 
onpolitik der EG-Behörden angeht, sind Frauen zu einer »prioritären Ziel- 
gruppe« avanciert. Frauen sollen in Zukunft endlich in gebührender Weise 
angesprochen werden. Die geplanten - keineswegs heiter anmutenden Um- 
werbungsstrategien - sollen, soweit bisher bekannt, skizziert werden (Le 
Clercg-Bericht 1993). 

Daß die europäischen Frauen durchaus politisches Gewicht entfalten kön- 
nen, wenn sie wohlinformiert zur Wahlurne schreiten, zeigt m.E. die über- 
raschende Verabschiedung der »Mutterschutz-Richtlinie« im Oktober 
1992, an die schon niemand mehr geglaubt hatte. Seit 1986 waren alle 
Frauen betreffenden sozialpolitischen Gesetzesinitiativen vom Ministerrat 
blockiert worden. Nachdem die geschlechtsspezifischen Abstimmungser- 
gebnisse aus Dänemark und Frankreich auf dem Tisch lagen, fanden die 
geharnischten Warnungen des EP-Ausschusses für die Rechte der Frauen 
des Europäischen Parlaments beim Ministerrat wohl etwas mehr Aufmerk- 
samkeit als üblich. Galt es doch, noch einige wichtige EWR-Abstimmun- 
gen und Maastricht-Abstimmungen über die Runden zu bringen. In dem 
Kommunique des EP-Ausschuß für die Rechte der Frau vom 18.Juni 1992, 
das eine Woche nach dem Maastricht-Referendum in Dänemark veröffent- 
licht worden war, wurde der Ministerrat gewarnt: 


»Jeder Versuch, die Richtlinie scheitern zu lassen, hätte unter den Frauengruppen der Gemein- 
schaft und in den an einer Mitgliedschaft interessierten Ländern eine umfassende Desillusio- 
nierung in bezug auf die Europäische Gemeinschaft zur Folge« (Frauen Europas Info, Juni 
1992/ Nr.27, Schunter-Kleemann 1993) 


2. Die Europäische Verabschiedung von Demokratie und Sozialstaat. 


Sieben miteinander verbundene Diskussionskomplexe stehen im Zentrum 
der frauenpolitischen Vorbehalte gegen den mit den Maastrichter Verträ- 
gen beschleunigten Europäischen Integrationsschub: 


- Die faktische Verabschiedung von Demokratie und 

- Wohlfahrtsstaat mit Hilfe 

- einer monetaristischen suprastaatlichen Geldpolitik, die zu einer erhebli- 
chen Beschränkung fiskalpolitischer Handlungsmöglichkeiten der Natio- 
nalstaaten führen könnte. 

- Die hieraus erwachsenden erheblichen Beschäftigungsrisiken im allge- 
meinen, aber besonders für die im öffentlichen Sektor beschäftigten Frauen 
werden ebenso abgelehnt wie 
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- die intensivierte militärische und polizeiliche Flankierung der Europäi- 
schen Union und 

- die Aufgabe systematischer Umweltpolitik. 

- Beklagt wird der das EG-Projekt begleitende Verlust der demokratischen 
Öffentlichkeit und eine immer gezieltere Gleichschaltung der Medien. 


Im folgenden sollen einige Schlaglichter auf die frauenpolitischen Debatten 
zum Maastrichter Vertrag in einigen EG- und EFTA- Ländern geworfen 
werden. 


3. Dänemark 


Wie die dänische Parlamentarierin Ebba Strange unterstreicht, besteht in 
Dänemark durchaus eine Kontinuität der »antikapitalistischen« Bewegung. 
Die typische Nein-Wählerin im ersten Maastricht-Referendum 1992 war 
die Frau zwischen 30 und 50 Jahren. Sie ist berufstätig und entweder als 
Arbeiterin oder im öffentlichen Dienst beschäftigt.* 


»In Dänemark gibt es den Begriff der 68er Generation. Diese Leute waren der Kern der Stu- 
denten- und Jugendunruhen und der neuen Frauenbewegung. Sie waren auch im Kern des EG- 
Widerstands. Sie sind der Grund dafür, daß die Frauen auf den Arbeitsmarkt kamen und auch 
heute noch dort sind. Sie sind der Grund dafür, daß der Anteil der Frauen an den politischen 
Posten stieg. Sie sind der Grund dafür, daß Frauen in Dänemark eher linksorientiert wählen als 
Männer. ... Viele von ihnen sind enttäuscht. Als sie ganz jung waren, stand ihnen die Welt of- 
fen. Seitdem haben sie wirtschaftlich schwere Zeiten mit wachsender Arbeitslosigkeit, sinken- 
dem Einkommen und Privatisierung des öffentlichen Sektors erlebt. All das kam nach dem 
Beitritt Dänemarks zur EG. Sie haben nicht erlebt, daß die EG ihnen etwas Gutes gebracht hat. 
Sie können zwar sehen, daß die Bauern und Fabrikanten an der Mitgliedschaft verdient haben, 
doch sie können nicht sehen, daß sie selbst etwas davon gehabt hätten. Sie stimmen Nein. Sie 
glauben nicht, daß eine Union ihrem Alltag und dem Alltag ihrer Kinder nützen kann« 
(Strange 1993, 9). 


Daß die unterschiedlichen Interessenlagen in der Bevölkerung Dänemarks 
zu einem polarisierten Stimmverhalten geführt haben, ist auch Meinung ei- 
nes deutschen Pressekommentars: 


»So stimmten vor allem gut verdienende Mittelklasse-Bürger für die Union und Gruppen mit 
zunehmenden wirtschaftlichen Problemen dagegen. Zum Beispiel Frauen, die von der in Dä- 
nemark über zehn Prozent liegenden Arbeitslosigkeit härter betroffen sind als Männer. Sie 
verbinden mit Begriffen aus dem EG-Vokabular wie »Union« und »Harmonisierung« vor al- 
lem, daß es mit ihren in Dänemark erkämpften Rechten bergab gehen wird. Ähnliches gilt 
auch für andere schwache Gruppen, die um ihre bisher im dänischen Wohifahrtsstaat ver- 
gleichsweise gut gesicherte Stellung unter dem Riesendach der EG fürchten« (Weser-Kurier, 
4. Juni 1992). 


Die Erfahrung, als Bürgerinnen Dänemarks das politische Leben noch ei- 
nigermaßen überblicken, an politischen Entscheidungen auf lokaler, regio- 


4 Strange stützi sich in ihrer Analyse auf eine differenzierte Auswertung der Universität 
Aarhus (1993). 
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naler und nationaler Ebene gerade als Frauen mitentscheiden zu können, 
letztlich auch die Erfahrung, als kleines umweltpolitisch und sozialstaatlich 
vorwärtsweisendes Land auf internationaler Ebene sehr wohl gehört zu 
werden, beeinflußt die Ablehnung des 'Eliteprojekts’ Politische Union: 
»Das Abgeben von Macht durch das dänische Parlament an Brüssel be- 
deutet schlicht und ergreifend weniger Einfluß für Frauen. Trotz der 
männlichen Dominanz, die auch in der dänischen Politik existiert, haben ın 
Dänemark, Norwegen und Schweden Frauen mehr als 30 % der Parla- 
mentssitze dieser Länder gewonnen. Im Europaparlament...haben Frauen 
nur 19% der Sitze. In der Kommission gibt es nur zwei weibliche Kommis- 
sare von insgesamt siebzehn, die bei Fototerminen immer zuvorkommend 
in der ersten Reihe neben Delors plaziert werden. In Dänemark ist eine der 
Konsequenzen aus den letzten 10 bis 20 Jahren feministischer Debatte, daß 
für Frauen und nicht wenige Männer 'rein männliche’ Organısationen ihre 
demokratische Legitimation verloren haben« (Dahlerup 1993, 29). Femini- 
stischer Widerstand gegen die EG in Dänemark organisiert sich nur zum 
Teil autonom, u.a. in der »Kvinnors Front« und ın der alle skandinavischen 
Länder umfassenden Organisation »Kvinnors i Norden«; die Frauen sind 
auch in den Parteien und Bürgerbewegungen stark repräsentiert, dies könn- 
te die Stärke des frauenpolitischen Votums in Dänemark günstig beeinflußt 
haben. Der organisatorische Kern des (linken) EG-Widerstands liegt beı 
der »Volksbewegung gegen die EG«, die sich bereits 1972 anläßlich des 
Referendums zum EG-Beitritt gründete und seither kontinuierlich arbeitete. 
Bei der ersten Direktwahl zum EP (1979) mobilisierte sie dafür, daß Däne- 
mark die EG wieder verläßt und erhielt vier Mandate. Diese Abgeordneten 
der »Volksbewegung gegen die EG« haben die Arbeit der EG stets aus 
nächster Nähe verfolgt und kritisch die Beteiligung der dänischen Regie- 
rung daran kommentiert. Auf dieser Liste waren immer eine oder mehrere 
Frauen vertreten. Anläßlich des ersten Maastricht-Referendums im Juni 
1992 hat sich parallel dazu die »Juni-Bewegung« formiert, in der ebenfalls 
viele Frauen mitarbeiten, eine prominente Sprecherin ist die Frauenfor- 
scherin Drude Dahlerup. Ihr Motto: »Ja zu Europa - Nein zu Maastricht.« 

Auch bei den dänischen Grünen und der Sozialistischen Volkspartei sind 
überproportional viele Frauen aktiv. Das Umschwenken der Socıalistisk 
Folkeparti (SF), die beim ersten Referendum zum »Nein« aufrief, zu einem 
»Ja« beim zweiten Referendum, hat zu großer Irritation in der Linken ge- 
führt.° Begründet wurde die Umorientierung mit den für Dänemark ausge- 


5 Was die parteipolitische »Flexibilität« betrifft steht die SF allerdings nicht allein da. Es ist 
interessant , sich daran zu erinnern, daß die Sozialdemokratische Partei Dänemarks, die 
jetzt die Regierung stellt, noch 1986 beim Referendum zum Binnenmarkt dazu aufrief, 
mit Nein zu stimmen. 
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handelten Ausnahmeregelungen zum Unionsvertrag, bei denen die SF vor- 
gibt, ihre Vorstellungen im wesentlichen durchgesetzt zu haben. 


4. Dänemarks Ausnahmeregelungen - reiner Etikettenschwindel? 


Acht dänische Parlamentsparteien (außer den Grünen und der Fort- 
schrittspartei) hatten als Vorbedingung für ein erneutes Referendum zum 
Maastrichter Vertrag ein rechtsverbindliches Zusatzprotokoll zum Vertrag 
über die Europäische Union gefordert. Ein rechtswirksames Protokoll sei 
notwendig, weil aus verfassungsrechtlichen Gründen der Vertrag nicht 
ohne Änderungen einer zweiten Volksabstimmung unterworfen werden 
könne. Dies war ihnen von EG-Kommissionspräsident Delors in Brüssel 
zugesichert worden (Frankfurter Rundschau, 6. 11. 1992). 

Auf dem Gipfel von Edinburgh im Dezember 1992 wurden Dänemark fol- 
gende Ausnahmeregelungen zugestanden: 


- Das Recht, nicht an der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion teilzunehmen. 
Dänemark braucht seine Geldpolitik der Europäischen Zentralbank nicht zu unterstellen und 
auch nicht an der gemeinsamen europäischen Währung teilzunehmen. 

- Dänemark führt nicht die vorgesehene »Unions-Bürgerschaft« ein. In einer einseitigen Erklä- 
rung machte Dänemark geltend, daß die Unionsbürgerschaft »an sich« einem Staatsangehöri- 
gen eines anderen Mitgliedslandes kein Anrecht auf Erwerb der dänischen Staatsbürgerschaft 
gebe oder auf den »Erwerb von Rechten, Pflichten, Vorrechten oder Vorteilen, die aufgrund 
der verfassungsrechtlichen, gesetzlichen und administrativen Vorschriften Dänemarks mit der 
dänischen Staatsbürgerschaft verbunden sind«. 

- Dänemark beteilgt sich nicht an der gemeinsamen Verteidigungspolitik, auch nicht »an der 
Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und Maßnahmen der Union, die verteidi- 
gungspolitische Bezüge haben.« Das Nato-Mitglied Dänemark wurde ausdrücklich von der 
Verpflichtung entbunden, der Westeuropäischen Union (WEU) beizutreten. 

- Dänemark behäit sich vor, an weitergehenden Formen der Kooperation im Justiz- und Poli- 
zeibereich nicht teilzunehmen. 

- Schließlich wurde auf ausdrücklichen Wunsch Dänemarks durch den Europäische Rat in 
Edinburgh bekräftigt, daß der Vertrag von Maastricht die Mitgliedstaaten nicht daran hindere, 
»strengere Schutzmaßnahmen« in der Sozial-, Verbraucher- und Umweltpolitik beizubehalten. 
Auch sei es jedem Mitgliedsland unbenommen, seine »eigene Einkommensverteilungspolitik 
zu betreiben« und Sozialleistungen beizubehalten oder zu verbessern (FAZ, 18. 5. 1993). 


Mit ähnlichen Horrorszenarien wie die konservative Regierung Schlüter, 
die mit apokalytischen Vorhersagen für den Fall eines »Nein« beim ersten 
Referendum gedroht hatte, versuchte die sozialdemokratisch geführte Re- 
gierung Rasmussen vor der zweiten Volksabstimmung die Bevölkerung zu 
einem »Ja« zu bewegen. Ein erneutes Maastricht-Nein, so besagte ein kurz 
vor der Abstimmung breit publiziertes Gutachten des Finanzministeriums, 
werde zu einem Rückgang des Wachstums um sieben bis acht Prozent, 
150.000 zusätzlichen Arbeitslosen, wirtschaftlicher Isolation und hohen 
Exporteinbußen führen. Dänemarks Landwirte verlören den Zugang zu den 
europäischen Märkten, den Fischern blieben internationale Gewässer ver- 
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sperrt, Auslandsinvestoren zögen sich zurück. Kurz: es drohe eine Rezes- 
sion schlimmer als während des Ölpreisschocks der siebziger Jahre. 
Gleichzeitig legte die Regierung einen materiellen Köder aus: Für den Tag 
nach dem Referendum wurde ım Falle eines »Ja« die Vorlage einer Steuer- 
reform versprochen. Diese werde für alle Bevölkerungskreise erhebliche 
Steuererleichterungen bringen. 

Diese Doppelstrategie verfehlte ihre Wirkung nicht: Die Regierung Ras- 
mussen verbuchte die 56,8 % Ja und 43,2 Prozent Nein-Stimmen als ihren 
Erfolg. Es war gelungen, bei Männern wie bei Frauen fünf Prozent der 
Stimmberechtigten zu einer Änderung ihres Votums gegenüber dem ersten 
Referendum zu bewegen. Die geschlechtsspezifische Aufschlüsselung 
zeigt, daß 52% der Frauen und 62 % der Männer mit »Ja« gestimmt hatten; 
das heißt, es bestand weiterhin eine deutliche Geschlechterdifferenz von 10 
Prozent (Gallup-Survey. Exit poll. Referendum 1993, 18.Mai 1993). Wie 
Drude Dahlerup, eine der SprecherInnen der »Juni-Bewegung bei ihren öf- 
fentlichen Auftritten immer wıeder herausstellte, ıst die mit dem 
Maastrichter Vertrag angestrebte Politische Union mit Souveränitäts-, De- 
mokratie- und Wohlfahrtsverlusten verbunden. Mit den Edinburgh Sonder- 
regelungen sei die Bevölkerung getäuscht und über den Tisch gezogen 
worden. Die Edinburgher Erklärung sei juristisch wertlos, ein völkerrecht- 
lich unverbindlicher Vertrag. Dabei stützt sie sich auf Urteile britischer und 
dänischer Juristen und auf Vertreter der EG-Kommission, die in der letzten 
Zeit mehrfach äußerten, bei den vier Ausnahmen handle es sich um ein 
völkerrechtlich zweifelhaftes, politisches Entgegenkommen an die Dänen 
(FAZ, 18.5. 1993). 

Es spricht für diese Einschätzung, wenn man hört, daß bereits am Tag nach 
dem zweiten Referendum eine Kampagne zur Abschaffung der dänischen 
Ausnahmeregelungen eröffnet wurde. Initiator ist niemand geringeres als 
der ehemalige Außenminister Elleman Jensen von der liberalen Venstre- 
Partei, der zusammen mit den Konservativen und den zur Regierungsko- 
alition gehörenden Zentrumsdemokraten das Ziel verfolgt, bis zum erneu- 
ten Referendum im Jahr 1997 die Dänemark eingeräumten Sonderregelun- 
gen zu Fall zu bringen, insbesondere jene, die Dänemark von der verteidi- 
gungspolitischen Zusammenarbeit und der Währungsunion ausschließen 
(FAZ 21. Mai 1993). 

Aber auch die Volksbewegung gegen Maastricht ist nach dem zweiten Re- 
ferendum keineswegs am Ende. Ein Spezifikum Dänemarks dürfte sein, 
daß fünf Listen den Wahlkampf zur Europawahl 1994 vorbereiten, die als 
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dezidierte Gegner, einer Europäischen Union® auftreten: Dies sind die Grü- 
nen; die Enhedslisten, aus dem linkssozialistischen und kommunistischen 
Spektrum; die Midter-Parti, mit dem bekannten Bürgerrechtler Niels 1. 
Meyer, Mitautor des Buches Aufruhr der Mitte.’ Schließlich gründete sich 
1993 eine Neue Mitte-Partei (Nyt Midter Parti), die ein ökologisches Pro- 
gramm verfolgt. Sie fordert Wachstums-, Einkommens- und Konsum- 
verzicht und Umverteilung der Arbeit durch längere Urlaubszeiten, da eine 
wöchentliche Arbeitszeitverkürzung in höherer Arbeitsintensität münde. 
Auf der äußersten Rechten bekämpft die aus der Steuerpartei hervorgegan- 
gene Fortschrittspartei (Fremdskridtspartiet) den Maastrichter Vertrag mit 
nationalistischen Argumenten. 


5. Schweizer direkte Demokratie nicht europafähig? 


Wie Mascha Madörin für die Schweizer EWR-Abstimmmungsdebatte im 
Herbst 1992 dargelegt hat, gab und gibt es in der schweizerischen opposi- 
tionellen Szene immer mehr Frauen, die den Anspruch stellen, in allen 
Fragen Politik zu machen und sich trotzdem gleichzeitig auf Frauenreali- 
täten zu beziehen. Schon beim TWF-Referendum habe es eine Frauenkoali- 
tion gegen TWF und Weltbank gegeben, durch deren Existenz Frauen als 
eigenständige »Citoyennes« aufgetreten seien. Sie hätten versucht, einem 
männer- und männlichkeitsdominierten politischen Diskurs eine eigene, 
frauenbezogene Mobilisierung entgegenzustellen (Madörin 1992, 156). 

Für die eidgenössische EWR-Debatte im Herbst 1992 sei die Tendenz un- 
übersehbar gewesen, »mit Metaphern, Allgemeinfloskeln und Leerformeln 
die notwendige positive Stimmungslage zu erzeugen - und dann mit star- 


6 Das im Maastrichter Vertrag enthaltene Abkommen über die Sozialpolitik zwischen elf 
Mitgliedstaaten - Großbritannien hatte sich wieder verweigert - ermöglicht nun, Entschei- 
dungen in so genannten »sozialpolitischen Sachfragen« wie Arbeitsschutz, Arbeitsbedin- 
gungen, Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer, Chancengleichheit für Männer 
und Frauen und berufliche Eingliederung von Arbeitslosen mit qualifizierter Mehrheit im 
Rat abzustimmen. In diesen Fragen erhält das EP ein eingeschränktes Veto - und Ände- 
rungsrecht. Macht es von diesem Recht Gebrauch, so kann der Rat in zweiter Lesung nur 
einstimmig bestimmen. Es spricht für sich, daß der Rat in den heiklen sozialpolitischen 
Streitfragen - wie Tarifrecht, Kündigungsschutz, kollektive Interessenvertretung und 
Streikrecht weiter hin einstimmig beschließt. EP und Wirtschafts- und Sozialausschuß ha- 
ben in diesen Fragen nur ein Anhörungsrecht. Wie Winter darlegt, gilt in der Kompetenz- 
aufteilung im EG-Rahmen das sehr undemokratische Prinzip, »daß das europäische Parla- 
ment umso weniger beteiligt wird, je grundsätzlicher die Angelegenheit ist« (Winter 
1992, 193). 

7 Aufruhr der Mitte - Modell einer künftigen Gesellschaftsordnung erschien in Dänemark 
im Februar 1978 und war die Buchsensation. Noch im selben Jahr wurden mehr als 
100.000 Exemplare verkauft. Außerdem sind drei Bücher über dieses Buch erschienen. 
Die deutsche Fassung ist 1979 als Taschenbuch im Verlag Hoffmann und Campe, Ham- 
burg erschienen. 
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ken Ängsten vor Arbeitslosigkeit, Rechtsradikalismus und AusländerIn- 
nenhaß gegen ein EWR-Nein zu operieren. Umso weniger durfte zugelas- 
sen werden, daß von unterschiedlichen und widersprüchlichen Interessen 
verschiedener Bevölkerungsgruppen hinsichtlich des EWR gesprochen 
werden konnte, und umso heikler war der Umgang mit Dissens und Ge- 
schlechterdifferenz« (Madörin 1992, 153). 

Für die helvetische Diskussionskultur sei bezeichnend gewesen, den Bei- 
trittsgegnerinnen Emotionalität, gutgemeinte, irreale utopische Träume, 
falsche Idealisierungen schweizerischer Realitäten und vor allem fehlende 
Alternativen und Perspektiven vorzuhalten (Suter 1992). Die Eidgenossin- 
nen polarisierten sich also an der EWR-Frage: Entschiedene Befürworte- 
rinnen eines EWR-Beitritts waren die Frauen der Sozialdemokratischen 
Partei (SP) und des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB). 

Unter den Befürworterinnen befanden sich auch viele arrivierte freisinnige 
und sozialdemokratische Politikerinnen und Vertreterinnen der Wirtschaft, 
die im Herbst 1992 ein Komitee »Schweizer Frauen für den EWR« grün- 
deten, unter ihnen die Gewerkschafterin Christiane Brunner, die Frauense- 
kretärin des Schweizer Gewerkschaftsbundes (SGB) Margit Meier und Ju- 
dith Stamm, die Präsidentin der Eidgenössischen Kommission für Frauen- 
fragen. Die Frauen dieses Komitees brachten vor, daß das ‘dynamische 
Binnenmarktprojekt' einige der in der Schweiz besonders ausgeprägten 
zünftigen Vorschriften in der Berufsausbildung und -ausübung beseitigen 
würde, die die Integration der Frauen in die Arbeitswelt noch behindere 
(Suter 1992). Schweizer Frauen hätten von Europa mehr zu gewinnen als 
zu verlieren. Die EG habe »griffigere« Rechtsinstrumente zur Durchset- 
zung der Gleichstellung, z.B. die Rechtsfigur der indirekten Diskriminie- 
rung (Sozialdemokratische Frauen 1990). 

Andererseits entwickelten sich 1991/92 eine Fülle von Anti-EWR und EG- 
Initiativen und Frauenkampagnen, die sich mit der Tatsache auseinander- 
setzten, daß die Schweizer Regierung Positionen, die noch kurz zuvor als 
sakrosankt galten (»Neutralität«), inzwischen wie heiße Kartoffeln fallen 
gelassen hatte. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang u.a.das »Frau- 
Forum: Die EG als Herrschaftsprojekt« in Bern (1991), die Initiative 
»Frauenblick Schweiz - Europa« (1992), der »Schweizer Frauenrat für Au- 
Benpolitik« , die »Frauengewerkschaft Schweiz«® und die »BürgerInnen- 
Bewegung für ein Europa ohne Gewalt: direktdemokratisch, armeefrei, 
ökologisch und solidarisch« mit ihrer Zeitschrift »Eurotopia«. 


& Die Frauengewerkschaft Schweiz wurde 1988 gegründet und kämpft gegen die Mißach- 
tung und Unterbezahlung der Frauen in der Arbeits welt. Sie steht grundsätzlich allen 
Frauen offen. 
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Während die Haltung bei den Männern der Grünen-Partei zum EWR eher 
geteilt war, gaben die Frauen der Grünen Partei im Oktober 1992 ein ein- 
mütiges Votum ab, gegen den EWR-Vertrag zu stimmen (Tagung der 
Frauen der Grünen Partei in der Schweiz (GPS) vom Oktober 1992; Am 7. 
November 1992 organisierte ein breites Frauenbündnis? in Bern einen 
»Großen Markttag kritischer Frauen zu Europa-Fragen«, der beachtlichen 
Zulauf fand (1000 Frauen). Diese Veranstaltung verfolgte das Ziel, Frauen 
eine Möglichkeit intensiver Auseinandersetzung mit Fragen des EWR und 
der EG zu geben. Wie es in dem Pressecommunique heißt, wuchs »bei den 
Frauen die Überzeugung, daß der EWR auch in der Schweiz die Arbeitssi- 
tuation und Lebensbedingungen entscheidend verändern wird - in erster 
Linie zu ungunsten der Frauen - entgegen anderslautenden Prognosen, die 
von wirtschaftlichem Wachstum, positiver Arbeitsplatzentwicklung und 
wachsendem Wohlstand sprechen » (Europa-Markt-Frauen-Pressecommu- 
nique vom 7.11.1992).10 


6. Flucht aus dem Nationalstaat - Flucht vor dem Volk 


Der Mangel an Demokratie in der EG und die unverhüllte Demokratie- 
Demontage, von Politikern und Leitartiklern in der Schweiz elegant als die 
»Beschränkung der Volksrechte auf das Wesentliche« gepriesen, wurde 
von Stella Jegher, einer der Organisatorinnen des Markttages und der grü- 
nen Nationalrätin Rosmarie Bär-Schwab als wesentliches frauenpolitische 
Argument gegen einen EWR-Beitritt angeführt: 


»Vom Demokratiedefizit der EG - ganz zu schweigen vom EWR - war schon häufig die Rede. 
Was weniger deutlich wird, ist, daß dieses 'Defizit' nicht in mangelnden Institutionen, sondern 
im Charakter des Projekts an sich begründet liegt. Der europäische Binnenmarkt ist nach dem 
Muster eines Großkonzerns konstruiert: mit zentralem Management, Herstellung einer 'Corpo- 
rate Identity’ und Investitionen nach Profitkriterien. Das macht die Frage nach Demokratie an 
sich schon hinfällig, ist doch die Organisation des modernen Wirtschaftslebens die 'Antithese 
zut Demokratie' schlechthin« (Jegher 1992). 


Rosemarie Bär-Schwab berichtete auf dem »Markttag« aus eigener An- 
schauung im Schweizer Nationalrat (Parlament), wie die EG bereits heute 


als »Demokratie-Vernichtungs-Maschine« wirkt und welche Folge ein 
»Ja« zum EWR-Vertrag für die basisdemokratischen Verfahren hätte: 


9  Organisatorinnen waren die cfd-Frauenstelle, Frauen für den Frieden, die Frauengewerk- 
schaft, Frauen der internationalen Vereinigung für natürliche Wirtschaftsordnung, Bern; 
Frauenliste Basel, Frauen macht Politik Zürich, Frauenrat für Außenpolitik; Redaktion 
Frauenblick Schweiz - Europa; Schweizerischer katholischer Frauenbund, Verband für 
Frauenrechte und die Vereinigung aktiver Staatsbürgerinnen. 

10 Es wird auch Gewinnerinnen eines Gemeinsamen Europäischen Marktes geben. Hierzu 
werden insbesondere qualifizierte Frauen in den europäischen Zentren gehören, die in den 
Bereichen Banken, Versicherungsgewerbe, Marketing tätig sind. 
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»Wenn ich gesagt habe, wir müssten 80 Prozent des bestehenden EG-Rechts tel quel über- 
nehmen, so ist das nicht die einzige schlechte Nachricht. Der EWR ist ein einseitiger Vertrag, 
der uns keinerlei gleichberechtigte und partnerschaftliche Mitsprache zugesteht. Die Pflicht 
zur passiven Übernahme von EG-Recht gilt auch in Zukunft. Künftiges EG-Recht müssen wir 
ohne jegliches Mitentscheidungsrecht übernehmen. Mit dem EWR müssen wir Ja sagen zur 
Übernahme von Rechtsakten, die wir noch gar nicht kennen und bei deren Ausarbeitung wir 
nicht mitentscheiden können. Die EG-Minister bleiben die Herren der Rechtsetzung, im dop- 
peiten Sinne des Wortes. Deshalb ist das Argument der Beitrittsbefürworter, wir müssten bei- 
treten, um mitentscheiden zu können, und wir müssten hineingehen, um verändern zu können, 
ein Scheinargument. Was uns als Selbstverständlichkeit erscheint, partnerschaftliche Zusam- 
men arbeit, ist und bleibt beim EWR eine reine Illusion. Ich glaube nicht, daß einer der Bun- 
desräte oder einer der Staatssekretäre als Privatperson einen Vertrag unterzeichnen würde, der 
dem Partner das Recht zugesteht, den Vertrag jederzeit einseitig abändern zu können. In 
wichtigen Fragen werden wir also in Zukunft unsere Gesetze aus der Transferküche von Brüs- 
sel geliefert bekommen. Das ist die Selbstentmachtung der Politik. Unser Parlament wird zur 
Sanktionspassage für fremdes Recht. Das Parlament und der Bundesrat werden zu Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung. Für alles, was aus Brüssel kommt, sind wir nicht verant- 
wortlich, und in Brüssel selber können wir niemand behaften. Es entsteht ein politisches Nie- 
mandsland« (Bär-Schwab 1992, 5-6). 


Die Psychotherapeutin Carola Maier-Scethaler ging auf dem 'Markttag' 
unter anderem der Frage nach, welche Motive und welcher ökonomische 
Druck hinter der Bereitschaft der »politischen Klasse« der Schweiz stehen 
könnten, die politische Macht nach Brüssel abzugeben und sich aus der 
Verantwortung zu stehlen: 


»Es sind ja gerade die Computertechnik und die Gentechnologie, welche künftig die höchsten 
Marktgewinne versprechen und deshalb die Konkurrenz zwischen den Wirtschaftsmächten am 
stärksten anheizen. Heute stellt die EG nicht zuletzt einen Zusammenschluß der Europäer ge- 
gen die Rivalen USA und Japan auf dem Markt dieser Spitzentechnologien dar. Deshalb 
kommt für die Wirtschaftsvertreter alles darauf an, jedwelche Hindernisse auf dieser Renn- 
strecke zu beseitigen. Eines der entscheidenden Hindernisse bildet die fehlende politische Ak- 
zeptanz solcher Technologien. Seit sich in verschiedenen Ländern, besonders auch in der 
Schweiz, ein breiter Widerstand gegen die Atomtechnologie gebildet hat, und nun auch weite 
Bevölkerungskreise die ethischen Bedenken teilen, die gegen die Gentechnologie vorzubrin- 
gen sind, bietet sich für die Industrie der EWR als rettende Perspektive an. In den EG-Rege- 
lungen für den Binnenmarkt sind bis jetzt für den Sektor Gentechnologie keine ethischen Be- 
dingungen festgelegt und die Patentierbarkeit von genmanipulierten Lebewesen ist am euro- 
päischen Patentamt in München bereits Realität. Auch bei der Anpassung des Schweizer 
Rechts an das EWR-Recht, das in den vergangenen Wochen in geradezu unanständiger Eile 
im Parlament durchgepeitscht wurde, blieben die mahnenden Stimmen weitgehend auf der 
Strecke. Zwar ist für gentechnologische Bewilligungsverfahren eine Fachkommission vorge- 
sehen, die sich aus unterschiedlichen Interessenvertretern zusammensetzen soll, doch hat sie 
lediglich beratende Funktion und kein Einspruchsrecht. Aus diesem Grund lohnt es sich für 
die interessierten Kreise durchaus, die Flucht aus dem Nationalstaat zu ergreifen, notabene aus 
einem Nationalstaat, in dem das Volk direkte politische Mitspracherechte besitzt. ... Der EWR 
oder die EG verspricht wesentlich mehr Bewegungsfreiheit und weniger Bedenklichkeit für 
Forschung und Industrie, jedenfalls so lange, wie die EG-Bestimmungen nicht auf parlamenta- 
risch-demokratischen Weg zustandekommen« (Maier-Seethaler 1992, 5-6). 


In der Auswertung des »Markttages« wurde festgehalten, daß trotz intensi- 
ver Pressearbeit vor und nach der Konferenz das öffentliche Echo enttäu- 
schend war. Verschiedene Journalistinnen hätten zwar Interesse gezeigt, 
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aber bemerkt, daß es schwierig sei, einen kritischen Artikel zur Thematik 
»EWR und Frauen« zu plazieren. Die Organisatorinnen schlußfolgern: 


»Diese Bilanz erhärtet für uns die Tatsache, daß Meinungsäußerungen in der öffentlichen 
Presse manipuliert werden. Wir halten fest, daß das Interesse der Presse nur am "Blocher- 


: 


kin vorhanden ist, auf ein Nein aus feministischer kritischer Sicht wird bewußt nicht ein- 
gegangen« (Europa-Markt - Frauen. Protokoll der Arbeitssitzung vom 17. 11. 1992). 


6. Das Austro-Patriarchat will ins Euro-Patriarchat eingehen 


Auch in Österreich gibt es intensive Diskussionen über die Frage des Bei- 
tritts zur EG: In dem Beitrittsgesuch Österreichs von 1989 war noch ein 
»Neutralitätsvorbehalt« erklärt worden. Inzwischen wird der Staatsvertrag 
von 1955 mit der dort fixierten Neutralitätsklausel von der ÖVP und Teilen 
der SPÖ in Frage gestellt. Angesichts des Niedergangs der Sowjetunion sei 
die österreichische Neutralität überflüssig geworden. 1992 hielt die öster- 
reichische Regierung es für geboten, eine große Werbekampagne für den 
Beitritt zur EG durchzuführen, um den Menschen den EG-Beitritt 
schmackhaft zu machen. 

Ökologische, feministische und gewerkschaftliche Gruppen sehen umge- 
kehrt erhebliche Gefahren für die österreichische Landwirtschaft, die ver- 
staatlichte Industrie und für die Umwelt. Die sozialpolitische Debatte ent- 
zündet sich weniger an den existierenden EG-Normen als an der Tatsache, 
daß es nur wenig verbindliche europäische Sozialnormen gibt, die eine 
Verschlechterung der Situation der unselbständig Erwerbstätigen verhin- 
dern könnten. Befürchtet wird, daß im Zuge der Liberalisierung der 
Dienstleistungen fremde Unternehmen mit ihren Arbeitskräften ins Land 
strömen. Dies könne den Druck auf Arbeitsmarkt und Lohnniveau ver- 
schärfen, zum »sozialen Dumping« sowie zur »Flucht aus der Mitbestim- 
mung« durch Verlegung von Betrieben ins Ausland führen. 

Angesichts der Erfahrungen des dänischen Referendums wurde eine 
Volksabstimmung vor Beginn der Beitrittsverhandlungen mit der EG 
gefordert. Als Stolperstein in Richtung EG könnte sich der Alpentransit 
erweisen, da die Regierung aufgrund des immer stärker werdenden Drucks 
der Bevölkerung kaum bereit sein dürfte, die von der EG geforderte volle 
Freizügigkeit für den Fernlastverkehr auf den Transitstraßen zuzulassen. 
So wurden im Sommer 1991 in kurzer Zeit 100.000 Unterschriften gegen 
den die Umwelt immer stärker belastenden Transitverkehr durch Österreich 
gesammelt. Österreichische Meinungsumfragen seit 1991, in denen die 
Haltung zur EG nach Geschlechtern getrennt ausgewertet wird, bestätigen 


11 Blocher ist ein konservativer Schweizer Unternehmer, dessen rechtspopulistische Anti- 
EWR-Argumentation sroße öffentliche Resonanz in den Medien fand. 
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die durchweg skeptischere Einstellung der Frauen bezüglich der politischen 
Folgen eines EG-Beitritts (Institut für Konfliktforschung 1992). Unver- 
kennbar ist, daß die Zahl der GegnerInnen eines EG-Beitritts wächst, den- 
noch verhandelt die österreichische Regierung mit der EG. 

Entsprechend einer 1992 durchgeführten Umfrage waren mehr als 60 Pro- 
zent der stimmberechtigten ÖsterreicherInnen gegen einen Beitritt ihres 
Landes zur EG (FAZ, 20. 2. 1992). Frauenpolitische Diskussionsbeiträge 
zum EG- Beitritt finden sich im Kurswechsel, herausgegeben vom Beirat 
für gesellschafts-, wirtschafts- und umweltpolitische Alternativen 
(BEIGEWUM), in der Stimme der Frau, der AUF und in der Wienerin. 
Aufmacher der AUF, einer feministischen Zeitschrift: »Frauen und EG - 
Kein Anschluß unter dieser Nummer«. In fünf Beiträgen wurde retro- 
spektiv die bisherige Frauenförderpolitik der EG unter die Lupe genom- 
men. Der Artikel »Prost Mahlzeit - was die ÖsterreicherInnen im Jahr 2000 
auf ihren Tellern finden« spricht die Risiken der gentechnisch hergestellten 
Nahrungsmittel an. Mit dem Beitritt zum EG-Binnenmarkt würde Öster- 
reich mit einer Vielzahl künstlicher Nahrungsmittel überschwemmt. Die 
KonsumentInnen, die sich bisher einigermaßen darauf verlassen konnten, 
daß die im Handel erhältlichen Produkte gesundheitlich unbedenklich sind, 
müßten sich auf neue Zeiten einstellen (Autorinnen - AUF 1992, 23). 

Unter der Überschrift »Europäische Wirtschaftsgemeinschaft - Gepflegter 
Irrsinn?« brachte Ursula Kubes-Hoffmann in einem ironischen Essay auf 
den Punkt, wie ein entpolitisierter Feminismus - neben dem staatlich ge- 
schürten Rassismus und Nationalismus - für die Europapolitik der Multis 
instrumentalisiert wird. 


»Zielgruppe sind derzeit auch die Frauen. Das Geschäft mit ihnen im angeblich hochzivilisier- 
ten und demokratiegeübten Norden und Westen ist hoch im Kurs: geworben wird mit Frauen- 
förderungsprogrammen, die im Treibhaus von Entpolitisierung des Privaten, zunehmender 
Umgehung von Arbeitsschutzbestimmungen und Aufrufen zu selbständigen Kleingewerbetä- 
tigkeiten - quasi als Alternative zum geschlechtsspezifisch geteilten Arbeitsmarkt...ihrer Zug- 
kräftigkeit ..nicht entbehren. Das Oszillieren zwischen den drei K's von anno dazumal und den 
heutigen, mit attraktiven Accessoirs ausgestatteten, genannt Karriere, Kompetenz, Kommerz 
ist wohlüberlegtes Kalkül in den Stellungskriegen rechter wie linker Parteien, die sich die 
'Frauenfreundlichkeit' zur Imageverbesserung auf die Fahne heften« (Kubes-Hofmann 1991). 


Die fundiertesten Überlegungen zum Maastrichter Vertrag hat die Ökono- 
min Elisabeth Klatzer vorgelegt. Sie hält das Scheitern des Vertrags von 
Maastricht für eine unabdingbare Voraussetzung für eine langfristig sinn- 
volle Gestaltung der europäischen Integrationspolitik und spitzt ihre Kritik 
an den währungspolitschen Beschlüssen von Maastricht in folgenden The- 
sen zu (Klatzer 92): Das »Diktat« der vier »Freiheiten« ist im Bereich des 
Kapitalverkehrsfreiheit zu durchbrechen. Sinnvolle europäische Rahmen- 
bedingungen für die Wirtschafts-und Währungspolitik sind an eine Regu- 
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lierung des Kapitalverkehrs auf europäischer Ebene gebunden. Die Grün- 
dung einer Europäischen Währungsunion (mit einheitlicher Währung) setzt 
einen funktionierenden Finanzausgleich auf europäischer Ebene voraus. 
Die absehbaren Nachteile der WWU könnten durch verspätet fließende 
bzw. zu geringe ausgleichende Finanzströme die divergierende Entwick- 
lung in Europa und die man gelnde Manipulierbarkeit regionaler Störungen 
und Schocks noch verstärken. Die im Maastrichter Vertrag festgeschriebe- 
nen Konvergenzkriterien tragen in unübersehbarer Deutlichkeit die Hand- 
schrift eines wirtschaftlichen Programms, das den einzelstaatlichen Regıe- 
rungen wichtige fiskalpolitische Instrumente zur Bewältigung ihrer real- 
wirtschaftlichen Probleme aus der Hand nimmt. Anstatt die Handlungs- 
möglichkeiten und -effizienz der problemnäheren Akteure zu vergrößern, 
würden die Regierungen zu Nichttätigkeit gezwungen. Sinnvollere Vorbe- 
dingungen (Konvergenzkriterien) für die Einführung einer gemeinsamen 
Währung wären hoher Beschäftigungsstand, Mindestlohnquote, Mindest- 
standards im Bereich der sozialpolitischen Regelungen, Mindestnormen im 
Umweltschutz, relative Preisstabilität und ein ausgewogenes Wirtschafts- 
wachstum in allen Mitgliedstaaten (Klatzer 1992, 82-83). 


7. Deutschland 


Während in Dänemark und der Schweiz dank der Volksabstimmungen 
immerhin noch die Chance zur breiten Debatte fundamentaler Fragen von 
Demokratie, Rechtstaatlichkeit und Selbstbestimmung gegeben war, war in 
der Bundesrepublik von einer entfalteten Diskussion zum Maastrichter 
Vertrag nicht zu reden. Zur Nichtthematisierung der vitalen politischen und 
verfassungsrechtlichen Fragen durch die »politische Klasse« gesellte sich 
die Tendenz zur permanenten Rechtsverletzung sowohl in bezug auf die 
nationale Verfassung wie die suprastaatlichen Planungen. Der Maastrichter 
Vertrag ist nur dank der Klagen der Grünen und des Liberalen Brunner vor 
dem Bundesverfassungsgericht im Juni 1993 noch einmal Gegenstand der 
öffentlichen Erörterung geworden, allerdings war auch diese Debatte auf 
kleine Expertenkreise begrenzt. Entsprechend gib es auch nur vereinzelte 
feministische Beiträge, in denen auf die spezifischen Risiken einer moneta- 
ristischen Wirtschafts- und Währungspolitik gerade für Frauen verwiesen 
wird (Bohnenkamp 1992, Goerlich 1993, Hörburger 1992, Schunter-Klee- 
mann 1993). 

Annette Goerlich, Frauenreferentin für die Grünen ım Landtag von Baden- 
Württemberg, unterstreicht, daß die im Maastrichter Vertrag festgelegten 
Konvergenzkriterien auf eine antiinflationäre Wirtschaftspolitik und ge- 
ringe Staatsverschuldung der EG-Länder zielen. Dadurch erhöhe sich der 
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Druck auf die Mitgliedsländer, ihre Staats ausgaben zu reduzieren, was sie 
vorzugsweise durch Einsparungen im sozialen Bereich und durch Privati- 
sierung Öffentlicher Betriebe und Dienstleistungen umsetzten. Frauen seien 
davon doppelt betroffen; einerseits, weil sie Dienstleistungen dann wieder 
unentgeltlich privat übernehmen müßten und andererseits, da sie im öf- 
fentlichen Dienst, in den Verwaltungen, im Erziehungs-, Gesundheits- und 
Sozialwesen überdurchschnittlich beschäftigt seien (Goerlich 1993, 15). 
Ulrike Bohnenkamp arbeitet in ihrem Beitrag« Europa im Umbruch neue 
Dimensionen der Frauenpolitik?« heraus, daß der Fortgang der EG-Ent- 
wicklung die Normierung auf einen radikalen Fffektivitätstyp forciere. Der 
für Frauen wichtigste Punkt sei die Frage nach dem Charakter der europäi- 
schen Integration. Es sei wohl davon auszugehen, daß mit den jetzt abseh- 
baren Linien der zukünftigen EG-Entwicklung eine »Modernisierung« ä la 
Bundesrepublik auch in den anderen Ländern mittelfristig beabsichtigt sei. 
Wenngleich die Vereinheitlichung der nationalen Regulierungssysteme 
(Steuern, Sozialleistungen) nicht Gegenstand der Integrationsvorhaben sei, 
werde ein Element dieser Entwicklung die Ausdehnung eines starken Ef- 
fektivitätsdenkens sein. Die Effektivitätsanforderungen (zur Erzielung ei- 
nes angestrebten wirtschaftlichen Wachstums) blieben allerdings nicht auf 
den eigentlichen Produktionsbereich beschränkt, sondern würden auf viele 
Lebensbereiche übergreifen. ... Diese Trends seien für Frauen zwiespältig, 
sie beinhalteten die Chance zur Selbstverwirklichung im Beruf ebenso wie 
die Gefahr der Ausgrenzung. Alle EG-Ökonomien seien heute patriarcha- 
lisch verfaßte Ökonomien, die in ihrer Grundtendenz die Privatsphäre der 
Erwerbssphäre unterordneten, um ein bestimmtes Leistungsbild, ein be- 
stimmtes Effektivitätsmaß in der Erwerbssphäre realisieren zu können. Per- 
sonen, die infolge »privater Einschränkungen« welcher Art auch immer 
dieses Leistungsniveau nicht erbringen könnten oder wollten, würden vom 
sogenannten »Normalarbeitsverhältnis« ausgegrenzt (Bohnenkamp 1992, 
23-24). 

Abschließend soll auf Überlegungen der Währungsexpertin Renate Ohr 
eingegangen werden, die eindringlich vor den Risiken der geplanten Wäh- 
rungsunion warnt. Für die Binnenmarkt-Befürworterin Ohr sind Binnen- 
markt und Währungsunion zwei völlig unterschiedliche ökonomische Pro- 
jekte. Sie weist daher das Argument zurück, daß ein Scheitern der Wäh- 
rungsunion auch den Binnenmarkt in Gefahr bringe. In der EG sei ein Inte- 
grationsstand erreicht, der in dieser Form wohl einmalig ist zwischen einer 
Gruppe ansonsten noch souveräner Staaten, und dieser Integrationsstand 
sei absolut unabhängig vom Vorhandensein oder Nicht-Vorhanden sein des 
Vertrags von Maastricht und einer gemeinsamen Währung (Ohr 1993, 2). 
Sie sieht ebenfalls die Gefahr, daß eine übereilte Währungsunion zu ver- 
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stärkten regionalen Ungleichgewichten in Europa und, damit verbunden, zu 
erheblichen sozialen und politischen Spannungen führen könne. Die ge- 
plante Eurowährung werde eine instabile Währung sein und damit die öko- 
nomische Leistungsfähigkeit sowie die politische Stabilität Europas 
schwächen. 

Jüngste Veröffentlichungen der Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich (BIZ) in Basel vom Juni 1993 bestätigen diese Einschätzungen. Die 
BIZ zieht aus ihrer Untersuchung der beispiel losen Wechselkurskrise in 
Europa das Fazit, daß unrealistische Konvergenzerwartungen aus den Ver- 
trägen von Maastricht Mitschuld an den Währungsturbulenzen der letzten 
Monate tragen. Die politischen Festlegungen von Maastricht hätten von der 
fundamentalen Tatsache abgelenkt, daß sich die Konvergenz in der EG nur 
langsam und ungleichmäßig vollziehen könne. Wie die Frankfurter Allge- 
meine Zeitung meint, werde zwar im BIZ-Bericht nicht offen ausgespro- 
chen, aber man könne es zwischen den Zeilen deutlich lesen: Die 
Maastrichter Verträge, die integrierend wirken sollten, hätten zunächst das 
Gegenteil verursacht, nämlich Munition für die Devisenspekulation gelie- 
fert. Die aggressiven Finanzmärkte mit ihrem großen Volumen würden 
seither die Politik der Zentralbanken erheblich beeinträchtigen. Selbst 
Währungen, wie etwa der Franc, bei denen die Eckwerte und das außen- 
wirtschaftliche Gleichgewicht durchaus stimmten, würden von der Devi- 
senspekulation aufs Korn genommen. Für die Verschlechterung des Ge- 
schäfts- und Verbraucherklimas in Europa seien die Maastrichter Verträge 
daher mit verantwortlich zu machen (FAZ, 15. 6. 1993). 


8. »Wir sind stolz darauf Europäer zu sein« oder: wie die EG Ver- 
trauen zurückgewinnen will 


Der bei den Maastricht-Referenden unübersehbare Vetrauensverlust der 
EG-Behörden veranlaßte die EG-Kommission 1992, eine »größtenteils un- 
abhängige«(!) Expertengruppe einzusetzen, mit dem Ziel, die Ursachen für 
gewachsene Vorbehalte der Bürger in der EG herauszufinden. Im März 
1993 legte die Sachverständigengruppe unter Vorsitz des belgischen Libe- 
ralen Willi De Clercq (Mitglied des EP) ihren Bericht »Überlegungen zur 
Informationsund Kommunikationspolitik der Europäischen Gemeinschaft« 
vor, der sowohl eine Bestandaufnahme der gegenwärtigen Informationspo- 
litik auf Gemeinschaftsebene enthält als auch Vorschläge für eine künftige 
Medien- und Öffentlichkeitsarbeit entwickelt (Le Clercg-Bericht 1993).12 


12 Mitglieder der Sachverständigengruppe waren u.a. die Liberale Colette Flesch (EP) und 
Jean Dondelinger (EG-Kommissar für Audivision, Information, Kommunikation und Kul- 
tur). 
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Ausgangspunkt dieses Berichts ist zunächst die Vermutung, »daß die Bür- 
ger in Bezug auf Europa und die europäischen Themen stark verunsichert« 
seien, daß sie die europäische Integration »zum erstenmal nicht mehr rück- 
haltlos unterstützen« (Vorwort). 13 

Bezeichnend ist nun der strategische Ausgangspunkt des Berichts, der 
zunächst die ungünstigen Abstimmungsergebnisse in »ein Informationsde- 
fızit der Bürger« umdeutet und vorgibt, ein Konzept für eine bessere In- 
formationspolitik der EG entwickeln zu wollen. Der Bericht soll hier etwas 
ausführlicher dargestellt werden, weil er auf erschreckende - oder amüsante 
- Weise erhellt, wie Teile der EG-Behörden sich den »verbesserten Dialog 
mit dem Bürger« vorstellen. 

In der Bestandsaufnahme wird festgestellt, daß »das europäische Eini- 
gungswerk sich in einer kritischen Lage« befinde. Der EG mangele es an 
»Glaubwürdigkeit, Attraktivität und Unterstützung durch die Öffentlich- 
keit«, an die Stelle der an den Binnenmarkt geknüpften Hoffnungen und 
Erwartungen« seien Enttäuschung und Ernüchterung getreten.!* Viele Bür- 
ger hätten das Gefühl , »daß ihnen etwas, von dem sie sehr wenig wissen 
und zu dem sie nicht nach ihrer Meinung gefragt wurden, 'von oben‘, d.h. 
von Brüssel aufgezwängt wird.« (S.1) Bei den Menschen sei ein Zugehö- 
rigkeitsgefühl zu Europa kaum spürbar, sie hätten die »europäische Identi- 
tät noch nicht verinnerlicht« (S.2). 

Einer zweiten Gruppe, die bereits europäisch fühle, aber ebenfalls frustriert 
sei, wird allerdings eine gewisse Teilschuld an der »bisher unzureichenden 
Informationsarbeit« angelastet: »Die für den Aufbau Europas zuständigen 
Politiker und Beamten fühlen sich unverstanden. Doch ihre Mitteilungen 
beschränken sich nach wie vor auf trockene, unverständliche Informatio- 
nen. Sie erwarten offenbar, daß andere ihre Botschaften für die Öffentlich- 
keit »aufbereiten«. Doch Journalisten können aus langweiligen Informatio- 
nen keine spannenden Nachrichten machen« (S.3). Es gelte also, das der- 
zeitige Informationsmanagement zu verbessern, um die gegenwärtige Krise 
abzuwenden. Ansonsten werde die Kluft zwischen den europäischen In- 
stanzen und der Öffentlichkeit noch größer (S.2). Der Bericht spitzt seine 
Kritik an der EG-Kommission auf die These zu, daß sie für das »falsche 
Produkt« geworben habe. »Maastricht verkaufen zu wollen, ist ein falscher 


13 Alle folgenden Zitate sind dem De Clereg-Bericht entnommen. 

14 Auch die letzte Ausgabe des Euro-Barometers (37/1992), mit der die EG die Haltung der 
Bürger zur EG zu erfassen versucht, zeigt, daß Frauen der »europäischen Idee« weniger 
positiv gegenüberstehen als die Männer. Frauen seien auch negativer gegenüber dem ein- 
heit lichen Binnenmarkt eingestelit: Nur 34 % hätten eine positive Haltung im Verhältnis 
zu 43% bei den Männern. Allgemein sei zu erkennen, daß die positive Einstellung mit 
dem Einkommensniveau und der sozialen Führungsposition zunehme (Frauen Europas 
Info 31, Januar-Februar 1993) 
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Ansatz« (S.4). Vertragstexte seien für den Bürger viel zu technisch und 
ohne Bezug zu seiner Lebenswirklichkeit. Es gehe darum, die Vorzüge 
herauszustellen, die die 'Europäische Union' dem einzelnen Bürger biete 
(S.4). »In der Öffentlichkeit müsse die Europäische Union als »gutes Pro- 
dukt« dargestellt werden (S. 13). Der Begriff »Europäische Union« sei in 
allen Mitteilungen zu verwenden. Abwertende, negativ besetzte oder veral- 
tete Bezeichnungen wie »EWG« sollten vermieden werden. Der Begriff 
»Europäische Union« müsse immer wieder in Zusammenhang mit den Be- 
griffen »Solidarität«, »Harmonie« und »Gemeinsames Handeln« »Fort- 
schritt«, »Wohlstand« und »Schutz« in die Medien gebracht werden. Nicht 
uninteressant sind die Assoziationen, die beim Bürger hervorgerufen wer- 
den sollen, z.B. beim Begriff »Schutz«. 

»Wir müssen unsere Lebensqualität, unsere europäische Lebensart schützen. Unsere Kultur ist 
ein Mosaik aus vielerlei Kulturen, um die uns die ganze Welt beneidet. ... Die Bevölkerung 
erwartet von ihrer Führung, daß sie in der Bildungs- und Beschäftigungspolitik sowie bei der 
Verbrechens- und Drogenbekämpfung vernünftige Maßnahmen ergreift. Mutter Europa muß 
ihre Kinder schützen (S.24). 

Es spricht für das hochdifferenzierte Menschenbild der Kommunikations- 
experten, daß sie als zweite Ursache der behaupteten »Verunsicherung« der 
Bürger das »Zuviel an Information« ausgeben: »Europa spricht nicht mit 
einer Stimme«. Die Koordination zwischen den einzelnen Gemeinschafts- 
organen und zwischen den Organen und den Mitgliedstaaten sei unzurei- 
chend. Daher gebe es bei einer Vielzahl von Sendern keine einheitliche 
Botschaft (S.4). Dieses müsse entschlossen geändert werden: »Ohne eine 
Gesamtstrategie für Öffentlichkeitsarbeit, anhand derer festgelegt wird, 
was wem und warum mitzuteilen ist, gibt es keine klare und verständliche 
Botschaft, keine Möglichkeiten, die gewünschten Reaktionen herbei zufüh- 
ren« ($.4). Ab Mitte 1993 müßten in »zweimonatigen Abständen die wich- 
tigen Konzepte der Europäischen Union (Fortschritt, Wohl stand, Schutz, 
Frieden, Solidarität und bessere Zukunft) mit Hilfe sämtlicher Kommuni- 
kationsmittel in die Öffentlichkeit gebracht werden« (S.29). Synergieeffek- 
te ließen sich durch die Vereinheitlichung und ständige Wiederholung der 
Grundaussagen in einem für die Europäische Union typischen Stil er- 
reichen (S. 41). Das strategische Ziel der künftigen Öffentlichkeitsarbeit 
müsse also darauf ausgerichtet sein, das Bewußtsein der Öffentlichkeit für 
europäische Themen zu schärfen und »ihre Bereitschaft zu erhöhen, die 
Europäische Union sowie die Rolle und Aufgaben der Gemeinschaftsor- 
gane zu unterstützen« (S.9). Dieses Ziel könne allerdings nur mit klaren, 
verständlichen, logischen und überzeugenden Botschaften erreicht werden, 
die »mit Fingerspitzengefühl und Respekt« übermittelt werden. Keines- 
wegs gehe es also um ein Mehr an Informationen. Um einen Wandel in der 
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Einstellung der Öffentlichkeit zu erzielen, »brauchen wir nicht noch mehr 
Pressekonferenzen. Ein Mehr an Informationen wird keine Änderung be- 
wirken....Was wir brauchen ist Kommunikation: Botschaften, die die Men- 
schen mitreißen, sie begeistern und motivieren« (S.10). 

Wie diese Passagen erhellen, geht es also gar nicht - wie eingangs be- 
hauptet - um eine Verbesserung der Informationspolitik, um mehr Transpa- 
renz und um die Rückgewinnnung einer demokratischen Kommunikati- 
onskultur, sondern eher um die Herbeiführung von emotionalisierter, kri- 
tikloser Akklamation. Europa und die europäischen Organe dürften für den 
Bürger nicht länger etwas Abstraktes, Unnahbares sein. Im Gegenteil: sie 
müßten dem Bürger so nah gebracht werden, daß er »in Europa eine Mutter 
sehen kann, die um das Wohl ihrer Kinder besorgt ist« (S.9). Es verwun- 
dert nach den oben angeführten Abstimmungsergebnissen nicht, daß zwei 
Gruppen besonders hervorgehoben werden, »bei denen wir eine intensive 
Überzeugungsarbeit leisten müssen«, Jugendliche und Frauen($.11). 

Junge Menschen stünden den europäischen Werten und Idealen aufge- 
schlossener gegenüber als die ältere Generation. »Da es strategisch klug ist, 
den Weg des geringsten Widerstands zu gehen, sollten junge Menschen 
eine Hauptzielgruppe unserer Überzeugungsarbeit werden« (8.12). Beson- 
ders einfühlsam und ausführlich sind die Passagen zur Überzeugungsarbeit 
gegenüber Frauen geraten, die überraschenderweise als »die größte und 
wahrscheinlich am positivsten (!) eingestellte Wählergruppe« bezeichnet 
und mit idealen weiblichen Geschlechtseigenschaften geradezu glorifiziert 
wird: 

»Bei Frauen ist die Wahrscheinlichkeit größer, daß sie die existentiellen Vorteile einer besse- 
ren Zukunft intuitiv und schneller erkennen als Männer. Sie lehnen instinktiv jede Form von 
Krieg und aggressivem Handeln ab, sind kontaktfreudig, haben moralische Werte, lieben zwi- 
schenmenschliche Beziehungen im allgemeinen und ihre Familie im besonderen. ... Wir müs- 
sen unsere Darstellung der Europäischen Union so auf die Frauen zuschneiden, daß sie die 
Vorteile erkennen, die die Europäische Union für sie, ihr Leben, ihre Familie, ihre Kinder, ih- 
ren Beruf bietet« (S.11). 

Als besonders wirkungsvoll wird es erachtet, die Bürger direkt über das 
Fernsehen anzusprechen. »Der Präsident der Kommission sollte sich direkt 
an alle wichtigen Zielgruppen wenden und bei medien- und öffent- 
lichkeitswirksamen Gelegenheiten gezielt Frauen und Jugendliche anspre- 
chen« (S.26) Über diesen geradezu genialen Vorschlag gerät die Experten- 
gruppe selber vor Freude aus dem Häuschen:« Wahrscheinlich wäre dies 
das erste Mal in der europäischen Geschichte, daß ein Staatsmann sich un- 
mittelbar an Frauen wendet« (S.26).15 


15 EG-Präsident Delors hat sich die Empfehlungen der Expertengruppe offensichtlich zu ei- 
gen gemacht. Bei einer Rede in Norwegen im Frühsommer 1993 hat er zu beachtlichen 
neuen Bildern gefunden: Man müsse das Verhältnis der EG-Behörden zu den Mitglied- 
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PROKLA 94, März 1994: Politik in Deutschland 


Wenn das Jahr 1994 als »Jahr der Wahlen« angekündigt wird, heißt das 
zunächst, daß es in den Jahren zuvor nichts zu wählen gab. Die kom- 
promißlos durchgezogene Vereinigung und die rücksichtslose Verwal- 
tung ihrer Folgen ist ein einmaliges Lehrstück über die Verselbständi- 
gung der neuen deutschen Politik. Die »nationale Frage« wurde auf Ko- 
sten der »sozialen Frage« gelöst. Die in Aussicht gestellte Große Koali- 
tion kündigt an, daß sich an einer Politik, die sich als Inszenierung von 
»Sachzwängen« versteht, nichts ändern wird. Daher geht es für die Zu- 
kunft weniger um Wahlarithmetik, als darum, wie der Föderalismus, 
die Verfassungsreform, die Steuer- und Sozialpolitik der nächsten Jahre 
aussehen werden, wıe sich die Politik für die von ihr Betroffenen öff- 
nen läßt, geht es nicht zuletzt um die Neubestimmung von Gerechtig- 
keit und »Solidarität«. Die von der Einheitspolitik ausgelöste Krise der 
europäischen Integration und der neue, außenpolitische Interventionis- 
mus haben zudem klar gemacht, daß Politik in Deutschland längst nicht 
mehr »deutsche« Politik ist und sein kann. Linke Politik wird sich we- 
der auf die sozialpolitische Nachbehandlung des gescheiterten Ver- 
einigungsnationalismus beschränken, noch auf einen »aufgeklärten Im- 
perialismus« einlassen können. 


Bernd Röttger 


EG-metropolitane Integration und die Krise 
linker Wirtschaftspolitik 


1. Krise der Linken oder Niedergang der Politik in Europa? 


Europa befindet sich in einem Entwicklungsdilemma. Entweder wird mit 
dem EG-Binnenmarkt, dem Europäischen Wirtschaftsraum, der Liberali- 
sierung und Kapitalisierung Osteuropas und schließlich dem Maastrichter 
Konstrukt einer Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) ein Politikmo- 
dell in Europa festgeschrieben, in dem die Wirtschaftspolitik zunehmend 
durch die Sachzwänge des frei zirkulierenden Kapitals vorgegeben wird, 
oder aber der Auftrieb von Re-Nationalisierungstendenzen droht die Inte- 
gration Europas nach dem Ende des Kalten Krieges zu untergraben. Linke 
Wirtschaftspolitik steht vor der beschränkten Alternative »zwischen einer 
Zurückdrängung in den nationalen Rahmen oder der Zustimmung zu einer 
liberalistischen europäischen Demokratie« (Gauron 1991). Wie man es 
auch dreht und wendet: In beiden Fällen ist Chance, linke wirtschaftspoliti- 
sche Inhalte durchzusetzten, denkbar ungünstig. Die Re-Nationalisierung 
führt dazu, daß die Fähigkeit, weitgehend transnational-ökonomische Pro- 
zesse und ihre gesellschaftlichen Konsequenzen zu regulieren, zerfällt und 
tendiert unter den Bedingungen der kapitalismus-immanenten Hierarchisie- 
rung internationaler Wirtschaftsbeziehungen (Beaud 1987) dazu, chauvini- 
stische Positionen und neue internationale Machtstrukturen auszubilden. 
Die Konstitution eines liberalistischen Europas bewirkt die Zurückdrän- 
gung einer politischen und gesellschaftlichen Regulation zugunsten der Ei- 
gendynamik des transnationalen Kapitalismus. Ein Ausweg aus der Malai- 
se scheint nicht zu bestehen. 

Aber die Dialektik kommt durch die Hintertür: die weitgehende Globalisie- 
rung der Märkte setzt nicht nur linken, auf soziale Umverteilung und ge- 
sellschaftlich-politische Steuerung des Akkumulationsprozesses zielenden 
Strategien enge Grenzen; auch das neoliberale Politikmodell driftet unab- 
weichlich in die Bredouille, und dies in dem Maße, wie es in seiner Entfes- 
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selungswirkung der beschworenen Marktkräfte erfolgreich war. Der suk- 
zessive in allen entwickelten kapitalistischen Gesellschaftsformationen 
durchgesetzte wirtschaftspolitische Paradigmenwechsel infolge der Welt- 
wirtschaftskrise 1974/75 (Altvater/Hübner/Stanger 1983) verlängert sich in 
eine generelle Krise der Handlungsfähigkeit des Staates (Scharpf 1992). 
Nachdem zunächst in der EG mit dem Europäischen Währungssystem 
(EWS) eine Quasi-Institutionalisierung des neoliberalen Politikmodells er- 
folgte, durch die mittels der festgeschriebenen wirtschaftspolitischen An- 
passungszwänge eine Verallgemeinerung restriktiv-monetärer Politik er- 
reicht wurde (und auch von diversen politischen Kräften zu diesem Zweck 
instrumentalisiert wurde), entfaltet die Durchsetzung des Liberalisierungs- 
prinzips des EWS inzwischen eine eigentümliche Sprengkraft auf das Poli- 
tikmodell selbst. Die monetaristische Wirtschaftsstrategie wird durch die 
liberalisierten und transnationalisierten Kapitalmärkte genauso ausgehe- 
belt, wie das System fester Wechselkurse des EWS im Herbst 1992 mit 
dem Herauskatapultieren von Lira, Pfund und Peseta. Die klassischen In- 
strumente zur Steuerung der Geldmenge erweisen sich zunehmend als un- 
tauglich (Wachtel 1993). Restriktive Geldpolitik mittels Hochzinspolitik 
zur Inflationsbekämpfung wird vor allem dadurch konterkariert, daß eine 
internationale Bewegung von Spekulationskapital initiiert wird, die die na- 
tionale Geldmenge, im Gegensatz zum erklärten Politikziel, erhöht. 

Noch wird der drohende Kollaps des Monetarismus nirgendwo eingestan- 
den - am wenigsten von den monetaristischen Akteuren der Geldpolitik. 
Doch die Europapolitik scheint schon vor der strukturalen Macht des glo- 
balen (Finanz)-Marktes kapituliert zu haben. Die Brüsseler Entscheidung 
vom 2. August 1993, die Schwankungsbreiten im EWS auf plus/minus 
15% zu erweitern, ist ein (wiederholter) Triumph der Kapitalmärkte über 
die Politik. Die Funktionskrise von Neoliberalismus und Monetarismus 
und die Wiederbelebung der politischen Integration ın der EG (Einheitliche 
Europäische Akte, Maastricht) boten aber auch Anlaß zu Hoffnungsbekun- 
dungen, daß auf dem Weg der EG-europäischen Integration ein »struktur- 
politisch aufgeladener Euro-Keynesianismus« revitalisiert und so ein neues 
linkes Projekt in Entstehung begriffen sein könne. Während aber die Hoff- 
nungen bereits galoppieren, sind die Pferde nicht mal gesattelt. M.a.W.: die 
tatsächlichen gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse befördern diese Option 
keineswegs. Es handelt sich allenfalls um konfuse Bündnisse, die sich in 
der »issue-area« der Europapolitik durchsetzen. Von einer einheitlichen 
Europastrategie der europäischen Linksparteien kann gar keine Rede sein. 
Die Konflikte zwischen Maastricht-Befürwortern und Gegnern entgrenzt 
vielmehr die (partei-)politischen Konturen. Hinter der Maastrichter EG bil- 
det sich eine denkwürdige Allianz aus Euro-Keynesianern, Euro-Protektio- 
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nisten, Kräften aus unterentwickelten EG-Regionen und liberalistischen 
bzw. europäisch-machtpolitischen Weltmarktakteuren. In der herrschenden 
Kritik am Maastrichter Vertragswerk paaren sich um den Nationalstaat so- 
ziale Besitzstandskoalitionen und liberalistische Kräfte, die einer Konkur- 
renz der nationalen Gesellschafts- und Sozialsysteme in Europa das Wort 
reden. Aufgrund der diffusen Bündnisse und der konflikthaften Aufladung 
der EG-Integration mehren sich die Stimmen, die deren Blockierung pro- 
gnostizieren und der EG Politikunfähigkeit attestieren. 

Im Gegensatz zu solchen Vorstellungen einer Erosion der EG soll im fol- 
genden die These begründet werden, daß trotz aller Konflikte und Inkohä- 
renzen des EG-Integrationsprozesses und der zunehmenden Re-Nationali- 
sierungtendenzen in der Rezession, die EG-Integration dabei ist, ein durch- 
aus tragfähiges Herrschaftsprojekt und einen relativ stabilen Vergesell- 
schaftungszusammenhang auszubilden. Die sich hierbei herauskristallisie- 
rende hegemoniale politische Regulationsweise zielt auf die Reproduktion 
und Optimierung eines transnational-metropolitanen Akkumulationspro- 
zesses in Europa, der sich infolge der Binnenmarktdynamik zur dominie- 
renden Verwertungsstrategie entwickelte. Ihre soziale Basıs kann die neue 
Regulation vor allem deshalb stabilisieren, da sie in der Lage ist, die 
(scheinbaren) Widersprüche von Liberalisierung und Re-Politisierung so- 
wie Triadisierung und europäischer Regionalisierung aufzuheben und so 
dazu taugt, einen neuen Gesellschaftskompromiß zu initiieren. integraler 
Bestandteil des Herrschaftsprojekts ist die Herausbildung neuer Staatsfor- 
men und -funktionen, insbesondere der Politikverflechtung supranationaler, 
nationalstaatlicher und regionaler Regulationsweisen. Durch dieses Poli- 
tikmodell können inter-gouvernementale und gesellschaftlich-transnationa- 
le, föderale und konföderale Prinzipien bisheriger Integrationspolitik in das 
neue Integrationsprojekt überführt und in ein neues »Gleichgewicht« ge- 
bracht werden. 

Voraussetzung für die Implementation des neuen Politikmodells war ein 
Mindestmaß an Vereinheitlichung der Gesellschaftsformationen in Europa. 
Nur so konnte die soziale Basis der sich bildenden europäisch-transnatio- 
nalen Allianzen entstehen, die nun die Politikformulierung in der EG als 
Verdichtung eines momentanen gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses 
(Poulantzas 1978) bestimmen. Diese politische Regulationsweise läßt sich 
dabei immer weniger als Produkt eines singulären staatlichen Akteurs be- 
greifen, sondern muß als »Konstellationen von kollektiven oder korporati- 
ven Akteuren, die jeweils über bestimmte Anteile an den Steuerungsres- 
sourcen verfügen oder mitverfügen« (Scharpf 1989, 14) aufgefaßt werden. 
Ausgehend von einigen theoretischen Überlegungen im Anschluß an die 
Diskussionen des französischen Regulationsansatzes werden im folgenden 
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die Vereinheitlichungstendenzen des Akkumulationsprozesses in Europa 
analysiert, deren dominierenden gesellschaftlichen Allianzen ausgelotet 
und schließlich die Politikverflechtung im sich bildenden EG-metropolita- 
nen Integrationsprozeß aus Ausdruck der neuen Gesellschaftskompromisse 
und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse analysiert und als Übergang zu 
einem neuen Politik- und Wachstumsmodell in Europa gedeutet. Gerade 
über die Mehrebenenpolitik wird, so die zentrale These, ein Herrschafts- 
projekt in Europa gezimmert, daß die Option auf eine funktionale Re-Poli- 
tisierung der Ökonomie einschließt, nicht aber in der Lage ist, die Dialektik 
von ökonomisch bedingter Vereinheitlichung und sich zuspitzender sozia- 
ler und regionaler Fraktionierung infolge des dominierenden Akkumula- 
tionsprozessses in Europa zu überwinden!. Linke wirtschaftspolitische Op- 
tionen können aber über die Re-Politisierungsoption funktional in das neue 
Herrschaftsprojekt eingebunden und eigenständiger Entwürfe beraubt wer- 
den. 


2. Neue Akkumulationsdynamik im transnationalen Kapitalismus 


Der Übergang zu einer neuen politischen Regulationsweise in den entwic- 
kelten kapitalistischen Gesellschaftsformationen ist vielfach im Zusam- 
menhang mit der Krise des fordistischen Wachstumsmodells analysiert 
worden. Die Hegemonie neoliberaler und neokonservativer Parteiformatio- 
nen infolge der Weltwirtschaftskrise 1974/75 konnte jedoch nicht schon als 
»Lösung« der Probleme bei der Konstitution nach-fordistischer Akkumula- 
tion und Regulation begriffen werden, sondern nur als Bestandteil der 
Transformation des kapitalistischen Entwicklungsmodells und mithin als 
Terrain des gesellschaftlichen Konflikts (Esser/Hirsch 1984). Der Über- 
gang zu neuen Formen der Regulation muß also in eine gesamtgesellschaft- 
liche Krisen- und Umbruchsanalyse, d.h. einen unfassenderen politischen 
Regulierungszusammenhang eingebunden werden (Altvater 1983). 

in den verschiedenen Ansätzen des französischen Regulationsansatzes er- 
scheint die Krise des Fordismus als Doppelkrise: als allgemeine Erschöp- 
fung der fordistisch/tayloristischen Produktivitätsreserven und als Rentabi- 
liätskrise, die aufgrund von Verschiebungen in den weltwirtschaftlichen 
Kräfteverhältnissen und der Transnationalisierung der Wirtschaftskreisläu- 
fe eine Abstumpfung der Instrumente nationalstaatlicher keynesianischer 


1 Vgl. zur Dialektik von Veinheitlichung und Fraktionierung im globalen Kapitalismus: 
Bonder/Röttger/Ziebura 1993; Bonder/Röttger 1993. Zur Dynamik dieser Dialektik in Eu- 
ropa vgl. Röttger 1993. Hier finden sich auch weitergehende Überlegungen zu den fol- 
genden Ausführungen, insbesondere zur Frage des Verhältnisses von Angleichung und 
Differenzierung in Europa. 
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Regulation bewirkte.? Die Durchsetzung angebotsorientierte Politiken und 
die Verschärfung der Konkurrenz der Nationalstaaten drohte die Krise nun 
als Überproduktionskrise zu perpetuieren, da keine adäquaten Formen in- 
ternationaler Regulation entfaltet wurden. Das fordistische Wachstumsmo- 
dell der 50er und 60er Jahre dagegen konnte sich unter der US-Hegemonie 
auf eine funktionierende internationale Regulation stützen, die einen Ga- 
rant für den Aufbau und die Enwicklung fordistischer Industrialisierungs- 
und Wachstumsprozesse abgab. Mit der forcierten Internationalisierung der 
produktiven Basis des US-amerikanischen Kapitalismus und der sukzessi- 
ven Angleichung der Produktivitätsniveaus zwischen den USA, Westeuro- 
pa und Japan mußten schließlich sowohl die Formen internationaler Regu- 
lation wie die Muster nationalstaatlicher Entwicklung ın die Krise laufen 
(Aglietta 1979, Hirsch 1993). 

Ein zentrales Problem des Übergangs besteht also darin, an die Stelle der 
krisenreproduzierenden nationalen Regulationsweisen eine neue kohärente 
internationale Regulation zu setzen - und dies in einer weltwirtschaftlichen 
Konstellation, die keinen neuen Weltmarkthegemon hervorbringt. Der Nie- 
dergang der US-Hegemonie wurde sowohl durch den Aufstieg sog. in- 
ternationaler Regime, die neue transnational-korporative Politikformen ent- 
wickelten und zu Orten neuer gesellschaftlicher Klassen(fraktions)bündnis- 
se avancierten, als auch durch eine konflikthafte Verschärfung nationaler 
Konkurrenz begleitet. »In jedem Fall zerfällt ... das stabile Korrespondenz- 
verhältnis zwischen Akkumulationsregime und Regulationsweise und öff- 
net damit den historischen Raum für relativ unregulierte heftige soziale 
Kämpfe zwischen alternativen Projekten und Krisenlösungen« (Hurtienne 
1988, 190). Die Durchsetzung einer politischen Regulationsweise des 
transnationalisierten Akkumulationsprozesses ist zwangsläufig gekoppelt 
mit einer gesellschaftlichen Neustrukturierung, vor allem aber der Formie- 
rung neuer Klassen(fraktions)kompromisse und -bündnisse, die sich nicht 
nur über den Nationalstaat, sondern zunehmend transnational organisieren 
und hegemoniale Bündnisse herausbilden, ja zur Stabilisierung transnatio- 
nalisierter Wirtschaftskreisläufe herausbilden müssen. Dabei konstituieren 
sich die politischen Herrschaftsverhältnisse aus der dominierenden Akku- 
mulationsweise: »Hegemonie auf internationaler Ebene ist mehr als nur 
eine Ordnung zwischen den Staaten. Sie bezeichnet eine Ordnung inner- 
halb der Weltwirtschaft mit einer dominierenden Froduktionsweise, die 
alle anderen penetriert und als subordinierte Produktionsweisen einbindet. 


2  »Cette crise a deux composantes essentielles: une baisse d’efficacit& des modes tayloriens 
d’organisation du travail et une inadaptation des modes de r&gulation existant au plan na- 
tional face ä une &conomie de plus en plus internationalisee«, Alain Lipietz, in: Gauron, 
Herzog, Lipietz, Mistral 1993, 87; Vgl. auch Lipietz 1985, 126f. 
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Es ist also eine Komplex internationaler sozialer Beziehungen, der die so- 
zialen Klassen verschiedener Länder verknüpft. Welthegemonie läßt sich 
so nur beschreiben als eine soziale, ökonomische und politische Struktur, 
niemals aber nur als eine davon« (Cox 1983, 171). 

In der sog. post-hegemonialen Phase, in der kein Nationalstaat mehr in der 
Lage ist, Welthegemonie zu erlangen, muß davon ausgegangen werden, 
daß sich hegemoniale Bündnisse auf der Ebene der Weltgesellschaft for- 
mieren (Junne 1990, 366f.). Das bedeutet, daß die Klassen(fraktions)ver- 
hältnisse, die die sich innerhalb und außerhalb der vorhandenen verschie- 
denen Regulationsinstanzen auf regionaler, nationalstaatlicher und supra- 
nationaler Ebene bilden, für den Aufbau einer internationalen Regulation 
entscheidend sind. Ein Forschungsprogramm der Globalen Politischen 
Ökonomie hat die Aufgabe, die sozialen Koalitionen und Regulationswei- 
sen daraufhin zu analysieren, ob sie sich zu einer koordinierten, transnatio- 
nalen Regulation verdichten.3 Es ist zu fragen, ob sich über die Verflech- 
tung, Koordination oder Subordination der verschiedenen Regulationswei- 
sen und -ebenen eine transnationale Herrschaftssynthese herausgebildet hat 
und welche Interessen sich in ihr durchzusetzen vermögen. Unter dieser 
transnationalen Herrschaftsynthese ist eine relativ stabile soziale Formation 
zu verstehen, deren Gruppen sowohl über kompatible Interessenlagen ver- 
fügen wie sie in der Lage sind, ihre Interessen durchzusetzen um sich 
gleichsam über die Mechanismen der Weltökonomie als Hegemonialkoali- 
tion zu stabilisieren (Ziebura, Ansprenger, Kiersch 1974, 27). 

Die Entwicklung in den 80er Jahren, insbesondere in Westeuropa, zeigt, 
daß sich hegemoniale Regulationsweisen bilden konnten, die sich über die 
weltwirtschaftlichen Hierarchisierungen verallgemeinern. Für viele Staa- 
ten, die eine neoliberal-metropolitane Regulation nicht originär über den 
Nationalstaat ausgebildet haben, entsteht das grundlegende und vieifach zu 
beobachtende Problem, diese Form der politischen Regulation »mit den 
überkommenden Institutionen des Staates und den bestehenden innerge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnissen (zu) vereinbaren« (Ziebura 1992, 484). 
Das bedeutet theoretisch gewendet, daß sich das Herrschaftsprojekt des 
»postfordistischen« (Weltmarkt-)Liberalismus »seine« transnationale poli- 
tische Regulation dadurch verschaffen kann, daß die Regulation auf ver- 
schiedene Ebenen fraktioniert bleibt. Diese Fraktionierung der Weltgesell- 
schaft in kleinere politische »Einheiten« ist die Voraussetzung dafür, daß 
über den Weltmarkt(macht)mechanismus und seiner »contraintes exterieu- 
res« (Grjebine 1991) die Regulationsinhalte und über die Einschränkung 
wirtschaftspolitischer Handlungsspielräume gleichgerichtet werden kön- 


3 Vgl. zu einem Forschungsprogramm der post-hegemonialen Weltära auch Gill 1993. 


EG-metropolitane Integration 479 


nen. M.a.W.: Die strukturelle Macht der transnationalisierten Ökonomie 
kann sich gerade über die areale und ebenenmäßige Ausdifferenzierung 
und Hierarchisierung der Regulationsinstrumente entfalten. Der National- 
staat bleibt unabdingbarer Bestandteil der neuen transnationalen Regula- 
tion, da er in der Lage ist, klassenübergreifende Bündnisse und so gesell- 
schaftliche Akzeptanz für die metropolitane Regulation zu organisieren 
(Hirsch 1993).* Seine überkommene Funktion jedoch, eine Homogenisie- 
rung nationalstaatlich-verfaßter Gesellschaften zu bewirken, wird durch die 
soziale Differenzierungswirkung des transnationalen Akkumulationspro- 
zesses unterminiert. 

Seine Ursache findet das neue transnationale Herrschaftsprojekt in der Ak- 
kumulationsdynamik des globalen Kapitalismus selbst. Analysen des neue- 
ren Weltmarktmechanismus verweisen auf die neue Struktur, die spätestens 
seit Mitte der 80er Jahre in den weltwirtschaftlichen Beziehungen aufge- 
baut wurde. Nicht nur die Globalisierung und Integration der Finanz- 
märkte, sondern vor allem der produktiven Basis des globalen Kapitalis- 
mus zeichnen sich dafür verantwortlich. So stiegen im Zeitraum von 1983 
bis 1989 die ausländischen Direktinvestitionen um durchschnittlich jährlich 
29%, während der Weltexport »nur« um 9,4% expandierte (Lemp£riere 
1991). Bei diesem Anstieg der Direktinvestitionen handelt es sich vor al- 
lem um Strategien gegenseitiger Durchdringung innerhalb der Triade USA- 
Westeuropa-Japan (»cross-border investments«), die eine transnationale 
integration der industriellen Produktion hervorgebracht haben. Diese be- 
wirkt, daß der Außenhandel der Staaten zu einem hohen Anteil zu einem 
ein Handel innerhalb der Produktionsverflechtungen der Transnationalen 
Konzerne geworden ist. Damit aber verlieren die alten Indikatoren über die 
Hierarchien internationaler Arbeitsteilung mehr und mehr an Gültigkeit. 
Die global-triadische Integration bewirkt eine Entkopplung der ökonomi- 
schen Stärke »nationaler« Kapitalfraktionen von der nationalstaatlichen 
Macht. Das Beispiel der USA zeigt dies eindringlich. Während auf der 
einen Seite eine Vielzahl von Studien den ökonomischen Niedergang der 
US-amerikanischen »Volkswirtschaft« belegt, stehen dem auf der anderen 
Seite Analysen gegenüber, die auf der Grundlage einer Weltproduktions- 
struktur nachweisen können, daß auf der Ebene der Weltökonomie US- 
amerikanische Firmen nach wie vor eine dominierende Rolle spielen 
(Beaud 1989, Strange 1987, Strange 1988) - nur eben unabhängig vom na- 
tionalstaatlichen Territorium. Die strukturelle Macht innerhalb der Welt- 
ökonomie verselbständigt sich gegenüber der Staatlichkeit. Stellt man etwa 


4  Picciotto 1993 macht zu Recht darauf aufmerksam, daß es die Transnationalen Konzerne 
sind, die zu den aufrechtesten Verteidigern des Nationalstaates gehören. 
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die US-amerikanische Handelsbilanz auf eine Eigentumsbasis, indem nicht 
der inter-nationale Handel, sondern die nationale Herkunft der handeltrei- 
benden Konzerne berücksichtigt wird, so verwandelt sich das Handelsbi- 
lanzdefizit der USA 1986 von 144 Mrd. $ in einen Überschuß von 57 Mrd. 
$ (Beaud 1989, Julius 1990, Wachtel 1993). 

Diese neue Qualität zumindest triadischer »vulnerability-Interdependenz« 
(Zürn 1992) kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich parallel 
hierzu die Konkurrenzsituation innerhalb der Triade verschärft hat. Sie 
nimmt vor allem die Form einer Rivalität von Regionen und Staaten um die 
territoriale »Monopolisierung« ökonomischer Wohlstandseffekte an. In- 
folge dieser Wettbewerbsintensität und sich verschärfender Ungleichge- 
wichte sind regionale Integrationsprozesse um die jeweiligen Triaden- 
Mächte akzentuiert worden (NAFTA, EG bzw. EWR, AFTA bzw. 
ASEAN). Allesamt zielen sie auf die Stärkung der Position der jeweiligen 
regionalen Zentren innerhalb der Triade. Triadisierung und Regionalisie- 
rung der Weltwirtschaft bilden also eine dialektische Einheit und sollten 
nicht als geopolitische Machtkampf fehlinterpretiert werden.” Die regio- 
nale Integration ist vielmehr der Versuch der metropolitanen Regionen, die 
Konkurrenzfähigkeit regional ansässiger Konzerne (welcher Herkunft auch 
immer!) zu verbessern. Wie schon die Konkurrenz zwischen den National- 
staaten, ist dıe Konkurrenz der drei dominierenden Weltregionen »kein 
Kampf zwischen nationalen Kapitalen, sondern ein Kampf zwischen Staa- 
ten um die Anziehung und/oder den Erhalt eines Teils des Weltkapitals 
(und daher eines Teils des globalen Mehrwerts)« (Holloway 1993, 22). 

Im Rahmen der von den Metropolen getragenen regionalen Integration ge- 
winnen auch die weltwirtschaftlichen Peripherien an neuer Bedeutung für 
den triadisierten Akkumulationsprozeß, der bislang auf Exklusion basierte 
(Elsenhans 1992). Neoliberale »Inwertsetzungsstrategien«® in den Periphe- 
rien versuchen mit teilweise verhehrenden sozialen Kosten den Sprung auf 
den fahrenden Weltmarktzug. Damit sind neue Voraussetzungen für die 
Entstehung transnational-regionaler Herrschaftssynthesen entstanden. In 
der Tat baut sich jedes Zentrum über Direktinvestitionen seinen eigenen 
»Hinterhof«,” was die Hoffnungen einiger »regionalisierter« Peripherien 
auf neuen Wohlstand begründet. In jedem Fall aber sind die verstärkt zu 
beobachtenden Tendenzen zur Regionalisierung der Weltwirtschaft sowie 


5 So ein wichtiger Hinweis von Junne 1992 in der Auseinandersetzung um den »giobalen 
Technologie wettlauf«. 

6 Vgl. zur Theorie: Altvater 1987, Lipietz 1983. 

7 Vgl. dazu die Zahlen über die regionale Aufteilung der Direktinvestitionen aus den USA, 
Japan und Westeuropa bei UN 1992, 33, wobei die US-Investitionen vor allem in Latein- 
amerika, die Japanischen im asiatischen Raum und die westeuropäischen im osteuropäi- 
schen und afrikanischen Wirtschaftsraum dominieren. 
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zur politischen Integration von Regionen unmittelbar mit der Triadisierung 
des globalen Kapitalismus verbunden. Die herrschenden Politikkoalitionen 
etablieren sich dabei, um in der regionalen Integration hegemoniefähig zu 
werden, über spezifische Kompromisse zwischen dem jeweiligen Norden 
und dem jeweiligen Süden. Zwar bilden sich über die nationalstaatlichen 
Strategien grundsätzlich unterschiedliche politische Koalitionen heraus, 
doch diese lassen sich zu einem gemeinsamen Herrschaftsprojekt hegemo- 
nial zusammenfügen, insofern sie sich funktional einem Akkumulations- 
prozeß subordinieren. So entstehen zwar immer wieder Konflikte zwischen 
Mexiko und den USA in der NAFTA oder Spanien und der Bundesrepublik 
in der EG, jedoch blieben die spezifisch nationalstaatlichen Interessen über 
den »gemeinsamen« Akkumulationsprozeß aneinander gekoppelt, sodaß 
eine grundsätzliche Kompromißfähigkeit besteht. In jeder regionalen For- 
mation kommt es aber zu spezifischen Kompromissen zwischen den triadi- 
schen und den regionalen Strategien und Optionen. 


3. EG-metropolitane Regulation: Politikverflechtung als Herrschafts 
system 


Die Intensivierung der EG-europäischen Integration ab Mitte der 80er 
Jahre läßt sich in der angeführten weltwirtschaftlichen Dialektik von Tria- 
disierung und Regionalisierung verorten. Die ökonomische Dynamik des 
Binnenmarktprojektes seit 1985 und die ihm immanenten Vereinheitli- 
chungs- und Modernisierungskräfte schufen die klassen- und interessenbe- 
dingte Grundlage für eine transnationale Herrschaftssynthese in der EG, 
die nicht nur die Struktur der europäischen Arbeitsteilung veränderte, son- 
dern auch eine EG-Regulationsweise herausgebildet hat, um die Akkumu- 
lationsdynamik zu optimieren. Im folgenden soll dieser Prozeß EG-euro- 
päische Vergesellschaftung hinsichtlich der Transformation von Akkumu- 
lation und Regulation in Europa kurz skizziert werden. 

Hintergrund und letztlich bestimmender Faktor des neuen Euro-Kompro- 
misses war die Tatsache, daß die Modernisierung der ökonomischen Struk- 
tur Westeuropas in der zweiten Hälfte der 80er Jahre vor allem das Resultat 
einer Konzentrations- und Transnationalisierungsbewegung des Kapitals 
war. Infolge der verschärften Konkurrenzsituation in der Triade einerseits 
und der bevorstehenden Konkurrenzverschärfung im Gemeinsamen Markt 
andererseits bestand die Strategie der transnationalen Unternehmen darin, 
ihre zwischenbetriebliche Arbeitsteilung nun »euro-optimal« zu reorgani- 
sieren, indem die europäischen Standorte in eine neue Strategie vernetzt 
wurden. Dieser Prozeß vollzog sich u. a. über Unternehmensneugründun- 
gen im europäischen Ausland, über Direktinvestiionen und Kaptalbeteili- 
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gungen verschiedener europäischer Unternehmen. In der Folge der Binnen- 
marktdynamik setzte ein Schub in der europäischen Kapitalkonzentration 
ein (EG-Kommission 1990, 60ff.; Morin 1991). Während zunächst diese 
Konzentration des Kapitals vorwiegend im nationalen Rahmen (zwischen 
zwei Unternehmen eines Mitgliedstaates) verlief, hat sich seit 1987 eine 
Dominanz der Dynamik der transnational-europäischen Kapitalkonzentra- 
tion durchgesetzt. 40% der erfaßten Konzentrationsbewegungen wurden 
zwischen zwei Unternehmen aus EG-Mitgliedstaaten abgewickelt. Dane- 
ben fungieren 15% der Übernahmen als »internationale« Transaktionen, in 
denen ein EG-Unternehmen und ein außereuropäisches Unternehmen be- 
teiligt waren. In allen Kapitalexport-Ländern der EG hat sich der Bestand 
an ausländischen Direktinvestitionen seit Anfang der 80er Jahre drastisch 
erhöht. Insbesondere die Internationalisierung des französischen und des 
bundesdeutschen Kapitals stieg überdurchschnittlich. Während die Steige- 
rungsrate des Direktinvestitionsbestandes der fünf EG-Kapitalexportländer 
Bundesrepublik, Frankreich, Italien, Niederlande und Großbritannien im 
Durchschnitt von 1982 bis Ende 1988 bei 106% liegt, erhöht sie sich in der 
Bundesrepublik um 128% und in Frankreich, das seine aktive Internationa- 
lisierung seit 1987 und Anfang der 90er Jahre noch intensivierte, um 
175%. Nicht nur auf der gouvernementalen Ebene fungieren Frankreich 
und die Bundesrepublik als Motoren der EG-Integration. 

Mit der zunehmenden transnationalen Verflechtung der Großunternehmen 
in Europa bildeten sich sukzessive Tendenzen zur Angleichung der wirt- 
schaftlichen Strukturen und damit auch der Interessenlagen heraus, und 
dies trotz unterschiedlicher Unternehmensstrategien und differierender 
Einbindung in die (nationalstaatlichen) politischen Beziehungsmuster.® So 
wurden die Akkumulationsinteressen etwa in Frankreich und der Bundes- 
republik dadurch gleichgerichtet, daß die französische Modernisierungspo- 
litik spätestens seit 1985 den »Richtlinien« des »liberalen Produktivismus« 
(Lipietz 1991) folgte. Triadische Konkurrenzfähigkeit avancierte endgültig 
zum entscheidenden Parameter der Wirtschaftspolitik. Angebotspolitik 
koppelte sich mit einer fortschreitenden Deregulierung, Privatisierung und 
»Mondialisierung« der Ökonomie. Die Grahlshüter des »etatistischen Mo- 
dells«, die Staatsscktoren, wurden der Kapitallogik unterstellt; industriepo- 
litische Konzepte, die dem staatlichen Sektor eine entscheidende moderni- 
sierungspolitische Aufgabe zuweisen (Pastr& 1992) politisch marginalisiert. 
Differenzierungen in der »volkswirtschaftlichen« Struktur bestehen aber 
nach wie vor (Hatem/Stoffaes 1992; Schlupp 1992). Die sektorale Moder- 
nisierung und Globalisierung der französischen Ökonomie konnte die fran- 


8 Vgl. etwa zur Angleichung in der chemischen Industrie: Grant/Paterson/Whitson 1988. 
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zösische »Volkswirtschaft« von den Strukturdefekten des industriellen 
Spezialisierungsprofils nicht befreien. Vor allem die Produktionslücken im 
Investitionsgüterbereich wurden reproduziert, womit die Stellung Frank- 
reichs in der klassischen Hierarchie der internationalen Arbeitsteilung 
nicht qualitativ verbessert wurde; »la fragilit@ des Echanges exterieurs« 
(Milewski 1991) blieb bestehen. Den Tendenzen zur westeuropäischen An- 
gleichung steht also die Kontinuität der industriestrukturellen Divergenzen 
gegenüber. Das bedeutet aber, daß die Modernisierungspolitik Frankreichs 
ihre Grenzen vor allem an den territorial-währungsraumspezifischen Kon- 
stellationen findet. Moderne und weltmarktkonkurrenzfähige Sektoren ste- 
hen einer nach wie vor »intermediären Volkswirtschaft« gegenüber. Jede 
ökonomische Modermisierungs- und Konjunkturpolitik wird sehr schnell 
wieder an »contraintes exterieures« stoßen. Andererseits bedeutet dies aber 
auch, daß Frankreich in das herrschende Akkumulationsmodell der EG der- 
gestalt integriert ist, daß sich in den modernen Sektoren hochgradig euro- 
päisierte Wirtschaftskreisläufe gebildet haben. Es kam wie es kommen 
mußte: der etatistische Konsens wurde aufgelöst, an seine Stelle trat zuneh- 
mend ein »europ&anisme liberal« (Ziebura 1992). Indem Frankreich nun 
eine Europäisierung der Industriepolitik anstrebt, verlagern sich die Pro- 
blemdimensionen von den Modernisierungsdefekten Frankreichs zur Stel- 
lung der EG in der weltwirtschaftlichen Konkurrenz zu den USA und Ja- 
pan. Diese Triaden-Konkurrenz eines zu etablierenden EG-metropolitanen 
Wirtschaftsraums eröffnet eine grundlegend andere Problemdimension, als 
sie noch die spezifisch französischen Spezialisierungsdefizite in der EG be- 
wirkten. In neueren Veröffentlichungen des Ministere de l’Industrie (noch 
unter sozialistischer Ägide) verdichtet sich der Eindruck, daß die französi- 
sche Strategie darauf bedacht ist, die modernen Sektoren in die Weltmarkt- 
konkurrenz einzubinden und hierzu bereit ist, nationalstaatliche Präferen- 
zen einer europäischen Industriepolitik zu unterstellen, die sich hinsichtlich 
ihrer Mittel, vor allem aber hinsichtlich des Verhältnisses von Ökonomie 
und Politik fundamental vom etatistischen französischen »Modell« unter- 
scheidet (Taddei/Coriat 1992). Die Bedingungen für den neuen europäi- 
schen Kompromiß wurden geboren, da das »Gemeinschaftsinteresse der 
EG« nicht etwa das Interesse der Gemeinschaft ist, sondern vielmehr ein 
Interesse, das die herrschenden Kräfte aus den Mitgliedstaaten als solches 
definieren und was ihnen gemeinsam ist (Ziebura 1973). Hierbei handelt es 
sich um einen Kompromiß unterschiedlicher Triadenstrategien: In den bun- 
desdeutschen Internationalisierungsstrategien »fungiert der EG-Binnen- 
markt als "Tor zum Weltmarkt‘, die EG als regionales Vehikel zur Welt- 
macht und die Integrationspolitik als Fortsetzung des Weltmarktexpan- 
sions- und Weltmachtpolitik mit 'europäischen' Mitteln« (Schlupp 1989, 
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128). Während die ökonomische Strategie der Bundesrepublik so eher auf 
eine liberalistisch-triadische Interdependenz und auf weltmachtpolitische 
Adaption eines »leaders in partnership« zielt, verweist die Europäisie- 
rungstrategie des französischen Kapitals auf eine Konzeption, die auf die 
Stärkung der europäischen Industrie- und Weltmacht gegenüber den ande- 
ren Triade-Mächten zielt. Die liberalistische Variante kann sich dabei einer 
weltgesellschaftlichen Koalition vergewissern, die auch von der »liberalen 
Kernkoalition« in den USA getragen wird. Endogene hegemoniale Bünd- 
nisse in Westeuropa werden so durch weltgesellschaftliche Allianzen ge- 
stärkt (Cox 1993, 283ff.). 

Indem durch den Transnationalisierungsprozeß der europäischen Großun- 
ternehmen auch die EG-Peripherien involviert werden, entstand eine neuen 
Struktur der EG-Arbeitsteilung. Es bildete sich statt der alten Hierarchie 
europäisch-internationaler Arbeitsteilung ein »Flickenteppich von global 
integrierten bzw. segregierten Teilsystemen« heraus (Leggewie 1979, 174), 
in dem sich die innereuropäischen Konkurrenzbeziehungen von den Natio- 
nalstaaten weg hin zu den Regionen verlagerten, die aufgrund identischer 
Spezialisierungsprofile und Akkumulationsstrukturen konkurrieren (Frank- 
furt, Paris, Luxemburg, London um den europäischen Finanzplatz etc.). 
Die Modernisierungsdynamik nimmt die Form eines EG-metropolitanen 
Akkumulationsmodells deshalb an, weil sich die Integrationsstrategien ent- 
weder auf die Metropolen (als »Modell«) beziehen oder von ihnen getragen 
werden. Bestandteil dieses Akkumulationsmodells ist sowohl die französi- 
sche Strategie der Schaffung von »Euro-Champions« innerhalb der metro- 
politanen EG-Ökonomien, als auch die Weltmarktstrategie des bundes- 
deutschen Kapitals. In seiner Konsequenz kommt es zu einer funktional- 
selektiven Einbindung der EG-Peripherien in die zunächst europäisierten, 
dann aber triadisch funktionalisierten Wirtschaftskreisläufe. Die faktische 
sektorale Modernisierung und Integration der Peripherien bewirkt auch 
dort die Herausbildung dominierender Euro-Koalitionen: »Die Option der 
europäischen Integration, die sich durch die Verkettungen zwischen der 
spanischen Bourgeoisie und ihren europäischen Gegenparts materialisiert, 
hat die ökonomischen und politischen Ziele der dominierenden sozialen 
Gruppen vereint und damit ein Gerüst für die »Univeralisierung« spani- 
scher Politik hervorgebracht, das die bürgerliche Hegemonie bewahrt. In 
diesem Zusammenhang des »europäischen Bewußtseins« erfüllt die spani- 
sche Sozialdemokratie die politische Aufgabe, den transnationalen Kapta- 
lismus für die subalternen Klassen akzeptabel zu gestalten. (Holman 1993, 
235). Der Widerstand gegen marktkonforme Anpassungsstrategien in den 
Südländern konnte so gebrochen werden. 
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Indem aber die Verallgemeinerung metropolitaner Akkumulationsstruktu- 
ren und politischer Regulationsweisen letztlich eine Dialektik von Verein- 
heitlichung und Fraktionierung erzeugt (neue innergesellschaftliche Spal- 
tungen, Reproduktion der inter-nationalen Hierarchien), fallen die Ein- 
schätzungen der metropolitanen Wirtschaftspolitik, z.B. der WWU, unter- 
schiedlich aus. Vom Standpunkt einer national-gesellschaftlichen Entwick- 
lung erweist sich z.B. in Frankreich die durchgesetze Politik einer »desin- 
flation compe&titive« als Hindernis für die Bekämpfung komparativ hoher 
Arbeitslosigkeit. Vom Standpunkt der transnationalen Akkumulation aber 
kann sie als erfolgreiche Politik jener Klassen und Klassenfraktionen be- 
griffen werden, die die neue Akkumulationsdynamik in Frankreich domi- 
nieren und über die Erlangung internationaler Wettbewerbsfähigkeit zur 
Stabilisierung des französischen Beschäftigungsniveaus beitragen.” Die 
Vereinheitlichung in der EG-metropolitanen Akkumulation ist somit keine 
harmonische Gleichentwicklung und verläuft umso gewaltiger und kon- 
flıkthafter, je weniger sie im nationalen Produktionsapparat verankert ist 
und je weniger sie mit den geronnenen nationalstaatlichen Instititionen von 
Gesellschaft und Politik vermittelt ist. Der Nationalstaat als primärer Ort 
von klassenübergreifenden Bündnissen bleibt für die Durchsetztung einer 
europäischen Regulationsweise unabdingbar. Gleichwohl gelingt es, die 
alten nationalstaatlichen Bündnisse aufzuweichen und in neue transnatio- 
nalen Allianzen zu überführen. 

Dieser neue Interessenkompromiß tendiert daher nicht zur Bildung eines 
europäischen Zentralstaats, sondern vielmehr dazu, die verschiedenen Re- 
gulationsebenen und -inhalte miteinander zu vernetzen und zu koordinieren 
und in eine gemeinsame Regulationsweise zu transformieren. Damit ist 
keine Vereinheitlichung im Sinne einer Gleichrichtung aller Politikfelder 
impliziert. Ihre nationale/regionale Differenzierung richtet sich nach den 
spezifischen Strukturen des regionalen/nationalen Produktionsapparates 
und seiner »Inwertsetzungs-« bzw. Reproduktionserfordernisse in der EG- 
metropolitanen Akkumulation. Das Beispiel der Implementation einer 
neuen EG-Regionalpolitik zeigt die Durchsetzung eines neuen Politikmo- 
dells an, das sowohl Elemente der Internationalisierung wie der Dezentrali- 
sierung von Staatsfunktionen aufweist (Tömmel 1989, 1992). Die oft auf 
kleine und mittlere Betriebe ausgerichtete Politik bewirkt vor allem den 


9 Vgl. etwa die »linke« Kontroverse in: Gauron/Herzog/Lipietz/Mistral 1993. Für die einen 
stellt diese Form der Adaption einer (euro-)hegemonialen Regulationsweise sozusagen 
das Grundübel der französischen Politik dar; für andere aber ist es gerade diese Politik, 
die Frankreichs Einbindnung in die »Gesetze« der dominierenden Weltmarktakkumula- 
tion vollzogen hat und damit einen sozialen Standard sichern konnte. So spricht Jacques 
Mistral von einem »social-monetarisme« und verweist gleichzeitig auf die Erfolge der 
französischen Politik des starken France (111ff.). 
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Aufbau von produktionsbezogenen Dienstleistungen und formal autono- 
men Kleinbetrieben. Die Qualifizierungsmaßnahmen der EG haben eine 
selektive Qualifizierung der Arbeitskraft hinsichtlich der modernen Indu- 
striezweige zur Folge. So gelang die Einbindung der peripheren Regionen 
in den metropolitanen Akkumulationsprozeß; gleichzeitig wurden aber 
auch neue Abhängigkeitsstrukturen geschaffen, indem sich die Produktion 
funktional als Zulieferer bzw. als marktabhängige Variable erweist. Mit 
dem Instrument der Globalsubventionen wurde die Grundlage für eine 
Stärkung der intermediären Institutionen und Kräfte geschaffen. Regionen, 
parastaatliche oder semiprivate Instanzen avancierten zu tragenden Akteu- 
ren der EG-Strukturpolitik vor Ort. Damit haben sich nicht nur neue Ver- 
handlungssysteme gebildet, sondern konnte sich ein neuer Politikmodus 
etablieren, der Bündnisse auf der Grundlage politischer Tauschbeziehun- 
gen zwischen supranationalen, nationalstaatlichen und regionalen, aber 
auch zwischen staatlichen und privaten Akteuren in spezifischen Themen- 
bereichen ermöglicht.!0 Indem die politischen Strukturen flexibilisiert und 
dezentralisiert wurden, konnte die politische Durchsetzungskraft der auf 
Modernisierung gerichteten Kräfte gestärkt werden. So verdichteten sich in 
der neu »verfaßten« politischen Arena der regionalen Strukturpolitik die 
Interessenkonvergenzen eines »europ&anisme liberal« zu einer Modernisie- 
rungskoalition, die eine gradualistische Transformation des EG-Politikmo- 
dells hervorbrachte. 

Diese Transformation des Politikmodells läßt sich als Durchbrechung des 
inter-gouvernementale Konkordanzsystems der EG-Integrationspolitik zu- 
gunsten einer Mehrebenenpolitik supranationaler, nationalstaatlicher und 
regionaler Regulationsinstanzen als »Sandwich-Modell« (Eser 1991) be- 
schreiben. Um eine aktive Anpassung der peripheren Regionen an den 
Strukturwandel des neuen Akkumulationsprozesses in der EG zu bewerk- 
stelligen, Konnten die Regionen innerhalb der EG eine eigene regionalpoli- 
tische Steuerungskompetenz gegenüber »ihren« Nationalstaaten erlangen 
(Dezentralisierung/Regionalisierung). Gleichzeitig aber wurden die regio- 
nalen Strategien von der EG-Kommission unter eine gemeinsame Strategie 
des »Zusammenhalts« subordiniert (Koordination). Steuerungstheoretisch 
argumentierende Studien über die horizontale und vertikale Politikver- 
flechtung heben immer wieder die »Politikverflechtungsfalle« als Grund- 
struktur dieses Verhandlungssystems hervor, indem die Grenzen des Ver- 
gemeinschaftungsprozesses betont werden (Scharpf 1985, Schmidt 1992). 
Dahinter steht die These, »daß Entscheidungsprozesse, die mehrere institu- 
tionell abgegrenzte Arenen tangieren, Gefahr laufen, durch unlösbare Kon- 


10 Vgl. dazu die Literaturstudie von Kohler-Koch 1992. 
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flikte blockiert zu werden« (Benz 1992, 151f.). Im Gegensatz zu dieser 
These zeigen aber gerade die neueren Entwicklungen der Politikverflech- 
tung auf EG-Ebene, daß sich die Mehrebenen-Politik gerade nicht kon- 
fliktuell blockiert, sondern in der Lage ist eine transnationale Herrschafts- 
synthese als relativ stabiler sozialer Konfiguration herauszubilden. Mehr 
noch: die Mehrebenenpolitik taugt gerade dazu, konfligierende Interessen 
zu koordinieren und (nicht-antagonistische) divergierende Interessen in der 
Formierung eines »Blocks an der Macht« zu einem Kompromiß zu ver- 
dichten. Dieser sich so bildende transnationale »Block an der Macht« wird 
keineswegs durch monolithe Interessen und Kräfte gebildet. In ihm verei- 
nen sich vielmehr unterschiedliche, aber auf die Triade ausgerichtete me- 
tropolitane Akkumulations- und Transnationalisierungsstrategien und peri- 
phere, auf die EG-Metropolen ausgerichtete Europäisierungsstrategien. 
Seine Stärke besteht darin, erst die unterschiedlichen Strategien, Interessen 
und Reproduktionsstrukturen zu einer gemeinsamen Strategie, der metro- 
politanen Integration, verdichtet zu haben und so dazu taugt, alternative 
Formierungen auf der Grundlage antagonistischer Interessen zu verhindern. 


4. Widersprüche, Krisen und die Perspektiven linker Regulation 


Der EG-metropolitanen Integration gelingt zwar die selektive, sektorale 
und regionale Modernisierung (und dies ist die Grundlage des neues Inter- 
essenkompromisses), gleichzeitig bewirkt sie aber eine doppelte Polarisie- 
rung Europas in Gestalt der Reproduktion internationaler Hierarchien so- 
wie der Akzentuierung innergesellschaftlicher Differenzierungen.!! Mehr 
noch: die sozialen Fraktionierungen infolge der herrschenden Integrations- 
politik begründen die zu beobachtende Renaissance von Neonationalismus, 
Neorassismus und Chauvinismus. Hier liegt dann auch die entscheidende 
Bruchstelle des dominierenden Integrationskonzeptes. Die sozialen Koali- 
tionen, die hinter der metropolitanen Form der Einheit von Akkumulation 
und Regulation stehen, müssen als instabil begriffen werden, da sie keinen 
Weg in eine krisenfreie neue Wachstumsphase der Weltökonomie ebnen. 
Im Gegenteil: im Rahmen der neuen politischen Regulationsweise zeichnet 
sich kein Ausweg aus der aktuellen Rezession ab. Begründet dies die Hoff- 
nung auf eine neue Chance für eine linke Regulation in Europa? Zu fragen 
ist nach den Instabilitätsmomenten, aber auch den Stabilitätsreserven des 
»herrschenden Blocks«. 

Die aktuelle Rezession verschärft ohne Zweifel die Instabilitäten in der 
EG-metropolitanen Integration. Die regionalen und vor allem aber wieder 
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die nationalstaatlichen Differenzierungen werden akzentuiert; der Gesell- 
schaftskompromiß droht von seiner materiellen Unterfütterung aufgeweicht 
zu werden. In dieser Konstellation erweist sich das Europa der beschränk- 
ten Alternativen wiederum als virulent. Während nämlich hinter der 
Maastricht-EG der transnationale »Block an der Macht« aus Modernisie- 
rungskräften doch relativ stabil bleibt, formieren sich hinter den Re-Natio- 
nalisierungsstrategien soziale Allianzen, die darauf abzielen, nationalstaat- 
liche Besitzstände gegen den globalen und europäischen Integrationspro- 
zeß zu verteidigen. Eine alternative soziale Formierung im Hinblick auf die 
Herausbildung von Akkumulationstrukturen und politischen Regulations- 
weisen, die ein Osteuropa integrierenden und die südlichen Peripherien 
einbeziehendes Wachstumsmodell begründen könnten (Hübner 1992), 
zeichnet sich durch diese neuen Politik- und Gesellschaftskoalitionen nicht 
ab. Eine Krisenüberwindung freilich ebenfalls nicht. 

Wenn es sich bei der aktuellen Rezession im Kern um eine fundamentale 
Krise der Regulation handelt, kann ein Ausweg nur in darin gesucht wer- 
den, über einen alternativen transnationalen Gesellschaftskompromiß eine 
qualitativ neue ökonomische Dynamik zu initiieren, die den Umbau des 
dominierenden Akkumulationstyps bewirkt und eine gesellschaftliche 
Steuerungskompetenz erlangt. Hierzu bedarf es einer neuartigen Artikula- 
tion von Region, Nationalstaat und supranationaler Instanz sowie einer ent- 
sprechenden Organisation eines transnationalen Interessenabgleichs'!? - 
wenn vorerst auch unklar scheint, wie diese aussehen könnten. 
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Alex Demirovic 


Intellektuelle und Gesellschaftskritik heute 


Gesellschaftskritik ist eine normale Erscheinung moderner, kapitalistischer 
Gesellschaften, gewissermaßen eine Institution. Es ist deswegen eine ab- 
strakte Überlegung, daß sich das soziale und intellektuelle Feld in einer 
Weise transformieren könnte, daß der Begriff der Kritik jede soziale Ver- 
pflichtung verlieren und ein sozialer Konsens darüber entstehen könnte, 
jede Form von Kritik zu unterlassen. Allerdings ist der Begriff der Gesell- 
schaftskritik geschichtlich und vom Stand gesellschaftlicher Auseinander- 
setzungen bestimmt. Kritik ist in den Prozeß gesellschaftlicher Krisen im- 
mer schon involviert und kann mithin Krisen nicht nur beschleunigen und 
verschärfen, sondern auch selbst in eine Krise geraten. Die Geschichte lin- 
ker Sozialkritik ist periodisch von solchen Prozessen der Demoralisierung 
gekennzeichnet. Eindrucksvoll hat eine solche Situation der exilierte Hork- 
heimer festgehalten: »Selbst fortgeschrittene Teile der Gesellschaft werden 
entmutigt, von der allgemeinen Ratlosigkeit ergriffen. Auch die Wahrheit 
ist in ihrem Bestand an Konstellationen der Realität geknüpft.« (Horkhei- 
mer 1988, 211) 

Die Klage über die Depotenzierung der Wahrheit der Begriffe und die De- 
moralisierung der Kritik kann unter sehr spezifischen Bedingungen der 
Ausgangspunkt einer Kritik an der gesellschaftlichen Entwicklung sein. 
Doch wird diese Klage eine hilflose und möglicherweise sogar eine lächer- 
liche Kritikstrategie, wenn die Figur des kritischen Intellektuellen selbst 
zum Gegenstand einer Kritik geworden ist, die sein Verhalten, seinen Wil- 
len zum Wissen, seinen Anspruch auf Wahrheit, seine Rede im Namen der 
Allgemeinheit, seine Sorge um die Zukunft darauf hin befragt, wieweit er 
wirklich das Ziel der Emanzipation vor Augen hat und ob seine Kritik nicht 
einer Bevormundung derer, die selbst nicht sprechen, das Wort redet. Um 
dieses Argument ist Horkheimers theoretische Einsicht, daß die gesell- 
schaftskritische Theorie in den gesellschaftlichen Prozeß einbezogen sei, 
heute zu erweitern. Gesellschaftskritik und die mit ihr verbundenen For- 
men von Intellektualität haben einen Zeitkern und können folglich auch in 
Krisen geraten. Krise bedeutet, daß tradierte kritische Begriffe keinen 
selbstevidenten Hintergrund mehr zur Beurteilung einer gesellschaftlichen 
Situation darstellen. Kritik, die gestern noch auf selbstverständliche Zu- 
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stimmung rechnen konnte, wird heute als dogmatisch, besserwisserisch, ar- 
rogant, lächerlich und anachronistisch zurückgewiesen. Wird dies allein als 
Verrat der Intellektuellen betrachtet, werden die rationellen Aspekte dieser 
Krise der Kritik verkannt. Die sachlich gerechtfertigten Motive des Auflö- 
sungs- und Abwanderungsprozesses aus einer Kritikformation werden 
nicht ernst genommen, obwohl sie doch Anlaß zur selbstkritischen Trans- 
formation von Kritikstandards sein sollten. Der Versuch, die Abwandern- 
den durch moralischen Druck zu binden, bewirkt schließlich das Gegenteil. 
Denn ein solcher Kritikstandard wird nicht nur als repressiv empfunden, 
sondern zudem auch als schwach, weil er sich eben nicht mehr allein auf 
die Überzeugungskraft seiner Wahrheit verlassen kann. Die Schwäche de- 
rer, die auf bloß heroische Weise überkommene Kriterien hochhalten, läßt 
sich selbst wiederum in immer neuen Zugeständnissen und Nachbesserun- 
gen beobachten, mit denen sie Begriffe und Theoreme nachträglich akzep- 
tieren, die zunächst energisch kritisiert und verworfen wurden. »Renega- 
ten«, »Verräter« und »Abweichler«, ihre Theorien und Maßstäbe, können 
so schließlich in einer weiteren historischen Phase zu außerordentlicher 
Bedeutung gelangen, weil ihre frühere Abwanderung eben doch auch ratio- 
nale Aspekte hatte. Für die historischen Verlaufsformen von Kritik, Ab- 
wanderung, Transformation der Kritikmuster und Neuformierung von ge- 
sellschaftskritischen Intellektuellen gibt es bislang, so mein Eindruck, we- 
der historische Analysen noch eine Theoriebildung. Dies ist selbst wie- 
derum dem Objektivismus linker Analysen geschuldet, die sich selten als 
ein Teil der Gesamtbewegung der von ihr kritisierten Gesellschaften ver- 
stehen - und insofern zu wenig berücksichtigen, wie sehr sie selbst ständi- 
gen Transformationen unterworfen sind oder an diesen arbeiten. 

Ich will im vorliegenden Artikel weder zu einer solchen Sozialgeschichte 
noch zur. Theorie dieses Transformismus der Linken beitragen. Weit unter- 
halb eines solchen Anspruchs, geht es mir im folgenden darum, anhand ei- 
nes knappen Überblicks über eine Reihe von meist für den Tag bestimm- 
ten, feuilletonistischen Äußerungen zur aktuellen Rolle von Intellektuellen 
und des Links-Rechts-Binarismus nachzuzeichnen, welchen Herausforde- 
rungen und Einwänden sich ein zeitgemäßer Kritikbegriff stellen muß. Ein 
solcher Begriff soll im weiteren in Auseinandersetzung mit Michel Fou- 
cault und Michael Walzer, und nicht zuletzt im Rückgriff auf den Kritikbe- 
griff der älteren Kritischen Theorie wenigstens angedeutet werden. 


I. 


Vor wenigen Jahre erst wurde behauptet, in Deutschland habe sich die pro- 
fessionelle Rolle des wahrheitsorientierten, kritischen Intellektuellen eta- 
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bliert (vgl. Brunkhorst 1987). Inmitten der Massendemokratie und der öf- 
fentlichen Meinung als deren sittlicher Substanz habe der Intellektuelle an 
der exzentrischen Peripherie seinen Platz eingenommen und übernehme 
dort, so Brunkhorst, die Rolle der praktischen »Vermittlung universeller 
Vernunftansprüche mit dem vielstimmig artikulierten Willen und den wi- 
derstreitenden Bedürfnissen der Vielen« (ebd., 41). Demgegenüber könnte 
das Erscheinen einer Sammlung von Aufsätzen des gehobenen konservati- 
ven Feuilletons unter dem fragenden Titel /ntellektuellendämmerung? 
(Meyer (Hg.) 1992), in dem die Meinung vorherrscht, die Zeit der Intel- 
lektuellen sei pass&, als Kampfansage konservativer Gegenintellektueller 
bewertet werden. Daß die Konservativen allerdings dem Zeitgeist hinter- 
herhinken, macht Michael Krügers satirische Kriegsberichterstattung über 
die aktuellen Intellektuellenkämpfe deutlich. Schwerpunkte der kriegeri- 
schen Auseinandersetzungen - so seine Anspielung auf den linken Postmo- 
dernen Lyotard, der den Intelletuellen schon in den 80er Jahren ein Grab- 
mal setzte (vgl. Lyotard 1985) - seien »eigentümlicherweise die Friedhöfe 
geworden, auf denen die 'Grablegung des Intellektuellen’ zelebriert wird« 
(Krüger, FR vom 21.1.1993). Der Intellektuelle erscheint als schon längst 
obsolete Figur, weil die Gewißheiten dahin zu sein scheinen, auf die sich 
seine Kritik an der eigenen Gesellschaft berief. Gerade weil er ım Begriff 
sei, die Bühne der deutschen Nachkriegsgeschichte zu verlassen, könne er, 
wie Micha Brumlik mit einem Hegelischen Argument behauptet, zum Ge- 
genstand der Reflexion werden. »Die Geschichte der bundesdeutschen In- 
tellektuellen Kann bald geschrieben werden, denn sie ist beinahe vorbei« 
(Brumlik, taz vom 8.9.1992). 

Hegelianer könnten aus dieser nekrophilen Selbstreflexion neue Hoffnung 
schöpfen, denn vermutlich würden es ja Intellektuelle sein, die die Ge- 
schichte der Intellektuellen schreiben. Dialektik würde den Intellektuellen 
durch Reflexion auf seine Obsoleszenz in neuer Gestalt wiedererstehen las- 
sen. Allerdings erfreut sich die Beschäftigung der Intellektuellen mit sich 
selbst seit jeher keiner besonders großen Beliebtheit. Der Hinweis auf 
bloße Selbstbeschäftigung ist seinerseits ein Topos zeitdiagnostischer Ge- 
sellschaftskritik. Es wird als ein Zeichen der Malaise, der Kopflahmheit, 
des Mangels an Ideen und Phantasien verstanden, daß die »Hauptsorge der 
Intellektuellen der Funktion der Intellektuellen gilt« (Michael Krüger) - 
schreibt ein Intellektueller über Intellektuelle und bestätigt prompt, daß 
sich Intellektuelle trotz aller Appelle aus der Selbstreferenz nicht heraus- 
bewegen können oder anders, daß sie mit ihren Äußerungen immer intel- 
lektuelle Verhältnisse eingehen müssen. 

Die Rede des Intellektuellen über sein historisches Entschwinden wird als 
der Versuch verdächtigt, seine Existenz auf immer neue Weise selbstrefe- 
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rentiell über sein Ende hinaus zu verlängern. »Als Intellektueller gilt, wer 
imstande ist, die Frage nach dem Intellektuellen zu formulieren: analog zur 
Hand M.C. Eschers, die sich zeichnet, wie sie die Hand M.C. Eschers 
zeichnet, wie sie ... ad infinitum« (Macho 1992, 50). Der hegelianisieren- 
den Erwartung einer neuen Morgenröte der Intellektuellen versucht auch 
die Systemtheorie vorzubeugen, die die Selbstbezüglichkeit des intellektu- 
ellen Feldes kritisiert, obwohl doch von ihr dafür am ehesten noch theoreti- 
sches Verständnis hätte erwartet werden können. Luhmann versucht, eine 
Antwort darauf zu geben, warum es zu diesem Autismus der intellektuellen 
Diskussion kommt. »'Postmodern’ ist ... die Formel für Intellektuelle, die 
den Glauben an die von ihnen bevorzugten Theorien verloren haben, aber 
trotzdem beisammenbleiben und darüber reden möchten« (Luhmann 1992, 
65). Mit diesem Argument weist er auf einen Aspekt hin, der auch Gramsci 
in seinen Überlegungen zur Funktion der Zivilgesellschaft und der Rolle 
der Intellektuellen schon beschäftigt hat. Eine Krise der Theorie ist ein so- 
ziales Verhältnis, d.h. das Verhältnis der Intellektuellen zur Theorie vari- 
iert: die Theorie und die mit ihr verbundenen Kriterien sind nicht mehr der 
Sinnkosmos, in dem die Intellektuellen als im Wahren leben. Die Krise im 
intellektuellen Feld erzeugen die Intellektuellen durch ihre Rede überein- 
ander, indem sie die Maßstäbe ihrer Rede in ein neues Licht setzen und 
sich damit in einem molekularen Prozeß zu neuen Reaktionen, zu einem 
neuen Verhältnis zur Theorie und zur Wahrheit zwingen. In einer solchen 
Übergangsphase, die als unübersichtlich, ambivalent, riskant und unsicher 
erlebt wird, schieben sich Probleme der moralischen Begründung in den 
Vordergrund. 

Wie es zu den gegenwärtig beobachteten Veränderungen des Verhältnisses 
gesellschaftskritischer, linker Intellektueller zu ihren Theorien und zur an- 
geblich autistischen Selbstbeschäftigung kommt, ist selbst ein Gegenstand 
zahlreicher Ausführungen zur Bestimmung von Intellektualität. Einer ge- 
wissen Beliebtheit erfreut sich die Erklärung dieses Sachverhalts durch die 
einschneidenden historischen Veränderungen seit 1989. Die maßgebende 
Strömung von Intellektuellen in der Bundesrepublik sei so sehr auf die 
»Möglichkeit einer (wie immer) zu denkenden sozialistischen Alternative 
sowie auf die Konstellation vielfältiger Verbesserungen der Lebenshaltung 
im Nachkriegseuropa bezogen, daß sie sich auf die Realität seit 1989 kaum 
wird einstellen können« (Meier 1992, 85). Der linke Glaube sei eher an Be- 
sitzstandswahrung als an der Freiheit der Menschen in Osteuropa orientiert. 
Zukunft werde für sie zur Bedrohung. Insofern sei die Linke weltfremd ge- 
worden und füge sich gänzlich in die lange Tradition deutscher Weltfremd- 
heit ein (vgl. Ritter 1993, 110f.). 
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Die Bemerkung Christian Meiers bekräftigt indirekt noch einmal die von 
vielen Intellektuellen vertretene Ansicht, daß Intellektuelle vor allem links 
und sozialistisch sind, Konservative hingegen anti-intellektuell; und sie 
verweist darauf, wie eng Äußerungen über Intellektuelle mit dem Links- 
Rechts-Binarismus zusammenhängen. Die Konsequenz dieser Verknüp- 
fung ist, so wird nahegelegt, daß es mit der Auflösung des Sozialismus 
keine Linken und folglich auch keine Intellektuellen mehr geben wird. 
Damit wird eine weitere Selbstreferenz des intellektuellen Feldes virulent: 
ohne Linke gibt es auch keine Rechte, ohne linke Intellektuelle keine rech- 
te Anti-Intellektualität. Da die Rechte aber ohne ihr Gegenteil nicht existie- 
ren könne, gebe es Bemühungen, dieses zu revitalisieren. Im Sinne einer 
Feindschaft, die ihr Gegenüber notwendig zur Selbstkontinuierung brau- 
che, suche sie die linken Intellektuellen »durch regelmäßige Attacken wie- 
der zum Leben zu erwecken« oder sich »zusammenzureimen« (Greiner, 
Die Zeit vom 18.9.1992). Diesen Versuchen billigt Greiner allerdings we- 
nig Aussicht auf Erfolg zu. Er geht insofern weiter als Meier, als die Ursa- 
che für die Auflösung des linksintellektuellen Lagers nämlich nicht das 
Scheitern des Realsozialismus sei, der ja nie das Identifikationsobjekt der 
»(wahren) Linken« gewesen sein soll. Vielmehr sei mit dem Sozialismus 
etwas viel Grundlegenderes gescheitert. Die Utopie nämlich, daß sich die 
mit der praktischen Verwirklichung der universalistischen Normen von 
Gleichheit und Freiheit zwangsläufig einstellenden Widersprüche in ir- 
gendeiner Zukunft aufheben lassen könnten. Zwar wollten alle Gleichheit, 
Freiheit, Würde und Gerechtigkeit. Doch die Probleme würden beginnen, 
»wenn man begreift, daß die totale Verwirklichung dieser Ideale dem Ver- 
such ähnelt, mehrere Kamele gleichzeitig durch ein Nadelöhr zu zwingen« 
(Greiner). Die historische Situation sei durch das Ende der Utopie - der ka- 
pitalistischen wie der sozialistischen - bestimmt (Lepenies 1992, 23). 
Nachdem dies ersichtlich wurde, so beobachtet auch Henning Ritter, liefen 
den Intellektuellen nun die Gläubigen fort, und die Intellektuellen selbst 
würden ratlos. Mit der Selbstaufhebung der Geschichtsphilosophie sei 
schließlich auch die Geschichte der Intellektuellen an ihr Ende gekommen 
(vgl. Ritter 1992, 251). Und mit den Intellektuellen auch der Links-Rechts- 
Binarismus, der aufs engste mit dem Projekt der Aufklärung und eines ge- 
schichtsphilosophisch determinierten Fortschritts verbunden gewesen sei. 

Diese feuilletonistischen Einschätzungen der Lage der Intellektuellen und 
der linken Gesellschaftskritik werden ihrerseits kritisiert. So erklärt Wolf- 
gang Pohrt ideologiekritisch die Veränderungen im intellektuellen Feld als 
Ergebnis von Konformismus und Verrat. Viele Intellektuellen seien früher 
aus Konformismus Marxisten gewesen, als noch nicht eindeutig feststand, 
ob das westliche oder östliche System siegen würde. Insbesondere der li- 
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bertäre, westliche Marxismus sei eine wunderbare Konstruktion gewesen, 
um die abwartende Haltung zu rechtfertigen. Dies erklärt die Beobachtung, 
daß doch eigentlich jetzt, nach dem Ende der autoritären realsozialistischen 
Regimes, der Zeitpunkt des emanzipatorischen Marxismus hätte kommen 
müssen. 


»Die verabscheuten Machthaber im Osten sind weg. Schön für den besseren Marxismus, sollte 
man denken. Jetzt kann er richtig loslegen und seine ganze Energie auf die Kritik des Kapitals 
konzentrieren. Aber keine Spur davon. Mit den schlechten Marxisten sind auch die guten ver- 
schwunden.« (Pohrt 1993, 26) Obwohl niemand mehr Sehnsucht nach der revolutionären 
Umwälzung der kapitalistischen Gesellschaft zeige, forderten »lauter mustergültig Resoziali- 
sierte einander reihum dazu auf, von den verhängnisvollen alten Irrtümern abzulassen. .. Es 
reicht den vormals Linksradikalen nicht, daß sie mit dem Alter wurden, was sie sind; sie wol- 
len kraft Einsicht und freiem Entschluß geworden oder noch besser schon immer gewesen 
sein, was gesellschaftlicher Druck und eigene Nachgiebigkeit aus ihnen machten. Gemeinsam 
mit dem früheren Gegner feiern sie ihre eigene politische und moralische Niederlage als 
strahlenden Sieg der Vernunft« (ebd.). 

In seiner Ideologiekritik beobachtet Pohrt richtig auch einen neuen intel- 
lektuellen Stil, eine merkwürdige Form des intellektuellen Heroismus. Si- 
multan würden zahllose Autisten für sich in Anspruch nehmen, einsame 
Geister mit dem Mut zur eigenen Meinung zu sein. Sicherlich ist dieser 
Anspruch auf Nonkonformismus auch eine leere Geste, die kritisiert wer- 
den muß: die Tradition der radikalen Kritik wird formell fortgesetzt, indem 
fiktiven Gegnern Begriffe einer Gesellschaftskritik unterstellt werden, die 
vielleicht nur die Kritiker früher einmal vertreten haben. Sie gelten als 
Meinungsmacher, weil sie sich als Linke mit lautstark vorgebrachten Pro- 
vokationen über das Kollektivsubjekt »die Linke« äußern. Indem sie diese 
kommentieren und sich kritisch distanzieren, konstruieren sie sie allerest - 
ebenso wie die Legitimität, sich selbst als Linke zu bezeichnen, die sich 
das Recht zur Kritik nehmen und damit ihren nonkonformistischen Mut 
beweisen. Sie erschreiben sich die Legitimität ihrer Kritik durch die Di- 
stanzierung von einem Kollektivsubjekt, zu dessen fiktionaler Existenz sie 
durch Distanzierung beitragen. Diese paradoxe Redeweise produziert ein 
kulturelles Surplus. Denn gelten sie erst einmal als kritische Meinungsma- 
cher, werden ihre Meinungen allein deswegen von allen Seiten zur Kennt- 
nis genommen, weil sie als solche gelten. 

Ideologiekritik der von Pohrt repräsentierten Art ist allerdings hilflos, 
wenn sie dem denunzierten Verrat gegenüber allein auf den Begriffen von 
Ausbeutung, Klassenkampf, Revolution und Imperialismus zu bestehen 
weiß. Sie verkennt, daß gerade das Spiel der feuilletonistischen Rede - ge- 
nau wie dies Greiner in der zitierten Bemerkung befürchtet - die Linke neu 
erzeugt. Denn der Surplus der Kritik an der Linken läßt sich nur weiter ge- 
winnen, wenn »die Linke« im Spiel selbstreferentieller Kritik und Gegen- 
kritik weiter erzeugt wird. Und so plädiert die für ihre »selling-out-Prakti- 
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ken« vielgescholtene Cora Stephan für die Erhaltung linker Gesellschafts- 
kritik und dafür, daß die Demokratie die Linke als ihren Feind brauche 
(Stephan 1993, 36). 

Darüberhinaus nimmt Ideologiekritik den rationellen Kern der kulturelien 
und politischen Vorgänge nicht ernst, die zu einer Verschiebung des intel- 
lektuellen Sinnhorizonts geführt und aus vormaligen Linksradikalen über- 
zeugte Anhänger der Marktwirtschaft, aus Avantgardisten des revolutio- 
nären Umsturzes loyale Verfassungspatrioten, aus Rohrstockpaukern der 
ML-Schulungen reformierte Oberlehrer einer kommunikativen Zivilreli- 
gion gemacht haben. Diese Verschiebungen sind Ergebnis durchaus selbst- 
kritischer Einsichten von Intellektuellen in ein fragwürdiges, weil unkriti- 
sches Verhältnis zur Kritik der Gesellschaft und zu einer intellektuellen 
Redeposition, die durchaus autoritäre Züge trug und trägt. Doch werden die 
richtigen Einsichten in die autoritäre Praxis von Intellektuellen ihrerseits 
wieder ihres gesellschaftskritischen Gehalts beraubt - wie im weiteren zu 
zeigen sein wird. 


Hd. 


Die selbstkritische Überprüfung der Redeposition von linken, gesell- 
schaftskritischen Intellektuellen ist ein wichtiger Beitrag zur Emanzipation 
von selbstorganisierter Subalternität. Denn in diese Redepositionen schlei- 
chen sich unversehens usurpatorische Machtansprüche ein. »Die Verbre- 
chen der Linken im Lauf dieses Jahrhunderts haben viel mit intellektueller 
Arroganz zu tun.« (Walzer 1992, 296; vgl. Althusser 1978, 55) Im Namen 
ihres Wissens über die Vernunft, die gesellschaftliche Totalität und die 
wirklich allgemeinen Interessen der Menschheit und der Gesellschaft droht 
linken Intellektuellen die Gefahr, ihre partikulare Redeposition mit dem 
Ganzen zu verwechseln. Es sind ja sie, die für sich in Anspruch nehmen, 
der Gerichtshof der Vernunft zu sein, vor dem sich Interessen und Bedürf- 
nisse als richtige und falsche, partikulare und allgemeine, Wissen als wis- 
senschaftlich oder unwissenschaftlich, Verhaltensweisen als fortschrittlich 
oder rückschrittlich, Zielsetzungen als Befreiung der Menschheit oder Bei- 
trag zur Unterdrückung ausweisen müssen. Der Anspruch, den Standpunkt 
einzunehmen, von dem aus sich die Totalität der Gesellschaft erkennen las- 
se, erweist sich als elitär und - der Tendenz nach - als totalitär, insofern be- 
hauptet wird, daß nur die Intellektuellen diesen Standpunkt der Totalität 
einnehmen können, die über eine privilegierte Theorie verfügen, welche 
gleichzeitig erklärt, daß alle anderen dazu eben nicht fähig sind. Auf diese 
Machtwirkungen linker Theoriebildung zielt Foucault, wenn er dem Mar- 
xismus und der Psychoanalyse ihre Wissenschaftlichkeit vorwarf. Welches 
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Wissen von unten werde disqualiziert, so fragt er, welche Macht ange- 
strebt, welche Redeposition usurpiert mit dem Anspruch, im Namen der 
Wissenschaft zu sprechen, gar einer Wissenschaft, die die Entwicklungsge- 
setze der Geschichte, die Ziele ihres Verlaufs und die eigentlichen Interes- 
sen der Akteure zu kennen beansprucht. Foucault zufolge handelt es sich 
um Machtwirkungen, die »das Abendland seit dem Mittelalter der Wissen- 
schaft zugewiesen und jenen vorbehalten hat, die einen wissenschaftlichen 
Diskurs halten« (Foucault 1978a, 64). 

Foucault zufolge ergab sich der Status des universellen Intellektuellen hi- 
storisch aus seinem besonderen Zugang zur schriftlichen Kultur. Da sich 
dieses materielle Verhältnis seiner Ansicht nach seit einigen Jahrzehnten 
schon veränderte, würde der universelle Intellektuelle allmählich von ei- 
nem neuen Typ des Intellektuellen abgelöst, dem spezifischen Intellektu- 
ellen, dem Spezialisten, der allein im Sinne seiner Spezialkenntnisse in die 
politische Diskussion eingreife. Mit dem Hinweis auf den Protest von 
Atomwissenschaftlern schreibt Foucault: »Der Intellektuelle wurde damals 
(nach dem Zweiten Weltkrieg; AD) wohl zum ersten Mal von der politi- 
schen Macht nicht mehr wegen seines allgemeinen Diskurses verfolgt, 
sondern wegen seines Wissens: Das war die politische Gefahr.« (Foucault 
1978b, 82) Mit Intellektuellen meint Foucault hier, wie vor ihm auch Sartre 
schon, Physiker, Biologen und Mediziner. 

Foucaults Diagnose scheint sich zu bestätigen. Im Zusammenhang mit der 
Entstehung der neuen sozialen Bewegungen entwickelte sich ein weitläufi- 
ges Gegenexpertentum. Doch mehr noch geht mit der feuilletonistischen 
Verabschiedung von Utopie und Geschichtsphilosophie der Verzicht auf 
den Anspruch einher, im Namen einer zukünftigen Freiheit und Wahrheit 
eine elitäre Redeposition einzunehmen, von der aus das falsche Bewußtsein 
der anderen zu entlarven wäre. Als kritische Reaktion auf solche Macht- 
prozesse gibt sich die postsozialistische, postmoderne Intelligenz pragma- 
tisch. Sie optiert dafür, sich von Fall zu Fall zu orientieren und die Vor- 
stellung eines Jenseits der gegenwärtigen historischen Epoche fallen zu 
lassen: »Keine linke Kritik und keine linke Utopie werden mehr das ganz 
Andere zu bringen vermögen, also weder den Sozialismus noch gar das 
Himmelreich auf Erden, sondern bestenfalls wieder »Verhältnisse« schaf- 
fen...« (Joschka Fischer) Die Intellektuellen fordern von sich selbst, sich 
weltimmanent, diskursiv und pluralistisch an der »kalten Gegenwart« der 
Demokratie zu orientieren, ohne »Vision, ohne Utopie, ohne Grandiosität, 
ohne Transzendenz« (Cora Stephan) - auch wenn sie selbst Zweifel haben, 
ob ohne utopische Transzendenz sich auch nur Realpolitik machen ließe. 
Konsequent überlassen sie sich libertär dem »antiautoritären Potential der 
Marktveranstaltung Kapitalismus« (Thomas Schmid). Dies alles wird als 
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angemessene Ernüchterung von Intellektuellen gesehen, die selbstkritisch 
auf ihre früher erhobenen kulturellen Machtansprüche, ihre privilegierte 
Redeposition und ihre usurpatorische Moralität verzichten und nun in eige- 
nem Namen als Teilnehmer in einer offenen Diskussion ohne Ende und 
ohne Anspruch auf einen »letzten Sieg« das Wort zu ergreifen vermeinen. 
Unverkennbar hat dieses neue Muster einen emanzipatorischen Aspekt. Al- 
lerdings verändert sich auch der Charakter der Kritik - sie wird unkritisch, 
ja teilweise sogar antiintellektualistisch, insofern die Redeposition der In- 
tellektuellen innerhalb gesellschaftlicher Kontexte aufgrund einer gewissen 
Selbstgerechtigkeit erneut aus dem Blick gerät und mithin die Machtwir- 
kungen dieser neuartigen Form von Intellektualität. 

Auf die Risiken dieses neuen Typs des Intellektuellen wies bereits Foucault 
hin. Er könne als Experte von den Parteien und Verbänden für deren Zwek- 
ke manipuliert werden und mangels einer Globalstrategie und gesellschaft- 
licher Unterstützung seine Kämpfe nicht weiter fortführen (vgl. Foucault 
1978b, ebd.). Im Fall des Atomphysikers liegt das Kriterium der Kritik 
nahe. Denn es ist - wie auch Foucault zugestehen muß - sein spezifischer 
Gegenstandsbereich und die damit zusammenhängende Gefährdung der ge- 
samten Menschheit, die ihn aus der Enge des Fachgebietes hinausführt und 
wiederum zum universellen Intellektuellen macht. Darüberhinaus hat Fou- 
cault in seiner Kritik an den universellen Intellektuellen des traditionellen 
Typs nicht thematisiert, was mit ihnen zukünftig geschieht. Denn sie sind 
weiterhin durch ihr privilegiertes Verhältnis zur Schrift ausgezeichnet und 
lehren und lernen weiterhin an Schulen und Hochschulen. 

Foucaults Diagnose scheint ein performativer Erfolg geworden zu sein, in- 
sofern diese traditionellen Intellektuellen nun gleich ihm als universelle In- 
tellektuelle permanent ihr Ende beschwören, ohne doch jemals spezifische 
Intellektuelle werden zu können. Indem sie das Kriterium der Kritik an ih- 
rer Universalität übernehmen, verschieben sie die Kritik. Sie kritisieren, 
und zwar durchaus in einer sehr traditionellen, ideologiekritischen Weise, 
daß alle anderen Intellektuellen noch immer in einem falschen Bewußtsein 
von ihrer professionellen Rolle befangen seien. Die Kritik an den Intellek- 
tuellen ist keine Kritik an den Intellektuellen als Wortführern und Partei- 
gängern bestimmter sozialer Entwicklungstendenzen mehr. Indem sich die 
Kritik allein auf die autoritäre Redeposition der Intellektuellen selbst kon- 
zentriert, geht die Kritik ein affirmatives Verhältnis zur Gegenwart ein. Die 
selbstreferentielle Kritik erweckt den falschen Eindruck, daß gesellschaft- 
liche Macht verschwinden würde, wenn Intellektuelle die von ihnen selbst 
ausgeübte ablehnen. De facto können Intellektuelle aber gar nicht anders, 
als in ihrer Rede bestimmte soziale Parteien zu repräsentieren, soziale Ent- 
wicklungen zu begünstigen, zu korrigieren oder zu verwerfen. Es geht un- 
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ter den Bedingungen einer kapitalistischen geseilschaftlichen Arbeitstei- 
lung mit der Trennung von geistiger und körperlicher Arbeit nicht anders, 
als daß die Intellektuellen eine paradoxe Rede führen. Diese ist notwendig 
selbstreferentiell und kann sich ausschließlich nur auf das intellektuelle 
Feld und die Äußerungen anderer Intellektueller beziehen: es wird gelesen, 
zitiert, interpretiert, kommentiert, beobachtet, verallgemeinert, kritisiert - 
aber immer nach den Standards, den Regeln und Kriterien des sozialen Fel- 
des, in dem die Intellektuellen als Wissenschaftler, Autoren, Journalisten 
etc. aktıv sind. Sie können aus diesem Feld nicht individuell heraustreten, 
weil es die soziale Bedingung ihrer Existenz ist und sie in spezifischer 
Weise in ein Verhältnis zur Gesellschaft setzt. In diesem Feld produzieren 
sie durch ihre Rede als sozialer Praxis symbolische Macht und kulturelle 
Herrschaft in der Form bestimmter allgemeingültiger Begriffe, relevanten 
Wissens, legitimer Kultur. Die Selbstreferenz läßt sich als solche durch 
Kritik im intellektuellen Feld nicht abschütteln. Die Kritik der von Intellek- 
tuellen ausgeübten Autorität ist daher häufig nichts anderes als ein Element 
der Machtverschiebung von einer Intellektuellengruppe auf eine andere 
oder ein Merkmal der Transformation von Intellektuellengruppen, die auf 
andere und neue Weise kulturelle Hegemonie auszuüben versuchen. 

Die Schwäche des Kritikparadigmas von Foucault ist demnach, daß es ei- 
nem normativen Begriff des Intellektuellen einen anderen normativen Be- 
griff entgegensetzt und damit die Dynamik des kulturellen Feldes als ein 
Kräftefeld intellektueller Tätigkeiten unterschätzt. Doch in dem weitver- 
zweigten Netz von konflikthaften öffentlichen Diskussionen und kulturel- 
len Auseinandersetzungen in der Zivilgeseilschaft gibt es kein Machtva- 
kuum. Es entstehen immer wieder neue Formen von Inteilektualität und 
Redepositionen, die im Namen einer Allgemeinheit das Wort führen und 
damit den Anspruch auf seibstkritische Selbstbeschränkung überholen, re- 
lativieren und - durch ihren kritischen Anspruch hindurch - einen neuen af- 
firmativen Charakter annehmen können. 

In der Zivilgesellschaft entstehen ständig neue Gruppen von Intellektuellen 
mit jeweils neuen Institutionen und neuen Netzwerken. Sie bilden eigene 
Verständigungsformen und Kritikstrategien heraus. Es kann keine Rede da- 
von sein, daß die Zeit des universellen, traditionellen Intellektuellen vorbei 
ist. Vielmehr ändern sich zumeist krisenhaft die Konfigurationen intellek- 
tueller Netzwerke, indem sich die Intellektuellen molekular aus einer intel- 
lektuell verbindlichen Gruppe mit ihren Kulturtechniken, Weltsichten und 
Lebensformen lösen, neue Verbindungen knüpfen und neue Verhältnisse 
zu ihrer Tätigkeit eingehen. Die Wirkungen - auch wenn dies in winzigen, 
feuilletonistischen Schritten erfolgt und auf den ersten Blick anscheinend 
nicht ernst zu nehmen ist - sind historisch nachhaltig, denn das gesamte 
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kulturelle Spektrum ändert sich. Es entstehen neue, kulturelle Machtver- 
hältnisse zwischen intellektuellen Gruppen. Eine der wichtigen Einsichten, 
die Gramscis Analysen der Zivilgesellschaft erbracht haben, ist, daß es 
theoretisch unergiebig ist, Intellektuellen Abweichungen, Verrat oder 
Selbstbezüglichkeit vorzuwerfen. Der Blick wäre vielmehr auf die Gesamt- 
heit des intellektuellen Feldes zu richten, auf dem die verschiedenen intel- 
lektuellen Gruppen mit ihrer Existenz und ihren Transformationen einen 
historisch spezifischen Ereignisraum des konflikthaften Handelns konstitu- 
ieren. Alle diese Intellektuellenparteien beobachten sich wechselseitig und 
die gesellschaftlichen Prozesse, die sie kommentieren, interpretieren und 
analysieren. Sie kritisieren die jeweils anderen Parteien und sich selbst, um 
Fehler festzustellen, Perspektiven auszumachen und die anderen in ihren 
Handlungsmotivationen zu demoralisieren. Kritik als solche und der Mut 
zur Kritik ist also kein Privileg einer besonderen Intellektuellenpartei. In 
der Polarisierung und Parteibildung bilden sich unterschiedliche Formen 
von Kritik aus. Die Frage ist nun, ob es Wege gibt, das sich in der intellek- 
tuellen Rede linker Gesellschaftskritik entfaltende autoritäre Potential - 
durchaus im Sinne Foucaults - konsequenter zu kritisieren, ohne damit den 
Raum für eine affırmative Form von Allgemeinheit zu öffnen. 


IL 


Wenn die Glaubwürdigkeit gesellschaftskritischer Begriffe und Theorten 
verloren ging, stellen sich erneut die bereits von Horkheimer aufgeworte- 
nen Fragen: woraus sich der verpflichtende Charakter einer Gesellschafts- 
kritik ergibt und woraus sie ihre Kraft bezieht. Allerdings kann nıcht mehr, 
wie im Fall der Kritischen Theorie, davon ausgegangen werden, daß es kei- 
ne Kritik mehr gebe und die Intellektuellen alle nichts anderes tun, als den 
Status quo durch Affırmation zu befestigen. Es gibt Kritik als kritische 
Haltung der Entunterwerfung, als Haltung, sich nicht so und nicht derma- 
Ben regieren zu lassen (vgl. Foucault 1992, 11). Kritik ist Kkonstitutiv für 
die Zivilgesellschaft, die sich in den von Intellektuellen organisierten Pro- 
zessen der Kritik und Selbstkritik permanent transformiert. Doch auch die 
Kritik ändert ihre Formen, ihre Inhalte und ihre Ziele. In einigen seiner 
Veröffentlichungen hat Michael Walzer den Versuch unternommen, Ideal- 
typen der Gesellschaftskritik herauszuarbeiten, indem er die Performanz 
von Intellektuellen zum Gegenstand einer Analyse macht. Er unterscheidet 
drei Typen und Praktiken der Gesellschaftskritik: die Entdeckung, die Er- 
findung und die Interpretation. Die Entdeckung und die Erfindung sind 
zwei Formen der Gesellschaftskritik, die Waizer ablehnt. weil sie von der 
Vorstellung geleitet sind, die Kritik einer Gesellschaft müsse entweder von 
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einem distanzierten Ort irgendwo dort draußen kommen oder sie bestärke 
den Status quo. In beiden Fällen wird erwartet, daß die Kraft der Kritik 
sich aus höheren Prinzipien ableite. Im Fall der zehn Gebote tut er dies im 
Namen Gottes. Die moralischen Prinzipien stehen in scharfem Gegensatz 
zu den überlieferten Vorstellungen und Praktien. Sie stellen einen bis dahin 
unbekannten Kontinent dar, dessen Landkarte Gottes Diener kennt. Das 
Modell der Entdeckung hat autoritäre Konsequenzen, denn es wird kaum 
jemand behaupten, die richtigen Moralprinzipien gefunden zu haben, ohne 
den Versuch zu unternehmen, sie auch gegen alle durchzusetzen. In säkula- 
risierter, philosophischer Form wird dieses Modell im Fall einer auf Natur- 
rechte gestützten Kritik praktiziert. Auch der Marxismus wird von Walzer 
diesem Modell zugerechnet. 

Der zweite Typ der Gesellschaftskritik, zu dem Walzer Philosophen wie 
Rawls und Habermas rechnet, ist der der Erfindung. Der Erfinder trete an 
die Stelle Gottes und schaffe eine neue moralische Welt. Ein Motiv für 
diese Tätigkeit sei, daß die Kritiker die moralische Welt für unzulänglich 
halten. Die Autorität dieser Kritikstrategie solle sich aus dem Ziel ergeben, 
nämlich einem »gemeinsamen Leben, in dem Gerechtigkeit, politische Tu- 
gend, gutes Leben oder irgendein anderer solcher Grundwerte verwirlicht 
wäre« (Walzer 1990, 18). Daß jeder der objektiven Wahrheit und dem Ver- 
fahren, an dem er virtuell beteiligt sein soll, auch zustimmen kann, soll ihn 
gleichzeitig verpflichten. Gegen beide Formen der Gesellschaftskritik hat 
Walzer einen zentralen Einwand. Seiner Ansicht nach scheitern diese Kri- 
tikstrategien daran, daß sie suggerieren, sie seien die alleinige und ent- 
scheidende Form der Kritik. Sie müssen den pluralen Charakter von Mo- 
ralprinzipien und Kritikstrategien ebenso ignorieren wie die Tatsache, daß 
es eine endlose Zahl von Entdeckern und Erfindern gibt. Walzer gibt damit 
einen Hinweis auf den interessanten Vorgang in der Moralphilosophie, daß 
nämlich Versuche, Gesellschaftskritik auf dem Weg moralischer Normbe- 
gründung eine Grundlage zu geben, sich selbst ad absurdum führen, weil es 
zu einem Überbietungswettbewerb kommt, jeweils noch bessere und noch 
tiefer liegende Begründungen allgemein verpflichtender Prinzipien zu fin- 
den. Des weiteren scheitern Walzer zufolge Moralerfindungen daran, daß 
sie ihre Moralprinzipien nicht gegen die Deutungen und Interpretationen 
durch die gesellschaftlichen Akteure immunisieren können; mit anderen 
Worten, sie sind letztlich immer schon Interpretationen. 

Dieser Befund ist für Walzer Anlaß zu gesellschaftskritischer Nüchernheit. 
Es braucht keine Gesellschaftstheorie, keine entdeckten und erfundenen, 
keine begründeten Moralprinzipien für die Kritik. Gesellschaftskritik ist 
immer schon da. Sie muß nicht warten, bis Philosophen die tieferen Grün- 
de gefunden haben, auf denen die Kritik sicher aufruht. Ihre Prinzipien fin- 
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den sich in der moralischen Welt, in der wir leben, und die uns mit allem 
»versorgt, was wir benötigen, um ein moralisches Leben zu führen - die 
Fähigkeit zur Reflexion und Kritik eingeschlossen« (ebd., 31; vgl. 29). Die 
vorhandene und uns deswegen auch bereits verpflichtende Moral wird von 
uns im Lichte neuer Konflikte und Interessen interpretiert. Fortschritte der 
Moral ergeben sich nicht durch Entdeckung oder Erfindung, sondern im 
Streit kontroverser Interpretationen, durch Gesellschaftskritik, durch die 
»zuvor aus den alten Prinzipien ausgeschlossene Männer und Frauen« in 
den Geltungsbereich der tradierten Moralprinzipien integriert werden (ebd., 
37). Die von uns geteilte Moral beantworte niemals alle moralischen Fra- 
gen und sei immer inkonsistent. Deswegen habe sie auch immer einen für 
Macht und Herrschaft potentiell subversiven Charakter. Sie gibt nämlich 
den Gesellschaftskritikern die Prinzipien an die Hand, mit deren Hilfe sie 
daran erinnern Können, daß es zwischen ihnen und unserem alltäglichen 
Leben Brüche gibt. Kritik ist also immer möglich, weil nicht nur die Herr- 
schenden, sondern alle sich rechtfertigen wollen. Nicht auf die Prinzipien 
komme es an, sondern auf den Prozeß der Interpretationen, der gleichzeitig 
wiederum alle verpflichte sich weiterzustreiten. »Es gibt eine Überliefe- 
rung, einen Korpus moralischen Wissens; und es gibt eine Gruppe von 
Weisen, die sich streiten. Etwas anderes gibt es nicht. Keine Entdeckung 
oder Erfindung kann den Streit beenden« (ebd., 42). 

Damit bestreitet Walzer die Notwendigkeit, daß ein Kritiker zu den gesell- 
schaftlichen Verhältnissen auf Distanz gehen sollte. Er ist einfach ein In- 
terpret unter vielen anderen. Der Kritiker, der Abstand gewinnen und sich 
selbst und anderen den Eindruck vermitteln möchte, er sei der große Ein- 
same, der moralisch Integre, ästhetisch besonders Sensible, für jedes Ar- 
gument Offene, der Wahrheit zugetan und bereit für sie zu sterben, kurz 
der Intellektuelle als Märtyrer und Held - diese Figur ist für Walzer der 
Entdecker und Erfinder. Ähnelt in Walzers Modell die Tätigkeit des Ent- 
deckers der der Exekutive, die Tätigkeit des Erfinders der der Legislative, 
so nimmt der von ihm favorisierte Gesellschaftskritiker die Rolle eines lo- 
kalen Richters wahr, des mit 


»seiner Gesellschaft verbundenen Kritikers, der seine Autorität aus der Auseinandersetzung 
mit seinen Gesellschaftsgenossen gewinnt (oder auch nicht gewinnt) - der mit Leidenschaft 
und ohne Unterlaß, manchmal mit hohem persönlichen Risiko (auch er kann ein Held sein) 
Einspruch erhebt, protestiert und Einwendungen macht. Dieser Kritiker ist einer von uns«(49). 
Die Haltung des nüchternen Pathos, die Michael Walzer für sein Modell 
des subversiven Gesellschaftskritikers vorsieht, ist sympathisch. Sie nimmt 
die selbstkritischen Erfahrungen vieler linken Intellektuellen auf, die zu 
Recht versuchen, sich selbstkritisch gegen den Objektivismus ihrer kriti- 
schen Haltung und die Machtwirkungen ihrer eigenen Rede zu wenden. 
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Gegen geschichtsphilosophisch begründete pessimistische Erwartungen 
geben die Hinweise auf jahrtausendealte Praktiken der Gesellschaftskritik, 
deren archetypische Modelle in der Bibel ausgearbeitet vorliegen, das be- 
ruhigende Gefühl, daß Kritik auch weiterhin möglich sein wird. Doch sehe 
ich eine Reihe von Problemen. 

Wenn Walzer davon spricht, daß die Ressourcen für die Kritik da sind, er- 
wartet er implizit, daß Kritik einer inneren Optimierungslogik folgt. Kritik 
steht für den Anspruch, Ausgeschlossene zu inkludieren. Doch handelt es 
sich um eine einseitige Festlegung von Kritik. Es gibt kritische Praktiken, 
die auf den Ausschluß zielt. Dies gilt für den Liberalismus, der Freiheit und 
Gleichheit für widersprüchlich und die Durchsetzung der Gleichheit für 
totalitär hält. Dies gilt für die Neue Rechte, die für sich selbst beansprucht, 
den Reedukationskonformismus der westlich orientierten politischen Klas- 
se zu kritisieren. Aus dieser Praxis von Kritik und Gegenkritik resultiert, 
daß Ergebnisse einer Kritik auch wieder rückgängig gemacht werden. Soll 
der Prozeß der Kritik nicht autoritär stillgestellt werden, dann ist es richtig, 
davon zu sprechen, daß Auseinandersetzungen um die Entwicklung von 
Genieinwesen nicht zu beenden sein werden, daß es keinen »endgültigen 
Sieg« geben wird (Walzer 1992a, 297). Dies meint nicht nur, daß neben 
den Diskussionen auch die Kämpfe in alle Ewigkeit weitergehen (vgl. 
Walzer 1992b, 62). Auch die je historische Form von Kritik wird außer 
Acht gelassen: der Gesichtspunkt also, welche Verhältnisse die Kritik ein- 
gehen muß. Walzer geht von der Ewigkeit bestimmter Konstellationen aus: 
immer wieder kritisiert der Kommunitarismus den Liberalismus (Walzer 
1993, 170); immer wieder von neuem muß um die Grenzlinie zwischen 
Markt und Staat »gekämpft« werden; seit biblischen Zeiten gibt es die Ent- 
decker, Erfinder und Interpreten. Die Rolle des Sisyphos mag zur Weltge- 
schichte gehören - was nur ein weiteres Merkmal für die Zwanghaftigkeit 
von Klassengesellschaften und den geringen Grad ihrer Freiheit wäre -, 
doch ist damit noch nicht befriedigend beantwortet, warum immer be- 
stimmten sozialen Kategorien von Individuen diese Rolle ausschließlich 
zufällt. Walzers Hinweis auf die Pluralität unserer Gesellschaften als 
Grundlage für die Vielfalt von Kritik und Gegenkritik ist kein überzeu- 
gendes Argument. Moderne Gesellschaften schließen sich - zumindest ih- 
ren normativen Ansprüchen und ihren Selbstbeschreibungen nach - nicht 
(oder nur selten) ab, sind also offen, kritikfähig und plural. Doch auch 
diese Pluralität und Offenheit kann verschiedene Formen ausbilden. Kri- 
tisch läßt sich darauf hinweisen, daß es sich eben um eine bestimmte ge- 
sellschaftliche Selbstbeschreibung handeit; daß moderne, komplexe Gesell- 
schaften eben nicht plural genug sind und nur existieren können, wenn sie 
die Pluralität und Offenheit vielmehr durch Klassenmerkmale, staatliche 
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Zugehörigkeit, durch ethnische und geschlechtliche Identitäten, durch die 
Mauern der Ausdifferenzierung - die Walzer mit staatlicher Hilfe gezogen 
und geschützt wissen möchte (vgl. Walzer 1992b, 60) - immer wieder von 
neuem einschränken. Es ist uns heute nicht möglich, über tiefgreifende, die 
kollektiven Lebensweisen bestimmende gesellschaftliche Verhältnisse ent- 
sprechend unseren vielfältigen und unterschiedlichen Interessen und Be- 
dürfnissen zu entscheiden. Eine richtige Gesellschaft, so die Überlegung 
Horkheimers und Adornos, zeichne sich dadurch aus, daß sie wirklich plu- 
ralistisch sei. Allein der Hinweis auf Pluralität und Kritik reicht also nıcht 
hin, vielmehr müßte Walzer Kriterien für die Güte der Form der Kritik und 
des Pluralismus ausweisen. 

Zweitens bezweifle ich den demokratischen Charakter des Interpretations- 
begriffs. Wir alle - so Walzer - interpretieren und setzen uns über gemein- 
sam geteilte Werte und Normen auseinander, in denen wir uns gleichzeitig 
unserer kollektiven Identität versichern. Doch der Gesellschaftskritiker 
wird von Walzer als der Weise verstanden, als der professionelle Kritiker, 
der qua amtlicher Autorität über die Gesellschaft richtet, er wird als Rich- 
ter oder Advokat bestimmt. Kritik soll es deswegen geben, weil es Poeten, 
Geschichtenerzähler, Geschichtsschreiber und überhaupt Schriftsteller gibt 
und immer schon gegeben hat. Hier nimmt die Rückführung auf archaische 
Paradigmen der Gesellschaftskritik selbst einen Konservativen Charakter 
an. Gegen Walzers Argument spricht, daß es Kritiker gibt, deren Kritik 
nicht durch den privilegierten Zugang zum Wort und zur Öffentlichkeit be- 
stimmt ist oder sich sogar gegen diese richtet. Mit seinem Professionalis- 
mus aber bestärkt Walzer eine herrschaftlich organisierte Form gesell- 
schaftlicher Arbeitsteilung, die zwangsläufig einen undemokratischen Cha- 
rakter hat (vgl. auch Buchstein/Schmalz-Bruns 1992, 395). Gleichfalls ist 
die historische Konstruktion fragwürdig, ob es tatsächlich in biblischen 
Zeiten schon Kritik gegeben hat. So vertritt Foucault die historisch sehr 
viel konkretere Ansicht, daß sich Kritik als Haltung erst mit den religiösen 
und staatlichen Regierungspraktiken zu Beginn des bürgerlichen Zeitalters 
entwickelte (vgl. auch Koselleck 1979). Walzer folgt dem unter Intellektu- 
ellen verbreiteten humanistisch-idealistischen Mißverständnis, sich durch 
ihre selbstbezüglich Beschäftigung mit theoretischen Traditionen selbst 
den Status einer ewigen Kaste zuzubilligen. Entsprechend zweifelt Walzer 
auch nicht am Interpretationsbegriff, der von der Universalität und Konti- 
nuität des Sinns ausgeht, der - entsprechend einem theologisch-juridischen 
Modell - immer nur neu interpretiert wird. Letztlich gilt ihm die Bibel als 
das Buch der Bücher, in dem sich jener Sinn ebenso finden läßt wie die 
Techniken für die Textexegese, den Umgang mit der Tradition und die kri- 
tische Haltung der Intellektuellen. Nichts Neues gibt es mehr, sondern jede 
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Interpretation reichert nur die Ewigkeit dieses Sinnkosmos an. Dieser und 
die ihn konstituierenden Kulturtechniken der professionellen Intellektuali- 
tät und der Interpretation werden von Walzer aber selbst nicht angezwei- 
felt. Kritiklos wird die »Ewigkeit« dieser historischen Tradition hinge- 
nommen und durch Interpretation selbst immer von neuem in ihrer Klassi- 
zität bestätigt. 

Drittens weist Walzer mit seiner These, daß Gesellschaftskritik nicht auf 
Distanz und von draußen kommen sollte, auf ein Problem hin, doch be- 
stimmt er die gesamte kritische Praxis und die Wahrheitspolitik von Intel- 
lektuellen nicht angemessen. Damit geht auch eine falsche Stilisierung in- 
tellektueller Strömungen einher. Als Paradigma einer Gesellschaftskritik 
auf Distanz gilt Walzer die marxistische Tradition. Kritik von draußen sei 
undemokratisch. Doch empirisch ist dies - wie im Fall Marcuses (vgl. Wal- 
zer 1991, 251) - unzulänglich beschrieben, denn die Kritik von draußen ist 
immer eine Kritik von innen; sie kann bei vielen Gesellschaftsmitgliedern 
auf hohe Resonanz stoßen, die sich gegenüber dem Normalitätsdispositiv 
der herrschenden Gesellschaft ablehnend verhalten. Daß sie diesen Bruch 
in der Normalität ausarbeitet, kann demokratisierende Wirkung haben. 
Walzer kann gesellschaftstheoretisch nicht erklären, warum sich historisch 
die Kritikpositionen von außen immer wieder ergibt und erneuert, sondern 
möchte sie nur normativ vom intellektuellen Feld verdrängen und aus- 
schließen - er möchte doch einen letzten, normativ verbürgten Sieg über 
die Konkurrenten im intellektuellen Feld. Daß seine eigene Rede gerade 
mit ihrem Anspruch auf Pluralität die Ausgrenzungslogik reproduzieren 
muß, entgeht Walzer, weil er sich einem gesellschaftstheoretischen Begriff 
der Zivilgesellschaft und des intellektuellen Feldes verschließt. 

Doch auch in einer anderen Hinsicht hat Walzer nicht recht. Gegen den 
Voluntarismus und Autoritarismus von Utopien gerichtet, wurde von Marx 
mit dem Anspruch auf Wissenschaftlichkeit die Vorstellung einer nach- 
vollziehbaren, einsichtigen und argumentativen Kritik verbunden. Der Kri- 
tik-Begriff, so wie er von Marx und vielen seiner Nachfolger entwickelt 
wurde, ist der einer immanenten Kritik - immanent allerdings nicht im 
Sinne einer einheitlichen, gemeinsam geteilten, »unserer«, sondern einer 
gespaltenen und unversöhnten Welt. Marx’ Kritik läuft darauf hinaus, daß 
die klassengespaltene moderne Gesellschaft nicht wirklich immanent wer- 
den kann, sondern sich immer im »ewigen« Sinnhorizont der Theologie 
bewegt und an Transzendenz orientiert. Utopie ist die einzige und theologi- 
sche Form, in der die bürgerliche Gesellschaft ihre Zukunft entwirft: als 
Versöhnung ihrer Normen mit ihrer Wirklichkeit. Wollte sie ihre Imma- 
nenz bewerkstelligen und ihre Zukunft abschließen, würde sie zwangsläu- 
fig repressiv. Sie ginge in Totalitarismus über. So ist es aus der Sicht von 
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Marx nur eine Bestätigung der Dilemmata des Liberalismus, wenn seine 
Vertreterinnen zugestehen, daß der Totalitarismus sich nur um den Preis 
verhindern läßt, daß auch Demokratie nicht verwirklicht werde. Selten 
pointiert formuliert dies Chantal Mouffe, wenn sie, ganz unkritisch, sagt: 
»Ist es nicht paradox, daß die pluralistische Demokratie nur wegen der 
Unmöglichkeit ihrer Vollendung existieren kann?« und Michael Walzer 
zustimmend bemerkt: »Ja, Politik ist langwierig.« (Walzer 1992a, 296) Ziel 
der Kritik von Marx war es, auf die Bedingungen hinzuweisen, unter denen 
das Zusammenleben der Individuen sich endlich aus dem Horizont der 
Theologie in allen ihren Formen (Gottes, des Staates, der Ware, des Gel- 
des) herausbewegen und immanent werden konnte - und dies, ohne daß es 
zur Herausbildung einer identitären Gesellschaft käme. Der geschichtliche 
Prozeß wird gerade deswegen nicht als Heilsgeschehen hin zur Erlösung 
von den Übeln und Einlösung schon bekannter Normen betrachtet, sondern 
als ein prozessierender Widerspruch, der sich durch Aneignung fremder 
Arbeit und Beherrschung, durch Kritik, Widerstand und Emanzipation fort- 
bewegt. Das Ziel ist nicht die Transzendenz, das Jenseits, die Abschaffung 
von »Verhältnissen«, sondern die Beendigung dieser bestimmten Form von 
Verhältnissen und Widersprüchen und die Beseitung aller Formen von 
quasi transzendenten Mächten, die die Entscheidungsfreiheit der Menschen 
verhindern. 


IV. 


Die feuilletonistischen Beobachtungen thematisieren ebenso wie Foucault 
und Walzer eine Veränderung der Intellektuellen im Verhältnis zu sich 
selbst. Sie überprüfen die Machtwirkungen ihres Wissens und ihrer Rede- 
position. Ihre kritische Haltung zielt darauf, sich nicht mehr führen zu las- 
sen und nicht selbst aktiv zu führen, sondern RednerInnen unter den vielen 
anderen zu sein, antiautoritär gegen jede Machtanmaßung der Wahrheit, 
emanzipiert davon, sich den Sinn der Gegenwart von einer mächtigen Zu- 
kunft oder von der Wucht der sozialen Gesetze der Vergangenheit vor- 
schreiben zu lassen. Diese Kriterien der Kritik und Selbstkritik sind Maß- 
stäbe des intellektuellen Selbstverhältnisses, die in ihren Konsequenzen für 
viele der Begriffe in der linken Theorietradition ernst genommen werden 
müssen, gerade weil sie sich in der Kritik daraus ergeben haben und in 
vielen Hinsichten autoritäre Momente treffen. Doch auf paradoxe Weise 
ignorieren diese Kritiken die Machteffekte ihrer eigenen neuen Redeposi- 
tion und der Form von Selbstkritik. Damit meine ich nicht allein ihr Ver- 
trauen in den Markt, ihre Besinnung auf die Würde des Staates, ihre Ach- 
tung vor den Werten, ihre Beschwörung des Pluralismus der massenme- 
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dialen Öffentlichkeit - vielfach überzogene Reaktionen auf die Aporien der 
traditionellen Ideologiekritik, die aufs Neue die gesellschaftlichen Wider- 
sprüche ausblenden. Die Selbstkritiken der Intellektuellen unterstellen - 
und sind damit einer gewissen konservativen Tradition verpflichtet -, daß 
es allein ihre Rede und ihre Vernunft- und Wahrheitsansprüche gewesen 
seien, die als indirekte politische Gewalt letztlich das staatliche Monopol 
auf Allgemeinheit usurpieren würden. Die Kritik ist zu Recht selbstbezüg- 
lich gegen diese Funktionen gerichtet. Doch ist sie immanent und deswe- 
gen begrenzt. Von Foucault war diese Begrenztheit der Kritik gewollt. Er 
zielt auf das Ethos einer Kritik der Gegenwart und der »uns gegebenen 
Grenzen«, verbunden mit dem Experiment der Möglichkeit ihrer Über- 
schreitung (Foucault 1990, 53). Um die Fehler der Usurpation zu vermei- 
den, soll sich die Kritik auf eine situative, eine partielle Kritik beschrän- 
ken, durch die Intellektuelle ein neues Verhältnis zu sich selbst eingehen 
mit dem Ziel, sich nicht so, sich nicht dermaßen regieren und führen zu las- 
sen (vgl. Foucault, 1992, 51Lff.) - womit unterstellt wird, daß Regierung und 
Führung als solche keinesfalls zweifelhaft sei. Doch Foucaults eigenes 
Freiheitsstreben, sein Anarchismus läßt ihn sich »versprechen«: es geht 
ihm auch um den Willen und die Haltung, sich überhaupt nicht regieren 
und führen zu lassen (ebd., 41). Die Kritik kann zunächst nicht anders als 
selbstbezüglich an den Grenzen des intellektuellen Feldes, also alles des- 
sen, was Intellektuelle denken, wissen und tun, zu operieren. Ihre anti- 
theologische und antimetaphysische Bedeutung hat sie aber darin, daß sie 
auch die Grenzen als solche erkennt und den Versuch unternimmt, von in- 
nen heraus über die Grenzen dieser »metaphysischen« Gegenwart hinaus- 
zutreten und ihre eigenen Existenzgrundlagen zu thematisieren. Denn die 
Redeposition der Intellektuellen kann die Macht nur erzeugen aufgrund 
ihres Status als professionelle Intellektualität in der gesellschaftlichen Ar- 
beitsteilung. Diesen Schritt geht Foucault nicht, obwohl er die brüderliche 
Annäherung an die Frankfurter Schule sucht (vgl. ebd., 25). 

Die Kritische Theorie bestand auf immanenter Kritik in einem sehr radika- 
len Sinn. Es sollte nicht der Hinweis auf die Zukunft und die sozialen Ge- 
setzmäßigkeiten in Anspruch genommen werden, weil dies letztlich nur an 
die konformistische Zustimmung zu einer tieferen und zukünftigen Macht 
appelliert. Gleichfalls lehnte sie es ab, ihre Kritik auf die Normen von 
Freiheit und Gleichheit zu stützen, denn schon längst hatten diese ihre Ver- 
pflichtungskraft und Bindungsfähigkeit für das Bürgertum verloren. Unter 
dem von der Arbeiterbewegung ausgeübten Druck, die Glücksversprechen 
der bürgerlichen Gesellschaft endlich wahr zu machen, so die nachhaltige 
Erfahrung der Vertreter der Kritischen Theorie, verzichtete das Bürgertum 
darauf, an diesen Normen überhaupt noch festzuhalten. Wie schon Marx in 
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seiner Kritik an der Französischen Revolution und den Frühsozialisten, 
deutet auch Adorno Vorbehalte gegen Gleichheit an. 

»Eine emanzipierte Gesellschaft jedoch wäre kein Einheitsstaat, sondern die Verwirklichung 
des Allgemeinen in der Versöhnung der Differenzen. Politik, der es darum im Ernst noch 
ginge, sollte deswegen die abstrakte Gleichheit der Menschen nicht einmal ais Idee propagie- 
ren. Sie sollte statt dessen auf die schlechte Gleichheit heute ... deuten, den besseren Zustand 
aber denken als den, in dem man ohne Angst verschieden sein kann« (Adorno 1980, 114). 
Der Intellektuelle als Kritiker soll immanent vorgehen, weil allein dies ver- 
hindert, usurpatorische Ansprüche zu erheben. 

»Die objektive Verstelltheit des Besseren betrifft nicht abstrakt das große Ganze. In jedem 
Einzelphänomen, das man kritisiert, stößt man rasch auf jene Grenze« (Adorno 1977b, 793). 
Eine von außen geführte Kritik hat ihrerseits keine Verbindlichkeit, wenn 
sie nicht in der Lage ist, die zu kritisierenden Interessen, Bilder, Begriffe 
und Denkweisen aufzunehmen und zu bearbeiten. Doch woran könnte eine 
solche Kritik ihren Maßstab haben, wenn alle immanenten Kriterien ihrer- 
seits schon als Maßstab verworfen wurden, weil sie historisch entweder 
obsolet oder aber metaphysisch-autoritär sind?! 

Adornos Kritikstrategie besteht in der Empfehlung, der Dialektik der Im- 
manenz zu folgen. Nachdem die Intellektuellen sich als solche anerkannt 
haben und erkennen, daß ihr Ausgangspunkt die Immanenz ist, müssen sie, 
wenn sie die Kritik nicht voreilig und aus partikularistischen Motiven si- 
stieren, weiterhin erkennen, daß die Immanenz ihres Denkens ein Zwang 
ist und die intellektuelle Betätigung auf das arbeitsteilige Feld intellektu- 
eller Objektivationen festschreibt und ihre Erkenntnisfähigkeit beschränkt. 
»Gerade der zur Sonderfunktion beschränkte Geist verkennt sich, dem ei- 
genen Privileg zuliebe, als Absolutes.« (Adorno 1971, 20) Immanenz im- 
pliziert den Wahn von der Absolutheit des Geistes und der Reinheit des 
Intellekts. Intellektuelle nehmen für sich Intellektualität, das Wort, die 
Kultur, die Vergangenheit, den Geist, die Freiheit in Anspruch - als sei ihre 
Existenz und ihre Praxis nicht immer schon durch das Unrecht an denen 
gekennzeichnet, deren Arbeit sie sich nicht allein nur verdanken, sondern 
die sie mit ihrem Denken regieren und führen (vgl. Demirovic 1993). Kon- 


1 In keinem Fall ist es der unter Linken beliebte direkte Schritt zum Wesentlichen - dem 
Weltmarkt, den kapitalistischen Produktionsformen, den liberaldemokratischen Institutio- 
nen etc. -, so als sei Kritik nur möglich, wenn sie sich mit vorweg definierten großen Din- 
gen abgibt. Die bindende Wirkung der Analyse als Kritik springt nicht aus den analysier- 
ten Verhältnissen, und seien diese noch zu schreckerregend. Eine solche Annahme ten- 
diert dazu, autoritär und antiintellektuell zu werden, da sie den Prozeß der intellektuellen 
Aneignung und die Auseinandersetzungen ums Relevante durchstreicht und das für we- 
sentlich Gehaltene schlicht setzt. Die bindende Wirkung einer kritischen Analyse kann 
sich nur in der konkreten Auseinandersetzung mit dem intellektuellen Feld und der Dia- 
lektik der Begriffe einstellen (vgl. Adorno 1968, 33ff.). 
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stitutiv ist selbst noch der demokratischen Rede der Intellektuellen die 
Teilhabe an sozialer Herrschaft und der Nutzen, den sie daraus ziehen, ein- 
geschrieben. Und dies gilt gerade für die demokratisch-nüchterne Rede des 
Intellektuellen über den Intellektuellen, die auf alles Pathos und intellektu- 
elles Geziere verzichtet und die geistige Arbeit mit dem Hinweis auf die in 
modernen, komplexen Gesellschaften liegenden Notwendigkeiten begrün- 
det. Die von Intellektuellen ausgearbeitete Theorie der Moderne wird so 
zur selbstreferentiellen Usurpation der gesellschaftlichen Rede - sie folgt 
der »ewigen« Tradition der Intellektuellen, ihre Rede durch ihre Rede zu 
privilegieren, indem sie in Anspruch nehmen, advokatorisch für andere zu 
sprechen, die im gleichen Atemzug unmündig gemacht werden. 

. Demgegenüber wird das Plädoyer für eine Selbstkritik der Vernunft bis auf 
weiteres der zeitgemäße Impuls der Kritischen Theorie bleiben. Dies 
meint, daß die Intellektuellen - wollen sie sich und ihre Kritik nicht für un- 
mündig erklären - erkennen und analysieren sollen, worin das Wahnhafte 
und Autistische, die theologische und metaphysische Befangenheit ihres 
Denkens, ihres Leidens, ihrer Sensibilität, ihrer Erfahrungen, worin die 
Grenzen ihrer Erkenntnis, die Wiederkehr der immer gleichen Probleme 
und Überlegungen begründet ist. Der Weg aus der Immanenz der profes- 
sionellen Intellektualität ist die Erkenntnis der metaphysischen Transzen- 
denz der Intellektualität selbst als historisch spezifischem Ort der Rede 
professioneller Intellektueller. Sie ist Ergebnis der gesellschaftlichen Tren- 
nung von Regierten und Regierenden, derjenigen, die konzipieren, von 
denen, die ausführen. Diese Form der Selbsterkenntnis ihrer Tätigkeit, die 
das Denken, die Kultur, die Diskussionen als Öffentlichkeit und Zivilge- 
sellschaft verselbständigt, folgt der Dynamik der Erkenntnis selbst und 
führt zu dem Selbstmißtrauen der Intellektuellen gegenüber ihrer Existenz, 
ihrer Vernunft und zu dem »subjektiven Wissen ums schlechte Ganze«. 
Immanentes Verfahren der Kritik mündet schließlich ein in ein Wissen von 
außen, das »jeden Augenblick in die Bestimmung des Gegenstandes mit 
eingeht« (Adorno 1977a, 28). Diese Dialektik von Innen und Außen darf 
nicht zugunsten einer Seite stillgestellt werden, bis schließlich diese Bewe- 
gung selbst sich als historisch beschränkte Bewegung herausstellt: »Am 
Ende wird der dialektischen Methode der Gegensatz der von außen und 
von innen eindringenden Erkenntnis selber als Symptom jener Verdingli- 
chung suspekt, die anzuklagen ihr obliegt« (ebd.). Das Außen, auf das Ad- 
orno mit seiner Konzeption einer dialektischen Intellektualität zielt, ist die 
Bruchstelle einer Gesellschaft, die aufgrund ihrer Widersprüche nicht 
wirklich immanent zu werden vermag. In jener Bruchstelle, jener Nichti- 
dentität deutet sich das Neue an. Es ist die Kritik der spezifischen Form der 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung, die die Trennung von Führern und Ge- 
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führten, von Sprechern und Repräsentierten, von Planenden und Ausfüh- 
renden, von Immanenz und Transzendenz überholt und die gesellschaftlich 
selbstbestimmte Arbeitsteilung und Kooperation ermöglicht. 
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